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VORWORT 
2003 war außenpolitisch ein sehr bewegtes Jahr und hat die internationalen 
Beziehungen in einer Weise beeinflusst, die noch lange zu spüren sein wer­
den. Es hat gezeigt, was Außenpolitik und Diplomatie im besten Falle zu 
leisten vermögen, indem in Europa die Weichen für die größte Erweite­
rung in der Geschichte der Europäischen Union und für ihren Verfassungs­
vertrag gestellt wurden. Gleichzeitig wurde der Welt im Irak vor Augen 
geführt, wohin es führt, wenn die Möglichkeiten der Diplomatie, der fried­
lichen Streitbeilegung und der internationalen Vermittlung nicht entspre­
chend genützt werden. Beide Entwicklungen haben auch die österrei­
chische Außenpolitik vor große Herausforderungen gestellt. 
Als Erfolg jahrelanger diplomatischer Bemühungen und konsequenter 
Außenpolitik wird die am 1. Mai 2004 vollzogene Erweiterung der EU um 
zehn neue Mit�lieder in die Geschichtsbücher eingehen. Erstmals in seiner 
Geschichte ist fast der ganze Kontinent in Frieden und Freiheit geeint, und 
die EU ist mit nunmehr 25 Mitgliedstaaten und 450 Millionen Einwohnern 
der größte und dynamischste Integrationsraum der Welt. Österreich liegt 
diesem Erdteil nunmehr tatsächlich in jeder Hinsicht inmitten, womit eine 
Priorität der österreichischen Außenpolitik verwirklicht werden konnte. 
Österreich ist aber durch die Erweiterung der Union nicht nur geogra­
phisch ins Zentrum Europas gerückt, es hat dadurch auch ein Mehr an 
Sicherheit gewonnen: liegt es doch nun im Zentrum einer Entität, die sich 
zunehmend gerade auch als gemeinsame Sicherheitszone formiert. In 
einem Zeitalter, das geprägt ist durch neue, oft schwer zu greifende Bedro­
hungen, wie den Terrorismus, muss dieser Sicherheitsaspekt im Vorder­
grund unserer Überlegungen stehen, wenn wir an die Erweiterung der 
Union denken. Denn wir leben in einer Zeit, in der der Erfolg der Außen­
politik daran gemessen wird, wie viel Sicherheit wir den Menschen bieten 
können und Sicherheit nur mehr im Verbund zu gewährleisten ist. 
1m Jahr 2003 wurde die Erweiterung der Europäischen Union, mit dem die 
künstliche Trennung Europas durch den Kalten Krieg endgültig überwun­
den wurde und Österreich in diese für es so natürliche gemeinsame Sicher­
heitszone hineingewachsen ist, entscheidend vorbe:,eitet. Als am 16. April 
2003 Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und ich für Osterreich den Beitritts­
vertrag der zehn neuen Mitgliedstaaten in Athen, der Wiege der europäi­
schen Demokratie, unterschrieben, war dies sicher für mich einer der bewe­
gendsten Momente meiner Tätigkeit als österreichische Außenministerin. 
Für die österreichische Außenpolitik war wichtig, dass die EU-Erweite­
rung für die alten wie die neuen Mitglieder der Union zu einem Erfolg 
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wird. Wir haben in den Beitrittsverhandlungen großen Wert darauf gelegt, 
österreichische Interessen, etwa im Bereich der Übergangsregelungen bei 
Arbeitnehmer- und Dienstleistungsfreiheit, durchzusetzen, aber insgesamt 
zu einer Lösung im Sinne der Gründerväter der europäischen Integration 
zu kommen: den eigenen Vorteil im gemeinsamen Vorteil zu finden. 
Dass Österreich wirtschaftlich einer der größten Gewinner der Erweite­
rung aus dem Kreise der bisherigen Mitgliedstaaten der EU sein wird, ist, 
ebenso wie die bereits vorhandene enge wirtschaftliche Verschränkung 
unseres Landes mit unseren Nachbarn in Mitteleuropa, das Ergebnis jahre­
langer konsequenter Arbeit der österreichischen Außenpolitik und der hei­
mischen Wirtschaft. Dass im Zuge dieses Prozesses auch geistig und kultu­
rell wieder zusammenwächst, was Jahrhunderte lang ein gemeinsames 
Schicksal geteilt hat, ist dabei besonders wichtig. Die von mir schon vor 
einigen Jahren ins Leben gerufene» Regionale Partnerschaft" hat sich hier­
bei bereits bestens bewährt. 
Jetzt ist es eine unserer Aufgaben, Stabilität und Wohlstand, die Friedens­
dividende der Europäischen Union, rasch auch auf dem Balkan zu etablie­
ren, um den gefährlichsten Krisenherd des Kontinents zu entschärfen. 
Südosteuropa muss in das europäische Friedenswerk in unserem eigenen 
Interesse voll eingebunden werden, denn unsere Sicherheit beginnt heute 
weit jenseits unserer Staatsgrenzen. In diesem Sinne hat Österreich auch 
den im Frühjahr 2003 gestellten Beitrittsantrag Kroatiens als ermutigendes 
Signal begrüßt und von Anfang an nachdrücklich unterstützt und enga­
giert sich politisch und im Sicherheitsbereich aktiv in Bosnien und im 
Kosovo. 
Das Jahr 2003 brachte für die Europäische Union jedoch noch einen weite­
ren wichtigen Schritt, den Abschluss der Vorbereitungen zu einem Verfas­
sungsvertrag im Europäischen Konvent und den Beginn der Regierungs­
konferenz zu seiner Beschlussfassung. Die neue Verfassung wird die künf­
tige Entwicklung der erweiterten Union erleichtern und die Funktionsfä­
higkeit der Organe verbessern, die europäische Gesetzgebung vereinfa­
chen und mehr Transparenz gegenüber dem Bürger bringen. Der neue 
Verfassungsvertrag ist dann im Juni 2004 als erstes gemeinsames Projekt 
des neuen, erweiterten Europa beschlossen worden und stellt den institutio­
nellen Schlussstein zur Überwindung der Teilung Europas dar. 
Europa bekommt eine Verfassung, die auf die Gleichheit der Mitgliedstaa­
ten ebenso Rücksicht nimmt wie auf die Gleichheit der Bürgerinnen und 
Bürger, die getragen ist vom Willen, die Union handlungsfähiger und ent­
scheidungsfreudiger zu machen. Es ist aber auch eine Verfassun&� die - was 
mir in den Verhandlungen besonders wichtig war- die Sorgen, Angste und 
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Forderungen der Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen versucht und 
die Europäische Union demokratischer und transparenter macht. 
Das Jahr 2003 stand jedoch darüber hinaus ganz besonders im Zeichen des 
dramatischen Geschehens im Irak. Diesem - durch so viele Jahre einer blu­
tigen Diktatur, durch Krieg und Terror vielgeprüftem - Land endlich die 
Chance auf Frieden, Freiheit und eine demokratische Entwicklung zu ver­
schaffen, bleibt auch heute eine zentrale Aufgabe der Staatengemeinschaft. 
Im Sinne der Beschlüsse des Nationalen Sicherheitsrates vom 29. Jänner 
und 24. März 2003 hat Österreich sich dabei von Anfang an insbesondere 
für eine möglichst maßgebende Rolle der Vereinten Nationen sowie für 
eine gemeinsame Haltung der EU eingesetzt. Auf der Basis eines parteien­
übergreifenden Konsenses habe ich sichergestellt, dass Österreich die auf 
Grund der damaligen Situation erforderlichen neutralitätsrechtlichen 
Maßnahmen ergreift. 
Wie immer wir zu den konkreten Ereignissen des vergangenen Jahres ste­
hen mögen, ist doch eines klar: Heute sind wir von der gefährlichen Insta­
bilität im Irak alle miteinander betroffen. Wenn es dort nicht gelingt, für 
Frieden und dauerhafte Stabilität zu sorgen, kann dies für die Sicherheit 
des gesamten Nahen Ostens, ja auch für unsere Sicherheit in Europa ein­
schneidende negative Konsequenzen haben. In diesem Sinne und konkret 
in Erfüllung der Beschlüsse des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
leistet Österreich seinen Beitrag zu den internationalen Bemühungen zur 
Stabilisierung des Irak: durch die Teilnahme an Programmen in Jordanien 
für die Ausbildung irakischer Polizisten ebenso wie durch das Angebot, in 
Osterreich Ausbildungskapazitäten für irakische Offiziere und Diploma­
ten zur Verfügung zu stellen. 
Darüber hinaus glaube ich aber, dass wir aus dem Umstand, dass die Euro­
päischen Union in der damaligen Situation zu keiner gemeinsamen Linie 
gefunden hat -ja dass es in dieser Frage sogar innerhalb des Sicherheitsra­
tes der Vereinten Nationen tiefreichende Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen Mitgliedstaaten der EU gegeben hat - grundlegende Konsequenzen 
für die Zukunft ziehen müssen. Die Annahme einer gemeinsamen E U­
Strategie für die Unterstützung des politischen Transformationsprozesses 
und des Wiederaufbaus im Irak beim letzten Europäischen Rat erachte ich 
in diesem Zusammenhang als ersten wesentlichen Fortschritt. 
Ich trete gerade im Lichte dieser Erfahrungen noch stärker als bisher für das 
Ziel einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ein, in deren Rah­
men die EU und ihre Mitglieder auch wirklich mit einer Stimme sprechen. 
Ich stehe daher auch zum längerfristigen Ziel eines ständigen Sitzes im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen für die Europäische Union als solche. 

XI 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 13 von 422

www.parlament.gv.at



Und noch etwas erachte ich für einen ersten wesentlichen Fortschritt: 
Heute sehen viele klarer als vor einem Jahr, dass es keine nachhaltige 
Alternative zum Multilateralismus, zur Zusammenarbeit und zu diploma­
tischen Anstrengungen im Rahmen der Vereinten Nationen gibt. Auch in 
diesem Zusammenhang wird die Rolle der Europäischen Union immer 
wichtiger. Sie ist nicht nur der mit Abstand größte Beitragszahler der Ver­
einten Nationen und damit ihre größte finanzielle Stütze, sie ist auch in so 
gut wie allen ihren Aufgabenbereichen ein wichtiger Ideengeber und eine 
der stärksten Kräfte im Meinungsbildungsprozess ihrer Mitgliedstaaten. 
Die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen EU und UNO, wie sie 
im September 2003 in der Unterzeichnung der» Gemeinsamen Erklärung 
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der 
Europäischen Union im Bereich des Krisenmanagements" ihren Ausdruck 
gefunden hat, ist ein wichtiger Beitrag der EU zu Frieden und Stabilität in 
unserer Welt. In der Demokratischen Republik Kongo hat im Sommer 
2003 mit der Operation .,Artemis" erstmals die EU selbst - mit österrei­
chischer Beteiligung -, und nicht einzelne ihrer Mitgliedsstaaten, die Frie­
densbemühungen der UNO schnell und unbürokratisch unterstützt und 
damit weitere Massaker an der Zivilbevölkerung verhindern können. 
Gleichzeitig hat sich die Zusammenarbeit innerhalb der Mitgliedsstaaten 
der EU in den Vereinten Nationen in den letzten Jahren intensiviert, eine 
Entwicklung, die Österreich vollinhaltlich begrüßt. Habe ich doch in den 
vergangenen Jahren immer wieder gefordert, dass die EU in den Vereinten 
Nationen mit einer Stimme spricht. Die Europäische Kommission hat im 
Sommer 2003 ein Papier vorgelegt, das den Weg zukünftiger noch engerer 
Zusammenarbeit weisen soll. Das Papier trägt den bezeichnenden Titel: 
» The EU and the UN: The Choice of M ultilateralism". Es nennt damit 
genau den Weg, für den Österreich immer eingetreten ist: die EU muss ihre 
gemeinsame Außenpolitik klar auf den Multilateralismus ausrichten und 
seine Instrumente nachhaltig unterstützen und stärken. Dem trägt auch 
die im Dezember 2003 beschlossene Sicherheitsstrategie der EU, die den 
Titel » A  Secure Europe in a Better World" trägt und für deren Annahme 
sich Österreich nachdrücklich eingesetzt hat, klar Rechnung. 
Das Jahr 2003 hat mit seinen Höhen und Tiefen ein Plädoyer für verant­
wortungsbewusste und vorausblickende Außenpolitik gehalten. Auf die 
Europäische Union, die sich zunehmend die Mechanismen geschaffen hat, 
sich diesen Herausforderungen zu stellen, kommen dabei in den nächsten 
Jahren wichtige Aufgaben zu. Sie wird Entscheidendes dazu beitragen kön­
nen, dass verantwortungsbewusste Diplomatie in einer Welt des Rechtes 
ihre Chancen zu positiver Gestaltung erhält und wahrnimmt. Die Mitar-
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beiterinnen und Mitarbeiter des österreichischen Außenministeriums wer­
den dabei verstärkt die Möglichkeit erhalten, vieles von dem einzubringen, 
was die österreichische Außenpolitik seit vielen Jahren auszeichnet. 

::- :!- ::-

Ein Außenpolitischer Bericht wäre unvollständig ohne Erwähnung dessen, 
was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Außenministeriums in der 
Zentrale und an den österreichischen Vertretungsbehörden in aller Welt 
bei der Betreuung von Konsularfällen täglich leisten. Mir war und ist es ein 
Anliegen, das Außen..ministerium so service,orientiert wie möglich zu 
gestalten, damit alle Osterreicherinnen und Österreicher, egal wo sie sich 
gerade aufhalten, immer einen Ansprechpartner für allfällige Notsituatio­
nen zur Verfügung haben. Unter dem Motto » Weltweit für Sie da" sind 
das Bürgerservice und der Bereitschaftsdienst des Außenministeriums rund 
um die Uhr erreichbar. Hilfe bei Unglücks- und Todesfällen, Hilfe für jene 
Österreicherinnen und Österreicher, die unverschuldet in eine Notlage 
geraten, die Ausstellung von Dokumenten und Sichtvermerken, Reisewar­
nungen und andere Informationen stehen im Mittelpunkt der Serviceleis­
tungen. 
Konsularfälle sind, und das ist mir besonders wichtig zu betonen, selbstver­
ständlich auch Chefsache. So bestehe ich darauf, dass sich in wichtigen Fäl­
len die Botschafterin oder der Botschafter selbst der Sache annimmt, und 
auch ich schreite dort, wo es notwendig ist, persönlich ein. Im Frühjahr 
2003 war dies etwa im Falle der österreichischen Saharageiseln erforder­
lich, die wir lange vor den Geiseln anderer Staaten vollzählig und wohlbe­
halten in die Heimat zurückbringen konnten. 

Engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des österreichischen Außen­
ministeriums in aller Welt haben in bewährter Zusammenarbeit wieder 
dazu beigetragen, dass das vorliegende umfassende Nachschlagewerk über 
die Außenpolitik des Jahres 2003 zustande gekommen ist. Ihnen allen 
danke ich und hoffe, dass der Außenpolitische Bericht 2003 möglichst viele 
an den außenpolitischen Ereignissen eines bewegten Jahres Interessierte 
findet. 

Dr. Benita Ferrero-Waldner 
Bundesministerin für auswärtige Angelegenheiten 
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Die Erweiterung der Europäischen Union 

A. Österreich in der Europäischen Union 

I. Die Erweiterung der Europäischen Union 

ach dem Abschluss der Beitrittsverhandlungen mit Estland, Lettland, Li­
tauen, Malta, Polen, der Slowakei ,  Slowenien, der Tschechischen Republik, 
Ungarn und Zypern im Dezember 2002 stand das Jahr 2003 vor allem im Zei­
chen der Vorbereitungen des auf den 1 .  Mai 2004 festgesetzten Beitritts die­
ser zehn Länder zur Europäischen Union. Der Fahrplan umfasste die Erstel­
lung des endgültigen Textes des Beitrittsvertrags, seine Annahme durch das 
Europäische Parlament und durch den Rat der Europäischen Union, die Un­
terzeichnung sowie die innerstaatliche Genehmigung des Vertrages in den 
fünfzehn alten und zehn neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Die redaktionelle Arbeit am Text des Beitrittsvertrags, d. h. die juristische 
Ausformulierung der Ergebnisse der Beitrittsverhandlungen, wurde im Feb­
ruar 2003 abgeschlossen. Nach Beendigung der Übersetzungsarbeiten wurde 
der endgültige, in allen nunmehr 20 Amtssprachen der Europäischen Union 
authentische Text des Beitritlsvertrags, im April 2003 zunächst dem Euro­
päischen Parlament zugeleitet, das am 9. April 2003 in getrennten Abstim­
mungen dem Beitritt jedes der zehn Beitrittsländer zustimmte. Danach fasste 
auch der Ministerrat der Europäischen Union den erforderlichen einstimmi­
gen Beschluss. Am 16.  April 2003 wurde der Beitrittsvertrag schließlich von 
den Vertretern der Regierungen der 25 alten und neuen Mitgliedstaaten der 
EU in Athen unterzeichnet. Für Österreich unterschrieben Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel und Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner. 

In Österreich erbrachten die verfassungsmäßigen parlamentarischen Ab­
stimmungen über den Beitriltsvertrag am 3.  Dezember 2003 im Nationalrat 
bzw. am 18 .  Dezember 2003 im Bundesrat jeweils große Mehrheiten für die 
Erweiterung. Damit konnte nach Ratifikation durch Bundespräsident Tho­
mas Klestil  und Gegenzeichnung durch Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
am 19 .  Dezember 2003 das innerösterreichische Genehrnigungsverfahren 
formell abgeschlossen und die Ratifikationsurkunde am 23.  Dezember 2003 
in Rom (Italien ist Depositarstaat der Beitrittsverträge) hinterlegt werden. 

Die in einigen anderen Staaten zu Jahresende 2003 noch laufenden inner­
staatlichen Genehmigungsverfahren sollten bis spätestens 30. April 2004 ab­
geschlossen sein, sodass der Beitritt der zehn neuen Mitgliedstaaten wie 
vorgesehen am 1 .  Mai 2004 erfolgen kann. In neun der zehn neuen Mitglied­
staaten umfasste die innerstaatliche Genehmigung jeweils auch die Abhal­
tung eines Referendums. Diese Volksabstimmungen fanden zwischen März 
und September 2003 statt und ergaben Zustimmungsraten zwischen 53 ,65% 
(Malta) und 93 , 7 1 %  (Slowakei) .  Nur auf Zypern wurde aufgrund der de 
facto bestehenden Teilung der Insel keine Volksabstimmung über den EU­
Beitritt durchgeführt. Aufgrund der andauernden politischen Teilung Zy-
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Österreich in der Europäischen Union 

perns wird der Acquis (gemeinschaftliche Rechtsbestand) bis auf weiteres 
nur im Südteil Anwendung finden. Zypern tritt aber in seiner Gesamtheit 
der EU bei ,  sodass es wie im historischen Präzedenzfall Deutschland bei ei­
ner Wiedervereinigung Zyperns keiner Änderung des Beitrittsvertrags be­
dürfen wird. 

Die im österreichischen Parlament von einer - bis auf zwei symbolische Ge­
genstimmen - großen �ehrheit getragene Zustimmung zur EU-Erweiterung 
ist Ausdruck eines in Osterreich breilen gesellschaftlic�en Konsenses über 
die Erweiterung. Grundlage dieses Konsenses sind für Osterreich wichtige, 
in den Beitrittsverhandlungen zwischen 1 998 und 2002 erzielte Lösungen in 
Sachfragen, die in der Beitrittsakte als integraler Bestandteil des Beitrittsver­
trags rechtsverbindlich festgeschrieben sind. 

Die Beitrittsakte berücksichtigt das besondere SchutzbedÜIfnis des österrei­
chischen Arbeitsmarktes durch zeitlich befristete Übergangsregelungen von 
insgesamt bis zu sieben Jahren im Bereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

� Bereich der grenzüberschreitenden Dienstleistungen gelang es ebenfalls, 
Ubergangslösung�.n für spezifische, durch die Erweiterung besonders betrof­
fene Sektoren in Osterreich und Deutschland, etwa im Baugewerbe, im Rei­
nigungsgewerbe, bei der Hauskrankenpflege oder bei Überwachungs- und 
Schutzdiensten, in der Beitrittsakte zu verankern. 

Im Bereich der Regionalpolilik garantiert die Beitrittsakte die Weiterführung 
der Finanzierung der für Österreich wichtigen grenzüberschreitenden Pro­
gramme zwischen der��itigen und künftigen Mitgl iedstaaten durch die 
Union. Derzeit betreibt Osterreich vier solche Programme der .. cross-border 
co-operation" (CBC) gemeinsam mit Ungarn, der Slowakei ,  Slowenien und 
der Tschechischen Republik. Im Rahmen dieser Initiative werden nach ge­
meinsam erarbeiteten grenzüberschreitenden Programmen Projekte in den 
verschiedensten Bereichen, etwa die Errichtung und Gründung gemeinsa­
mer Forschungszentren, der Ausbau von Infrastruktur in den Grenzgebieten 
oder gemeinsame Tourismusprojekte, umgesetzt. 

Ein besonderes Anl iegen Österreichs sind hohe sicherheitstechnische An­
forderungen für Kernkraftwerke in den Beitrittsländern. Wo keine entspre­
chende sicherheitstechnische Nachrüstung möglich ist, konnten in der Bei­
trittsakte verbindl iche Schließungsdaten festgeschrieben werden: betroffen 
sind Reaktorblöcke in Litauen (Ignalina) und der Slowakei (Bohunice) . Im 
Zuge der Ratifizierung des EU-Beitritts vertrags im Nationalrat wurde die ös­
terreichische Position in Bezug auf Temelin durch entsprechende Entschlie­
ßung bekräftigt. 

Im finanziell besonders relevanten Kapitel .. Landwirtschaft" sieht die Bei­
trittsakte vor, Direktzahlungen an Landwirte in den Beitrittsländern schritt­
weise über eine Periode von zehn Jahren einzuführen. Durch diese Regelung 
wird den unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der Landwirtschaftssek-
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Die Erweiterung der Europäischen Union 

toren in den alten und neuen Mitgliedstaaten Rechnung getragen sowie die 
Einhaltung des Budgetrahmens der Union sichergestellt. Gleichzeitig wird 
eine mögliche soziale und wirtschaftliche Destabilisierung in den beitreten­
den Staaten durch ein Ungleichgewicht zugunsten des Landwirtschaftssek­
tors verhindert. Während der zehn jährigen Übergangszeit besteht für die 
neuen Mitglieder außerdem die Möglichkeit, Direktzablungen der Union 
durch nationale Mittel zu ergänzen. 

Monitoring, d. h. die ständige und genaue Beobachtung und Evaluierung der 
Umsetzung des gemeinschaftlichen Rechtsbestandes (Acquis) in den neuen 
Mitgliedstaaten, werden auch nach der Unterzeichnung des Beitrittsvertra­
ges weitergeführt. Die Schutzklausein des Beitrittsvertrages definieren einen 
Mechanismus für eine sachlich und zeitlich begrenzte Aussetzung der An­
wendung des Acquis für den Fall ,  dass ein Beitrittsland diesen ungenügend 
umsetzt. 

Die Vertretung der alten und neuen Mitgliedstaaten im Rat der Europäischen 
Union, im Europäischen Parlament, in der Europäischen Kommission und 
in den anderen EU-Organen sowie die Funktionsweise dieser Institutionen 
nach der Erweiterung entsprechen bis auf weiteres den institutionellen Be­
stimmungen des Vertrags von Nizza, nachdem beim Europäischen Rat von 
Brüssel vom 1 2./1 3. Dezember 2003 keine Einigung über eine institutionelle 
Reform der EU auf Grundlage des Verfassungsentwurfs des Europäischen 
Konvents erzielt werden konnte. Die Beitrittsakte enthält die Regelungen 
von Nizza allerdings in technisch angepasster Form, da man dort von einer 
EU der 2 7  einschließlich Bulgarien und Rumänien ausgegangen war, diese 
beiden Länder 2004 aber nicht beitreten werden. So ist das Weiterfunktio­
nieren der EU-Institutionen auch mit 25 Mitgliedern gesichert. 

Bulgarien und Rumänien haben mit Jahresende 2003 26 bzw. 22 der insge­
samt 3 1  Kapitel der Beitrittsverhandlungen vorläufig abgeschlossen. 1m 
Jahre 2004 sollen die Beitrittsverhandlungen zu Ende geführt und im Jahre 
2005 der Beitrittsvertrag unterzeichnet werden. Gemäß den Schlussfolge­
rungen des Europäischen Rates von Brüssel vom 1 2./1 3.  Dezember 2003 
kann, unter der Voraussetzung zufriedenstelIender Ergebnisse von Verhand­
lungen und Monitoring, im Jänner 2007 der Beitritt dieser bei den Staaten 
zur EU erfolgen. 

Laut dem im November 2003 präsentierten aktuellen Fortschrittsbericht der 
Europäischen Kommission erfüllt Bulgarien weiterhin die politischen Krite­
rien von Kopenhagen (Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, 
Minderheitenschutz), verfügt über eine funktionierende Marktwirtschaft 
und dürfte in Kürze in der Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den 
Marktkräften in der Union standzuhalten. Der aktuelle Fortschrittsbericht 
zu Rumänien besagt, dass das Land ebenfalls weiterhin die politischen Kri­
terien von Kopenhagen erfüllt. Erstmals wird Rumänien auch der Status ei­
ner funktionierenden Marktwirtschaft zuerkannt. Gemäß dem Bericht bedarf 
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es aber noch großer Anstrengungen in vielen wichtigen Bereichen, um die 
Verwaltungskapazitäten nachhaltig zu verbessern, ebenso wie weiterer ma­
kroökonomischer Reformen und der Fortsetzung der Umsetzung des Struk­
turreformprogramms; ein großer Problembereich bleibt zudem die Korrup­
tion. 

Die Finanzierung der Erweiterung um Rumänien und Bulgarien soll im Ein­
klang mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Thessaloniki 
vom Juni 2003 und unabhängig von den Ergebnissen der finanziellen Vo­
rausschau 2007 bis 2013 geklärt werden. Dies ist möglich, da die Auswir­
kungen der Erweiterung um Rumänien und Bulgarien auf den Gemein­
schaftshaushalt in Verhältnis zu allen Ausgaben der EU einen relativ gerin­
gen Teil ausmachen und überdies die in die Beitrittsakte mit Rumänien und 
Bulgarien aufzunehmenden Bestimmungen zur Beitrittsfinanzierung im 
nachhinein den Ergebnissen der Verhandlungen der nächsten finanziellen 
Vorausschau angepasst werden können. 

In der Frage eines EU-Beitritts der Türkei gilt weiterhin grundsätzlich die 
Aussage des Europäischen Rates von Kopenhagen vom Dezember 2002, dass 
der Europäische Rat im Dezember 2004 auf Grundlage eines Berichts der Eu­
ropäischen Kommission über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 
entscheiden wird. Der Europäische Rat von Brüssel vom 1 2. /13 .  Dezember 
2003 begrüßte die glaubwiirdigen und bereits mit substanziellen Erfolgen 
belohnten Bemühungen der türkischen Regierung, politische und rechtliche 
Reformen im Sinne der politischen Kriterien von Kopenhagen (Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Minderheitenschutz) durchzuführen, 
sowie die wirtschaftlichen Fortschritte im Sinne der wirtschaftlichen Krite­
rien von Kopenhagen und konstatierte ein Näherrücken des Landes an die 
Union. Der Rat hebt dabei die Unabhängigkeit und das Funktionieren der 
Gerichte, die Ausübung der Grundfreiheiten (Assoziationsrecht, Meinungs­
und Religionsfreiheit), die Gestaltung der Beziehungen zwischen Militär 
und Zivil nach europäischen Standards, die Lage im �üdosten des Landes, 
die kulturellen Rechte von Minderheiten sowie die Uberwindung makro­
ökonomischer Unausgewogenheiten als Bereiche hervor, in denen weitere 
nachhaltige Anstrengungen erforderlich sind. Die Lösung der Zypernfrage 
hätte auf die Beitrittsbestrebungen der Türkei positive Auswirkungen. Die 
Entscheidung wird auch davon abhängen, inwieweit sich die EU in der Lage 
sieht, einen Beitritt der Türkei in politischer, gesellschaftlicher und finan­
zieller Hinsicht zu verkraften. 

Kroatien stellte am 2 1 .  Februar 2003 einen Antrag auf Beitritt zur Europäi­
schen Union. Bundesministerin Ferrero-WaJdner begrüßte das Beitrittsansu­
chen und versicherte Kroatien der österreichischen Unterstützung auf dem 
Weg zur EU-Mitgliedschaft, der wie bei allen bisherigen Beitrittskandidaten 
auf Grund seiner indi vi duellen Leistungen erfolgen soll .  Der Antrag ist nicht 
nur als eine klare Bekundung der weiteren an der EU orientierten Politik 
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Kroatiens zu betrachten, sondern führt auch vor Augen, welch weiten Weg 
Kroatien in wenigen Jahren in Richtung EU-Reife zurückgelegt hat. Der Rat 
beauftragte bei seiner Tagung am 14 .  April 2003 die Europäische Kommis­
sion, eine Stellungnahme zum kroatischen Beitrittsansuchen auszuarbeiten, 
die am 20. April 2004 präsentiert wurde. 
Österreich betei ligte sich 2003 an 1 8  Projekten im Rahmen des für die Bei­
triltsvorbereitung geschaffenen Instrumentes Twinning (Verwaltungs part­
nerschaften) in zwölf Staaten und konnte daraus einen Mittelrückfluss von 
etwa 1 2  Millionen Euro lukrieren. Dazu kommen 1 5  österreichische Ange­
bote für "Twinning light"-Projekte in acht verschiedenen Staaten. Damit 
konnte sich Österreich in einem zunehmend von Konkurrenz zwischen den 
einzelnen EU-Mitgl iedstaaten geprägten Umfeld erfolgreich behaupten. Das 
Twinning-lnstrument wird in den neuen Mitgliedstaaten auch nach der Er­
weiterung in der Form der "Übergangsfazilität" bis 2006 weitergeführt wer­
den, ebenso in Rumänien, Bulgarien und der Türkei sowie in den Ländern 
des Westbalkans, der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten und des Mittel­
meerraumes. 

Der dichte Erweiterungsfahrplan des Jahres 2003 konnte eingehalten und so 
der Weg für den Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, der 
Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern zur 
Europäischen Union am 1 .  Mai 2004 geebnet werden. Damit steht eine der 
bei den aktuellen Schlüsselherausforderungen der Europäischen Union vor 
einem erfolgreichen Abschluss. Die Europäische Union wird nach dieser Er­
weiterung mehr als 450 Millionen Menschen umfassen. Die EU ist damit die 
stärkste Handelsrnacht der Welt, der größte Geber von Entwicklungshilfe 
und humanitärer Unterstützung, sie verfügt über eine starke gemeinsame 
Währung und wird zunehmend, durch zehn neue Mitglieder verstärkt, welt­
weit eine politische Rol le zu spielen haben, die auch ihrem wirtschaftlichen 
Gewicht gerecht wird. 

II. Die Politiken der Europäischen Union 

1 .  Die Rolle Österreichs in den Europäischen Institutionen 
Österreich ist als Mitglied der EU in allen Organen und Institutionen der 
Union vertreten. Österreichisches Mitglied in der Europäischen Kommis­
sion ist seit 1 995 Franz Fischler, dessen Aufgabengebiet seit dem 1 5 .  Sep­
tember 1 999 die Bereiche Landwirtschaft, ländliche Entwicklung und Fi­
scherei umfasst. Am 1 .  Jänner 2002 trat Hubert Weber eine zweite Amtsperi­
ode von sechs Jahren als Mitglied des europäischen Rechnungshofes an. Je 
einen Richter beim Europäischen .. Gerichtshof (EuGH) bzw. Europäischen 
Gericht erster Instanz (Eu GI) stellt Osterreich mit Peter Jann und Josef Azizi . 
Seit dem Jahr 2000 ist Österreich auch mit Christine Stix-Hackl als General­
anwältin im EuGH vertreten. 
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1 . 1 .  Europäischer Gerichtshof (EuGH) und Gericht erster Instanz (EuGI) 

Die Vertretung der Republik Österreich vor dem EuGH und dem EuGI wird 
von Prozessbevollmächtigten des Verfassungsdienstes des Bundeskanzler­
amtes wahrgenommen. Im Jahr 2003 wurden von österreichischen Gerich­
ten neun neue Vorabentscheidungsverfahren (Anrufung des EuGH durch ein 
nationales Gericht wegen Auslegung von Gemeinschaftsrecht) eingeleitet. 

Ende 2003 waren gegen die Republik Österreich 25 Verfahren wegen be­
haupteter Verstöße gegen Gemeinschaftsrecht anhängig. Diese Vertragsver­
letzungsverfahren betreffen das Inverkehrbringen von Nahrungsergänzungs­
mittel . die Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle. das passive Wahlrecht bei 
Arbeiterkammer- und Betriebsratswahlen. die Genehmigung der Erweite­
rung der Golfanlage in der Gemeinde Wörschach/Steiermark. die Rechtsmit­
telrichtlinien auf dem Gebiet des öffentlichen Auftragswesens 89/665/EWG 
und 92/1 3/EWG. die Richtlinie 98/10/EG über die Anwendung des offenen 
Netzzuganges beim Sprachtelefondienst und den Universaldiensten im Te­
lekomrnunikationsbereich. die Richtlinie 86/278/EWG über die Verwen­
dung von Klärschlamm in der Landwirtschaft. die Richtlinie über Altölbe­
seitigung. den Muster- und Modellschutz. die Bedingungen für die freiberuf­
l iche Ausübung bestimmter gehobener medizinisch-technischer Dienste. 
das UniversitätsstudienG in Bezug auf die Zulassungsvoraussetzungen für 
EU-Staatsbürger. die Richtlinie 71/11/EG über die Umweltverträglichkeits­
prüfung. die Gleichbehandlung von Männern und Frauen betreffend den 
Zugang zur Beschäftigung im Untertagbergbau. die Begrenzung der Schad­
stoffemissionen von Großfeuerungsanlagen. die absichtliche Freisetzung 
von genetisch veränderten Organismen in die Umwelt. das sektorale Fahr­
verbot auf der Inntalautobahn. den Arbeitnehmerschutz bezüglich chemi­
scher Arbeitsstoffe. die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes bei manueller Handhabung von Lasten. die Sicher­
heit und den Gesundheitsschutz bei der Bildschirmarbeit. die Richtwert­
grenze chemischer Arbeitsstoffe am Arbeitsplatz. die Mindestanforderungen 
zum Schutz von Legehennen. die technische Unterwegskontrolle von Nutz­
fahrzeugen. die Entwicklung von Eisenbahnunternehmen. ihre Genehmi­
gung und die Zuweisung von Fahrwegkapazitäten sowie die Erhebung von 
Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur. die Bescheinigung 
der Gleichwertigkeit der Facharztausbildung Zahnarzt für Dentisten und 
den Versandhandel von Verzehrprodukten. 

Im Verfahren C-231/99 über die Umsetzung von Richtlinien betreffend 
Rückstände von Schädlingsbekärnpfungsmittel in Obst und Gemüse sowie 
in Lebensmitteln erging im Jahr 2.903 ein Urteil des Gerichthofes. in dem 
dieser einen Verstoß der Republik Osterreich gegen Gemeinschaftsrecht fest­
stellte. 

Der Präsident des EuGH erließ im Zusammenhang mit Verfahren C-320/03 
betreffend das sektorale Fahrverbot auf der Inntalautobahn einen Beschluss. 
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gemäß dem das strittige Fahrverbot vorläufig bis 30. April 2004 auszusetzen 
ist. 

Der EuGH hat im Verfahren C-445/00 der von Österreich eingebrachten 
Klage über die Nichtigerklärung der VO 201 2/00/EG zur Änderung des An­
hangs 4 des Protokolls Nr . . � zur Beitrittsakte von 1 994 und der VO 3298/94/ 
J;;G über ein System von Okopunkten für Lastkraftwagen im Transit durch 
Osterreich teilweise stattgegeben. 

Im Verfahren C-356/01 hat der EuGH die Klage Österreichs auf Nichtigerklä­
rung der Entscheidung der Kommission vom 25.  Juli 200 1 ,  mit der die Vor­
lage eines Verordnungsentwurfs zur Verringerung der Ökopunkte für das 
Jahr 2001 abgelehnt wurde, bzw. hilfsweise auf Nichtigerklärung des Be­
schlusses der Kommission vom .�elben Tag über die ungekürzte Freigabe der 
für das Jahr 2001 verbliebenen Okopunkte, abgewiesen. 

2003 klagte Österreich auf Nichtigerklärung der von der Europäischen Kom­
mission (EK) ausgesprochenen endgültigen Ablehnung der Aufforderung, 
durch Vorschlag eines Entwurfes zur Reduktion der Zahl der Ökopunkte für 
das Jahr 2003 tätig zu werden, bzw. hilfsweise auf Nichtigerklärung des Be­
schlusses der EK, mit dem die ungekürzte Freigabe der Okopunkte für das 
Jahr 2003 verfügt wurde. Der Antrag auf einstweilige Anordnung, den ge­
stellten Anträgen stattzugeben, wurde durch Beschluss des Präsidenten des 
EuGH zurückgewiesen. 

Im November erhob Österreich Nichtigkeitsklage gegen den ablehnenden 
Beschluss der EK betreffend das oberösterreichische Gentechnik-Verbotsge­
setz. 

1 .2.  Europäisches Parlament (EP) 

Einen Schwerpunkt der parlamentarischen Tätigkeit bildete der Abschluss 
der Arbeiten des Europäischen Konvents sowie die Teilnahme des EP an den 
Arbeiten der Regierungskonferenz. Die Verordnung des Europäischen Parla­
ments und des Rates über die Rechtsstellung und die Finanzierung europäi­
scher politischer Parteien konnte am 1 7. September angenommen und die 
Arbeit der europäischen politischen Parteien damit auf eine neue rechtliche 
Grundlage gestellt werden. 

Das Europäische Parlament unterzeichnete am 1 6 .  Dezember mit dem Rat 
eine interinstitutionelle Vereinbarung über "Bessere Gesetzgebung" , die 
eine intensive Koordination und mehr Transparenz im Legislativprozess si­
cherstellen soll. 

Das österreicrusche Parlament stimmte 2003 der Annahme des Beschlusses 
zur Änderung des Akts zur Einführung allgemeiner, unmittelbarer Wahlen 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments am 3. Dezember im Natio­
nalrat und 18 .  Dezember im Bundesrat zu . 
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Die Arbeiten an einem einheitlichen Abgeordneten-Statut wurden fortge­
setzt. Das EP beschloss am 14.  Juni einen Entwurf für ein Statut und änderte 
diesen am 1 7. Dezember, um einigen Forderungen des Rates entgegenzu­
kommen. Der Rat stimmte zu Beginn des Jahres 2004 der geänderten Fas­
sung nicht zu. 

1 .3.  Ausschuss der Regionen (AdR) 

Der Ausschuss der Regionen, ein beratendes Gremium der EU und Forum 
für die Vertretung regionaler und lokaler Interessen im Zusammenhang mit 
der europäischen Integration, setzt sich derzeit aus 222 Vertretern der regio­
nalen und lokalen Gebietskörperschaften der Mitgliedstaaten zusammen. 
Österreich ist mit 1 2  Mitgliedern vertreten. Die nationale österreich ische De­
legation wird von den neun Landeshauptleuten und drei Vertretern des ös­
terreichischen Städtebundes bzw. des österreichischen Gemeindebundes ge­
bildet. 2003 wurden Landeshauptrnann Herwig van Staa und Heinz Scha­
den als Mitglieder sowie Viktor Sigl und Franz Voves als stellvertretende 
Mitglieder von Österreich neu in den AdR entsandt. Leiter der österrei­
chischen Delegation war bis November 2003 Landeshauptrnann Waltraud 
Klasnic, die diese Funktion an Landeshauptrnann Herwig van Staa übergab. 
Anlässlich der Plenartagung vom November wurde Landeshauptrnann van 
Staa zum Vizepräsidenten des Ausschusses gewählt, Landeshauptmann 
Klasnic zu seinem persönlichen Stellvertreter. 

1 .4. Wirt chafts- und Sozial ausschuss (WSA) 

Durch das beratende Gremium des WSA werden die Interessensvertretun­
gen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens in den Rechtssetzungsprozess 
der EU eingebunden. Die 222 Mitglieder sind organisatorisch in die Grup­
pen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und "verschiedene Interessen",  bzw. inhalt­
lich in sechs Arbeitsgruppen gegliedert. Österreich ist mit zwölf Mitgliedern 
vertreten. 

2. Die innerösterreichische Zusammenarbeit mit dem Parlament 
und den Ländern 

Die Zusammenarbeit zwischen Bundesregierung, Parlament und Bundes­
ländern in Angelegenheiten der europäischen Integration erfolgt durch die 
in Art 23 e B-VG in Form von Informations- und Stellungnahmerechten be­
treffend Vorhaben in der EU vorgesehenen Mitwirkungsrechte des National­
und Bundesrates. 

Beschließt der Hauptausschuss des Nationalrates oder der Ständige Unter­
ausschuss in Angelegenheiten der EU eine Stellungnahme zu einem Vorha­
ben , das bundesverfassungsgesetzlich zu regeln wäre oder das auf die Erlas­
sung eines unmittelbar anwendbaren EU-Rechtsaktes gerichtet ist, der Ange-
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legenheiten betrifft , die bundesgesetzlich zu regeln wären, so ist das zustän­
dige Mitglied der Bundesregierung an diese Stellungnahme gebunden und 
darf davon nur aus zwingenden außen- und integrationspolitischen Grün­
den abweichen. 2003 hat der Hauptausschuss des ationalrates eine Stel­
lungnahme gemäß Art 23 e B-VG zur österreichischen Grundsatzposition für 
die EU-Regierungs konferenz 2003 über den Entwurf eines europäischen Ver­
fassungsvertrags abgegeben. 

Die in Art 23 d B-VG festgelegten Mitwirkungsrechte der Länder und Ge­
meinden enthalten jeweils für deren Zuständigkeitsbereiche ein dem Natio­
nal- und Bundesrat analoges Informations- und Stellungnahme recht. Die 
Länder gaben im Jahr 2003 sieben einheitliche Stellungnahmen gemäß 
Art 23 d Abs 2 B-VG zu den folgenden Themen ab: Geänderter Vorschlag für 
eine Richtlinie über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt, Staatliche Bei­
hilfen und AusfallbÜfgschaft für öffentliche Kreditinstitute (zwei Stel lung­
nahmen) ,  Allgemeines Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen 
(GATS), Vorschlag für eine Richtlinie über eine Umwelthaftung zur Vermei­
dung von Umweltschäden und zur Sanierung der Umwelt, Grünbuch zu 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und Entwurf der Flora-Fauna­
Habitat-Richtlinie 92/43/EWG über eine Gemeinschaftsliste der alpinen Re­
gionen. 

Wie bisher wurden auch 2003 die österreichischen Positionen im Ausschuss 
der Ständigen Vertreter (AStV) in einem wöchentlichen Koordinationsme­
chanismus abgesti=t, in dem das Bundesministerium für auswärtige An­
gelegenheiten den Vorsitz führt. Durch diesen wird die laufende Einbindung 
der Fachressorts, der Sozialpartner, der Nationalbank, der Industriellenver­
einigung sowie der Länder und Gemeinden in den österreichischen Mei­
nungsbildungsprozess sichergestellt. 

3. Die Reform der Europäischen Union und ihrer Institutionen 

3.1 .  Der Europäische Konvent 

Der am 28. Februar 2002 eröffnete Europäische Konvent setzte in der ersten 
Jahreshälfte 2003 seine Arbeit fort. Auf der Basis der Ergebnisse von zwölf 
Arbeitsgruppen und drei weiteren Arbeitskreisen unterbreitete das Präsi­
dium sukzessive Entwürfe zu einzelnen Teilen eines Verfassungsvertrages, 
die 2003 in insgesamt 1 3  Plenartagungen erörtert und auf der Basis dieser 
Debatten weiterentwickelt wurden. 

Bei der Tagung des Europäischen Rates von Thessaloniki am 20. Juni 2003 
präsentierte der Vorsitzende des Konvents die abschließende Fassung der 
Teile I (Grundbestimmungen) und 11 (Charta der Grundrechte der Union) des 
Entwurfs eines europäischen Verfassungsvertrages. Die Teile III (Politikbe­
reiche und Arbeitsweise der Union) und IV (Allgemeine und Schlussbestim­
mungen) wurden in der 1 .  Julihälfte noch weiter überarbeitet. Am 1 8 .  Juli 
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wmde der vom Europäischen Konvent nach über 1 7monatiger Arbeit im 
Konsensverfahren angenommene gesamte Text des Entwurfs eines Vertrags 
über eine Verfassung für Emopa in Rom dem Präsidenten des Emopäischen 
Rates überreicht. 

Der Verfassungsentwurf des Konvents stellte gemäß dem Auftrag des Emo­
päischen Rates von Laeken vom Dezember 2001 eine Empfehlung für die an­
schließenden Beratungen einer Regierungskonferenz dar. In den Schlussfol­
gerungen des Emopäischen Rates von Thessaloniki vom 20. Juni 2003 
wmde der Entwurf als eine gute Ausgangsbasis für die bevorstehende Regie­
rungskonferenz bezeichnet. 

Die wesentlichen Errungenschaften des Verfassungsentwmfs des Konvents, 
die als Ausgangspunkt für die Regierungskonferenz allgemein akzeptiert 
wurden, sind: 
• die Zusammenfassung der überarbeiteten bisherigen Verträge zu einem 

einzigen Verfassungstext unter Auflösung der sog. Säulenstruktm und 
Schaffung einer einheitlichen Rechtspersönlichkeit der Union 

• die Integration der Charta der Grundrechte der Union in die Verfassung 
und die Verbesserung des Rechtsschutzes 

• eine klarere Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und ih­
ren Mitgliedstaaten 

• die Vereinfachung der Handlungsinstrumente und Entscheidungsmecha­
nismen der Union 

• eine transparentere, effizientere und demokratischere Struktm und Funk­
tionsweise der Unionsorgane sowie eine direktere Einbindung der natio­
nalen Parlamente in die emopäischen Entscheidungsprozesse und die 
Anerkennung der Rol le der Regionen und Kommunen entsprechend den 
Verfassungsstruktmen der Mitgliedstaaten in der emopäischen Architek­
tur 

• die Stärkung der Handlungsfähigkeit der Union beim außenpolitischen 
Handeln (insb durch Schaffung eines Außenministers der Union), bei der 
Entwicklung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie 
im Rahmen der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und die Berück­
sichtigung von gemeinsamen Kernelementen des europäischen Sozialmo­
dells. 

Das gesamte Spektrum dieser Errungenschaften entspricht auch wesent li­
chen österreichischen Anliegen und wurde von den zahlreichen schriftli­
chen und mündlichen Beiträgen der österreichischen Konventmitglieder 
mitgeprägt. So haben der Beauftragte des österreichischen Bundeskanzlers 
im Konvent, Bundesminister a. D. Hannes Farnleitner, und sein Stellvertre­
ter, Bundesrat Gerhard Thsek, allein oder zusammen mit anderen Konvent­
mitgliedern rund 1 70 Änderungsvorschläge zu den einzelnen Artikeln des 
Verfassungsentwurfs eingebracht. Bei den Vertretern des österreichischen 
Parlaments, den Abgeordneten zum Nationalrat Caspar Einem und Reinhard 
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Bösch bzw. deren StellvertreterInnen Evelin Lichtenberger und Gerhard 
Kurzmann (im Frühjahr 2003 von Eduard Mainoni abgelöst),  belief sich 
diese Zahl auf über 300. Dazu kam eine große Anzahl von Änderungsvor­
schlägen des Europäischen Parlaments, die von den österreichischen EP-Ab­
geordneten Reinhard Rack, Maria Berger und Johannes Voggenhuber im 
Rahmen der Konventdelegationen ihrer jeweiligen Fraktionen mitgetragen 
wurden. Der Verlauf und ctie Ergebnisse des Konvents waren mehrfach Ge­
genstand von Parlamentsdebatten, im Hauptausschuss des Nationalrates am 
2 1 .  Mai und 16. Juni ,  im Plenum des Nationalrates am 1 7. Juni und 19 .  Juli 
und im EU-Ausschuss des Bundesrates am 20. Mai. Trotz unterschiedl icher 
Detailvorstellungen und Prioritätensetzungen der im österreichischen Parla­
ment vertretenen Fraktionen zeigte sich dabei grundsätzliches Einverneh­
men hinsichtlich der im Konvent erzielten Kompromisse. 

Während der Konvent über weite Teile des Verfassungsvertrages einen Kon­
sens herstellen konnte, blieben einige Aspekte der institutionellen Reform 
der Union (v. a. die Definition der qualifizierten Mehrheit, die Zusammen­
setzung der Europäischen Kommission, das System der Präsidentschaft im 
Europäischen Rat und im Ministerrat) sowie einzelne Bestimm':!llgen zu den 
konkreten Politiken der Union in Teil m (v. a. das Ausmaß des Ubergangs zu 
qualifizierten Mehrheitsentscheidungen) bis zuletzt umstritten. Diese Teile 
des Konvententwurfs wurden von einer beträchtlichen Zahl von Konvent­
mitgliedern, darunter auch dem Beauftragten des österreichischen Bundes­
kanzlers, zuletzt nur unter der Prämisse akzeptiert, dass die vorgeschlage­
nen Lösungen von der Regierungskonferenz einer nochmaligen Diskussion 
unterzogen werden. 

3.2.  Die Regierungskonferenz 

Entsprechend den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Thessa­
loniki wurde bereits im Juli das formelle Verfahren zur Einberufung der Re­
gierungskonferenz in die Wege geleitet. Unumstritten war, dass die zehn am 
1 .  Mai 2004 beitretenden Mitgliedstaaten - ebenso wie ein Vertreter der Eu­
ropäischen Kommi sion - völlig gleichberechtigt mit den derzeitigen Mit­
gliedstaaten an der Regierungskonferenz teilnehmen sollten. Auch zwei Ver­
treter des Europäischen Parlaments wurden zu den Beratungen der Konfe­
renz hinzugezogen. Die drei Bewerberländer (Bulgarien, Rumänien, Türkei) 
nahmen an allen Tagungen der Regierungskonferenz als Beobachter teil .  

1m Gegensatz zu früheren Regierungskonferenzen sollten die Verhandlun­
gen von vornherein auf die politische Ebene beschränkt und von den Staats­
und Regierungschefs ,  unterstützt von den Außenministern, jedoch ohne 
vorgelagerte, regelmäßig zusammentretende Bearntengruppe, geführt wer­
den. Allgemein akzeptierter Ausgangspunkt war, dass die Grundstruktur des 
Konventvorschlags nicht in Frage gestellt und die Verhandlungen der Regie­
rungskonferenz auf eine begrenzte Zahl von Themen konzentriert werden 

1 1  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)26 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich in der Europäischen Union 

sollten. Unterschiedliche Auffassungen bestanden allerdings von vornhe­
rein darüber. inwiefern die Regierungskonferenz auch bei diesen Themen 
die Substanz der Konventvorschläge unangetastet lassen bzw. nur geringfü­
gig weiterentwickeln oder aber Alternativvorschläge prüfen sollte. Die ita­
lienische Ratspräsidenlschaft akzeptierte schließlich den Wunsch einer be­
trächtlichen Anzahl von Mitgliedstaaten. darunter auch Österreichs. dass 
grundsätzlich alle von einzelnen Delegationen als nicht zufriedenstellend 
erachteten Bestimmungen des Konvententwurfs bei der Regierungskonfe­
renz zur Diskussion gestellt werden können. 

Die österreichische Grundsatzposition für die Regierungskonferenz wurde 
nach einem Begutachtungsverfahren am 23.  September vom Ministerrat be­
schlossen und vom Hauptausschuss des Nationalrates am 30. September be­
grüßt. Der Bundespräsident erteilte dem Bundeskanzler und der Bundes­
ministerin für auswärtige Angelegenheiten .. auf dieser Basis das Verhand­
lungsmandat für die Regierungskonferenz. Osterreich begrüßte den größten 
Teil der Konventvorschläge als gute Ausgangsbasis für den Beginn der Re­
gierungskonferenz. war aber der Auffassung, dass die Vorschläge zur institu­
tionellen Reform noch einer Überarbeitung bedürfen, damit das institutio­
nelle Gleichgewicht und die Balance zwischen den Prinzipien der Gleich­
heit der Mitgliedstaaten und der Gleichheit der BÜTgerinnen und Bürger zu­
friedens teilend gewahrt bleiben. Als zentral erachtete Österreich dabei, dass 
weiterhin jeder Mitgliedstaat ein stimmberechtigtes Mitglied der Europäi­
schen Ko�ission nominieren kann. Gemäss seiner Grundsatzposition 
setzt sich Osterreich weiters für die Verbesserung von einzelnen konkreten 
Bestimmungen zu den Politikbereichen)n Teil rn des Verfassungsentwurfs 
ein. Als unzufriedenstellend erachtete Osterreich ferner, dass der Konvent 
den EURATOM-Vertrag keiner substantiellen Reform unterzog. Deshalb 
sollte die Regierungskonferenz nach österreichischer Ansicht eine Revision 
des EURATOM-Vertrags nach Annahme des Verfassungs vertrags in Aussicht 
stellen. 

Die Eröffnung und erste Arbeitssitzung der Regierungskonferenz erfolgte am 
4. Oktober in Rom durch die Staats- und Regierungschefs im Beisein der Au­
ßenminister. Danach fanden fünf Sitzungen der Außenminister ( 13 .  und 
27. Oktober, 1 8. und 28./29. November und 9. Dezember) sowie zwei Tagun­
gen der Staats- und Regierungschefs ( 1 6./17 .  Oktober und 1 2./13 .  Dezember) 
statt. Lediglich zwei Mal wurden zur Vorbereitung bzw. Vertiefung der Ver­
handlungen auf politischer Ebene auch Sitzungen auf Beamtenebene einbe­
rufen. Parallel zu den politischen Verhandlungen tagte eine Arbeitsgruppe 
der Rechtsexperten, die den gesamten Konvententwurf aus rein juristischer 
Perspektive überprüfte, wobei vom Text nur dann abgewichen wurde, wenn 
keine Delegation einen Einwand erhob. 

Im Zuge dieser Beratungen legte die italienische Ratspräsidentschaft mehr­
mals überarbeite TextentWÜTfe zu den Themen Ministerratsformationen, 
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Vorsitz in den Ministerratsformationen, Außenminister der Union, struktu­
rierte und engere Zusammenarbeit im Bereich der gemeinsamen Sicher­
heits- und Verteidigungspolitik sowie zu einer Reihe von Einzelbestimmun­
gen des Teils rn des Verfassungsentwurfs vor. Zu diesen Fragestellungen 
konnte beim Außenministertreffen am 28./29. November in Neapel eine 
weitestgehende Annäherung der Standpunkte erreicht werden. Offen blieb 
jedoch auch bei dieser Sitzung, neben zentralen institutionellen Fragen, ob 
bzw. in welchem Ausmaß in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli­
tik sowie in den Politikbereichen Steuern, soziale Sicherheit und Strafjustiz 
von der Einstimmigkeit zu Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit über­
gegangen werden sollte. Zu den höchst kontroversiellen Fragen der Zusam­
mensetzung der Europäischen Kommission und der Definition der qualifi­
zierten Mehrheit unterließ es die italienische Präsidentschaft bis zuletzt, 
konkrete Kompromissvorschläge zu unterbreiten. 

Beim Europäischen Rat von Brüssel am 1 2 ./13 .  Dezember gelang es nicht, 
die geplante endgültige Einigung über den Verfassungs vertrag zu erzielen. 
Vor allem in der Frage der Definition der qualifizierten Mehrheit (Beibe­
haltung der Stimmgewichtung entsprechend dem Vertrag von Nizza oder 
Einführung eines Systems der doppelten Mehrheit entsprechend dem 
Konventvorschlag) konnte kein Kompromiss gefunden werden. Während 
in sb Deutschland und Frankreich auf der doppelten Mehrheit bestanden, 
wollten Polen und Spanien nicht von der in izza vereinbarten Stimmge­
wichtung abgehen .  Die Regierungskonferenz soll daher unter irischer Rats­
präsidentschaft im 1 .  Halbjahr 2004 fortgesetzt werden. Die bis zum Euro­
päischen Rat von Brüssel seitens der italienischen Ratspräsidentschaft 
vorgelegten Kompromissvorschläge übernahmen die meisten der in der 
österreichischen Grundsatzposition formul ierten Anl iegen zu Teil III des 
Verfassungsvertrages. Diese betrafen insb die KlarsteIlung der Kompeten­
zen der Mitgliedstaaten für Leistungen der Daseinsvorsorge und die Ver­
vollständigung des Rechtsschutzes hinsichtlich bindender Beschlüsse des 
Europäischen Rates. Die letzten Vorschläge zur Weiterentwicklung der ge­
meinsamen Sicherheits- und Verteid igungs politik berücksichtigten auch 
die Position der neutralen bzw. nicht paktgebundenen Staaten in der EU. 
Ebenso zeichnete sich hinsichtlich der gleichberechtigten Zusammenset­
zung der Europäischen Kommission bereits Unterstützung anderer Mit­
gliedsstaaten für die österreichischen Vorstellungen ab. Aus österrei­
chiseher Sicht sind einige weitere bereits vorliegende Vorschläge aus dem 
sogenannten " eapel-Paket" ,  zu denen weitgehender Konsens erzielt 
wurde, hervorzuheben, darunter die Aufnahme einer SozialklauseI , die 
dem Politikteil vorangestellt wird, und ein Verfassungsartikel für den Tier­
schutz. Daher tritt Österreich dafür ein, dass die Regierungskonferenz ihre 
Verhandlungen zu einem möglichst baldigen Zeitpunkt wieder aufnimmt, 
wobei das Ergebnis der Regierungskonferenz wichtiger ist als der Zeit­
punkt des Abschlusses. 
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3.3. Das Strategische Mehrjahresprogramm 2004-2006 

In Umsetzung des Beschlusses des Europäischen Rates von Sevilla vom Juni 
2002 zur Reform des Rates wurde im Laufe des 2. Halbjahres 2003 unter dem 
Vorsitz Irlands und mit Beteiligung des Ratssekretariats von jenen Mitglied­
staaten, die 2004 - 2006 die Ratspräsidentschaft innehaben werden - neben 
Österreich Irland, die Niederlande, Luxemburg, Großbritannien und Finn­
land - ein Strategisches Mehrjahresprogramm für den genannten Zeitraum 
erarbeitet. Es enthält als Schwerpunkte die erfolgreiche Integration der 
neuen Mitgliedstaaten in die EU sowie die Heranführung von Rumänien, 
Bulgarien und Kroatien. Besonderes Augenmerk wird auch auf die Stärkung 
der Union als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie als 
Raum des Wachstums und Wohlstandes gelegt, im Rahmen dessen 2005 die 
Halbzeitbeurteilung der sogenannten Lissabonstrategie ansteht. Das Mehr­
jahresprogramm 2004 - 2006 stellt die Grundlage für das Jahresprogramm 
2004 der irischen und niederländischen Ratspräsidentschaften sowie die 
Grundlage für das Arbeitsprogramm der österreicruschen Ratspräsident­
schaft im 1 .  Halbjahr 2006 dar. 

4. Die Wirtschafts- und Währungsunion 

2003 blieb die Wirtschaftsdynamik in der Europäischen Union das dritte 
Jahr in Folge enttäuschend. Die Wirtschaft der Eurozone wuchs nur um 
knapp 0,5%,  jene der gesamten EU um 0,8%. Die anhaltende Konjunktur­
schwäche schlug sich in der Bi lanz der öffentlichen Haushalte und auf dem 
Arbeitsmarkt nieder. In der Eurozone vergrößerte sich der Abgang der öffent­
lichen Haushalte gegenüber dem Vorjahr um rund 0,5% auf 2,8% des BIP 
und die Arbeitslosenrate stieg von 8,4% auf 8,9%. In Österreich betrug der 
Budgetsaldo im Jahr 2003 minus 1 % ,  was einen leichten Anstieg im Ver­
gleich zum Vorjahr (2002: minus 0,1  %) darstellt. Die Arbeitslosenrate betrug 
in Österreich 4,5% und lag deutlich unter dem Schnitt der Eurozone. Die In­
flation sank im Jahresdurchschnitt auf 2 ,1  %. "frotz der gegenüber den USA 
insgesamt langsameren Wirtschaftsentwicklung stieg der Eurokurs zum US­
Dollar stark an und erreichte im Dezember historische Höchstwerte. Ab der 
zweiten Jahreshälfte begann sich das Wirtschaftsklima zu verbessern und ge­
gen Jahresende verfestigten sich die Anzeichen für einen Aufschwung. 

Sowohl die Geld- als auch die FiskaJpolitik unterstützten tendenziell die 
Konjunktur im Jahresverlauf. Auch weitere Fortschritte bei den Strukturre­
formen sollten zu einer soliden Grundlage für einen nachhaltigen Wut­
schaftsaufschwung und eine längerfristige Erhöhung des Wachstumspoten­
tials der EU beitragen. So wurden bedeutsame Fortschritte bei der Reform 
der sozialen Sicherungssysteme in einer Reihe von Mitgliedstaaten, darun­
ter Österreich, erzielt. Einen Meilenstein im Bereich der Steuerpolitik stellte 
die definitive Annahme des Steuerpakets durch den Rat dar. Schließlich 
wurde mit der Festlegung eines gemeinsamen Standpunktes des Rates zur 
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Richtlinie über Wertpapierdienstleistungen auch ein wichtiger Beitrag zur 
Umsetzung des "Aktionsplans Finanzdienstleistungen" geleistet. 

In der zweiten Jahreshälfte beschloss der Europäische Rat eine Wachstums­
initiative. Ihr zentrales Element ist die beschleunigte Umsetzung eines Pa­
kets von gesamteuropäisch bedeutsamen Infrastrukturvorhaben, durch wel­
che die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft gesteigert und so 
ein Beitrag zur Umsetzung der Lissabonstrategie geleistet werden soll .  Die 
Initiative fügt sich in den Rahmen der Grundzüge der Wirtschaftspolitik, 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, der Finanziellen Vorausschau und 
des vereinbarten Rahmens für das Kapital der Europäischen Investitions­
bank. 

Die Koordination der Wirtschaftspolitik folgte erstmals dem Ende 2002 be­
schlossenen gestrafften Verfahren, welches vor allem eine Dreijahresperiode 
für die Grundzüge der Wirtschaftspolitik sowie eine Synchronisation der be­
schäftigungspolitischen Leitlinien mit den Grundzügen der Wirtschaftspoli­
tik vorsieht. Im Juni wurden die Grundzüge der Wirtschaftspolitik für den 
Zeitraum 2003 bis 2006 beschlossen. Die darin genannten strategischen 
Ziele sind die Stärkung des Wirtschaftswachstums, Reformen für mehr und 
bessere Arbeitsplätze und die Reformen der Pensions- und Gesundheitssys­
teme zur Sicherung der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen. 

Im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes setzte der Rat das Verfah­
ren gegen Deutschland fort und leitete gegen Frankreich ein Verfahren ein. 
Sowohl im Falle Deutschlands als auch Frankreichs folgte der Rat der von 
der Kommission vorgeschlagenen Vorgangsweise nach Art 1 04 Abs 8 und 9 
EG-Vertrag nicht, sondern verabschiedete stattdessen Schlussfolgerungen 
mit budgetpolitischen Empfehlungen an diese beiden Länder. 

5. Beschäftigung 

Die von den Europäischen Räten (ER) von Lissabon, Stockholm und Barce­
lona grundsätzlich definierten beschäftigungspolitischen Ziele werden von 
Österreich bereits jetzt weitgehend erfüllt. Die 2003 verabschiedeten und für 
drei Jahre geltenden neuen beschäftigungspolitischen Leitlinien definieren 
drei vorrangig zu behandelnde übergreifende Zielsetzungen, nämlich Voll­
beschäftigung gemäß den Ziel vorgaben des ER von Lissabon, Arbeitsplatz­
qualität und Arbeitsproduktivität sowie die Förderung des sozialen Zusam­
menhaltes und eines integrativen Arbeitsmarktes. Anhand von zehn spezifi­
schen Leitlinien mit einer Reihe von quantitativen Zielen wurden die in den 
Mitgliedstaaten zu setzenden Aktivitäten konkretisiert. In den jährlichen 
Empfehlungen der Europäischen Kommission (EK) zur Implementierung 
der Beschäftigungspolitik in . .den Mitgliedstaaten (Beschäftigungspolitische 
Empfehlungen) wurden an Osterreich Empfehlungen in den Bereichen le­
benslanges Lernen, Arbeitskräfteangebot und aktives Altern sowie Gleich­
stellung der Geschlechter gerichtet. 
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Die EK hat gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 
Brüssel vom März 2003 eine Europäische Taskforce "Beschäftigung" einge­
setzt. Dies geschah als Reaktion auf die Sorge, dass die EU Gefahr laufe, ihr 
vom ER von Lissabon definiertes ehrgeiziges Ziel, "bis 2010 zum wettbe­
werbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in 
der Welt zu werden, der fcihig ist, e in dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit 
mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammen­
halt zu erzielen" ,  zu verfehlen. Die Taskforce kam zu dem Ergebnis, dass die 
Mitgl iedstaaten ihre Bemühungen verstärken müssen, um die vereinbarten 
heschäftigungspolitischen Ziele zu erreichen. Die EU sollte daher die umfas­
senderen, langfristigeren Herausforderungen - wie Globalisierung und wirt­
schaftliche Integration sowie die Alterung der Bevölkerung - nicht aus den 
Augen verlieren, um wettbewerbsfahig zu bleiben und höhere Beschäfti­
gungsquoten zu erzielen. 

6. Binnenmarkt 

Nach der Zusammenlegung der Ratsformationen Binnenmarkt, Industrie und 
Forschung im Gefolge des ER von Sevilla im Jahre 2002 galt es, Anfangs­
schwierigkeiten zu überwinden. Rolle und Funktionsweise des neuen Rates 
als strukturpolitisches Instrument im Lichte der Lissabonstrategie waren zu 
definieren. Im Rahmen der Vorbereitung des ER im Frühjahr 2003 in Brüssel 
kam es erstmals zu einem gemeinsamen Beitrag der drei betroffenen Politikbe­
reiche. Erstmalig wurde die Erstellung des für die Lissabonstrategie massgeb­
lichen Umsetzungspakets (etwa des Gemeinsamen Beschäftigungsberichts) 
inhaltlich und zeitlich besser auf den ER im Frühjahr 2003 ausgerichtet. 

Unter Einbindung der Ergebnisse des ER im Frühjahr 2003 verabschiedete 
die EK noch im Mai eine überarbeitete Binnenmarktstrategie, die einen Zeit­
raum von drei Jahren umfasst und Prioritäten in 1 0  Politikbereichen (z. B .  
Gütermärkte, Dienstleistungsmärkte, netzgebundene Dienstleistungen, Be­
schaffungsmärkte, etc) setzt. 

Die Bemühungen um die Vervollständigung des Binnenmarkts wurden wei­
tergeführt. Zu den abgeschlossenen legislativen Maßnahmen zählen unter 
anderem die Reform der Fusionskontrolle sowie das Richtlinienpaket zum 
öffentlichen Auftragswesen. Bei der Konsolidierung und Ausweitung des 
Gemeinsamen Besitzstandes über die Personen freizügigkeit von UnionsbÜf­
gern wurde im Rat bereits ein Gemeinsamer Standpunkt erzielt. Wesentliche 
Fortschritte gab es in sb bei der Richtlinie bezüglich Übernahmeangebote. 
Diesen Erfolgen stehen allerdings auch einige Schwachstellen gegenüber. So 
konnte eine lange erwartete Einigung zum Gemeinschaftspatent trotz aller 
Bemühungen nicht erzielt werden und im Bereich der Dienstleistungen, 
etwa bei der Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
oder beim Verordnungsvorschlag zur Verkaufsförderung, scheinen die Ver­
handlungen festgefahren zu sein. Ein neuer Vorschlag für eine Rahmenricht-
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l inie über Dienstleistungen wurde für Jahresende angekündigt. verzögerte 
sich jedoch. 
Die EK hat ihre Bemühungen um Vereinfachung des Gemeinsamen Besitz­
standes fortgesetzt. Dabei soll die Anzahl der Rechtsakte. die der bisherige 
Gemeinsame Besitzstand umfasst. bis 2005 durch Neukodifikation und Kon­
solidierung (ohne inhaltliche Veränderung) um zumindest ein Drittel redu­
ziert werden. 
Die EK wies Anfang 2003 nachdrücklich auf die zentrale Bedeutung einer Be­
schleunigung der Umsetzung der EU-Binnenmarktrichtlinien in das Recht 
der Mitgliedstaaten für einen Erfolg der Lissabonstrategie hin. Österreich hat 
mit Stichtag 30. ovember 2003 eine Umsetzungsrate von 97.5% (38 überfcil­
Iige Richtlinien) erreicht. Damit ist Österreich diesbezüglich in das Mittelfeld 
der Mitgliedstaaten (8. Stelle) vorgerückt. 

7. Verkehr 

Die Transitproblematik behielt für Österreich ihre besondere Aktualität. 
Höchste Priorität kam der Verlängerung des Ökopunkteregimes. welches die 
nachhaltige Schadstoffreduktion im Straßengütertransit auf 40% im Zeit­
raum 1 991 - 2003 zum Ziel hatte. über den 3 1 .  Dezember 2003 hinaus zu. 
Angesichts unterschiedlicher Positionen zwischen Europäischem Parlament 
(EP) und Rat kam es zu einem Vermittlungsverfahren. bei dem man sich am 
26. November - gegen die Stimme Österreichs - auf einen gemeinsamen 
Text einigen konnte. der in dritter Lesung am 18. (EP) bzw. 22. Dezember 
(Rat) angenommen wurde. Für Österreich ist das Ergebnis nicht akzeptabel .  
weil ein Grossteil der Transitfahrten liberalisiert würde und selbst für die 
weiterhin betroffenen LKW wegen zu geringer Absenkung der Punkte prak­
tisch freie Fahrt bestünde. Darüber hinaus könnte auch das Verbot von LKW 
der Klasse Euro 0 bei weitem keinen Ausgleich schaffen. Dadurch entfcillt 
der dem Ökopunktesystem immanente verkehrspolilische Lenkungseffekt. 
den Transitverkehr auf möglichst umweltschonende Weise abzuwickeln. 
weitgehend. Überdies stehen eine Reihe technischer wie administrativer 
Probleme einer Exekutierbarkeit des Systems entgegen. 

Wie in den bei den Vorjahren erhob Österreich am 1 1 .  September beim EuGH 
ichtigkeitsklage gegen die Zähl weise der EK im Zusammenhang mit der 

108%-Regel bei den Transitfahrten. zumal die EK wiederum Transitfahrten 
ungeachtet deren korrekter Erfassung (Fahrerdeklaralion) nicht als solche 
aner�annte. Am 20. ovember wies der EuGH Jene Klage. die sich auf 
die Uberschreitung im Jahr 2000 bezieht. ab. Osterreich hat daher am 
16 .  Dezember die Klagen betreffend die Überschreitungen in den Jahren 
2001 und 2002 zurückgenommen. 
In Entsprechung der Fristsetzung des ER von Kopenhagen vom Dezember 
2002 stellte die EK am 23.  Juli eine Richtl inie für eine neue Berechnung der 
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Wegekosten vor, die allerdings weit hinter den Ankündigungen im Weiß­
buch der EK für eine nachhaltige Verkehrspolitik zurückbleibt. So sind die 
Internalisierung externer Kosten nur in Randbereichen (Unfallkosten) und 
der Mautzuschlag zur Querfinanzierung mit 25% für te ure Projekte wie den 
Brenner-Basistunnel unzureichend. Vor allem geht der Berechnungsrahmen 
für die zur Bestimmung der Mauthöhe herangezogenen Infrastrukturkosten 
von einer zu kurzen Finanzierungsdauer (Investitionen der letzten 15  Jahre) 
aus. Angesichts der Dringlichkeit des Dossiers hat der ER von Brüssel vom 
Dezember 2003 dem Rat den Auftrag erteilt, bis März 2004 einen Entwurf zu 
verabschieden. 

Die Revision der TE -Leitlinien ist bisher an der Ergänzung der Liste der vor­
rangigen Vorhaben gescheitert. Um größtmögliches Einvernehmen unter den 
MS und Beitrittskandidaten herzustellen, hat die EK eine Expertengruppe 
(Van Miert-Gruppe) eingesetzt. Diese bat im Juni 1 8  vorrangige Vorhaben vor­
geschlagen. Die EK ergänzte ihren Vorschlag aus dem Jahr 2001 entsprechend 
und schlug am 1 .  Oktober eine Liste mit 29 vorrangigen Vorhaben vor. Grenz­
überschreitende Abschnitte europäischen Interesses sollen mit einem Ge­
meinschaftsanteil bis zu 20% gefördert werden. Der ER von Brüssel begrüßte 
die im Rat erreichte politische Einigung über den Vorschlag der EK. Neben 
dem Brenner-Basistunnel wurden vier weitere grenzüberschreitende vorran­
gige Verkehrs vorhaben mit Österreichbezug berücksichtigt. 

Trotz des Ausscherens von Italien beim Rat am 5 .  Dezember konnte Öster­
reich gemeinsam mit Deutschland, Frankreich und Luxemburg die Sperrmi­
norität gegen eine Harmonisierung von Wochenend- und Nachtfahrverboten 
noch halten. Die Regelungshoheit wird daher gemäß dem Subsidiaritäts­
prinzip weiter bei den Mitgliedstaaten verbleiben. Auf Grund der Über­
schreitung von Grenzwerten der dem Schwerverkehr im Unterinntal als Ver­
ursacher zuzurechnenden NOx-Belastung in der Luft erließ der Tiroler Lan­
deshauptmann bereits im Vorjahr auf einem Abschnitt der Inntalautobahn 
ein saisonales Nachtfahrverbot, welches inzwischen auf das ganze Jahr aus­
gedehnt wurde. Gegen ein darüber hinaus beabsichtigtes sektorales Fahrver­
bot erhob die EK jedoch am 25.  Juli Klage vor dem EuGH und erwirkte vor­
läufig bis 30. April 2004 die Aussetzung des Inkrafttretens der diesbezügli­
chen VO. Für den EuGH kommt als Lösung nur ein Kompromiss der wider­
streitenden Interessen in Betracht, der auch gewisse Nachteile für das Funk­
tionieren des Binnenmarktes und für einzelne Wirtschaftsteilnehmer mit 
sich bringen wird. 

Die VO über die Gewährung von Finanzhilfen der Gemeinschaft zur Verbes­
serung der Umweltfreundlichkeit des Güterverkehrssystems (Programm 
Marco Polo) vom 22. Juli schuf als achfolge zum PACT-Prograrnm für den 
intermodalen Verkehr ein wichtiges Instrument zur Verlagerung des stetig 
wachsenden Straßengüterverkehrs auf alternative Verkehrsträger. Das Pro­
gramm Marco Polo ist bis Ende 2010 befristet. 
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Zum Zweiten Eisenbahnpaket zur Neubelebung des Schienenverkehrs 
durch den schnellen Aufbau eines integrierten europäischen Eisenbahn­
raums durch Öffnung des Eisenbahngüterverkehrsmarktes konnten Rat und 
EP noch keine Einigung erzielen. Das EP tritt für eine raschere Öffnung des 
Güterverkehrs auch im nicht grenzüberschreitenden Verkehr und die Einbe­
ziehung des Personenverkehrs ein. 
Der Bereich Seeschifffahrt war vom Tankerunglück der .. Prestige" im No­
vember 2002 beherrscht. So wurden die Verordnungen über das Verbot von 
Schweröltransporten in Einhüllen-Tankern und das beschleunigte Außer­
dienststellen von Einhüllen-Tankern verabschiedet sowie an einer Verord­
nung zur Ausweitung der Aufgaben der Europäischen Agentur für die Si­
cherheit des Seeverkehrs (EMSA) gearbeitet, über deren künftigen Sitz in 
Lissabon im Rahmen des Europäischen Rates von Brüssel vom Dezember 
Einvernehmen erzielt werden konnte. 
Zum Projekt .. Einheitlicher Europäischer Luftraum",  über das im Dezember 
2002 im Verkehrsministerrat eine politische Einigung erzielt worden war, 
konnte im Dezember in einem Verrnittlungsverfahren Einvernehmen erzielt 
werden. 
Als Folge des .. Open Skies"-Urteils des EuGH vom 5. November 2002 
wurde der EK vom Verkehrsministerrat im Juni 2003 ein Mandat für Ver­
handlungen mit den Vereinigten Staaten im Bereich des Luftverkehrs er­
teilt. Ferner wurde die EK ermächtigt, Verhandlungen mit Drittstaaten über 
die Ersetzung bestimmter Bestimmungen in bestehenden bilateralen Ab­
kommen durch ein Gemeinschaftsabkommen aufzunehmen. Es fanden be­
reits die ersten Verhandlungsrunden zwischen der EK und den USA mit 
dem Ziel eines umfassenden Luftverkehrsabkomrnens, durch welches alle 
bisherigen bilateralen Abkommen zwischen den EU-MS und den USA er­
setzt werden sollten, statt. Im Juni wurden ferner Richt linien für Verhand­
lungen der EU-MS mit Drittstaaten verabschiedet, womit die Konformität 
bilateraler Luftverkehrsabkommen mit dem Recht der EU gewährleistet 
werden soll. Die EU-MS sind dadurch auch verpflichtet, der EK alle rele­
vanten Informationen über ihre Verhandlungen mit Drittstaaten zur Verfü­
gung zu stel len. 
Im EU-Rahmen wurde weiters politische Einigung über eine Verordnung 
über Versicherungsanforderungen an Luftfahrtunternehmen und Luftfahr­
zeugbetreiber sowie eine Verordnung zur Verhinderung von unlauteren 
Wettbewerbsvorteilen für Luftfahrtunternehmen, welche nicht aus EU-MS 
stammen, erzielt. 

8 .  Umwelt 

Die EU-Umweltpolitik war intensiv mit der Umsetzung der Ergebnisse des 
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung beschäftigt, ebenso wie mit der 
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Umsetzung der in diesem Zusammenhang ratifizierten internationalen Ab­
kommen. 

Der ER von Thessaloniki unterstrich die außenpolitische Dimension der 
nachhaltigen Entwicklung und etablierte das "Green Diplomacy Network" . 
Dieses EU-interne Diplomatennetzwerk hat sich ein Arbeitsprogramm mit 
den Schwerpunkten Umwelt und Sicherheit, Klimapolitik, nachhaltige 
Energiepolitik und internationale institutionelle Architektur gegeben,  was 
vom ER von Brüssel bestätigt wurde. 

Die EK legte im Bereich Wald einen sektorübergreifenden Aktionsplan 
L,Forest Law Enforcement, Governance and Trade" , FLEGT) vor, der Legali­
tätsnachweise für Holzimporte in die EU auf Basis freiwil l iger Vereinbarun­
gen mit den Erzeugerländern schaffen solle. 

Eine umfassende Überarbeitung der EU-Chemikalienpolitik wurde anband 
eines Entwurfs für eine Neuordnung über die Registrierung, Bewertung, Zu­
lassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) diskutiert. Diese soll 
den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt verbessern, aber 
auch Wettbewerbs- und Handelsfragen berücksichtigen, die Vereinbarkeit 
mit internationalen Umweltabkommen sicherstellen und das Substitutions­
und Vorsorgeprinzip anwenden. Der ER von Brüssel entschied, die Europäi­
sche Chemikalienagentur in Helsinki anzusiedeln. 

Im Zusammenh�g mit der Durchführung des Kyoto-Protokolls wurde an ei­
nem System zur Uberwachung der Treibhausgasemissionen in der Gemein­
schaft gearbeitet. Die Emissionshandelsrichtlinie ist im Herbst in Kraft getre­
ten, sodass der EU-weite Emissionshandel wie geplant 2005 beginnen kann. 
Noch keine politische Einigung kam über die Integration der projektbezogenen 
Kyoto-Mechanismen in das EU-interne Emissionshandelssystem zustande. 

Politische Einigung erzielte der Rat jedoch zum Vorschlag einer Richtlinie 
über Umwelthaftung. Sie regelt die Vermeidung und Sanierung von Um­
weltschäden im Rahmen eines verwaltungsrechtlichen Ansatzes und beruht 
auf dem Verursacherprinzip. Österreich konnte dem Kompromiss nicht zu­
stimmen, da der Forderung nach Einbeziehung des Nuklearsektors in die 
Richtlinie nicht entsprochen wurde. 

Der Ausstieg aus der Kernenergie und die Erhöhung des Schutzniveaus für 
Menschen und Umwelt als Zwischenschrilt bleiben Ziele der österrei­
chischen ukJearpolitik im Rahmen der EU. Österreich begrüßte daher, dass 
von Kommissarin Loyola de Palacio ein Paket zur nuklearen Sicherheit in 
der EU vorgeschlagen wurde, das im wesentlichen auf gemeinsame Sicher­
heitsstandards im Nuklearbereich abzielt. Die diesbezüglichen Beratungen 
erweisen sich jedoch als langwierig und schwierig, da einige MS schwerwie­
gende Bedenken geäußert haben. Dies gilt ebenso für Österreichs}3emühun­
gen, eine Reform des Euratom-Vertrags zu erwirken, als auch für Osterreichs 
Bestrebungen, die Euratom-Anleihe in ein ausstiegsunterstützendes Instru-
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ment umzuformen. Diese drei Themen dominierten Österreichs nuklearpo­
Htische Aktivitäten auf europäischer Ebene. 

9. Energie 

Die Weiterarbeit an der Liberalisierung des Srrom- und Gasbinnenmarktes 
in der EU bildete im vergangenen Jahr ein Schwerpunkt. Darüber hinaus 
wurden u. a. eine Richtlinie über die Förderung einer am Nutzwärmebedarf 
orientierten Kraft-Wärme-Koppelung im Energiebinnenmarkt angenommen 
und Vorschläge für eine Richtlinie zur Sicherung der Versorgung mit Erdöl­
erzeugnissen sowie zur sicheren Erdgasversorgung eingebracht. 
Darüber hinaus nahm die Gestaltung der internationalen Beziehungen im 
Energiebereich, insb der Dialog mit Russland, die Zusammenarbeit zwi­
schen Europa und dem Mittelmeerraum, die energiepolitische Dimension in 
Südosteuropa im Rahmen des Stabilitätspaktes, sowie die ördliche Dimen­
sion, großen Raum ein. Ziel ist es, in diesen Regionen die Energieversorgung 
zu fairen Preisen zu sichern und bei der Errichtung von regionalen Binnen­
märkten Hilfestellung zu leisten. 
Ein wichtiger Beitrag der EU zur Umsetzung des Weltgipfels für nachhaltige 
Entwicklung ist die .. Johannesburg Renewable Energy Coalition", in der 
sich die EU als treibende Kraft darum bemüht, langfristige quantitative Ziele 
zur Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien international zu verankern. 
Zu diesem Zweck beabsichtigt die EU auch, einen Finanzierungsfonds zu 
gründen. 

Erneuerbare Energieformen sollen angesichts der gemeinsamen Klimaziele 
als Kernpunkt der nachhaltigen Entwicklung auch in der EU verstärkt ge­
nutzt und weiterentwickelt werden. Derzeit wird das bereits existierende 
Ziel ( 12% erneuerbare bis 2010) nicht erreicht. Österreich hat das EU-Ziel 
bereits übererfüllt .  
Der 1 994 von mehr als 50 Staaten unterzeichnete Vertrag über die Europäi­
sche Energiecharta, mit welchem ein rechtlicher Rahmen für die Förderung 
langfristiger Zusammenarbeit geschaffen wurde und durch welchen Rechts­
sicherheit auf den Gebieten der Investitionen, des Transits und des Handels 
angestrebt wird , wurde von der Russischen Föderation nach wie vor nicht 
ratifiziert. Sie macht dies von einem positiven Abschluss des Transitproto­
kolls abhängig, dessen Ziel es ist, einen sicheren, effizienten, unterbre­
chungsfreien und ungehinderten Transit von Erdöl und Erdgas zu gewähr­
leisten. Die Weiterarbeit am Transitprotokoll stellte auch die Hauptaufgabe 
während des Jahres 2003 dar. Da abermals bei der Energiecharta-Konferenz 
im Dezember 2003 von Seiten der Russischen Föderation als einzigem Land 
keine Zustimmung erfolgte, wurde eine Erklärung verabschiedet und der 
Text als solches eingefroren. Das Mandat des Vorsitzenden zur Weiterver­
handlung mit der Russischen Föderation bleibt auch für 2004 aufrecht. 

21  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)36 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich in der Europäischen Union 

10. Bildung und Jugend 

Der Rat Bi ldung verabschiedete am 5. Mai 2003 fünf konkrete Schwellen­
werte im B ildungsbereich, an denen sich die Mitgliedstaaten vergleichen 
und ihre Fortschritte zur Erreichung der Bildungsziele in der Lissabonstra­
tegie messen können. Die EU-Bildungsminister einigten sich darauf, dass bis 
2010 die Zahl der Schulabbrecher nicht mehr als 10% betragen soll ,  die Ge­
samtzahl der StudienabsolvenUnnen in den Bereichen Mathematik, Natur­
wissenschaften und Technik um mindestens 15% steigen soll, wobei gleich­
zeitig das Geschlechterungleichgewicht abnehmen sol l ,  mindestens 85% 
der 22-Jährigen die Sekundarstufe TI  (jene Bildungsstufe, die nach Abschluss 
der 9-jährigen Pflichtschule begonnen wird) abgeschlossen haben sollen, 
der Anteil der 1 5-Jährigen, die im Bereich der Lesekompetenz schlechte 
Leistungen erzielen, im Vergleich zu 2000 um mindestens 20% niedriger 
sei n soll und der EU-Durchschnitt der Erwachsenen im erwerbsfahigen Alter 
(Altersgruppe 25 -64 Jahre), die sich an Maßnahm�? des lebenslangen Ler­
nens beteiligen, mindestens 1 2 ,5% betragen soll .  Osterreich schneidet bei 
diesen Werten bereits 2003 vergleichsweise gut ab. So gibt es in Österreich 
mit 9,5% im Vergleich zu den anderen EU-Mitgliedstaaten am wenigsten 
Schulabbrecher (der EU-Schnitt liegt bei 18 ,8%).  Mit einern Antei�. von 
86,5% der 22-Jährigen mit einern Abschluss der Sekundarstufe II hat Oster­
reich auch das diesbezügliche EU-Ziel bereits erfüllt. 

Beim Rat Bi ldung am 25.  November wurden in Brüssel "ERASMUS MUN­
DUS" (2004 - 2008) .  ein Programm zur Verbesserung der Zusammenarbeit 
mit Nicht-EU-Staaten im Bereich der Universitäten mit einem Budget von 
230 Mil lionen Euro, beschlossen. Ebenso wurde das Mehrjahresprograrnrn 
"e-Learning" (2004 - 2006) für die wirksame Integration von Informations­
und Ko=unikationstechnologien (lKT) in die Systeme der allgemeinen 
und beruflichen Bildung verabschiedet und mit 44 Millionen Euro dotiert. 

1 1 .  Forschung 

Nach Verabschiedung des 6. Rahmenprograrnrns für Forschung- und Tech­
nologieentwicklung (FIE) sowie der Spezifischen Programme im Jahre 2002 
(1 7,5 Mrd. Euro) ging es im Jahr 2003 um die Umsetzung des Rahmenpro­
gramms in Form von öffentlichen Ausschreibungen (insgesamt 12 .000 Pro­
jekteinreichungen mit rund 1 00.000 Teilnehmern aus rund 50 Ländern) so­
wie um die Lösung offener Fragen,  wie die Schaffung von Richtlinien für die 
Förderung der Forschung an humanen embryonalen Starnrnzellen und die 
Partnerschaft Europas sowie der Entwicklungsländer im Bereich klinischer 
Studien basierend auf Art 169 EG-Y. 

Im Rahmen der Verhandlungen betreffend Richtlinien für die Förderung der 
embryonalen Stammzellenforschung konnte aufgrund eines mangelnden 
Kompromisses im Rat am 3. Dezember und des Auslaufens eines Moratori-
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ums, das die Forschung an bereits existierenden Stammzellen erlaubt hätte, 
jedoch die an Embryonen verboten hätte, die Ausschreibung zur Forschung 
an embryonalen sowie adulten Stammzellen ab 1 .  1 .  2004 beginnen. 

Bei der Ausgestaltung des Europäischen Forschungsraums konnten ein Ak­
tionsplan der EK zur Steigerung der Forschungsinvestitionen bis 2010 auf 
3% (davon 2/3 von der Industrie aufzubringen) verabschiedet sowie die Be­
ziehungen zwischen der EG und der ESA durch die Unterzeichnung eines 
Abkommens und gemeinsame Vorlage eines Weißbuchs über die zukünftige 
Weltraumpolitik der Union effizienter gestaltet werden. 

1 2 .  Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts 

Der schrittweise Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts war 2003 für die griechische wie die italienische Präsidentschaft vor­
rangig. Im Zentrum der Arbeiten standen die Bemühungen um die Verwirk­
lichung einer gemeinsamen Asyl- und Einwanderungspolitik. So einigten 
sich im Februar die Innenminister auf eine Richtlinie über die Familienzu­
sammenführung von Drittstaatsangehörigen und die Bedingungen für ihren 
langfristigen Aufenthalt in der EU. Im Juni nahmen sie eine Richtlinie über 
die Rechtsstellung von langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehö­
rigen an. Ebenfalls im Juni einigten sich die lnnenminister grundsätzlich auf 
eine Richtlinie zum Status und zu den Rechten von Flüchtlingen und Perso­
nen mit subsidiärem Schutz, wobei aber Deutschland seine Zustimmung 
von der Verabschiedung der nationalen Novelle zum Asyl- und Einwande­
rungsgesetz abhängig machte. Da dies bis Ende 2003 noch nicht geschehen 
war, blieb der deutsche Vorbehalt zu dieser Richtlinie somit weiterhin auf­
recht. Im November einigte sich der Rat auf eine Richtlinie über die Ertei­
lung kurzfristiger Aufenthaltstitel für Opfer der Beihilfe zur i llegalen Ein­
wanderung und des Menschenhandels, die mit den zuständigen Behörden 
kooperieren (Opferschutz-Richtlinie). 

Der Rat setzte seine Arbeiten zur Umsetzung der Programme der Europäi­
schen Räte von Sevilla Ouni 2002) und ThessaJoniki Ouni 2003) für eine 
wirksame Bekämpfung der illegalen Einwanderung und des Menschenhan­
dels fort. Besondere Aufmerksamkeit genossen in diesem Zusammenhang 
die Verhandlungen von Rückübernahmeabkommen mit Drittstaaten und die 
Arbeiten am Konzept über ein integriertes Grenzmanagement, wobei sich 
der Rat bis Jahresende auf die Leitlinien einer Grenzschutzagentur für die 
Koordinierung der operationellen Zusammenarbeit an den EU-Außengren­
zen einigen konnte. 

Im justiziellen Bereich konnte der Rat Anfang 2003 den im Mai 2002 von der 
Kommission unterbreiteten Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über An­
griffe auf lnformationssysteme annehmen. Im Mai erzielten die Justizminis-
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ter politische Einigung über einen Rahmenbeschluss über die gegenseitige 
Anerkennung und Vol lstreckung von Geldstrafen von mehr als 70 Euro. Alle 
Geldstrafen über dieser Höhe, die durch ein Strafgericht verhängt wurden 
oder gegen die vor einem solchen Gericht Einspruch erhoben werden kann, 
werden künftig durch die anderen Mitgliedstaaten anerkannt. Diese müssen 
die zur Vollstreckung dieser Geldstrafen notwendigen Maßnahmen ergrei­
fen ,  wenn der Mitgliedstaat, der die Strafe verhängt hat, sie dazu auffordert . 
Im Juni konnten die Justizminister weniger als ein Jahr nach Aufnahme der 
Verhandlungen der Unterzeichnung von Abkommen zwischen der EU und 
den USA über Auslieferung und über Rechtshilfe zustimmen. Der wesentli­
che Mehrwert dieser beiden Abkommen im Verhältnis zu den weiter gelten­
den bilateralen Verträgen der EU-Mitgliedstaaten mit den USA besteht in 
den Bestimmungen zur Vereinfachung der gerichtlichen Zusammenarbeit. 
Für Österreich wird somit der bilaterale Rechtshilfe- und der bilaterale Auf­
lieferungsvertrag mit den USA ergänzt. 
Im Oktober konnten die Justizminister nach jahrelangen Verhandlungen po­
litische Einigung über die Verordnung über die elterliche Verantwortung, ei­
nen für die europäischen Staatsbürger besonders wichtigen Bereich, erzie­
len. Diese Verordnung bestimmt das zuständige Gericht, das in Scheidungs­
fallen sowie über das Sorge- und das Besuchsrecht nach Scheidungen und 
bei Kindesentführungen befindet. 

m. Österreich und die Außenbeziehungen 
der Europäischen Union 

1 .  Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
1 . 1 .  Allgemeines 

Das Jahr 2003 war in der GASP vor allem durch den Beginn der ersten EU­
Missionen und durch die Irakkrise geprägt. Die Tatsache, dass sich die EU 
nicht auf ein gemeinsames Vorgehen im Falle der Irakkrise einigen konnte, 
wurde von vielen Beobachtern als Rückschritt in der GASP gewertet. Dies 
konnte durch gemeinsame Maßnahmen nach Ende des Irakkriegs teilweise 
ausgeglichen werden. 
Weitere wichtige Themen in der GASP waren intensive Bemühungen der EU 
für eine Friedenslösung im Nahen Osten, die Situation im Iran und in Nord­
korea, die Schaffung eines Aktionsplans und einer Gemeinsamen Strategie 
zur Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und die 
Verabschiedung einer Europäischen Sicherheitsstrategie. 
Die GASP-Mechanismen wurden auch in diesem Jahr intensiv eingesetzt 
und trugen damit zum weiteren Anwachsen des Acquis der Zweiten Säule 
bei. Die verbindlichen Instrumente der Gemeinsamen Aktionen (29 neue 
wurden verabschiedet) und Gemeinsamen Standpunkte (21 neue) kamen 
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ZUI Anwendung, des weiteren verabschiedete die Union 143 Erklärungen 
und führte Demarchen in Drittstaaten durch. Gemeinsame Strategien beste­
hen weiterhin für Russland, die Ukraine und den Mittelmeerraum. 
Wichtige Akzente in den Außenbeziehungen der Union wurden ferner mit 
Gipfeltreffen der Union mit den USA am 25. Juni, mit Kanada am 28. Mai, 
mit China am 28. Oktober, mit der Ukraine am 7. Oktober, mit Russland am 
3 1 .  Mai und 6. ovember, mit Japan am 1 .  Mai und mit den Westbalkanstaa­
ten am 2 1 .  Juni gesetzt. 
Fragen der zukünftigen Vertiefung der GASP und der daffu notwendigen in­
stitutionellen Reformen waren im Konvent und in der Regierungskonferenz 
Diskussionsgegenstand. Wichtigste Punkte sind die Vorschläge, die bisher 
getrennten Funktionen des Hohen Vertreters für die GASP und des Außen­
kommissars in einer Person zu vereinen und einen einheitlichen Haushalt 
für Außenbeziehungen im Budget vorzusehen (eigene GASP-Haushaltslinie, 
deren Verwendung in dringlichen Fäl len erst nachträglich begründet wer­
den müsste). 

1 .2.  Die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 

Die im Jahr 1999 initiierte gemeinsame EUIopäische Sicherheits- und Vertei­
digungspol itik (ESVP) zielt im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Si­
cherheitspolitik (GASP) darauf ab, der EU jene zivilen und militärischen 
Mittel zu geben, die sie benötigt, um internationale Krisen zu bewältigen 
und als globaler politischer AkteUI mehr Profil zu zeigen. 2003 war für die 
Entwicklung der ESVP ein entscheidendes Jahr. So wurden durch den Ab­
schluss und die Umsetzung von EU-NATO-Dauervereinbarungen die Moda­
litäten der strategischen Partnerschaft zwischen den bei den Organisationen 
im Bereich des Krisenmanagements festgelegt, die ersten zivilen und militä­
rischen EU-Krisenmanagement-Operationen dUIchgeführt und weitere Fort­
schritte bei der Entwicklung militärischer und ziviler Kapazitäten erzielt.  

1 .2 . 1 .  EU-NATO-Beziehungen 

Seit dem Abschluss der EU-NATO-Dauervereinbarungen, insb der .. Berlin 
Plus"-Vereinbarungen im März 2003,  steht die strategische Partnerschaft im 
Bereich des Krisenmanagements zwischen bei den Organisationen auf einem 
soliden Fundament. Unter den .. Berlin Plus"-Vereinbarungen versteht man 
die vertraglich gesicherte Möglichkeit der EU, auf NATO-Mittel und -Fähig­
keiten (u.  a. NATO-Planungs- und Kommandostrukturen) zurückzugreifen, 
die für mil itärische Krisenmanagement-Operationen der EU benötigt wer­
den. Im Falle der ESVP-Operation CONCORDIA in Mazedonien wurden 
diese Vereinbarungen bereits erfolgreich in die Praxis umgesetzt. 
Österreich gelang es, zusammen mit anderen nichtpaktgebundenen EU-Mit­
gliedstaaten sicherzustel len, dass im Fal le einer im Rahmen der .. Berlin 
Plus"-Vereinbarungen dUIchgeführten ESVP-Operation auch Stabsoffiziere 
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der allianzfreien EU-Mitgliedstaaten adäquat in die Planungs- und Kom­
mandostrukturen der NATO eingebunden sind. 

Mit der Annahme eines "Rahmens für einen verstärkten Dialog zwischen 
der NATO und der EU und ein abgestimmtes Vorgehen in Bezug auf Sicher­
heit und Stabilität in den westlichen Balkanstaaten" wurden die Weichen 
für einen verstärkten Dialog und eine engere Zusammenarbeit der beiden 
Organisationen in dieser Region gestellt. Ebenso fand ein erster Informati­
onsaustausch über den Mittelmeerdialog der NATO und über die EU-Initia­
tiven zum Dialog und zur Zusammenarbeit mit den Mittelmeerpartnern im 
Bereich der ESVP statt. Die EU sondiert darüber hinaus weitere Mögl ichkei­
ten für eine fortgesetzte Zusammenarbeit mit der NATO bei der Terrorismus­
bekämpfung. Die Stäbe der EU und der NATO tauschten außerdem Informa­
tionen betreffend die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen aus. 

1 .2 .2.  Die ersten ESVP-Operationen 

Seit Anfang des Jahres 2003 führt die EU als erste ESVP-Operation eine Po­
lizeimission i n  Bosnien und Herzegowina (EUPM) �urch, welche den Auf­
trag hat, durch Beobachtungs-, Beratungs- und Uberprüfungstätigkeiten 
dazu beizutragen, dass die Polizei in Bosnien und Herzegowina bei der Er­
reichung europäischer Standards Fortschritte erzielt. Die Operation ist auf 
drei Jahre angelegt. 

Die EU führte ihre erste militärische Operation CONCORDIA in Mazedonien 
vom 3 1 .  März bis 1 5 .  Dezember durch. Als Tei l  eines umfassenden EU-Kon­
zepts zielte die Operation darauf ab, in Nachfolge der NATO-Militärpräsenz 
zur Schaffung eines stabilen und sicheren Umfelds beizutragen, um so die 
Regierung Mazedoniens in die Lage zu versetzen, das Rahmenabkommen 
von Ohrid umzusetzen. Dieses Ziel konnte erreicht werden. Darüber hinaus 
setzten die EU und die NATO erstmals ihre o. a. Dauervereinbarungen (insb 
die "Berlin Plus" -Vereinbarungen) in die Praxis um, so dass die EU die Ope­
ration unter Rückgriff auf NATO-Mittel und -Fähigkeiten durchführen 
konnte. 

In enger Zusammenarbeit mit den mazedonischen Behörden und mit deren 
Zustimmung beschloss die EU, ihr Engagement auch nach Auslaufen der 
Operation CONCORDIA fortzuführen und den Aufbau eines effizienten und 
professionellen Polizeiapparates, der europäischen Standards entspricht, zu 
unterstützen. Zu diesem Zweck wurde am 1 5 .  Dezember die EU-Polizeimis­
sion EUPOL PROXIMA in Mazedonien begonnen. 

Vom 1 2 .  Juni bis 1 .  September führte die EU in Entsprechung eines Ersu­
chens des VN-Generalsekretärs die militärische Krisenmanagement-Opera­
tion ARTEMIS in der Demokratischen Republik Kongo durch. Dieser Einsatz 
ermöglichte eine Stabilisierung der Sicherheitslage in der Provinz Bunia bis 
zum Eintreffen verstärkter VN-Truppen. ARTEMIS war nicht nur die erste 
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ESVP-Operation außerhalb Europas, sondern auch der erste autonome (ohne 
Rückgriff auf ATO-Mittel und -Fähigkeiten) Militäreinsatz der EU. Darüber 
hinaus bewies die EU mit der Operation ARTEMIS, dass sie in der Lage ist, 
innerhalb kürzester Zeit auf Krisensituationen mit einer ESVP-Operation zu 
reagieren. 

Der Europäische Rat von Brüssel bekräftigte am 12 .  und 1 3 .  Dezember die 
Bereitschaft der EU zu einer militärische Aspekte umfassenden ESVP-Mis­
sion in Bosnien und Herzegowina unter Rückgriff auf NATO-Mittel und -Fä­
higkeiten. Mit der NATO, die derzeit die Operation SFOR in Bosnien und 
Herzegowina durchführt, wurden diesbezüglich Konsultationen aufgenom­
men. 

Österreich beteiligte sich an allen ESVP-Operationen, nämlich mit fünf Exe­
kutivbeamUnnen an EUPM, mit zuletzt elf Angehörigen des Bundesheeres 
an CONCORDlA, mit drei Angehörigen des Bundesheeres als Stabsmitglie­
der an ARTEMIS und mit zwei ExekutivbeamLlnnen an PROXIMA. 

1 .2 .3 .  Verbesserung der militärischen und zivilen Kapazitäten für EU-Kri­
senmanagement 

Der Rat Allgemeine Angelegenheiten/ Außenbeziehungen bestätigte am 
19 .  Mai , dass die EU nunmehr im gesamten Spektrum der Petersberg-Aufga­
ben einsatzfähig ist. Allerdings wies der Rat auch auf nach wie vor beste­
hende Einschränkungen und Zwänge aufgrund gewisser Fähigkeitslücken 
hin, welche zu einem erhöhten Risiko bei Operationen im oberen Spektrum 
der Petersberg-Aufgaben führen können, insb dann,  wenn mehrere Opera­
tionen gleichzeitig durchgeführt werden. 

Lösungsmodelle zur Schließung der Fähigkeitslücken werden vor allem im 
Rahmen des Europäischen Aktionsplans zur Schließung der mil itärischen 
Fähigkeitslücken (ECAP) erarbeitet. Die Arbeiten wurden in insgesamt 
1 9  Arbeitsgruppen durchgeführt, die am 1 .  März ihre Abschlussberichte 
vorlegten. In Projektgruppen werden seitdem konkrete Beschaffungen vor­
geschlagen. Österreich nimmt an den Projektgruppen "Hauptquartiere" ,  
"Drohnen" , " Interoperabilität bei humanitären Einsätzen",  "Schutz vor 
ABC-Waffen" , "Besondere Einsatztruppen" und "Sanitätseinheiten" teil .  Im 
Sachstandsbericht zu den militärischen Fähigkeiten, den der Rat Al lge­
meine Angelegenheiten/ Außenbeziehungen am 1 7. November zur Kenntnis 
nahm, wird festgestellt, dass Fortschritte bei der Behebung bestimmter Ka­
pazitätslücken erzielt wurden. 

In Ausführung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Thessa­
loniki beschloss der Rat Allgemeine Angelegenheiten/ Außenbeziehungen 
am 1 7 .  November des weiteren, eine Agentur für die Bereiche Entwicklung 
der Verteidigungsfähigkeiten, Forschung, Beschaffung und Rüstung einzu­
richten. Zu den Aufgaben dieser Agentur, die dem Rat unterstellt sein und 
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allen EU-Mitgliedstaaten zur Teilnahme offen stehen wird, werden sowohl 
die Entwicklung von Kapazitäten für Krisenmanagement, die Förderung 
und Verbesserung der europäischen Zusammenarbeit im Rüstungssektor, 
die Stärkung der industriellen und technologischen Verteidigungsbasis Eu­
ropas und die Schaffung eines wettbewerbsfähigen europäischen Markts für 
Verteidigungsgüter gehören als auch die Förderung der Forschung mit dem 
Ziel, dadurch das industrielle Potential Europas in diesem Bereich zu stär­
ken. Die Agentur soll im Laufe des Jahres 2004 eingerichtet werden. Der Rat 
beschloss weiters die Einsetzung eines Aufuaustabs, der die Errichtung der 
Agentur vorbereiten soll .  

Parallel zu den militärischen Strukturen wurden die zivi len Krisenmanage­
ment-Kapazitäten der ESVP weiter ausgebaut. Während bisher die Kapazitä­
ten in den Schwerpunktbereichen Polizei, Rechtsstaatlichkeit, Zivilverwal­
tung und Zivilschutz sowie die Ausarbeitung eines Rahmens für die kohä­
rente Zusammenarbeit zwischen dem zivilen und militärischen Bereich im 
Vordergrund standen, wird nunmehr angesichts der Tatsache, dass mittel­
fristig die Durchführung weiterer ziviler ESVP-Missionen wahrscheinlich 
ist, die Stärkung der zivilen Planungsstrukturen der EU zu einer vordringli­
chen Aufgabe. 

Darüber hinaus wurde mit den "Gemeinsamen Kriterien für die Ausbildung 
in Bezug auf die zivilen Aspekte der Krisenbewältigung" ein strategisches 
Ausbi ldungskonzept gebilligt. Die Umsetzung dieses Konzepts durch die 
EU-Mitgliedstaaten und - organe wird die Rekrutierung von zivilem Perso­
nal, das für Krisenmanagementoperationen bestens vorbereitet ist, erleich­
tern. 

1 .2.4. Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen 

Am 24. September wurde eine Gemeinsame Erklärung über die Zusammen­
arbeit zwischen der EU und den Vereinten Nationen (VN) auf dem Gebiet 
des Krisenmanagements unterzeichnet, mit der ein strukturierter Rahmen 
für diesbezügliche Konsultationen und Zusammenarbeit festgelegt und der 
Weg für eine effizientere Unterstützung der VN in Krisengebieten seitens der 
EU geebnet wird. In der Erklärung werden vier Bereiche genannt, in denen 
die Beziehungen zwischen den beiden Organisationen verstärkt werden sol­
len, nämlich Planung, Ausbildung, Kommunikation und bewährte Prakti­
ken. 

In seinen Schlussfolgerungen zur ESVP vom 1 7 .  November hob der Rat her­
vor, dass er der Zusammenarbeit der EU und der OSZE in den Bereichen 
Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und Konfliktnachsorge große Bedeu­
tung beimisst. 

Für bestimmte ESVP-Operationen wurde eine konkrete Zusammenarbeit 
mit den VN (ARTEMIS, EUPM) und mit der OSZE (PROXIMA) entwickelt. 

28 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 43 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Außenbeziehungen der Europäischen Union 

1 .2 .5 .  Krisenmanagement-Übung 

Vom 9. bis 25.  November fand die erste gemeinsame Krisenmanagement­
Übung der EU und der NATO, CME/CMX 03,  statt. Dabei ging es hauptsäch­
lich darum, eine ESVP-Operation mit mil itärischen und zivilen Elementen 
im Rahmen der "Berlin Plus"-Vereinbarung strategisch zu planen. CMEI 
CMX 03 bot Gelegenheit,  das Zusammenwirken von EU und ATO auf 
Grundlage der EU-NATO-Dauervereinbarungen im Krisenfall zu üben. Die 
Entscheidungsabläufe auf Ebene der EU, insb auch die Koordinierung zivi­
ler und militärischer Instrumente, wurden ebenfalls durchgespielt. Des wei­
teren waren Konsultationen auf politischer Ebene mit Drittstaaten auf der 
Grundlage getroffener Vereinbarungen Tei l  der Übung. 

1 .2.6.  ESVP und Terrorismus 

Entsprechend dem vom Europäischen Rat von Sevilla 2002 erteilten Auftrag 
wurde der Aufbau einer Datenbank. für militärische Mittel und Fähigkeiten, 
die für den Schutz der Zivilbevölkerung vor den Folgen von Terroranschlä­
gen, einschließlich chemischer, biologischer, radiologischer und nuklearer 
Anschläge, relevant sind, weiter vorangetrieben. Der Inhalt der mil itäri­
schen Datenbank. soll für den gemeinschaftlichen Katastrophenschutzme­
chanismus zur Verfügung gestellt werden. 

1 .2 .7 .  Die ESVP im Entwurf für einen Verfassungsvertrag des Europäischen 
Konvents und in der Regierungskonferenz 

Der Entwurf für einen Verfassungsvertrag des Europäischen Konvents enthält 
weitreichende Bestimmungen im Bereich der ESVP. Vorgeschlagen werden 
• eine Ausweitung der Petersberg-Aufgaben auf die Bereiche Abrüstungs­

maßnahmen, Aufgaben der militärischen Beratung und Unterstützung, 
Konfliktverhütung und Operationen zur Stabilisierung der Lage nach 
Konflikten ; 

• die Errichtung einer europäischen Agentur für Rüstung, Forschung und 
militärische Fähigkeiten; 

• die Schaffung der Möglichkeit, dass jene EU-Mitgliedstaaten, welche be­
sondere Kriterien in Bezug auf die militärischen Fähigkeiten erfüllen und 
die untereinander auf diesem Gebiet verbindliche Zusagen machen wol­
len, eine "strukturierte Zusammenarbeit" begründen; 

• die Schaffung der Mögl ichkeit, dass jene EU-Mitgliedstaaten, die dies 
wünschen, eine "engere Zusammenarbeit" im Bereich der gegenseitigen 
Verteidigung begründen; 

• die Einführung einer Solidaritätsklausel für alle EU-Mitgliedstaaten zur 
Bewältigung terroristischer Bedrohungen und Katastrophen. 

In der Regierungskonferenz zeigte sich, dass die Ausweitung der Petersberg­
Aufgaben, die Agentur für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten 
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sowie die Solidaritätsklausel von allen EU-Mitgliedstaaten ohne Textände­
rung akzeptiert werden können. Diskutiert wurden hingegen die "struktu­
rierte Zusammenarbeit" und die "engere Zusammenarbeit" im Bereich der 
gegenseitigen Verteidigung. 

Bezüglich der "strukturierten Zusammenarbeit" setzte sich Österreich ge­
meinsam mit einer Mehrheit von Mitgliedstaaten dafür ein, dass diese Form 
der Kooperation offen, transparent und inklusiv gestaltet ist. Der zuletzt in 
der Regierungskonferenz diskutierte Präsidentschaftsvorschlag für diese 
nunmehr "ständige strukturierte Zusammenarbeit" genannte neue Form der 
Kooperation enthält eine Auflistung der Verpflichtungen, die ein teilneh­
mender EU-Mitgliedstaat einzugehen hat. Demnach haben die Teilnehmer 
vor allem höhere militärische Kapazitätskriterien zu erfüllen, Anstrengun­
gen zur Erreichung bestimmter Interoperabilitätsziele zu unternehmen so­
wie im Rahmen von europäischen Beschaffungsprogrammen zusammenzu­
arbeiten. Ein wichtiges Ziel dieser Kooperation ist es, dass die teilnehmen­
den Staaten bis zum Jahr 2007 in der Lage sind, Verbände aufzustellen, die 
sich als Komponenten für schnelle Eingreifkräfte eignen und für anspruchs­
volle Einsätze des Krisenmanagements bere�� sind. Der Präsidentschaftsvor­
schlag sieht entsprechend den Wünschen Osterreichs sowie der Mehrheit 
der Mitgliedstaaten ein transparentes Verfahren zur späteren Teilnahme an 
der "ständigen strukturierten Zusammenarbeit" vor und gewährleistet die 
Einbindung des Rates in die laufenden Arbeiten dieser Kooperation. 

Als Ergebnis von Verhandlungen über die "engere Zusammenarbeit" im Be­
reich der gegenseitigen Verteidigung, an denen sich die Außenminister 
Finnlands, Irlands, Osterreichs und Schwedens mit einem gemeinsamen 
Vorschlag beteiligt haben, sieht der dem Europäischen Rat im Dezember 
2003 vorgelegte überarbeitete Entwurf des italienischen Ratsvorsitzes einen 
Verfassungsartikel vor, der wie folgt lautet: 

"Im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staates müssen die anderen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 51 der Charta der 
Vereinten Nationen alle in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung 
leisten. Dies lässt den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidi­
gungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten unberührt. 

Die Verpflichtungen und die Zusammenarbeit in diesem Bereich bleiben im 
Einklang mit den im Rahmen der NATO eingegangenen Verpflichtungen, die 
für die ihr angehörenden Staaten weiterhin das Fundament ihrer kollektiven 
Verteidigung und die Instanz für deren Verwirklichung sind." 

Aufgrund des bisherigen Verlaufs der Verhandlungen geht Österreich davon 
aus, dass diese Formel für alle EU-Staaten - und insb auch für unsere nicht­
paktgebundenen EU-Partner Finnland, Irland und Schweden - akzeptabel 
ist und auch Teil eines endgültigen Konsenses über die EU-Verfassung sein 
dürfte. 
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2. Die mittel- und osteuropäischen Staaten 

2 .1 .  Die mittel- und osteuropäischen EU-Beitrittskandidaten 

Nachdem beim Europäischen Rat von Kopenhagen im Dezember 2002 die 
EU-Beitrittsverhandlungen mit den drei baltischen Republiken, Polen, der 
Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik und Ungarn offiziell zum 
Abschluss gebracht worden waren, erfolgten 2003 für diese Länder weitere 
entscheidende Schritte auf ihrem Weg zur vollen EU-Mitgliedschaft mit 
1. Mai 2004. Für Bulgarien und Rumänien bestehen klare Vorgaben , die ih­
ren Beitritt per 1 .  Jänner 2007 ermöglichen sollen. 

In etwas mehr als einer Dekade ist es den Beitrittsländern Mittel- und Osteu­
ropas durch große Anstrengungen und Reformbemühungen gelungen, das 
schwierige Erbe des Kommunismus zu überwinden und beeindruckende in­
tegrationspolitische Erfolge zu erringen. Unabhängig von der parteipoliti­
schen Ausrichtung der Entscheidungsträger war die Integration in die Struk­
turen von EU und NATO für die gesamte Außenpolitik der Staaten der Re­
gion richtungsweisend. 

Österreich hat die EU-Beitrittsbemühungen der neuen Mitglieder im Rahmen 
seiner Möglichkeiten bestmöglich unterstützt und war stets bemüht, beste­
hende Hindernisse und Differenzen auszuräumen. 1m Verhältnis zur Tsche­
chischen Republik haben zahlreiche Gespräche auf Regierungsebene zu einer 
in die Zukunft gerichteten Orientierung in den bilateralen Beziehungen ge­
führt. Die Bundesregierung hat dabei mit der Tschechischen Republik im 
Sinne der im Nationalrat angenommenen Entschließungsanträge über jene 
Gesetze und Dekrete aus den Jabren 1945 und 1 946, die sich auf die Vertrei­
bung von einzelnen Volksgruppen in der ehemaligen Tschechoslowakei be­
ziehen, Gespräche geführt, um unter Einbindung der betroffenen Interessen­
vertretungen eine menschenrechtskonforme Lösung zu erzielen , und ihre 
Forderungen nach einem Ausstieg aus dem AKW Temelin ( .. Null variante") 
abermals bekräftigt. 1m Rahmen der Vereinbarungen von Melk ( .. Melker Pro­
zess") sind bislang sowohl von tschechischer als auch österreichischer Seite 
alle festgelegten Schritte im Hinblick auf den Zeitplan zur Umsetzung der 
Annexe I und II der Vereinbarung von Brüssel fristgerecht erfolgt. 

Gegenwärtige und zukünftige EU-Staaten der Region kooperieren (abgese­
hen von breiter angelegten Foren wie der OSZE oder dem Europarat) einer­
seits innerhalb der NATO, andererseits in Gruppierungen wie derjenigen 
der Ostsee-Anrainerstaaten, der Zentraleuropäischen Initiative (CE!) oder 
dem Weimarer Dreieck (Frankreich, Deutschland und Polen).  Darüber 
hinaus kooperiert Österreich mit seinen Nachbarländern (der Slowakei, 
Slowenien, der Tschechischen Republ ik, Ungarn und dem .. kulturellen 
Nachbarn" Polen) in der Regionalen Partnerschaft sowie gemeinsam mit 
den dreizehn Staaten des Donaubeckens in der Donauraumkooperation 
(siehe Kapitel B .  V. Nachbarschaftspolitik). 
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Auch untereinander wurde die Kooperation der Beitrittsländer in der Re­
gion fortgesetzt. Die zuvor in Einzelbereichen bestehenden Irritationen zwi­
schen den Visegrad-Partnern (Polen, die Tschechische Republik, die Slowa­
kei und Ungarn) ,  etwa im Zusammenhang mit dem ungarischen Gesetz über 
die in Nachbarstaaten lebenden Ungarn , konnten ausgeräumt und die Bezie­
hungen weiter verbessert werden. 

Neue positive Entwicklungen sind beim Schutz von Minderheiten zu ver­
zeichnen. Estland und Lettland haben weitere Fortschritte bei der Integra­
tion ausländischer Staatsbürger und Staatenloser erzielt. ltotzdem gibt es 
immer wieder Klagen Russlands über angebliche Diskriminierungen der 
russischen Minderheit, die auch gegenüber NATO, EU und OSZE geäußert 
werden. In mehreren Ländern wurde der rechtliche und institutionelle Rah­
men des Minderheitenschutzes weiter gefestigt. In Bulgarien, der Slowakei 
und Rumänien spielen im nationalen politischen Leben Minderheiten nach 
wie vor eine wichtige Rolle. 

In allen Ländern mit größeren Roma-Gemeinden wurden zur Verbesserung 
der schwierigen Lebensbedingungen der Roma Fortschritte erzielt, dennoch 
harrt die heikle Frage der Integration der Roma weiterhin einer umfassen­
den, langfristig wirksamen Lösung. 

2.2. Belarus, Ukraine, Moldau 

Die im Jahr 2002 lancierte .. Neue Nachbarn"-Initiative (NNI) der EU für die 
östlichen Anrainer Belarus, Ukraine und Moldau wurde mittlerweile in ein 
"Wider Europe"-Konzept eingebunden, das auch die Stärkung der Bezie­
hungen zu anderen - mittelbaren - Nachbarn. nämlich den südlichen und 
östlichen Mittelmeer-Anrainerstaaten, umfasst. Dieses Konzept wird nun­
mehr als "European Neighbourhood Policy" bezeichnet. Auch Russland soll 
in diesem .. größeren Europa" seine Berücksichtigung finden. ltotz der Zu­
sammenfassung derart heterogener Regionen in einem Außenbeziehungsan­
satz ist aber nicht beabsichtigt, egalisierende Modelle über die jeweiligen 
Beziehungen der EU mit den Zielländern im "Wider Europe"-Konzept zu 
stülpen. Die individuelle Herangehensweise an jedes einzelne Land soll ge­
wahrt werden. In Entsprechung der Genesis dieser Initiative werden zu­
nächst mit der Ukraine und Moldau Aktionspläne abgestimmt, die im Laufe 
des Jahres 2004 zu finalisieren sind. Im Fall der Ukraine soll dieser Aktions­
plan die 1999 von der EU einseitig beschlossene Gemeinsame Strategie ab­
lösen. Russland hat zu erkennen gegeben, dass der .. Wider Europe"-Rahrnen 
im Vergleich zu den Beschlüssen des Gipfeltreffens von St. Petersburg (s. Ka­
pitel A.IlI.4. )  kaum neue Elemente für sein Verhältnis zur EU aufweist, wes­
halb es diesem Ansatz gegenüber weniger Interesse entgegenbringt als die 
"wirklichen" neuen EU-Nachbarn im Osten des Kontinents (Russland ist be­
reits seit dem Beitritt Finnlands zur EU am 1 .  1 .  1 995 dessen unmittelbarer 
Nachbar). 
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2.2. 1 .  Belarus 

Die seit 1 997 eingeschränkten Beziehungen der EU zu Belarus haben sich im 
Lauf des Jahres 2003 nicht grundsätzlich oder nachhaltig geändert. Erst im ' 
Dezember hat Präsident Alexander Lukaschenko der Wiederaufnahme von 
Gesprächen mit der EU über eine Reihe konkreter Anliegen zugesti=t. 
Sondierungen über die weitere Vorgangsweise sind Anfang 2004 aufgenom­
men worden. Innerhalb der EU wurde von verschiedenen Seiten wiederholt 
darauf hingewiesen, dass eine volle Umsetzung der "Neue Nachbarn"-Initia­
tive (mit individuellem Aktionsplan) gegenüber Belarus so lange nicht kon­
sequent und praktikabel erscheint, als die allgemeinen Beziehungen zwi­
schen EU und Belarus eingeschränkt bleiben. Die in manchen Bereichen 
(insb Medien , NGOs, Schul- und Universitätswesen) gegenüber früher noch 
strikteren Maßnahmen der belarussischen Führung wie auch die Art und 
Weise der Durchführung von Lokalwahlen im März trugen nicht dazu bei ,  
diese Beziehungen positiv zu beeinflussen. Die neue, von den belarussi­
schen Behörden Anfang 2003 zugelassene OSZE-Mission ("Office in 
Minsk" ; die Bezeichnung der Vorgänger-Mission lautete "Advisory and Mo­
nitoring Group") konnte ihrem Mandat entsprechend die Tätigkeit aufneh­
men und fortsetzen. Die im November 2002 verhängten Reisebeschränkun­
gen von 1 4  EU-Staaten gegen Spitzenrepräsentanten des belarussischen Re­
gimes wegen dessen Behandlung der früheren OSZE-Mission wurden daher 
im April aufgehoben. 

2 .2 .2 .  Ukraine 

Die Kooperation der Ukraine mit der EU intensivierte sich, gleichzeitig gab 
die Ukraine zu verstehen, dass sie die Haltung der EU ihr gegenüber oft 
nicht teile, aber pragmatischer damit umzugehen gelernt habe. Es ist nun­
mehr sichtbar, welche Marschroute die Ukraine bei ihrer Annäherung an die 
EU einschlagen und welche konkreten Schritte sie bei diesem Prozess setzen 
muss. 

Eckpfeiler der Beziehungen zwischen EU und Ukraine bleibt das Partner­
schafts- und Kooperationsabkommen (PKA) aus dem Jahre 1 994 (in Kraft 
seit 1 998). Ein im März vorgestellter Bericht des Kooperationsausschusses 
spricht davon, dass die Umsetzung des Abko=ens gute Fortschritte macht 
und bescheinigt der Ukraine substantielle Fortschritte in mehreren Berei­
chen , wie etwa politischer Dialog, Handel und Investitionen (inklusive Fort­
schritt betreffend den von der Ukraine angestrebten WTO-Beitritt), Wissen­
schaft und Technologie, Zoll und Statistik. Ausdrücklich gelobt wird die Ko­
operation auf dem Gebiet der Justiz und inneren Angelegenheiten, die sogar 
über den vom PKA vorgesehenen Rahmen hinausgeht. In dem Bericht ist al­
lerdings auch davon die Rede, dass in einer Reihe von Bereichen zusätzliche 
Anstrengungen erforderlich sind bzw. die Kooperation vertieft werden 
muss. Dies betrifft beispielsweise die Freiheit der Medien, weiters die Berei-
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che Energie (vor allem die nukleare Sicherheit) ,  Rechtsangleichung, Umwelt 
und Transport. 

Angesichts des nach wie vor großen, noch nicht ausgeschöpften Potentials 
des PKA, erscheinen Wünsche der Ukraine nach einer anderen Vertragsbasis 
auf absehbare Zeit nicht realistisch. Dies wurde der Ukraine beim Gipfeltref­
fen mit der EU in Jalta am 7. Oktober und bei Besuchen der Kommissare Ver­
heugen im September und Patten im November deutlich dargelegt. Die .. eu­
ropäische" Zukunft der Ukraine liegt vorerst in der Erstellung und Durch­
führung eines möglichst substantiellen Aktionsplans in Entsprechung der 
.. Neue Nachbarn"-Initiative. Dieser sollte verbindliche Ziel vorgaben für 
beide Seiten enthalten. Differente Auffassungen bestehen noch hinsichtlich 
der Geltungsdauer. 

Gleichwohl erscheint es wichtig, dass Kiew von Seiten der EU nicht der Ein­
druck vermittelt wird , dass diese an einem weiteren Ausbau der Beziehun­
gen nicht interessiert sei. Wie dies zu bewerkstell igen ist, ohne den Bezug 
zur Realität zu verlieren, zeigt ein vom Ausschuss der Ständigen Vertreter 
als .. guter Beitrag" gewürdigtes österreichisch-ungarisches Arbeitspapier. Es 
schlägt erstens Prioritäten für den zu erstellenden Aktionsplan vor, nämlich 
die Beseitigung der letzten Hindernisse zur Gewährung des Marktwirt­
schaftsstatus an die Ukraine, die aktive Unterstützung des ehest möglichen 
Beitritts der Ukraine zur WTO sowie den sofortigen Beginn von Vorberei­
tungsarbeiten für ein Freihandelsabkommen EU - Ukraine auf Basis von 
Art 4 PKA. Zweitens sieht das Papier konkrete Initiativen und Vorschläge 
für den Aktionsplan vor, so etwa in den Bereichen Justiz und Inneres, Wirt­
schaftsbeziehungen, Infrastruktur und Energie, Regionalpolitik und grenz­
überschreitende Zusammenarbeit und Umweltschutz. Es ist anzunehmen, 
dass Elemente des von der Ukraine sehr begrüßten österreichisch-ungari­
schen Papiers in der einen oder anderen Form in den Aktionsplan einfließen 
werden. 
Österreich sieht sich innerhalb der EU gemeinsam mit Ungarn als Fürspre­
cher der Vertiefung der Beziehungen zwischen der Ukraine und der Union. 
Dies wurde von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner bereits anlässlich 
der Beitriltskonferenz im April in Athen artikuliert und war auch ein Thema 
bei ihrem Besuch in der Ukraine Anfang Juni. Ein wichtiger Testfall für die 
europäische Berufung der Ukraine wird sein, ob die Präsidentenwahl im Ok­
tober 2004, sei dies eine Volkswahl oder eine Wahl durch das Parlament, 
den von der EU verlangten demokratischen Standards entsprechen wird. 

2 .2 .3 .  Moldau 

2003 hat die moldauische Führung ihre Europapolitik intensiviert und kon­
kretisiert. Ende Februar/Anfang März nahmen ein parlamentarischer Aus­
schuss für Europäische Integration und der nationale Ausschuss für Euro­
päische Integration unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten ihre Arbeiten 
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auf. Im September wurde eine EU-Abteilung im Außenministerium geschaf­
fen und im Oktober das langerwartete "Konzept zur Integration der Republik 
Moldau in die EU" präsentiert, das als erklärtes Ziel den Assoziiertenstatus 
bis 2007 nennt. 

Während die EU ihre Beziehungen mit Moldau für die absehbare Zukunft im 
Rahmen der "Neue Nachbarn"-lnitiative sieht, plädiert Moldau für eine An­
erkennung als südosteuropäischer Staat und damit für eine Gleichbehand­
lung mit den westbalkanischen Ländern des Stabilitäts- und Assoziations­
prozesses (SAP). Anfang Dezember hielt sich EU-Erweiterungskommissar 
Günther Verheugen zu einem Arbeitsbesuch in der Republik Moldau auf, 
um die "Wider Europe"-Initiative vorzustellen und einen gemeinsam zu er­
arbeitenden Aktionsplan zu diskutieren. Die Einrichtung einer Vertretung 
der Kommission in Moldaus Hauptstadt Chi�inäu wurde mittelfristig ins 
Auge gefasst. 

Die Union kam dem Wunsch Moldaus nach, sich im Transnistrienkonflikt 
verstärkt zu engagieren. Im Februar erließ die Union ein Visaverbot für 1 7  
transnistrische Politiker und schloss - im Zusammenwirken mit den USA -
weitere Maßnahmen nicht aus. Diese Maßnahme trug dazu bei, dass Trans­
nistrien im März die B lockade des Abtransports und der Vernichtung der in 
Transnistrien unter katastrophalen Bedingungen lagernden 40.000 Tonnen 
Russland gehörender Munition aufhob. Die von der OSZE-Ministerkonfe­
renz im Dezember 2002 in Porto verlängerte Frist bis Ende 2003 konnte zwar 
nicht eingehalten werden, doch bis Ende November wurden knapp 50% des 
Kriegsmaterials abtransportiert. 

Im Februar präsentierte Präsident Vladimir Voronin eine neue, von der 
Union begrüßte, Initiative für eine Lösung des Transnistrienkonflikts. Dem­
nach sollte ein Verfassungsausschuss bestehend aus Vertretern des mol­
dauischen Parlaments und des transnistrischen Obersten Sowjet einen Ver­
fassungsentwurf für einen wiedervereinigten Gesamtstaat erarbeiten, der in 
der Folge durch internationale Experten begutachtet und anschließend ei­
nem Referendum mit gleichzeitigen Parlamentswahlen sowie Wahl einer 
Gesamtsstaatsregierung und eines Präsidenten in bei den Landesteilen unter­
zogen werden könnte. Die EU nahm an diesem Verfassungsausschuss nach 
dessen Konstituierung als Beobachter teil. Moldau deponierte in der Folge 
wiederholt seine Einladung an die Union zur Teilnahme an einer internatio­
nalen Sicherbeitspräsenz nach einem erfolgreichen Abschluss dieser Ver­
handlungen. 

Vor und während ihres halbjährigen Vorsitzes im Ministerkomitee des Euro­
parats zwischen Mai und November kam die Republik Moldau in den Ge­
nuss einer Phase der innenpolitischen Stabilität, die sich auch im Wahler­
folg der regierenden KP bei den Lokalwahlen im Mai widerspiegelte. Die Be­
ziehungen zwischen dem cisnistrischen Teil Moldaus und Transnistrien ver­
schlechterten sich im Laufe des Jahres, nachdem neben gegenseitigen wirt-
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schaftlichen Sanktionen eine Blockade der Mobiltelephonie ( .. Telephon­
krieg") im Oktober und November die Kommunikationsmöglichkeiten ein­
schränkte. Die Veröffentlichung des sogenannten .. Kosak-Memorandums" 
im November, eines im Wesentlichen russisch inspirierten Verfassungsent­
wurfs, der außerhalb des fünfseitigen Verhandlungsrahmens zur Lösung des 
Konflikts (diese fünf Seiten sind die bei den moldauischen Streitteile und 
die drei Mediatoren Russland, Ukraine und OSZE) erstel lt wurde, setzte 
eine Protestbewegung der moldauischen Opposition in Gang. Sie beschloss, 
bei den Parlamentswahlen 2005 in einem Wahlbündnis anzutreten. ach 
Kritik seitens des OSZE-Vorsitzes, der EU und der USA am Inhalt des Me­
morandums scheiterte diese Initiative. 

Bei einem weiteren Problem im Transnistrienkonflikt gab es ebenfalls Bewe­
gung: Die Frage der Grenzkontrollen zwischen der Ukraine und der Republik 
Moldau kam einer Lösung näher, nachdem eine bilaterale Einigung über die 
Anerkennung der moldauischen Zollstempel durch die Ukraine mit 1 .  Juli in 
Kraft trat. Die EU-Kommission bot Expertise und weitergehende Unterstüt­
zung bei der Kontrolle der ukrainisch-moldauischen Grenze an. Im Rahmen 
der weiteren Transnistrienverhandlungen schlug im Juli der niederländische 
OSZE-Vorsitz eine künftige internationale Sicherheits präsenz (etwa in Form 
einer .. Peace Consolidation Force") unter EU-Führung vor, die jedoch von der 
EU abgelehnt wurde. Die EU zeigte sich aber bereit, an einer multinationalen 
Lösung unter der Ägide der OSZE teilzunehmen. Die auch nur konzeptuellen 
Erwägungen derartiger Pläne noch vor dem Erkennbarwerden einer inner­
staatlichen politischen Lösung dürften zur Verhärtung gewisser transnistri­
scher Positionen in der zweiten Jahreshälfte beigetragen haben. 

2.3. Südkaukasien 

Die Beziehungen der EU zu den Staaten Südkaukasiens (Armenien, Aser­
baidschan und Georgien) standen unmittelbar mit den in allen drei Ländern 
stattgefundenen Wahlen im Zusammenhang. Nach den Präsidentschafts­
wahlen in Armenien und Aserbaidschan und den Parlamentswahlen in Ar­
menien und Georgien veröffentlichte die EU Erklärungen, die unter Hinweis 
auf manche Fortschritte die mangelnde Beachtung und Pflege international 
geltender Standards und Regeln feststellten und eine zukünftige bessere 
Durchführung der Wahlen sowie Transparenz einforderten. 

Gleichzeitig setzte die EU ihre Intensivierung der Beziehungen mit der Re­
gion durch die im Juli erfolgte Bestellung des ersten Sonderbeauftragten für 
Südkaukasien, Heikki Talvitie, fort, der die Region bis Jahresende fünf Mal 
besuchte. Das Mandat des Sonderbeauftragten sieht vor, die EU-Politik ge­
genüber der Region, insb auf den Gebieten der politischen und wirtschaftli­
chen Reformen voranzutreiben, weiters eine Stärkung des Beitrags zur Kon­
fliktlösung und -verhinderung und der regionalen Zusammenarbeit. Die 
süd kaukasischen Staaten zeigten sich mit dieser Bestellung und den Aufga-
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ben des Sonderbeauftragten sehr zufrieden, drückten gleichzeitig aber ihre 
Enttäuschung über die Nichtaufnahrne ihrer Region in den geographischen 
Anwendungsbereich des "Weiteren Europa" aus. 
Die Parlamentswahlen in Georgien vom 2. November und der am 23 .  No­
vember erfolgte Rücktritt von Staatspräsident Eduard Schewardnadse erfor­
derten von der EU rasche Reaktionen, um ihr Engagement in der Region 
auch sichtbar unter Beweis zu stellen. Neben einer Erklärung, in der das Ver­
halten Schewardnadses gewürdigt und zur Besonnenheit der neuen Füh­
rung aufgerufen wurde, wurde Heikki Talvitie noch am 23 .  November beauf­
tragt , möglichst rasch nach Georgien zu reisen. Seine Besuche sollten die 
Unterstützung der EU für die neuen politischen Gegebenheiten in Georgien 
ausdrücken, zugleich aber sowohl die Rolle der EU als wichtiger internatio­
naler Akteur in der Region mani festieren als auch die Bedürfnisse der neuen 
Regierung ausloten, wobei georgischerseits ein umfassender Katalog mit Un­
terstützungsbitten übergeben wurde. Die EU und ihre Mitgliedstaaten leiste­
ten umgehend umfangreiche finanzielle Hilfe,  insb auch im Hinblick auf die 
für 4. Jänner 2004 angesetzten Präsidentschaftswahlen. Die in Tbilisi resi­
denten EU-Botschafterlnnen trafen am 28. November mit Präsidentschafts­
kandidat Michael Saakaschwil i ,  der den Umsturz in Georgien eigentlich 
herbeigeführt hatte und dann auch bei den erwähnten Wahlen mit überwäl­
tigender Mehrheit zum Staatsoberhaupt gewählt wurde, zu einem Mei­
nungsaustausch zusammen. Die amtierende Staatspräsidentin Nino Burd­
schanadse traf am 2. Dezember in Brüssel auch EU-Kommissionspräsident 
Romano Prodi, um die EU über die aktuellen Entwicklungen in Georgien zu 
informieren und Unterstützung für die neuen Machtstrukturen sicherzustel­
len. Am 9. Dezember wurden Ratskonklusionen zur Situation in Georgien 
und Südkaukasien angenommen, in der die EU der neuen georgischen Füh­
rung ihre Unterstützung und die Respektierung der territorialen Integrität 
zusichert, zur Bewahrung der Stabilität aufruft und allen drei südkaukasi­
schen Staaten intensivierte Beziehungen zur EU in Aussicht stellt. Der Aus­
wärtige Ausschuss des Europäischen Parlaments diskutierte am 2. Dezem­
ber einen Bericht über die Politik der EU gegenüber Südkaukasien, wobei 
ein verstärkter Einsatz der EU zur Stabilisierung der Region, deren Auf­
nahme in das Konzept des " Weiteren Europa" , die Schaffung eines Stabili­
tätspakts und eine Unterstützung für regionale Energieversorgungssysteme 
gefordert wurden. 
Im Rahmen der Partnerschafts- und Kooperationsabkommen der EU mit den 
drei südkaukasischen Staaten fanden am 30. September in Brüssel Sitzun­
gen der Kooperationsräte auf Außenministerebene statt, die im Juni durch 
entsprechende Kooperationskomitees in den drei südkaukasischen Haupt­
städten vorbereitet worden waren. Ebenso fanden Parlamentarische Koope­
rationskomitees statt. Eine EU-Troika unter Leitung der italienischen Staats­
sekretärin für auswärtige Angelegenheiten, Margherita Boniver, besuchte 
vom 7. bis 1 0. Juli die Region. 
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Außer den Erklärungen bzw. Demarchen im Zusammenhang mit der Wahl 
gab die EU noch eine Erklärung zur Abschaffung der Todesstrafe in Arme­
nien ab und führte in Georgien eine Demarche im Zusammenhang mit der 
Respektierung religiöser Freiheiten durch. 

Um die Integration in europäische Strukturen seinerseits voranzutreiben, 
verabschiedete das georgische Parlament am 28. März eine Resolution über 
die Beschleunigung der Integrationsprozesse Georgiens in die EU. Georgien 
erhielt außerdem für die vom abchasischen Konflikt betroffene Bevölkerung 
seitens des European Community Humanitarian Office (ECHO) humanitäre 
Hilfe in der Höhe von 2 ,2  Mio. Euro. 

Das TACIS-Programm zur Modernisierung der Zollverwaltung unter Leitung 
eines Österreichers wurde fortgeführt. Die österreichische Plattform Zivil­
dienst erhielt den Zuschlag für ein TACIS-Programm zur Ausarbeitung eines 
Zivildienstes in Georgien. Die Universität für Bodenkultur unterhält zwei 
TACIS-TEMPUS-Projekte mit Georgien. Im TACIS-Büro in Jerewan ist ein 
Österreicher beschäftigt. 

3. Südosteuropa I Westlicher Balkan 

3.1 . Entwicklungen in den einzelnen Staaten 

3 . 1 . 1 .  Kroatien 

Kroatien unternahm im Berichtszeitraum eine Reihe von Reformen, um das 
Land näher an die EU zu führen. Dazu zählten die Verabschiedung des Ge­
setzes über den kroatischen Rundfunk sowie von Novellen zu den Wahlge­
setzen. Ebenso konnte die Militärreform erfolgreich fortgeführt werden. 

Das von Österreich im März 2002 ratifizierte Stabilisierungs- und Assoziie­
rungsabkommen (SAA) Kroatiens mit der EU konnte auch im Jahr 2003 noch 
nicht in Kraft treten. Einige EU-Mitgliedstaaten machten ihre Ratifikation 
von einer Verbesserung der Zusammenarbeit Kroatiens mit dem Haager 
Kriegsverbrechertribunal (ICTY) abhängig. Dies betrifft in sb die Ausliefe­
rung des kroatischen Generals Ante Gotovina. Der ebenfalls vom ICTY ange­
klagte Generalstabschef Janko Bobetko verstarb im April noch vor seiner an­
gekündigten Auslieferung nach Den Haag. 

Kroatiens Verhältnis zu seinen Nachbarstaaten war von zahlreichen positi­
ven Entwicklungen gekennzeichnet. Im März beschloss der Sabor das In­
krafttreten des Abkommens zwischen Kroatien und Slowenien über die bei­
derseitigen Rechte und Pflichten im AKW �ko. Anfang Mai unterzeich­
nete Außenminister Tonino Picula die gemeinsam mit Albanien, Mazedo­
nien und den USA abgeschlossene "Adriatic Charter" . Im Juni erfolgte die 
Suspendierung der Visapflicht gegenüber Staatsbürgern von Serbien und 
Montenegro. Dem Drängen der USA, ein Abkommen über die ichtausliefe­
rung von US-Bürgern an den Internationalen Strafgerichts hof zu unterzeich-

38 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 53 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Außenbeziehungen der Europäischen Union 

nen, gab Kroatien im Hinblick auf seine EU-Beitrittsbestrebungen nicht 
nach. Das Verhältnis zu Slowenien erfuhr jedoch durch den im Oktober ge­
fassten Beschluss des Sabor, eine Fischerei- und Umweltzone in der Adria 
auszurufen, eine deutliche Belastung. 

Am 23 .  November fanden Parlamentswahlen statt, die zu einem Macht­
wechsel von der von den Sozialdemokraten geführten Koalition zur Kroati­
schen Demokratischen Gemeinschaft (HDZ) unter ihrem Vorsitzenden Ivo 
Sanader führten. Am 23.  Dezember wurde die neue kroatische Regierung 
unter Premierminister Sanader angelobt. Die Regierung wird von den Vertre­
tern der serbischen Minderheit unterstützt, die acht Vizeminister stellt. 

3 . 1 .2.  Bosnien und Herzegowina 

Das Jahr 2003 stand im Zeichen der Ausarbeitung und Durchführung diver­
ser staatlicher Reformen sowie der langsamen Annäherung an die EU. Refor­
men wurden in erster Linie vom Hohen Repräsentanten (HR) der VN und 
Sonderbeauftragten der EU, dem Briten Lord Ashdown, vorangetrieben und 
orientierten sich an dem zu Beginn des Jahres 2003 festgelegten "Mission 
Implementation Plan" ,  einem Katalog jener Maßnahmen, die vor einem zu­
künftigen Auslaufen der Tätigkeit des HR zu setzen sind. Zu den inhaltli­
chen Fortschritten zählten dabei insb die Reform des Steuersystems und die 
Annahme der Verteidigungsreform durch alle gesetzgebenden Körperschaf­
ten des Gesamtstaats und der Entitäten im Dezember. Zu den weiteren Erfol­
gen zählten die Einrichtung eines Gerichtshofs auf Gesamtstaatsebene samt 
dem Aufbau einer Sonderkarnmer für Kriegsverbrechen, die in Zukunft Ver­
fahren gegen Kriegsverbrecher vom Haager Kriegsverbre�hertribunal über­
nehmen soll .  Der Aufbau dieser Sonderkammer wird von Osterreich im Rah­
men der Ostzusammenarbeit des BMaA finanziell unterstützt. Im März und 
Juli setzte der HR gemeinsam mit SFOR und den USA Schritte zur Bekämp­
fung jener kriminellen Strukturen, die vermutlich das Netzwerk des vom 
ICTY gesuchten Radovan Karadzic bilden. Die Chefanklägerin des Haager 
Tribunals beklagte jedoch in ihrem Bericht an den SR vom Oktober die wei­
terhin fehlende Kooperation der Behörden in bei den Entitäten. Das Mandat 
von Lord Ashdown wurde im Dezember bis zum Mai 2005 verlängert. Die 
weiterhin schlechte Wirtschaftssituation, welche der HR mit dem sog. "Bull­
dozer"-Komitee, einer Initiative zum Abbau von bürokratischen und inves­
titionsfeindlichen Barrieren, zu verbessern sucht, zog zahlreiche Streiks und 
Proteste nach sich. Am 19 .  Oktober verstarb der Gründer und frühere Vorsit­
zende der Partei der Demokratischen Aktion (SDA) und ehemalige Präsident 
Alija lzetbegovic in Sarajevo. 

3 . 1 . 3 .  Serbien und Montenegro 

Nachdem im März 2002 mit dem sogenannten Belgrader Abkommen die 
Gründung einer Staatenunion zwischen den beiden Republiken Serbien und 
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Montenegro vereinbart worden war, konnte die Verfassung dieser Union erst 
im März 2003 verabschiedet werden. Die Bundesrepublik Jugoslawien, die 
1 992 von Slobodan Milo�evie nach dem Zerfall des ehemaligen Jugoslawien 
gegründet worden war, hörte damit zu existieren auf. Der neue Staat erhielt 
den Namen Serbien und Montenegro. Es wurde eine fünfköpfige Regierung 
(Ressorts: Äußeres, Verteidigung, Menschen- und Minderheitenrechte, Au­
ßenwirtschaft, Binnenwirtschaft) unter der Führung des Präsidenten der 
Union gebildet. Zum Präsidenten wurde der aus Montenegro stammende 
Svetozar Marovie gewählt. Nach Ablauf von drei Jahren steht es den Repu­
bliken frei, ein Referendum über den Verbleib bei der Staatenunion abzuhal­
ten. 

Am 3. April wurde Serbien und Montenegro in den Europarat aufgenom­
men. 

Beim ersten offiziellen Besuch eines kroatischen Präsidenten in Serbien und 
Montenegro am 1 0. September entschuldigten sich die beiden Präsidenten 
Marovie und Stipe Mesie für das Leid, das den jeweils anderen Staatsbür­
gern während des jüngsten Krieges zugefügt worden war. Eine Entschuldi­
gung gegenüber dem bosnischen Volk sprach Marovie bei seinem Besuch in 
Sarajewo am 1 3 .  November aus. 

Überschattet wurden diese positiven Entwicklungen auf Ebene der Union 
und der Region durch die Ermordung des serbischen Premierministers Zo­
ran Djindjie am 1 2 .  März in Belgrad, welche tiefe Erschütterungen in Ser­
bien zur Folge hatte. Das Attentat war ein Versuch krimineller Kreise, durch 
den Sturz der Regierung ihre unter Milo�evie begonnenen Aktivitäten abzu­
sichern und sich drohender Strafverfolgung zu entziehen. Entschlossenes 
Handeln der Regierung, u. a. durch die Verhängung des Ausnahmezustan­
des, verhinderte in der Folge weitere Anschläge und das beabsichtigte poli­
tische Chaos. An den Begräbnisfeierlichkeiten in Belgrad nahm Bundes­
kanzler Wolfgang Schüssel als Vertreter Österreichs teil. 

Nach der Autbebung des Ausnahmezustandes am 23. April traten die in­
ternen Differenzen der serbischen Regierungskoalition Demokratische Op­
position Serbiens (DOS) wieder offen zutage. Im Sommer und im Frühherbst 
erschütterte darüber hinaus eine Reihe von Skandalen (Korruption, Amts­
missbrauch) Serbien. 

Am 16 .  November scheiterte auch der dritte Versuch einen serbischen Präsi­
denten zu wählen an der Wahlbeteil igung, die unter den gesetzlich erforder­
lichen 50% der Stimmberechtigten lag. Der Kandidat der Serbischen Radi­
kalen Partei (SRSl.  Tomislav Nikolie, konnte überraschend knapp 47% der 
Stimmen auf sich vereinigen. Am 28. Dezember fanden schließlich Parla­
mentswahlen in Serbien statt, bei denen die SRS zur stärksten Partei wurde. 
Die DOS, die den Sturz von Milo�evie im Oktober 2000 erreicht hatte, löste 
sich vor den Wahlen auf. 
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Im Kosovo zeichnete UNMIK (United Nations Interim Administration Mis­
sion in Kosovo) weiterhin für die Erfüllung der Sicherheitsrats-Resolution 
1 244 ( 1999) verantwortlich. Mit Ende Juni trat der Leiter von UNMIK, Mi­
chael Steiner (Deutschland). von seiner Funktion zurück. 1m August 2003 
nominierte VN-GS Koli Annan Harri Holkeri (Finnland) als dessen Nachfol­
ger. Am 1 4 .  Oktober fand in Wien die erste Gesprächsrunde seit Ende des 
Krieges zwischen Vertretern der Republik Serbien und des Kosovo zur Füh­
rung eines Dialogs i.!ber praktische Probleme statt. Serbien war durch Pre­
mierminister Zoran Zivkovic vertreten, Kosovo durch Präsident fbrahim Ru­
gova. Von Seiten der internationalen Gemeinschaft nahm Holkeri als Leiter 
der Gespräche teil sowie für die EU der Hohe Repräsentant für die GASP, Ja­
vier Solana, und Komissar Chris Patten, für die NATO GS George Robertson 
und für die OSZE der amtierende Vorsitzende, der niederländische Außen­
minister Jaap de Hoop Scheffer. Die Fortsetzung der Direktgespräche wurde 
vereinbart. Am 10. Dezember präsentierte Holkeri formell Richtlinien zur 
Erfüllung von Standards, darunter Demokratisierung, Menschen- und Min­
derheitenrechte, Rückkehr von Flüchtlingen sowie Klärung von Eigentums­
rechten. Damit sollen, bevor eine Entscheidung über den künftigen politi­
schen Status des Kosovo gefällt werden kann, die Rahmenbedingungen für 
ein friedl iches Zusammenleben aller Einwohner des Kosovo sichergestellt 
werden. 

Nach den Wahlen vom Oktober 2002 wurde am 9. Januar in Montenegro eine 
Regierungskoalition unter der Führung des kurz zuvor aus dem Präsidenten­
amt geschiedenen Milo Djukanovic gebildet. Nachdem zweimal dif;l Präsi­
dentenwahlen wegen zu geringer Wahlbeteil igung im Dezember 2002 und 
Februar 2003 gescheitert waren, wurde am 1 1 .  Mai nach der Aufhebung der 
Regelung über eine Mindestbeteiligung von 50% der Wahlberechtigten der 
Regierungskandidat und bis dahin Premierminister Filip Vujanovic zum 
Präsidenten Montenegros gewählt. 

Die Regierung stand weiterhin wegen eines anhängigen, noch immer unge­
klärten Menschenhandelsfalls, in den höchste Kreise involviert sein sollen, 
unter Druck. Die Entscheidung der Staatsanwaltschaft vom Mai ,  kein Ge­
richtsverfahren gegen die Hauptbeschuldigten zu eröffnen, brachte Monte­
negro scharfe internationale Kritik ein. 1m November wurde seitens der 
neuen Generalstaatsanwältin die Wiederaufnahme der Untersuchungen an-

. geordnet. 

3 . 1 .4. Albanien 

Die anhaltende Spaltung der regierenden Sozialistischen Partei (SP) in zwei 
Flügel um den Parteivorsitzenden und Premierminister Fatos Nano und den 
Vizepremier- und Außenminister Ilir Meta führte im zweiten Halbjahr zu ei­
ner schweren politischen Krise. Nach dem Rücktritt Metas im Juli und der 
Amtsenthebung von lnnenminister Luan Rama im Oktober scheiterte deren 
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Nachbesetzung in Folge der Parteispaltung wiederholt an der fehlenden Zu­
stimmung im Parlament. Erst nach der überwältigenden Bestätigung von 
Nano als Parteivorsitzender am SP-Parteikongress vom 12. /13 .  Dezember ge­
lang die Nachbesetzung und Umgestaltung des Kabinetts. Die neue Regie­
rung wurde am 30. Dezember angelobt. 

Am 12 .  Oktober fanden BÜTgermeister- und Gemeinderatswahlen auf der 
Grundlage eines neuen Wahlgesetzes statt, das in Zusammenarbeit mit der 
OSZE und dem Europarat ausgearbeitet worden war und das das albanische 
Wahlrecht näher an europäische Standards heranführen soll .  Nach Einschät­
zung einer von der OSZE und dem Europarat durchgeführten internationa­
len Wahlbeobachtungsmission war die Abhaltung der Lokalwahlen ein wei­
terer Fortschritt Albaniens bei der Erfüllung der entsprechenden internatio­
nalen Standards. Die weiterhin bestehenden Mängel betrafen in sb die Wäh­
lerlisten. Die Lokalwahlen, bei denen beide großen Parteien Wahlerfolge er­
ringen konnten, führten zu einer deutlichen Aufweichung der sich bereits in 
bedenklicher Weise verfestigenden politischen Aufteilung des Landes in 

ord (Demokratische Partei) und Süd (Sozialistische Partei).  

3 . 1 .5 .  Mazedonien 

Mit einem im März zwischen den wichtigsten Regierungsparteien, dem eth­
nisch-mazedonischen Sozialdemokratischen Bund für Mazedonien (SDSM) 
und der ethnisch-albanischen Demokratischen Union für die Integration 
(DUI) ,  abgeschlossenen "Kompromisspaket" wurden drei Aktionspläne der 
Regierung zur Implementierung des Ohrid-Rahmenabkommens (geschlos­
sen im August 2001 zur Beendigung der gewalttätigen Auseinandersetzun­
gen) i n  den Bereichen "gerechte Vertretung" der ethnischen Albaner in der 
Verwaltung, Verwendung der albanischen Sprache im Parlament und auf öf­
fentl ichen Dokumenten sowie Verwirklichung der Gemeindeautonomie ver­
einbart. Mitte Dezember wurden die Regierungsvorlagen für die Gesetze 
über die Neuziehung der Gemeindegrenzen, die Finanzierung der Gemein­
deautonomie und die Stadt Skopje nach langem politischen Tauziehen im 
Parlament eingebracht. Zuvor war das Resultat der Volkszählung vom No­
vember 2002 offiziell bekannt gegeben worden, demzufolge der Anteil der 
ethnischen Albaner an der mazedonischen Bevölkerung 2 5 , 1 7% beträgt. 

Von 3 1 .  März bis 1 5. Dezember übernahm die EU mit der Mission CONCOR­
DIA die Aufgaben der ausgelaufenen NATO-Operation "Allied Harmony" . 
Die Präsenz der EU ist weiterhin durch die an diesem Tag angelaufene Poli­
zeimission PROXIMA gegeben (vgl zu beiden EU-Missionen näher Kapitel 
A.III. l ) . Nach Spannungen Anfang des Jahres auf Grund der bevorstehenden 
Entlassung hunderter Angehöriger der "Löwen"-Sonderpolizei wurde die 
Labilität der Sicherheitslage in Mazedonien insb in der zweiten Jahreshälfte 
deutlicher, als es im Skopska Crna Gora-Gebirge zu Aktionen bewaffneter 
und uniformierter ethnischer Albaner kam, die die Bildung einer "befreiten 
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Zone" in dieser Region beabsichtigten. Die bewaffneten Gruppen konnten 
Anfang September im Zuge von Gefechten mit mazedonischen Armeeein­
heiten und Sonderpolizei zerschlagen werden. Die konkrete Vorgangsweise 
ließ jedoch Mängel in der Organisation der Sicherheitskräfte erkennen und 
hatte eine schwere Koalitionskrise zur Folge. Diese konnte nicht zuletzt auf 
Grund der Vermittlungstätigkeit des Sonderbeauftragten der EU, des Belgiers 
Alexis Brouhns, beigelegt werden. Bundesministerin Benita Ferrero-Wald­
ner betonte gegenüber mazedonischen Politikern wiederholt die Wichtigkeit 
einer raschen und vollständigen Umsetzung des Omid-Abkommens und un­
terstützte auch auf diese Weise die Tätigkeit des EU-Sonderbeauftragten. 

3.2. Der Westliche Balkan und die Europäische Union 

Der positive Thend des Jahres 2002 fand auch im Berichtszeitraum seine Fort­
setzung. Die Region des Westlichen Balkan unternahm vielfältige Schritte in 
Richtung fortgesetzte Stabilisierung und Annäherung an die europäischen 
Strukturen. Als Krisenregion kann der Westliche Balkan nicht mehr bezeich­
net werden, das heißt, die Gefahr eines Wiederaufflammens von zwischen­
staatlicher oder zwischenethnischer Gewalt konnte auf Grund von Bemü­
hungen der Staaten selbst, aber auch dank tatkräftiger Mithilfe der EU weiter 
gemindert werden. Auf Grund der noch immer schlechten wirtschaftlichen 
Lage ist jedoch nach wie vor das Potenzial für Instabilität gegeben. 

Die weitere Annäherung der Staaten des Westbalkans an die Europäische 
Union ist eine der Prioritäten der österreichischen Außenpolitik. Der insti­
tutionelle Rahmen dafür ist der seit 1 999 bestehende Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess (SAP),  der beim Gipfel der Staats- und Regierungs­
chefs der EU-Länder mit jenen des Westbalkans am 2 1 .  Juni in Thessaloniki 
wesentliche neue Impulse erhielt. Österreich beteiligte sich intensiv an der 
den Gipfel vorbereitenden Orientierungsdebatte, in der es vor allem darum 
ging, aus dem derzeitigen Beitrittsprozess gewonnene Erfahrungen in geeig­
neter Weise für den Ausbau des SAP zu nutzen. 

Die Staats- und Regierungschefs nahmen beim Gipfel die "Agenda von Thes­
saloniki für die westlichen Balkanstaaten: Auf dem Weg zur Europäischen 
lntegration" sowie eine Gemeinsame Erklärung an. Diese beiden Dokumente 
schaffen den Rahmen für die Zusarnrnenarbeit der EU mit dem Westbalkan 
in den kommenden Jahren. Inhaltlich erfährt der SAP durch memere Vorbei­
trittsinstrumente eine Anreicherung. Zu den bereits bestehenden Jahresbe­
richten über die Fortschritte der betroffenen Länder bei der Umsetzung des 
SAP, welche die Europäische Kommission im März zum zweiten Mal vor­
legte, kommen nun auch Europäische Partnerschaften, die ähnlich den Bei­
tritts partnerschaften im derzeit laufenden Erweiterungsprozess konzipiert 
sind. Der Gipfel rief das "Forum EU - Westl iche Balkanstaaten" ins Leben, 
das den bereits bestehenden Politischen Dialog ausweitet. Es sieht regelmä­
ßige Theffen der Staats- und Regierungschefs, jährliche Theffen der Außen-, 
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Innen- und }ustizminjsterlnnen und intensive Konsultationen von Parla­
mentarierInnen sowie Beamten vor. Ein erstes Treffen der Innen- und Justiz­
mirusterlnnen fand am 28. November in Brüssel statt, gefolgt von einem der 
AußenministerInnen am 9. Dezember in Brüssel. Die Staaten des Westlichen 
Balkans haben weiters die Möglichkeit, sich den Demarchen, Erklärungen 
und Gemeinsamen Standpunkten der EU zu GASP-Fragen anzuschließen. 

Die Aufstockung der MHtel aus dem Reformen unterstützenden EU-Hilfs­
programm CARDS um 200 Millionen Euro sowie die Möglichkeit der Betei­
ligung an weiteren Gemeinschaftsprogrammen für die Länder des Westbal­
kans flanberen die Gipfelbeschlüsse. Das die öffentlichen Verwaltungen un­
terstützende Twinning-Programm steht nun allen Ländern des Westbalkans 
zur Verfügung. Aufbauend auf umfangreichen Erfahrungen in Mittel- und 
Osteuropa sind österreichische Institutionen auch am Westbalkan verstärkt 
tätig. Zu nennen sind etwa ein großes Projekt betreffend Zollmanagement in 
Kroatien und eines zur Reform der Strafanstalten in Albanien. 

Der Gipfel von Thessalorub brachte aber nicht nur ein Bekenntnis zu einem 
intensiveren Engagement der EU, sondern verpflichtete auch die geogra­
phisch in voraussichtlich naher Zukunft von EU-Mitgliedstaaten umschlos­
senen Ländern des Westbalkans zu vermehrten Anstrengungen im Sinne der 
politischen und wirtschaftlichen Kriterien des SAP-Prozesses. Die beim 
Gipfel festgelegte weitreichende Agenda deckt sich mit der österreicruschen 
Absicht, die Staaten des Westbalkans als potentielle Beitrittskandidaten an­
gesichts der traditionell intensiven politischen und wirtschaftlichen Verbin­
dungen so schnell wie möglich an die EU-Strukturen heranzuführen. Dabei 
kommt dem Prinzip der individuellen Bewertung der erzielten Fortschritte 
jedes einzelnen Landes große Bedeutung zu. Um die Erfahrungen des derzei­
tigen Erweiterungsprozesses besser nutzen zu können, veranstaltete das 
BMaA in Zusammenarbeit mit dem Stabilitätspakt für Südosteuropa am 
5 .  Mai in Wien die Konferenz "The Transformation Experience: Con­
structing a Cen tral and Sou th Eastern European Partnershi p".  

Komplementär zum Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess setzte der 
Stabilitätspakt für Südosteuropa unter Leitung von Sonderkoordinator Vi­-
zekanzler a. D. Erhard Busek zahlreiche lrutiativen zur Heranführung der Re­
gion an die EU und zur Verbesserung der Zusammenarbeit in der Region 
selbst. Angesichts der weitgehenden Stabi lisierung der Region seit der 
Gründung des Stabilitätspaktes 1 999 verfolgt Sonderkoordinator Busek er­
folgreich das Ziel , in den Ländern Südosteuropas entstehende regionale Ini­
tiativen zu unterstützen und Aktivitäten in der Region selbst durchzufüh­
ren. Österreich engagierte sich weiter bei einer Reihe von Stabilitätspaktini­
tiativen und leistete finanzielle Beiträge. Die Initiative zur Bekämpfung der 
organisierten Kririnalität, einem der bedeutendsten Aufgabengebiete des 
Stabi litätspaktes 2003, steht seit Mai unter österreichischem Vorsitz. Weiters 
leiten Österreicher die Task Forces Menschenhandel, Bildung und Jugend 

44 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 59 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Außenbeziehungen der Europäischen Union 

sowie Investment Compact. in deren Rahmen am 10./1 1 .  Juli eine Minister­
konferenz .. Pushing Ahead with Reform: Removing Obstacles to Foreign Di­
rect Investment in South East Europe" unter Vorsitz von Bundesminister 
Martin Bartenstein stattfand. Österreich stellt den Direktor des in Agram an­
gesiedelten Regionalen Unterstülzungszentrums zur Implementierung von 
Rüstungskontrolle und Verifikation in Südosteuropa (RACVIAC). Im Bereich 
Energie arbeitete Österreich an der Ausarbeitung eines .. Memorandum of 
Understanding on the Regional Energy Market in South East Europe and its 
Integration into the European Community Internal Energy Market" mit und 
unterzeichnete dieses am 8. Dezember in Athen. Weitere österreichische 
Schwerpunkte im Rahmen des Stabil i tätspaktes sind die Reintegration von 
Flüchtl ingen. Migrationsfragen. Medien und Soziales. 

4. Russland 

In seiner jährlichen Botschaft an die Russische Nation erklärte Präsident 
Wladimir Putin im Mai . dass es das strategische Ziel seiner Regierung sei. 
Russland zu einem .. starken, wirtschaftlich modernen und einflussreichen 
Staat" zu machen. Innerhalb der nächsten zehn Jahre werde eine Verdopp­
lung des Bruttoinlandsprodukts und damit verbunden auch eine Verringe­
rung der Armut in der Bevölkerung angestrebt. Als weitere Ziele nannte der 
Präsident die vol le Konvertibilität des Rubels. eine einschneidende Verwal­
tungsreform und damit einhergehend eine Eindämmung der Bürokratie. 

Die Fundamentaldaten der russischen Wirtschaft sind weiterhin signifikant: 
die wirtschaftliche Entwicklung Russlands ist durch beachtl iche Budget­
überschüsse. enorme Devisenreserven dank der Einnahmen aus Erdöl- und 
Erdgasexporten und durch ein eindrucksvol les Wirtschaftswachstum in der 
Höhe von fast 7% gekennzeichnet. Die Ereignisse rund um das Erdölunter­
nehmen JUKOS beeinträchtigten das wirtschaftliche Umfeld nicht wesent­
l ich. Zwar gab der russische Aktienindex RTS kurzfristig nach und der Ab­
fluss von Kapital ins Ausland nahm zu. dennoch wird angenommen. dass 
bei Ausbleiben weiterer staatlicher Zwangsmaßnahmen gegen Privatunter­
nehmen ausländisches Kapital schon bald wieder nach Russland strömen 
wird. da dort hohe Gewinne zu erzielen sind. 

Der Kreml versicherte westlichen Investoren. dass die Rechte von Wirt­
schaftstreibenden nicht eingeschränkt werden. solange sich diese nicht in 
das politische Geschehen einmischen. Die Ergebnisse der Privatisierung der 
90er Jahre sollen nicht in Frage gestellt werden. Gefragt sind offenbar unpo­
l itische Technokraten an der Spitze der russischen Unternehmen. die für 
wirtschaftliche Effizienz. Beschaffung ausländischer Investitionen und 
Technologie sowie für vermehrte Steuerleistung sorgen sollen. 

Mit der Verhaftung des Jukos-Vo�sitzenden Michael Chodorkowskijs und 
dem Rücktritt des noch aus der Ara Jelzin stammenden Leiters der Präsi-
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dentschaftsadministration Alexander Woloschin dürfte ein neuer Abschnitt 
in der russischen Innenpolitik begonnen haben. Nach der Entmachtung der 
Gouverneure, ihrer Unterstellung unter die russische Zentralmacht sowie 
nach der Einschränkung der Unabhängigkeit der audio-visuellen Medien 
sollen nun offenbar die .. Oligarchen" der staatlichen Kontrolle unterworfen 
werden. Die Produktionsmittel sollen zwar in privatem Besitz bleiben, der 
prosperierende Privatsektor - die Basis für das Wiedererstehen eines mäch­
tigen Russlands - soll jedoch staatlicher Kontrolle unterliegen. 

Die im Besitz eines privaten Unternehmerkonsortiums befindliche Fernseh­
anstalt TV6 wurde im Mai geschlossen. Damit wurde auch das letzte landes­
weit zu empfangende, regierungsunabhängige Fernsehprogramm eingestellt .  

Schwerwiegende Probleme im Bereich der inneren Sicherheit, wie Terroris­
mus, Korruption, Drogenmissbrauch und illegale Immigration, waren An­
lass für eine Umgliederung der russischen Sicherheitsdienste. 

Im März hat sich die Bevölkerung Tschelscheniens für die Annahme einer 
neuen Verfassung ausgesprochen. Tschetschenien bleibt eine autonome Re­
publik im Rahmen der Russischen Föderation; es soll über einen eigenen Re­
publikspräsidenten und ein eigenes Parlament verfügen. Zum neuen tsche­
tschenischen Präsidenten wurde im Oktober Achmed Kadyrow gewählt, 
nachdem zuvor chancenreiche Gegenkandidaten auf ihre Kandidatur ver­
zichtet hatten. Die Präsidentenwahl war ein Beispiel der sogenannten .. ge­
lenkten Demokratie". Es hat bisher nicht den Anschein, dass es damit gelun­
gen ist, einen politischen Prozess einzuleiten, der zur Befriedung Tsche­
tscheniens führen wird. 

Aus den Dumawahlen im Dezember sind die Präsidentenpartei .. Einiges 
Russland" sowie zwei andere ebenfalls kremlfreundliche Gruppierungen, 
nämlich die nationalistischen Liberaldemokraten Wladimir Schirinowskijs 
und der sozialistisch-nationalistische .. Rodina"-Block als Sieger hervor ge­
gangen. Die gleichzeitige beträchtliche Schwächung der Ko=unisten und 
die weitgehende Eliminierung der liberalen Abgeordneten Oabloko und 
Union der Rechten Kräfte) aus der Duma bedeuten die Entstehung einer 
neuen Partei.�nlandschaft und wahrscheinlich auch den Beginn einer neuen 
politischen Ara in Russland. Der Ausgang der Dumawahlen stellt einen be­
achtlichen persönlichen Erfolg Präsident Putins dar, der nun die Hauptver­
antwortung für die Politik Russlands trägt. Der Duma wird in Zukunft vor al­
lem eine unterstützende Rolle zukommen. 

Der Ausbau der Beziehungen Russlands zu den anderen Teilnehmern der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) bleibt eine Priorität der russi­
schen Außenpolitik. Anlässlich des GUS-Gipfeltreffens in Jalta haben arn 
1 9 .  September die Präsidenten der Russischen Föderation, der Ukraine, Ka­
sachstans und Belarus' ein Rahmenabko=en über die schrittweise Schaf­
fung eines Einheitlichen Wirtschaftsraums ( .. Single Economic Space"; SES) 
unterzeichnet. Dieser soll eine Zollunion, einen freien Güter-, Dienstleis-
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tungs-, Personen- und Kapitalverkehr so�ie gemeinsame Politiken in wirt­
schaftsrelevanten Bereichen umfassen. Uber jeden einzelnen Integrations­
schritt entscheidet jeder Mitgliedstaat autonom. Der ukrainische Präsident 
Kutschma hat überdies erklärt, dass die Schaffung des Einheitlichen Wirt­
schaftsraums der ukrainischen Verfassung und der außenpolitischen Orien­
tierung der Ukraine nicht widersprechen dürfe. Es bleibt abzuwarten, ob das 
Abkommen von Jalta nicht bloß einen weiteren vergebl ichen Versuch einer 
wirtschaftlichen Integration im Rahmen der GUS darstellt. 

Der russisch-ukrainische Grenzstreit in der Meerenge von Kertsch (Insel 
Thslal. die politischen Umwälzungen in Georgien und die Zurückweisung 
eines russischen Plans zur Beilegung des Transnistrienkonllikts durch den 
moldauischen Präsidenten zeigten, dass die Beziehungen Russlands zu ei­
ner Reihe von GUS-Teilnehmern konlliktträchtig sind. 

Wie von offizieller russischer Seite stets betont wird, stellen die Beziehun­
gen zwischen der EU und Russland eine strategische Priorität der russi­
schen Außenpolitik dar. Anlässlich ihres Gipfeltreffens in St. Petersburg am 
3 1 .  Mai beschlossen die EU und Russland, ihre Partnerschaft durch die 
Schaffung von vier Gemeinsamen Europäischen Räumen weiter zu entwi­
ckeln. Bis zum Gipfel in Rom Anfang November wurde das Konzept eines 
Gemeinsamen Europäischen Wirtschaftsraums ausgearbeitet, und zur Kon­
kretisierung des Gemeinsamen Europäischen Raums Äußerer Sicherheit 
wurden die Kriterien für Krisenmanagement - Kooperation festgelegt. Im 
Zusammenhang mit dem angestrebten Gemeinsamen Europäischen Raum 
Innerer Sicherheit wurden ein Kooperationsabkommen zwischen Russland 
und Europol unterzeichnet und Gespräche über Schengen-konforme Visaer­
leichterungen auf reziproker Basis in Aussicht genommen. Das beim Gipfel 
in St. Petersburg festgelegte Ziel eines visafreien Reiseverkehrs zwischen EU 
und Russland kann nur langfristig erreicht werden, wobei von russischer 
Seite eine Reihe von Voraussetzungen (u. a. Abschluss eines Rückübernah­
meabkommens) zu erfül len sind. Im Zuge der Schaffung eines Gemeinsa­
men Europäischen Raums der Wissenschaft, Bildung und Kultur trat Russ­
land dem sogenannten Bologna-Prozess (gegenseitige Anerkennung von 
Universitätsdiplomen) bei. 

Der ebenfalls in St. Petersburg ins Leben gerufene Permanent Partnership 
Council (PPC) stellt eine Weiterentwicklung des im Rahmen des PKA beste­
henden Kooperationsrates dar: über das bisherige Außenministerformat die­
ses Gremiums hinaus soll der PPC auch in anderen Fachministerkonstella­
tionen (Wirtschaft, Inneres usw.) tagen. ach EU-Ansicht soll sich dabei am 
gewohnten Troikaformat nichts ändern; Russland tritt für einen größeren 
Rahmen (möglichst 25 + 1 )  ein. 

Anlässlich des 5 . .. EU - Russia Industrialists" Round Table behaupteten rus­
sische Regierungsmitglieder Anfang Dezember neuerlich, dass Russland 
durch die bevorstehende EU-Erweiterung wirtschaftliche Nachteile erleiden 
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werde und Kompensation seitens der EU verlangt. Insb rue Frage der Aus­
dehnung der Geltung des PKA auf die neuen EU-Mitglieder wurde mit Ge­
genforderungen verknüpft. Nach EU-Ansicht wird in einer Gesamtbetrach­
tung auch Russland von der Erweiterung der Union profitieren, da diese zu 
einem beschleunigten Wirtschaftswachstum in den neuen Mitgliedstaaten 
und somit zu einem Anstieg im Handel EU - Russland führen wird ( "trade 
creating efIects" ) .  Gerade die Ausdehnung der Geltung des PKA werde Russ­
land auch im Verhältnis zu den neuen Mitgliedstaaten den MeistbegÜßsti­
gungsstatus bringen. 

Die von der Europäischen Kommission geforderte Erfüllung von Vorausset­
zungen für einen WTO-Beitritt Russlands, insb eine Anbebung des russi­
schen Gaspreises für Industrieunternehmen auf Weltmarktniveau, die Zer­
schlagung des Gasprom-Monopols und der Verzicht auf das staatliche Pipe­
line-Monopol, werden vom Kreml als inakzeptabel zurückgewiesen und mit 
der Frage einer Ratifizierung des Kyoto-Protokolls in Zusammenhang ge­
bracht. 

Bei den Bemühungen um eine Beilegung der Konflikte in Moldau und Geor­
gien erbrachte die Zusammenarbeit zwischen den strategischen Partnern EU 
und Russland keine Resultate. Die jeweiligen Vorstellungen über einzu­
schlagende Wege zur Konfliktregelung lagen weit auseinander. 

5.  Asien 

5.1 .  Allgemeine Entwicklung 

5 . 1 . 1 .  China, Japan, Koreanische Halbinsel 

Die sicherheitspolitische Situation in Nordost-Asien ist vor allem durch die 
weiterhin angespannte Lage auf der koreanischen Halbinsel gekennzeich­
net. Die im Herbst 2002 bekannt gewordenen Informationen über ein gehei­
mes Urananreicherungsprogramm bzw. die damit verbundenen Verstöße 
Nordkoreas (DVRK) gegen eine Reihe von internationalen Verpflichtungen 
führten zu Belastungen der Beziehungen Nordkoreas vor allem zu den Ver­
einigten Staaten, aber auch zu Japan, Südkorea und letztlich auch zur EU, 
die alle an einer kernwaffen freien koreanischen Halbinsel interessiert sind. 
Der Ausstieg der DVRK aus seinen internationalen Verpflichtungen, insb aus 
dem NPT, ist jedenfalls keine bilaterale Angelegenheit zwischen Nordkorea 
und den USA, sondern betrifft die gesamte Staatengemeinschaft. 

Vom 23. - 24.  April fanden von der Volksrepublik China initiierte Gespräche 
im tri lateralen Format USA - DVRK - China in Peking statt. Ein weiterer An­
satz zur Lösung der Krise wurde durch multi laterale Sechs-Parteien-Gesprä­
ehe vom 27 . - 29. August versucht, die ebenfalls in Peking abgehalten wur­
den. Teilnehmer waren die beiden koreanischen Staaten, China, rue USA, Ja­
pan und die Russische Föderation. Obwohl dabei keine Einigung auf ein 
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schriftliches Ergebnis erzielt werden konnte, wurde international schon das 
Zustandekommen der Gespräche als Erfolg gewertet. Im Oktober stimmte 
die DVRK grundsätzlich der Fortsetzung des Dialogs auf Basis dieses For­
mats zu. 

Eine Troika-Mission der EU besuchte vom 9. - 1 1 .  Dezember 2003 Nordko­
rea, um die fortgesetzte Bereitschaft der EU zur Unterstützung einer friedli­
chen Lösung des Nuklearproblems auf Basis der Sechs-Parteien-Gespräche 
auszudrücken. 

Die Volksrepublik China, die eine wichtige Vermittlerrolle gegenüber Nord­
korea im Rahmen der Nuklearkrise spielt, entwickelt sich immer mehr zu ei­
nem bestimmenden regionalen und auch wichtigen globalen Akteur, der ehr­
geizige wirtschaftliche und entwicklungspolitische Ziele verfolgt. Ihr Wirt­
schaftswachsturn ist ungebrochen und wird auch 2003 wieder 8% überstei­
gen. Der XVI. Kongress der Kommunistischen Partei Chinas im ovember 
2002 stellte auf Parteiebene die Weichen für den friedlichen Übergang der 
Führung Chinas auf eine neue Generation, der im März auch auf Staats- und 
Regierungsebene vollzogen wurde. Probleme, die China nach wie vor lösen 
muss, sind: die Auflösung von unrentablen Staatsbetrieben und die Kon­
trolle der damit einher gehenden Arbeitslosigkeit ,  der Bankensektor und das 
hohe Volumen an Not leidenden Krediten, das Finden einer größeren Ba­
lance zwischen Arm und Reich, was einen Ausgleich zwischen der sich 
rasch entwickelnden Küste und dem zurückgebliebenen Hinterland sowie 
zwischen Stadt und Land bedeutet. Langfristig kommt noch die Bewältigung 
von enormen Verkehrs- und Umweltproblemen sowie die Frage des Ausbaus 
demokratischer Einrichtungen hinzu. 

Die Kooperation der EU mit China wurde in Anpassung an die dynamische 
Entwicklung der internationalen Beziehungen weiterentwickelt. Bei ihrem 
jährlich stattfindenden Gipfeltreffen am 30. Oktober in Peking tauschten die 
EU und China erstmals politische Strategiepapiere aus und formulierten das 
Ziel einer neuen strategischen Partnerschaft, deren Umsetzung die Bezie­
hungen zwischen China und der EU weiter vertiefen wird. Des weiteren 
konnte in diesem Rahmen mit der Paraphierung des "Authorized Destina­
tion Status" (ADS-Abkommens) auch ein Durchbruch im Bereich des Tou­
rismus erzielt werden. Dieses Abkommen wird chinesischen Reisebüros die 
Möglichkeit geben, Gruppenreisen für chinesische Staatsbürger in alle EU­
Staaten anzubieten. 

5 . 1 .2. Zentralasien 

Die internationale Bedeutung Zentralasiens, die im Zusammenhang mit den 
Ereignissen in Afghanistan nach den Terroranschlägen in den USA vom 
1 1 .  September 2001 rasant angestiegen war, verminderte sich auch 2003 
grundsätzlich nicht, nicht zuletzt auf Grund der Entwicklungen im Irak, 
wiewohl seitens der Staaten der Region ein gewisses rückläufiges Interesse 
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an den Entwicklungen in Zentralasien und Afghanistan und eine hiermit 
einhergehende neuerliche Destabilisierung Afghanistans mit Auswirkungen 
auf Zentralasien befürchtet worden waren. 

Einzelne Staaten der Region versuchten daher von sich aus, ihr internationa­
les Profil durch D urchführung von internationalen Großveranstaltungen, be­
deutende Besuche und demonstrative Aktivitäten innerhalb regionaler Or­
ganisationen oder Zusammenschlüsse zu schärfen. Wichtigstes Ereignis 
auch aus EU-Sicht war in diesem Rahmen die Jahrestagung der EBRD in 
Taschkent (3 . - 5 .  Mai) ,  die als erste Tagung der EBRD i n  Zentralasien ein 
Signal für eine weitere Öffnung Usbekistans in marktwirtschaftlicher und 
demokratiepolitischer Hinsicht hätte sein sollen. Die für diesen Anlass an­
gestrebte E inführung der Konvertibilität des usbekischen Som sowie usbeki­
sche Zugeständnisse in Bezug auf Menschenrechte und Demokratie konnten 
allerdings nicht erreicht werden - Usbekistan wurde dafür eine Einjahres­
frist eingeräumt. Die Konvertierbarkeit des Som erfolgte am 1 5 .  Oktober. 

Kasachstan setzte seine außenpolitische Positionierung durch die Abhal­
tung von zwei internationalen Großkonferenzen,  den "Dialog der Glaubens­
gemeinschaften" (23 . - 28. September, Astana) und die Konferenz der Ver­
einten Nationen zu Fragen der Probleme des 'fransits von Entwicklungslän­
dern, die Binnenstaaten sind (28 . - 29. August, Almaty) , fort. Kasachstan be­
warb sich auch offiziell für den OSZE-Vorsitz 2009. Tadschikistan führte als 
��upteinbringer der entsprechenden Resolution der Vereinten Nationen 
(Osterreich war Miteinbringer) eine Konferenz im Rahmen des internationa­
len Jahres des Frischwassers durch (29. August - 1. September, Duschanbe). 

Als regionales Zugeständnis an Russland bzw. als gewisses Gegengewicht zu 
den noch immer vorhandenen Stationierungen der Antiterrorkoalition (un­
ter Teilnahme einiger EU-Mitglieder) in Kirgisistan und Usbekistan wurde 
im Rahmen eines Besuchs von Präsident Putin in Kirgisistan im Oktober die 
russische Basis in Kant offiziell eröffnet. Ebenfalls im Rahmen eines Be­
suchs von Präsident Putin in Usbekistan im August wurde die Verlegung des 
Antiterrorzentrums der Shanghai-Zusammenarbeitsorganisation (s. Kapitel 
A.m.5 .2 . )  von B ischkek nach Taschkent beschlossen, um so Usbekistan in 
diese regionale Organisation stärker zu integrieren. Kasachstan begründete 
seinerseits gemeinsam mit Belarus, Russland und der Ukraine eine neue 
Vierergemeinschaft ("Single Economic Space" - siehe Kapitel A.m.4. ) ,  die 
in Zukunft - mit der EU als Vorbild - die wirtschaftliche Integration voran­
treiben soll .  

Weiteres markantes Ereignis der innenpolitischen Entwicklungen war das 
Verfassungsreferendum in Kirgisistan vom 2 .  Februar, das auf eine neue in­
nerkirgisische Machtverteilung und die volle Ausschöpfung der Amtszeit 
von Staatspräsident Askar Akajew bis 2005 gerichtet war. Es wurde von der 
Opposition auf Grund der Missachtung ihrer Vorschläge stark kritisiert. Die 
EU führte in diesem Zusammenhang eine Demarche in Bischkek durch bzw. 
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veröffentlichte eine Erklärung. In Tadschikistan wurde mittels Referendum 
vom 22. Juni die Möglichkeit für den derzeitigen Staatspräsidenten Emomali 
Rachmonow eröffnet, allenfalls bis 2020 im Amt zu bleiben. 

Um das anhaltende Interesse der EU an Zentralasien zu manifestieren, fand 
im März in Brüssel eine Sitzung der zuständigen Arbeitsgruppe in Anwe­
senheit aller EU-Botschafter in Zentralasien sowie anderer wichtiger EU­
Persönlichkeiten mit Zentralasienbezug statt. Die Finanzierung des von Ös­
terreich initiierten BOMCA ("Border Management in Central Asia" )-Pro­
gramms wurde endgültig von EU-TACIS übernommen un� führt unter Lei­
tung des BM! Ausbildungsprojekte in Zentralasien und Osterreich durch. 
Mit Kasachstan, Kirgisistan und Usbekistan fanden Sitzungen des EU-Ko­
operationskomitees bzw. -räte, mit Kasachstan auch Unterausschusssitzun­
gen der Komitees für Handel, Investitionen, Energie und Thansport und Jus­
tiz und Inneres statt, mit Usbekistan eine Sitzung des Unterausschusses zu 
Wirtschafts- und Handelsfragen. Mit Tadschikistan wurde im Dezember eine 
Gemischte Kommissionssitzung in Brüssel durchgeführt, im Rahmen derer 
die Ausarbeitung eines Partnerschafts- und Kooperat ionsabkommens be­
schlossen wurde. Am 26. März besuchte Staatspräsident Emomali Rachmo­
now zum ersten Mal die EU-Kommission in Brüssel und traf mit dem Hohen 
Repräsentanten für die GASP, Javier Solana, zusammen. Rachmonow wies 
in diesem Gespräch vor allem auf die Sorge vor einem aus Afghanistan kom­
menden militanten Islam hin, der auch in der ungenügenden internationa­
len Unterstützung der neuen afghan ischen Machtstrukturen begründet sein 
könnte. 

In Turkmenistan war keine Besserung der innenpolitischen Lage seit Ende 
November 2002, dem Zeitpunkt eines angeblichen Umsturzversuches gegen 
Staatspräsident Nijasow, festzustellen. Die EU brachte vor der dritten Kom­
mission der Generalversammlung der Vereinten Nationen einen Resoluti­
onsentwurf zur Menschenrechtslage in Turkmenistan ein, der auch ange­
nommen wurde. Diese Resolution ist als Follow-up zur Ingangsetzung des 
Moskauer Mechanismus der OSZE im Frühjahr zu sehen. Die residenten EU­
Botschafter in Aschgabat hatten dafür einen entsprechenden Bericht zur 
Lage der Menschenrechte in Turkmenistan vorgelegt. Um die Einbringung 
dieser Resolution zu verhindern, wandte sich Staatspräsident Nijasow in ei­
nem Brief an den EU- Kommissionsvorsitzenden Romano Prodi, worin ein 
Dialog zwischen der EU und Thrkmenistan zu demokratie- und menschen­
rechtlichen Fragen vorgeschlagen wurde, was seitens Prodis positiv aufge­
nommen wurde. Die EU unternahm auch einige Demarchen im Zusammen­
hang mit den menschenrechtlichen Folgen des vermeintlichen Attentats, 
insb was die Situation der in diesem Zusammenhang Inhaftierten betrifft. 

Im Hinblick auf die im Dezember 2004 stattfindenden Parlamentswahlen in 
Usbekistan begann die EU, sich intensiver mit der innenpolitischen Situa­
tion Usbekistans,  der Menschenrechtslage und der Registrierung politischer 
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Parteien zu beschäftigen. Eine Reihe von Demarchen, ein Besuch in einem 
Sondergefängnis in Karakalpakistan sowie themenspezifische Gespräche 
mit dem Außenminister, dem Vorsitzenden der Wahlkommission und dem 
Justizminister wurden von den in Taschkent residenten EU-Botschaftern 
durchgeführt. 

In Kasachstan erfolgten EU-Erklärungen bzw. Demarchen im Zusammen­
hang mit dem Moratorium über die Tod�.sstrafe bzw. dem neuen Grund- und 
Bodengesetz und der Rücknahme bzw. Uberarbeitung eines Gesetzes betref­
fend Nichtregierungsorganisationen, ebenso eine kritische Erklärung zum 
Fall der Gerichtsverhandlung des Journalisten Duwanow. EU-Vertretern war 
allerdings die Teilnahme an der Gerichtsverhandlung ermöglicht worden. 

Das Europäische Parlament verabschiedete im Oktober eine Resolution zu 
Thrkmenistan und Zentralasien, in der die Menschenrechtssituation insb in 
Thrkmenistan stark kritisiert, Vorschläge zur Verbesserung der Situation in 
den einzelnen zentralasiatischen Staaten gemacht und die EU zu mehr En­
gagement in der Region aufgefordert wurde. Vorher nominierte das Europäi­
sche Parlament bereits vier politische Häftlinge in Zentralasien für den Sa­
charow-Preis für Menschenrechte: Muhammed Bekdschanow (Usbekistan). 
Batyr Berdijew (Thrkmenistan). Felix Kulow (Kirgisislan) und Galymschan 
Schaqijanow (Kasachstan). 

An der EU-Kommissionsvertretung in Almaty sind zwei Österreicherinnen 
tätig. Im Rahmen des seitens vom BMaA finanzierten Vernelzungsprojekts 
österreichischer mit zentralasiatischer Universitäten sind im TEMPUS-TA­
CIS-Rahmen fünf österreichische B ildungseinrichtungen an neuen Koopera­
tionsprojekten beteiligt bzw. agieren als Teamleader. Im Rahmen eines kirgi­
sischen TACIS-Projekts zur Implementierung des EU-Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens hielt sich eine Sludiengruppe im Juli in Öster­
reich auf. 

5 . 1 . 3 .  Afghanistan 

Beim schwierigen politischen und wirtschaftl ichen Wiederaufbau Afghanis­
tans konnten sichtbare Fortschritte erzielt werden: Der politische Konsoli­
dierungsprozess wurde fortgeführt, die Wirtschaft wuchs laut Angaben des 
IWF 2003 um rund 30% , in weiten Teilen des Landes wurde der Schul be­
trieb wieder aufgenommen und ein großer Teil der Flüchtlinge kehrte zu­
rück. 

Österreich leistete sowohl im Rahmen der EU als auch bi lateral einen sub­
stantiellen Beitrag zum Wiederaufbau. Die für die Periode 2002 - 2004 zuge­
sagte Hilfe in der Höhe von 12 ,3  Mio. Euro wurde bereits bis Ende 2003 
weitgehend ausbezahlt. Österreich konzentriert seine Hilfe auf die Schwer­
punktbereiche Drogenbekämpfung, Stärkung der Frauenrechte und Entmi­
nung. Darüber hinaus beteiligte sich Österreich zwischen Februar 2002 und 
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August 2003 mit insgesamt �?O Soldaten an der VN-Friedenstruppe (ISAFl 
in Afghanistan. 2004 wird Osterreich erneut zehn Offiziere zur VN-Frie­
densoperation nach Afghanistan entsenden. 

Die afghanische Übergangsregierung unter Präsident Hamid Karzai steht auf 
dem Weg zur schrittweisen Stabilisierung des Landes aber weiter vor großen 
Herausforderungen. Eine wichtige Etappe auf diesem Weg war die Ausarbei­
tung der dann am 4. Jänner 2004 angenommenen neuen Verfassung durch 
eine Große Ratsversammlung (Loya Jirgal. Die neue Verfassung sieht ein po­
l itisches System mit einem starken Präsidenten an der Spitze vor. In einer 
nächsten Etappe sollen 2004 Wahlen stattfinden. 

Beeinträchtigt wurde der politische und wirtschaftliche Aufbauprozess vor 
allem durch Sicherheitsprobleme in den afghanischen Provinzen, die viel­
fach unter der Kontrolle von regionalen Kriegsherren stehen. Deutliche An­
zeichen für eine Reorganisation der Tal iban und fortgesetzte Auseinander­
setzungen zwischen regionalen Kriegsherren führten in sb im Süden und 
Südosten des Landes zu einer Verschlechterung der Sicherheitslage. Vor die­
sem Hintergrund beschloss der VN-Sicherheitsrat am 1 3 . Oktober eine Aus­
weitung des Mandats der bisher auf Kabul beschränkten ISAF auf die afgha­
nischen Provinzen. Das Kommando über ISAF ging im August auf die NATO 
über. Die USA setzten ihre gegen Taliban und Al Qaida geführte Militärope­
ration "Enduring Freedom" im Süden und Südosten des Landes fort. 

Der Aufbau zentralstaatlicher Institutionen wie Armee, Polizei und Justiz 
gestaltete sich schwierig. Nicht zuletzt auf Grund internationaler Hilfe 
konnten aber Fortschritte erzielt werden. Mit der Entwaffnung und Reinte­
gration von lokalen und regionalen Milizen wurde im Oktober begonnen. 

Ein massives Problem stellt die zunehmende Drogenproduktion dar. Bislang 
konnte kein wirksames Rezept zur Bekämpfung der ausgeprägten Drogen­
wirtschaft gefunden werden. Afghanistan ist mit einem Anteil von rund 
70% der weltweit größte Erzeuger von Rohopium. Ein Großteil des Opiums 
landet in Europa. 

5 . 1 .4.  Süd- und Südostasien 

Süd- und Südostasien werden mit ihren exportorientierten Volkswirtschaf­
ten und dem sich sukzessive entwickelnden Binnenmarkt nach dem Rück­
schlag in Folge der Finanzkrise 1 997/98 wieder zunehmend zu einer dyna­
mischen Wachstumsregion. Studien über die langfristigen Trends des Welt­
handels sagen voraus, dass sich der Schwerpunkt der Weltwirtschaft bis 
2050 in den asiatisch-pazifischen Raum verlagern wird. 

5 . 1 .4 . 1 .  Indien und Pakistan 

Zwischen Indien und Pakistan gab es erfreuliche Anzeichen für eine lang­
same Entspannung und Verbesserung der bilateralen Beziehungen, auch 
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wenn eine dauerhafte politische Lösung im Streit um Kaschmir weiterhin 
nicht in Sicht ist. Auf die vom indischen Premierminister Atal Behari 
Vajpayee im April lancierte neue Entspannungsinitiative folgten erste ver­
trauensbildende Maßnahmen (volle Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen. Wiedereröffnung einer Busverbindung zwischen Indien und 
Pakistan). Ende Oktober unterbreitete Indien zwölf Vorschläge zur Auswei­
tung der vertrauensbildenden Maßnahmen (direkte Verkehrsverbindungen. 
erleichterte Reisemöglichkeiten). Pakistan reagierte positiv auf diese Vor­
schläge und kündigte seinerseits einen einseitigen Waffenstil lstand ab 
25.  November entlang der indisch-pakistanischen Demarkationslinie im 
Kaschmir an. der von Indien akzeptiert wurde. Weitere Schritte zur Norma­
lisierung der Beziehungen sollten in den ersten Tagen des Jahres 2004 fol­
gen: Ab Jänner 2004 wurde die Flugverbindung zwischen den beiden Län­
dern nach knapp zweijähriger Unterbrechung wieder aufgenommen und am 
5. Jänner 2004 vereinbarten der pakistanische Präsident Pervez Musharraf 
und der indische Premierminister Vajpayee bei einem 'freffen in lslamabad 
die Aufnahme eines umfassenden Dialogs zur friedlichen Lösung aller bila­
teralen Probleme. Die internationale Gemeinschaft begrüßte die von bei den 
Regierungen gesetzten Schritte zur Verbesserung der bilateralen Beziehun­
gen. 

5 . 1 .4.2.  Nepal und Bhutan 

In der Frage des Verbleibs der rund 1 00.000 Bewohner der Flüchtlingslager 
in Nepal . die seit Jahren für Spannungen zwischen Nepal und Bhutan sorgt. 
konnten Fortschritte erzielt werden. Beim 1 5 .  Gemeinsamen Ministeraus­
schuss im Oktober einigten sich Bhutan und Nepal grundsätzlich darüber. 
welche Flüchtlinge nach Bhutan zurückkehren können. Die Flüchtlings­
rückführung soll im Februar 2004 beginnen. Die Gruppe der "Freunde Bhu­
tans" ... der neben Dänemark. den Niederlanden. Norwegen und der Schweiz 
auch Osterreich angehört. setzte sich in Kontakten mit den Regierungen von 
Nepal und Bhutan konsequent für eine rasche Lösung des Flüchtlingsprob­
lems ein. 

In Nepal einigten sich Regierung und maoistische Aufständische im Jänner 
auf einen Waffenstillstand. Die danach aufgenommenen politischen Ver­
handlungen zwischen Regierung und Aufständischen wurden allerdings im 
August abgebrochen und der Waffenstillstand wurde beendet. Seither 
flammten die bewaffneten Auseinandersetzungen. bei denen seit 1 996 rund 
8000 Menschen ums Leben gekommen sind. erneut auf. 

Die Regierung von Bhutan startete Mitte Dezember eine Militäroperation ge­
gen militante Separatisten aus dem nordindischen Bundesstaat Assam. die 
den Süden und Südosten Bhutans seit Jahren als Rückzugsgebiet benützten. 
Mehrere davor abgehaltene Verhandlungsrunden über einen friedlichen Ab­
zug der Separatisten aus Bhutan hatten keine Lösung erbracht. 
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5 . 1 .4 .3 .  Sri Lanka 

Das im Februar 2002 abgeschlossene Waffenstil lstandsabkommen zwischen 
der Regierung von Sri Lanka und der LTTE ("Befreiungstiger von Tamil Ee­
lam")  wurde weiter eingehalten. Allerdings gerieten die im September 2002 
begonnenen Friedensgespräche im April - nach insgesamt sechs Verhand­
lungsrunden - ins !?tocken. Ungelöst ist vor allem die Frage, unter welchen 
Bedingungen eine Ubergangsverwaltung für die von der LTTE kontrollierten 
Gebiete im Nordosten des Landes errichtet werden soll. Direkte Verhandlun­
gen über die von beiden Seiten dazu vorgelegten Vorschläge kamen bisher 
nicht zustande. Ein Grund dafür waren zunehmende Differenzen innerhalb 
der Führung von Sri Lanka über den inhaltlichen Kurs gegenüber der LTTE. 
Präsidentin Chandrika Bandaranaike Kumaratunga warf Regierungschef Ra­
mie Wickremesinghe eine zu nachgiebige Politik vor. Diese Differenzen 
führten schließlich Anfang November zu einer offenen Regierungskrise. Prä­
sidentin Kumaratunga löste das Parlament vorübergehend auf, entließ drei 
Schlüsselminister und verhängte den Ausnahmezustand. EU und USA äu­
ßerten sich besorgt, dass die Krise den Friedensprozess negativ beeinflussen 
könnte. Die Situation entspannte sich in weiterer Folge, die Friedensgesprä­
che wurden bislang aber nicht wieder aufgenommen. Alle drei Seiten (Prä­
sidentin, Regierung und LTTE) versicherten allerdings, den Friedensprozess 
fortsetzen zu wollen. Österreich unterstützt den Friedensprozess durch Se­
minare und Workshops im Bereich des Konfliktmanagements. 

5 . 1 .4.4.  Indonesien 

Nach den verheerenden Terroranschlägen vom 12 .  Oktober 2002 auf der In­
sel Bali verstärkte die indonesische Regierung ihre Maßnahmen zur Terror­
bekämpfung. Am 5 .  August wurde Indonesien erneut zur Zielscheibe mosle­
mischer Extremisten. Für den Bombenanschlag auf das Hotel Marriott in Ja­
karta, bei dem 1 4  Menschen starben, wurde die regionale Terrororganisation 
Jemaah Islamiyah verantwortlich gemacht, der Verbindungen zu Al Qaida 
nachgesagt werden. 

Im Konflikt um die Provinz Aceh scheiterten Mitte Mai Verhandlungen zwi­
schen der indonesischen Regierung und der Separatisten bewegung GAM. 
Das im Dezember 2002 unterzeichnete Waffenstillstandsabkommen wurde 
nicht verlängert. Am 19 .  Mai verhängte die indonesische Regierung in Aceh 
den militärischen Ausnahmezustand und begann mit einer umfassenden 
Militäroperation, die durch humanitäre Maßnahmen ergänzt wurde. Am 
19 .  November verlängerte die Regierung den militärischen Ausnahmezu­
stand um weitere sechs Monate. Die EU, Japan und die USA äußerten in ei­
ner gemeinsamen Erklärung Besorgnis über die Verlängerung des militäri­
schen Ausnahmezustandes und forderten die indonesische Regierung auf, 
den ungehinderten Zugang von internationalen humanitären Organisatio­
nen zu gewährleisten. 
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5 . 1 .4 .5 .  Kambodscha 

In Kambodscha fanden am 27.  Juli Parlamentswahlen statt, die mit einem 
Sieg der regierenden Kambodschanischen Volkspartei (CPP) unter Premier­
minister Hun Sen endeten. Die nachfolgenden Koalitionsverhandlungen ge­
stalteten sich schwierig. Trotz grundsätzlicher Einigung über die Bildung ei­
ner Dreiparteienkoalition war die Regierungsbildung bis Jahresende nicht 
abgeschlossen. Österreich stellt mit Prof. Peter Leuprecht den Sonderbeauf­
tragten des VN-Generalsekretärs für Menschenrechtsfragen in Kambodscha. 

5 . 1 .4 .6.  Myanmar (Birma) 

In Myanmar wmden die Hoffnungen auf die Einleitung eines Demokratisie­
rungsprozesses durch die erneute Festnahme der Oppositionsführerin und 
Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi und weiterer Oppositionspo­
litiker am 30. Mai stark gedämpft. Die EU verurteilte die Vorgangsweise der 
birmanischen Führung und forderte die Freilassung von Aung San Suu Kyi 
sowie die Aufnahme eines politischen Dialogs mit der Opposition. Die seit 
1 996 bestehenden Sanktionen der EU gegen Myanmar wmden nach den Er­
eignissen vom 30. Mai verschärft. Die Regierung von Myanmar reagierte in 
weiterer Folge nur sehr zögernd auf internationale Appelle, einen nationa­
len Versöhnungs- und Demokratisierungsprozess zu beginnen. Ende August 
präsentierte der neu ernannte birmanische Premierminister General Khin 
Nyunt einen Stufenplan, der die Einberufung eines Nationalkonvents, die 
Ausarbeitung einer Verfassung und die Abhaltung von Wahlen vorsah. Der 
Plan enthielt aber keine Details, in welchem Zeitrahmen er umgesetzt und in 
welcher Weise die Opposition eingebunden werden sollte. Ende September 
wmde die Haft von Aung San Suu Kyi in Hausarrest umgewandelt. Die Frei­
lassung einiger Oppositionspolitiker folgte. Am 1 5 .  Dezember fand in Bang­
kok auf Initiative Thailands ein .. Forum über internationale Unterstützung 
für die nationale Versöhnung in Myanmar" statt, an dem neben Myanmar elf 
Staaten, darunter auch Österreich, und der Sonderbeauftragte der VN für 
Myanmar, Razali Ismail ,  teilnahmen. Myanmar kündigte beim Forum an , 
dass der nationale Versöhnungsprozess 2004 beginnen und alle politischen 
Parteien und ethnischen Minderheiten einschließen soll. Das Forum soll 
2004 erneut zusammentreten, um die Fortschritte zu evaluieren. 

5.2. Regionale Organisationen 

Die zehn Länder umfassende ASEAN-Gruppierung (Thailand, Singapur, 
Malaysia, Indonesien, Philippinen, Brunei , Vietnam, Laos, Myanmar und 
Kambodscha) ist ein wichtiges Forum für regionale Zusammenarbeit, das 
aber noch weit davon entfernt ist, innerhalb der Region eine entscheidende 
politische Rol le einnehmen zu können. Wirtschaftspolitisch hat mit dem In­
krafttreten der ASEAN-Freihandelszone AFTA im April 2002 allerdings eine 
gewisse Dynamik eingesetzt . 
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Mit China, Japan und der Republik Korea unterhält ASEAN eine institutio­
nalisierte Zusammenarbeit im Format "ASEAN + 3" .  Zu den Beziehungen 
zwischen der EU und ASEAN siehe Kapitel A.III. 5 . 3 .  

Die Shanghai-Zusammenarbeitsorganisation umfasst China, Kasachstan, 
Kirgisistan, die Russische Föderation, Tadschikistan und Usbekistan und 
hat die Sicherung von Stabilität in der Region durch vertrauensbildende 
Maßnahmen sowie die gemeinsame Terrorismusbekämpfung zum Ziel. Das 
Sekretariat befindet sich in Peking, das Antiterrorismuszentrum wurde von 
Bischkek nach Taschkent verlegt. 

Die auf Initiative Kasachstans gegründete Konferenz über Interaktion und 
Vertrauensbildende Maßnahmen in Asien (CICA) beschäftigt sich ähnlich 
�ie die OSZE mit Vertrauensbildung. Mitglieder sind derzeit Afghanistan, 
Agypten, Aserbaidschan, China, Indien, Israel, Kasachstan, Kirgisistan, 
Mongolei, Pakistan, Palästina, die Russische Föderation, Tadschikistan und 
die Türkei. 

An der Zentralasiatischen Zusammenarbeit nehmen Kasachstan, Kirgisis­
tan , Tadschikistan und Usbekistan teil. 

5.3. Partnerschaft EU - Asien 

Auf Ministerebene besteht ein regelmäßiger formalisierter Dialog mit den 
ASE AN-Staaten (ASEAN-EU Ministerial Meeting AEMM), seit 1 978 zwei­
jährlich. Das letzte Treffen der EU- und ASEAN-AußenministerInnen, an 
dem Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner teilnahm, fand von 27 .-
28 .  Jänner 2003 in  Brüssel statt. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi­
schen der EU und den damaligen ASEAN-Mitgliedstaaten war bereits im 
Jahr 1 980 durch den Abschluss eines Kooperationsvertrags über Handel , 
Wirtschaft und Entwicklung (EC-ASEAN Co-operation Agreement EACA) 
institutionalisiert worden. 

Der Dialogprozess mit Asien hat durch die Schaffung des Asia-Europe Mee­
ting (ASEM), eines Dialogforums der Staats- und Regierungschefs, im Jahr 
1 996 an Intensität gewonnen. Seither finden zweijährliche Gipfeltreffen 
statt. ASEM hat zur Zeit 26 Mitglieder, die 1 5  EU-Mitgliedstaaten (plus 
Kommission) und zehn asiatische Partner, nämlich Brunei, China, lndone­
sien, Japan, Malaysia, Philippinen, Singapur, Südkorea, Thailand und Viet­
nam. Der ASEM-Dialog erstreckt sich auf politische, wirtschaftl iche und 
kulturelle Angelegenheiten. In seinem Rahmen finden aber auch Treffen von 
FachminislerInnen statt; die ASEM-AußenminislerInnen sind für die Ge­
samtkoordination des ASEM-Prozesses zuständig. 

Von 2 3 . - 24 .  Juli fand auf Bali das 5. Treffen der ASEM-AußenminislerInnen 
statt, das vornehmlich im Zeichen der Situation in Myanmar stand. Durch 
die Menschenrechtssituation in Myanmar ist die Frage der Erweiterung von 
ASEM vorerst blockiert. Während die EU auf den Einschluss ihrer zehn 
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neuen Mitglieder nach deren Beitritt im Jahre 2004 besteht, verlangt die 
asiatische Seite parallel dazu die Aufnahme der noch außenstehenden 
ASEAN-Mitglieder Myanmar, Laos und Kambodscha. Hinsichtlich der all­
fäl l igen Akzeptanz Myanmars besteht gegenwärtig noch kein Konsens zwi­
schen der EU und den asiatischen ASEM-Teilnehmern. Die ASEM-Außen­
ministerInnen würdigten bei ihrem 1feffen in Bali die österreichische Initia­
tive betreffend das "Human Security Network"-Handbuch über Menschen­
rechtserziehung "Menschenrechte verstehen". 

Das fünfte ASEM-Gipfeltreffen (ASEM V) wird 2004 in Hanoi stattfinden. 

Weitere ASEM-Einrichtungen sind die Asia - Europe Foundation (ASEF). 
die durch akademische und kulturelle Aktivitäten zur Förderung des gegen­
seitigen Verständnisses beitragen soll, das Asia - Europe Business Forum, 
das VertreterInnen der Privatwirtschaft aus beiden Regionen zusammenb­
ringt, und das Asia - Europe Young Leader Symposium (AEYLS), eine öster­
reichisch-japanische Initiative, in dessen Rahmen einmal jährlich Sympo­
sien abgehalten werden (zuletzt im August in Vietnam). 

6. Der Nahe Osten, Nordafrika und der Mittelmeerraum 

6.1 .  Allgemeine Entwicklungen 

Der Nahe Osten sowie der nordafrikanischen Raum standen während des ge­
samten Jahres im Eindruck der schweren Krise um den Irak und des andau­
ernden Konflikts zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn. 

Bei der Sondertagung des Europäischen Rates zum Irak am 1 7. Februar 
wurde die Entschlossenheit der EU betont, "mit allen unseren Partnern, insb 
mit den Vereinigten Staaten, zusammenzuarbeiten, um die Abrüstung des 
Irak, Frieden und Stabilität in der Region und eine würdige Zukunft für alle 
dort lebenden Völker zu erreichen" .  

In  einem am 7 .  März eingebrachten Resolution entwurf forderten die  USA, 
GB und Spanien den Sicherheitsrat der Vereinten ationen (V - SR) auf zu 
beschließen, "dass der Irak es verabsäumt haben wird, die ihm mit der Reso­
lution 1441 eingeräumte letzte Chance zu nutzen, sofern der Rat nicht am 
oder vor dem 1 7. März 2003 zu dem Schluss kommt, dass der Irak volle, be­
dingungslose und aktive Kooperation gemäß seinen Abrustungsverpflich­
tungen nach Resolution 1441 (2002) und den früheren einschlägigen Resolu­
tionen bewiesen hat . . . . . .  Die Beratungen des VN - SR über diesen Resoluti­
onsentwurf blieben ergebnislos. 

In Österreich befasste sich der Nationale Sicherheitsrat am 29. Jänner 2003 
mit der Krise im Irak und empfahl der Österreichischen Bundesregierung, 
eine ausdrückliche Ermächtigung durch den Weltsicherheitsrat als Voraus­
setzung für eventuelle militärische Aktionen gegen den Irak zu betrachten, 
somit zu diesem Zeitpunkt keine österreichischen Kräfte zu eventuellen 
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Kampfhandlungen im Irak zu entsenden und verstärkte Anstrengungen zur 
Überwachung des österreichischen Luftraumes zu unternehmen. 

Am 24. März 2003 bekräftigte ein weiterer Beschluss des Nationalen Sicher­
heitsrates diese Position und betonte u. a. die wichtige Rolle der Vereinten 

ationen nach einem Ende der Kampfhandlungen im Irak, die Notwendig­
keit der Wiederherstel lung der Autonomie für die Kurden im ordirak und 
die Förderung des Dialogs mit der arabischen Welt zur Minderung der Span­
nungen im Nahen Osten. 

Am 1 7. März stellte die von den USA angeführte Koalition dem irakisehen 
Präsidenten Saddam Hussein ein Ultimatum, zurückzutreten und den Irak 
innerhalb von 48 Stunden zu verlassen, andernfalls sie zu militärischen Mit­
teln greifen würde. Nach Ablauf dieses Ultimatums erfolgte in den frühen 
Morgenstunden des 20. März der Angriff auf den Irak. 

Am 9. April nahmen die Truppen der Koalition Bagdad ein. Am 1 .  Mai er­
klärte US-Präsident George Bush offiziell das Ende der "größeren Kampf­
handlungen" und den Sieg der Koalitionsarmee. Am 16.  Mai wurde die so­
genannte "Coalition Provisional Authority" (CPA) eingesetzt. 

Am 22. Mai nahm der VN - SR Resolution 1483 an. Die "Coalition Provisio­
nal Authority" wird darin als Trägerin der "nach dem anwendbaren Völker­
recht bestehenden spezifischen Befugnisse, Verantwortlichkeiten und Ver­
pflichtungen" der Koalitionsstaaten anerkannt. 

Am 20. Juni bekräftigte der Europäische Rat von Thessaloniki die Bereit­
schaft der Union, sich im Rahmen von SR-Resolution 1483 am Wiederauf­
bau des Irak zu beteiligen. Er forderte außerdem die Nachbarländer des Irak 
auf, die Stabi lität im Irak und in der Region zu unterstützen. 

Am 1 3 .  Juli wurde der interimistische Regierungsrat Iraks gebildet. Am 
1 4 .  August begrüßte der VN - SR mit Resolution 1 500 diesen "als wichtigen 
Schritt auf dem Weg zur Bi ldung einer international anerkannten, repräsen­
tativen Regierung durch das Volk des Irak, welche die Souveränität des Irak 
ausüben wird". 

Am 16. Oktober verabschiedete der V -SR die SR-Resolution 1 5 1 1 .  Darin 
wird die "Coalition Provisional Authority" aufgefordert, die Regierungsver­
antwortung und -befugnisse sobald wie möglich dem irakisehen Volk zu 
übertragen. Der Regierungsrat Iraks wird gebeten, bis zum 1 5 . Dezember ei­
nen Zeitplan und ein Programm für die Ausarbeitung einer neuen Verfas­
sung und die Abhaltung demokratischer Wahlen im Rahmen dieser Verfas­
sung dem SR zur Prüfung vorzulegen. SR-Resolution 1 5 1 1  fordert die Mit­
gl iedstaaten der VN und die internationalen und regionalen Organisationen 
weiters auf, "zur Ausbildung und Ausrüstung der irakisehen Polizei- und 
Sicherheitskräfte beizutragen" . Österreich beteiligt sich derzeit mit vier 
Polizisten an der Ausbildung der irakisehen Polizei in ]ordanien. 
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Am 17 .  Oktober begrüßte der Europäische Rat die Annahme von SR-Resolu­
tion 1 5 1 1  und bestätigte die Entschlossenheit der EU, im Rahmen der ein­
schlägigen Resolutionen des VN - SR bei dem politischen und wirtschaftli­
chen Wiederaufbau des Irak eine wesentliche Rolle zu spielen. Er bezeich­
nete dabei eine stabile Sicherheitslage, eine starke und maßgebliche Rolle 
der VN, einen realistischen Zeitplan für die Übergabe der politischen Ver­
antwortung an das irakische Volk sowie die Einrichtung eines transparen­
ten, multilateralen Geberfonds zur Kanalisierung der von der internationa­
len Gemeinschaft geleisteten Unterstützung als unerlässliche Voraussetzun­
gen für einen Erfolg. 

Die Söhne von Saddarn Hussein, Kusai und Udai, wurden am 22.  Juli bei ei­
nem Feuergefecht mit Truppen der Koalition in Mossul im Norden des Lan­
des getötet. Saddam Hussein selbst wurde arn 1 3 .  Dezember von US-Trup­
pen festgenommen. 

Die Sicherheitslage im Irak blieb angespannt. Die schwersten Anschläge auf 
die Koalitionskräfte konzentrierten sich auf den Zentralirak und die Gegend 
um Bagdad. 

Die Kosten für den Wiederaufbau des Irak belaufen sich nach Schätzungen 
der Weltbank und des Entwicklungsprograrnms der VN (UNDP) auf etwa 
50 Milliarden Euro über den Zeitraum 2004- 2007. Von 23 .-24. Oktober 
fand in Madrid eine Geberkonferenz statt. Die USA sagten etwa 1 8  Milliar­
den Euro zu, Japan etwa 4.5 Milliarden, während die EU etwa 200 Millionen 
Euro aus Gemeinschaftsmitteln versprach. Österreich sagte für diesen Zeit­
raum 16 Millionen Euro aus nationalen Mitteln zu, wovon der Großteil 
schon im Jahr 2004 zur Verfügung stehen soll .  Die Frage eines teilweisen 
Schuldennachlasses wurde Gegenstand internationaler Beratungen. 

Am 1 5 .  November wurde das sogenannte Bagdader Abkommen zwischen 
der CPA und dem Irakischen Regierungsrat geschlossen, das die Annahme 
einer Verfassung an das Ende des politischen Übergangsprozesses setzt und 
die Bildung einer souveränen Übergangsregierung bei g�eichzeitiger Auflö­
sung der CPA �.is spätestens Juni 2004 vorsieht. Diese Ubergangsregierung 
soll aus einer Ubergangsnationalversammlung hervorgehen, die durch lo­
kale Delegierte bis spätestens Ende Mai 2004 gewählt werden soll. Die An­
nahme eines Grundgesetzes bis Ende Februar 2004, in dem die Grundele­
mente des Staatsaufbaus definiert werden (Föderalismus, Gewaltentren­
nung, BÜTgererrechtel , soll der Wahl einer verfassunggebenden Versamm­
lung bis spätestens 1 5 .  März 2005 vorangehen, während die Verfassung spä­
ter durch ein Referendum angenommen werden soll. Die Wahl einer neuen 
irakischen Regierung ist bis spätestens Ende Dezember 2005 vorgesehen. 
Der künftige Status der Koalitionsstreitkräfte soll mit dem Irakischen Regie­
rungsrat durch bi laterale Verträge bis Ende März 2004 vereinbart werden. 
Österreich wurde im Irak schon frühzeitig im humanitären Bereich aktiv. Im 
Mai konnte auf Initiative von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner und 
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in Zusammenarbeit mit Slowenien und Jordanien ein Projekt zur Behand­
lung kriegstraumatisierter Kinder durch professionelle psychologische Un­
terstützung in die Wege geleitet werden. Im Rahmen dieser Initiative fand 
von 1 8. - 2 1 .  Oktober 2003 in Amman ein "Workshop über die psychologi­
sche Unterstützung für Kinder, Familien und Lehrer im Irak" statt. Schon im 
�ai konnten verletzte irakische Kinder zur m�dizinischen Behandlung nach 
Osterreich gebracht werden. Außerdem trägt Osterreich seit Juni im Rahmen 
einer Hilfsaktion zur Erneuerung von Spitälern im Irak bei .  

In Saudi Arabien spitzte sich die Sicherheitslage auf Grund der zunehmen­
den Terror-Anschläge dramatisch zu. Immer wieder kam es zu Feuergefech­
ten zwischen Extremisten und saudischen Sicherheitskräften sowie Waffen­
funden in massivem Ausmaß. Im Mai und November 2003 gelangen den Ex­
tremisten verheerende Großanschläge auf westliche Ausländerwohnviertel ,  
die mehrere Dutzend Tote und viele hundert Verletzte forderten. Am 3 1 .  Au­
gust wurde in Jeddah das bilaterale WTO-Beitritts-Abkommen zwischen der 
EU und Saudi Arabien unterzeichnet. Beim OIC-Gipfel in Malaysia Mitte 
Oktober sprachen sich Kronprinz Abdullah und Außenminister Prinz Saud 
AI-Faisal für eine schnelle Machtübergabe im Irak sowie gegen eine ver­
frühte Entsendung von Truppen der OIC-Staaten in den Irak aus. 

Die Positionierung von Kuwait zu der gegen den Irak geführten Militärak­
tion gestaltete sich schwierig. Einerseits stellte Kuwait für die unter US-Füh­
rung stehende Koalition Militärbasen zur Verfügung, leistete umfangreiche 
logistische Hilfestellung und diente als Aufmarschgebiet für ca. 200.000 al­
li ierte Truppen. Andererseits legte die kuwaitische Regierung wiederholt 
auf die Feststellung wert, dass Kuwait den Krieg nicht wollte und sich selbst 
in keiner Phase an der Militäraktion beteiligte. 

Kuwait begrüßte den Sturz des Regimes von Saddam Hussein und sprach 
sich von Beginn an für die Anerk�.nnung des von den USA eingesetzten ira­
kischen Regierungsrates und der Ubergangsregierung aus. 

Bei den im Juli abgehaltenen Parlamentswahlen verloren einige prominente 
liberale Abgeordnete ihre Sitze, während das gemäßigte islamistische Lager 
Gewinne verbuchen konnte. Im Gefolge der Parlamentswahlen kam es auch 
zu einer Neubildung der Regierung, wobei zum ersten Mal in der Geschichte 
Kuwaits eine Trennung der Funktionen des Kronprinzen und des Minister­
präsidenten erfolgte. Scheich Sabah AI-Ahmed AI-Sabah wurde auch for­
mell mit dem Amt des Ministerpräsidenten betraut. 

Die innenpolitische Entwicklung in Katar stand im Zeichen der Fortführung 
des demokratischen Reformprozesses. In einem am 29. April durchgeführ­
ten Referendum wurde der Entwurf für eine neue Verfassung mit fast 97% 
der abgegebenen Stimmen angenommen. Wichtigste Elemente der Verfas­
sung sind die Festschreibung von Grundrechten wie Presse-, Versammlungs­
und Religionsfreiheit sowie die Trennung von Exekutive und Legislative. 
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In den Vereinigten Arabischen Emiraten wurde Scheich Mohammed bin 
Zayed Al Nahyan zu Jahresende zum stellvertretenden Kronprinzen er­
nannt. In der Außenpolitik bemühen sich die Emirate mit einern gemäßig­
ten , vorhersehbaren Kurs um Stabilität in der Region. 

Oman hat den irakisehen Regierungsrat im August offiziell anerkannt. Oma­
nischerseits ist man über die Situation im Irak überaus besorgt, da sie einen 
Destabilisationsfaktor für den gesamten Nahen Osten darstellt .  

Im I ran erlitten die Reformer um Präsident Khatami im Februar eine deutli­
che Niederlage bei den Gemeinderatswahlen. Studentenunruhen im Mai und 
Juni richteten sich erstmals auch gegen den Präsidenten und seine Parteigän­
ger. Sie waren auch ein Ausdruck der Frustration der Jugend. Die Verleihung 
des Friedensnobelpreises an die Menschenrechtsaktivistin Shirin Ebadi 
wurde von breiten Bevölkerungskreisen mit Begeisterung aufgenommen. 

Das iranische Nuklearprogramm, dessen geringe 'Transparenz Anlass zur Be­
sorgnis bot, wurde von den USA und anderen westlichen Staaten kritisiert. 
Ein Besuch der Außenminister Großbritanniens, Frankreichs und Deutsch­
lands im Oktober bewirkte iranische Zugeständnisse: Der Iran wird sein Nu­
klearprogramm gegenüber der IAEO offen legen, mit der IAEO ständig ko­
operieren, ein Zusatzprotokoll zum Atomsperrvertrag unterzeichnen und 
alle Aktivitäten zur Anreicherung von Uran suspendieren. 

Durch die Bombenanschläge in Casablanca im Mai, die 45 Menschenleben 
forderten, ist auch Marokko zu einem Angriffsziel des Terrorismus gewor­
den. Als Reaktion darauf erhoben König und Regierung nicht nur den Kampf 
gegen den Terrorismus zu einer Priorität, sondern wandten sich auch ver­
stärkt sozialen Problemen zu. Landesweit setzte eine Bewegung zur Verteidi­
gung des marokkanischen Gesellschaftsmodells ein. König Mohammed VI. 
kündigte im Oktober eine weitreichende Familienrechtsreform an, mit der in 
vielen Bereichen die Gleichstellung von Mann und Frau bewirkt werden 
soll. Bei den im September stattgefundenen Kommunalwahlen erzielte die 
gemäßigt islamistische Partei (PJD) , die im Parlament drittstärkste Kraft ist, 
nur einen geringen Stimmenanteil ,  was jedoch in erster Linie auf die selbst­
verfügte Beschränkung der Bewerbung auf nur etwa ein Viertel aller Wahlbe­
zirke zurückzuführen ist. Außenpolitisch setzte Marokko seinen Weg einer 
möglichst weitgehenden Annäherung an die EU fort. Vor dem Hintergrund 
des von Marokko angestrebten "statut avance" ,  das über das bestehende As­
soziationsverhältnis hinausgehen sollte, wurde das EU-Konzept der "Neuen 
Partnerschaft" besonders begrüßt. Marokko ist auch jenes Land unter den 
zwölf MEDA-Partnern, das die zur Verfügung stehenden Mittel am besten 
ausnützt (140 Mio. Euro für 2003). Die Beziehungen zu Spanien normalisier­
ten sich im Lauf des Jahres weitgehend, was u . a. in dem im Dezember in 
Marokko stattgefundenen Besuch des spanischen Ministerpräsidenten Jose 
Marfa Aznar, mit dem der seit 2000 unterbrochene bilaterale Gipfelprozess 
wieder aufgenommen wurde, seinen Ausdruck fand. Die Verhandlungen mit 
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den USA über die geplante Errichtung einer Freihandelszone wurden fortge­
setzt. Nach wie vor problematisch sind die Beziehungen zum Nachbarland 
Algerien; die Landgrenzen zwischen beiden Staaten sind weiterhin geschlos­
sen und eine Lösung des Westsaharakonflikts ist noch nicht abzusehen. Der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen unterstützte in einer Resolution am 
3 1 .  Juli den sogenannten "Baker-Plan" als optimale politische Lösung des 
Konflikts, jedoch auf Basis eines Abkommens zwischen den beiden Parteien. 

Seit seiner Wahl 1 999 hat Präsident Abdelaziz Bouteflika Algerien wieder 
auf die internationale Bühne zurückgeführt. Schwerpunkte der algerischen 
Außenpolitik sind die Bekämpfung des internationalen Terrorismus , die Be­
ziehungen zu den EU-Ländern, darunter besonders zu deren Mittelmeeran­
rainern , der afrikanische Kontinent, wo Algerien seit seiner OAU-Präsident­
schaft 1 999 besonderes Profil zeigt, sowie die intermaghrebinischen Bezie­
hungen, welche jedoch vorläufig am getrübten Verhältnis zu Marokko lei­
den. Diesem liegen vor allem Divergenzen in der Westsaharafrage zugrunde. 
Ein Assoziationsabkommen mit der EU wurde bereits 2002 unterzeichnet, 
der Beitritt zur WTO ist für 2004 geplant. Der Prozess der nationalen Versöh­
nung auf Basis des Amnestiegesetzes von 1 999 ("concorde civile") wurde 
aufrechterhalten. Die allgemeine Sicherheitslage hat sich zwar weiter ver­
bessert , doch wurden mit den Entführungen von 3 1  Geiseln im Februar in 
der südlichen Sahara, worunter sich auch zehn Österreicher befanden, erst­
mals seit Jahren wieder Europäer zum Ziel terroristischer Aktivitäten. 'frotz 
bedeutender Investitionen und Umstrukturierungsmaßnahmen des Staats­
sektors sowie der Förderung der Privatwirtschaft blieben die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung hinter den Erwartungen zurück. 

Schwerpunkte der Außenpolitik Thnesiens als ein moderates islamisches 
Land mit westlicher Orientierung sind die Beziehungen zu Europa bzw. dem 
Westen, die Partnerschaft mit der EU (und einzelnen euromediterranen Mit­
gliedstaaten, insb Frankreich), die Maghrebinisch-Arabische Union (UMA), 
die arabische Welt,  die Lage in und um den Irak, das Nahostproblem und die 
Bekämpfung des Terrorismus. 

Eine Neubelebung der Nord-Süd-Beziehungen zumindest für den westli­
chen Mittelmeerraum erhofft man sich vom Dialog der ,,5 plus 5" ,  deren 
1 .  Gipfel im Dezember in Tunis stattfand. 

Eine Wiederbelebung der UMA scheitert trotz tunesischer Bemühungen v. a. 
am Westsahara-Konflikt. Die bilateralen Beziehungen 1\mesiens zu den 
Maghreb-Staaten, inklusive Libyen, erhielten politisch und wirtschaftlich 
neue Impulse. Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den arabisch-nordafri­
kanischen Ländern bleiben aber äußerst unterentwickelt. Tunesien tritt für 
eine Stärkung der Arabischen Liga ein. 

In der Irakfrage drängte die tunesische Regierung die irakische Führung zu 
Flexibilität und missbilligte das militärische Eingreifen der USA und iruer 
Verbündeten. In der Nahostfrage befürwortet Tunesien seit langem eine Ver-
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handlungslösung und unterstützt alle darauf gerichteten internationalen 
Bemühungen. Der diesbezüglich in der zweiten JameshäJfte zu beobach­
tende Stillstand wurde auch im Hinblick auf eine mögliche Radikalisierung 
der eigenen Bevölkerung mit großer Sorge gesehen. 

In Libyen kündigte Staatschef Muammar Ghaddafi nach Jahrzehnten der Ab­
lehnung jeglicher privatwirtschaftlicher Initiative im Herbst die Etablierung 
eines privatwirtschaftlichen Sektors und die Privatisierung einer Reihe ver­
staatlichter Betriebe an. 

In ähnlicher Weise leitete er gegen Ende des Jahres eine Wende in der Au­
ßen- und Sicherheitspolitik ein. Nach einer Initiative der USA und Großbri­
tanniens und neunmonatigen Gesprächen erfolgte am 19 .  Dezember 2003 
die libysche Erklärung des Verzichts auf Massenvernichtungswaffen aller 
Art und der Zustimmung zu Inspektionen durch die lAEO bzw. andere un­
abhängige Experten. 

Fortschritte und Lösungen anhängiger Entschädigungsforderungen im Zu­
sammenhang mit Terroranschlägen der Vergangenheit ( .. Lockerbie" ,  .. UTA" 
und .. La Belle") hatten schon im September die Aufhebung der bereits 1 999 
suspendierten VN-Sanktionen ermöglicht. In weiterer Folge erhofft sich die 
EU eine Annäherung auf der Basis des Barcelona-Prozesses, woran Libyen 
bislang nur fallweise und in der Regel als Beobachter bzw. Gast der Ratsprä­
sidentschaft teilnahm. Österreich ist bestrebt, die bestehenden freundschaft­
lichen Beziehungen zu Libyen zu vertiefen und sich für Libyens volle Betei­
ligung am .. Barcelona-Prozess" unter Übernahme des bestehenden .. acquis" 
einzusetzen. 
Ägypten bemühte sich im Zuge der zunehmenden gewaltsamen Auseinan­
dersetzungen im israelisch-palästinensischen Konflikt weiterhin um Ver­
mittlung und die Erhaltung einer diesbezügl!ch gemäßigten Linie der arabi­
schen Staaten. Wie im Nahoskonflikt setzte Agypten auch auf diskrete Dip­
lomatie und war bemüht, weder seine strategische Partnerschaft mit den 
USA noch seine Einflussmöglichkeiten innerhalb der arabischen Welt zu ge­
fährden. Diese Rahmenbedingungen führten zu einer ausgleichenden, gemä­
ßigten Haltung in der Irakkrise. 

In Israel war das Jahr vorrangig vom israelisch-palästinensischen Konflikt 
geprägt, die ersten Monate weiters von befürchteten irakischen Angriffen im 
Zuge der Militäraktion der USA und ihrer Verbündeten gegen den Irak. Im 
zweiten Halbjahr kamen zu den außenpolitischen Konflikten die von der is­
raelischen Gewerkschaft in Reaktion auf Finanzminister Benjamin Netanja­
hus Reformbemühungen initiierten Streiks. Das Thema Sicherheit domi­
nierte auf Grund von Terroranschlägen innerhalb Israels die politische Dis­
kussion. 

Ministerpräsident Ariel Sharon (Likud) erzielte im Jänner bei den Wahlen 
zur 16 .  Knesset einen Erdrutschsieg: Seine Partei hält seither 40, seine Mitte-
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Rechts-Koalition 68 der 1 20 Knessetsitze. Weiterer Gewinner mit 1 5  Knes­
setsitzen war Tommy Lapids Partei Shinui ("Wechsel") mit ihrem laizisti­
schen Partei programm. Die Arbeiterpartei fuhr mit 1 9  Knessetsitzen ihr his­
torisch schlechtestes Wahlergebnis ein und konnte, auch nach dem Vorsitz­
wechsel von Arnram Mitzna auf Shimon Peres, im Verlaufe des Jahres in der 
politischen Diskussion keine merkliche Beobachtung finden. Die orienta­
lisch-religiöse Shas-Partei rutschte auf 1 1  Knessetsitze ab. 

Jordaniens Außenpolitik war durch den Krieg im Irak einerseits und die 
Probleme im Zusammenhang mit dem Friedensprozess im Nahen Osten an­
dererseits geprägt. Von 2 1 . - 23.  Juni fand eine außerordentliche Tagung des 
Weltwirtschaftsforums am Toten Meer statt, an dem u. a. US-Außenminister 
Colin Powell teilnahm. 

Hinsichtlich des Irakkonflikts war Jordanien stets um eine friedliche Lösung 
bemüht und nahm, zumindest nach außen hin, eine unparteiische, gegen ei­
nen Krieg gerichtete Haltung ein. Der König besuchte mehrmals zu politi­
schen Gesprächen die Vereinigten Staaten. 

Jordanien war auch im Rahmen des Nahostfriedensprozesses intensiv um 
Vermittlung bemüht, um die Umsetzung der .. Road Map" voranzubringen. In 
diesem Zusammenhang ist das Gipfeltreffen von Aqaba am 4. Juni von Be­
deutung, an dem US-Präsident George Bush, der israelische Ministerpräsi­
dent Ariel Sharon sowie der palästinensische Ministerpräsident Mahmoud 
Abbas teilnahmen. 

Am 1 7. Juni fanden mit zwei Jahren Verspätung Wahlen zum Unterhaus 
statt. Sechs der 1 20 Sitze waren für Frauen reserviert. Die Islamische Akti­
onsfront gewann fünfzehn Sitze und übt ihre politische Tätigkeit im Rah­
men der Institutionen aus. Anlässlich der Eröffnung des Parlaments wurde 
vom König ein politischer Reformkurs mit besonderer Betonung der Demo­
kratisierung angekündigt. 

Der Libanon lehnte den Angriff auf den Irak ab und trat für eine Beilegung 
des Problems auf der Basis der Beschlüsse des SR der VN ein. Diese Haltung 
hat der Libanon auch während seiner bis zum 1 .  März dauernden Vorsitz­
führung in der Arabischen Liga eingenommen. 

Im Verhältnis zu Israel vertritt der Libanon im engsten Einvernehmen mit 
Syrien den Standpunkt, dass eine umfassende und dauerhafte Friedensrege­
lung nur auf Basis des vollständigen Rückzugs Israels aus dem Süd libanon 
(inklusive der Shebaa-Farms, die von den VN und Israel jedoch als syrisches 
Gebiet behandelt wurden, und einiger vom Libanon verlangten geringfügi­
gen Korrekturen der Rückzugslinie) und von den Golanhöhen sowie der Ge­
währung der nationalen Rechte an die Palästinenser (inklusive des Rück­
kehrrechts) möglich ist. 

Die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Libanon blieb angespannt. 
Durch das Ausbleiben von Privatisierungs- und Einsparungsmaßnahmen 
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steigen Budgetdefizit und Staatsverschuldung weiter an. Die Ergebnisse der 
Geberkonferenz "Paris rr" vom Dezember 2002 führten zwar zu einer Atem­
pause, mit der ein Sinken der Zinsen für neue Staatsschulden und ein Nach­
lassen des Drucks auf die libanesische Währung einher gingen, sind aber 
keine dauerhafte Lösung des Schuldenproblems. 

Im Zuge der regionalen Entwicklungen ist die Frage der militärischen Prä­
senz und des Einflusses Syriens im Libanon etwas in den Hintergrund getre­
ten. lm Juli 2001 und im März 2002 waren syrische Truppen aus und um 
Beirut fast vollständig abgezogen worden. 1m Februar und Juli 2003 erfolg­
ten weitere Teilabzüge syrischer Truppen aus dem Nordlibanon. Die Anzahl 
der verbleibenden syrischen Truppen wird auf unter 20.000 geschätzt. 

Syrien ist seit Anfang 2002 nichtständiges Mitglied des VN-Sicherheitsrates 
und setzte sich dabei insb für die Anliegen der arabischen Staaten ein. Sy­
rien hätte im Herbst 2002 zwar für die VN-Sicherheitsratsresolution 1441 ge­
stimmt, trat in der Folge aber als einer der vehementesten Gegner der An­
wendung von militärischer Gewalt im Irak im VN-SR auf. 

Kurz vor der Übernahme der Kontrolle im Irak durch Streitkräfte der USA 
und Großbritanniens Mitte Apri l nahm Syrien dann eine pragmatischere 
Haltung ein. Mit der Schließung der syrisch-irakischen Grenze und der Ko­
operation mit den USA betreffend die Verfolgung von Anhängern des Re­
gimes von Saddam Hussein versuchte Syrien, das Verhältnis zu den USA zu 
entspannen. 

Syrien wurde Anfang Oktober Ziel eines israelischen Luftangriffs auf ein 
vermeintliches palästinensisches Trainingslager nordwestl ich von Damas­
kus. Es war dies der erste israelische Angriff auf syrisches Gebiet seit 30 Jah­
ren. Damit hatten die syrisch-israelischen Beziehungen einen weiteren Tief­
punkt erreicht. In der Nahostproblematik vertrat Syrien weiterhin seine 
Grundsatzposition, wonach die Grundlagen für den Frieden in der Region 
das in der Madrider Friedenskonferenz festgelegte Prinzip "Land für Frie­
den" sowie die entsprechenden VN-Resolutionen sind. Der im April von 
den USA indorsierten "Road Map" steht Syrien skeptisch gegenüber, da die 
Rückgabe des Golan an Syrien darin nicht berücksichtigt wird. 

In Fortsetzung des von Staatspräsident Bashar Al Assad bei seinem Amtsan­
tritt im Juli 2000 eingeleiteten Reformprozesses setzte die syrische Regie­
rung einige weitere Maßnahmen zur Wirtschaftsliberalisierung. Im Septem­
ber ernannte Präsident Assad einen neuen Premierminister, der die Regie­
rung umbildete. Die Zusammensetzung der neuen Regierung signalisierte al­
lerdings eher Kontinuität als Reform. Anfang Dezember konnten die Ver­
handlungen zu einem EU-Assoziationsabkommen weitgehend abgeschlos­
sen werden. Im Sinne einer Intensivierung des politischen, wirtschaftlichen 
und wissenschaftlichen Dialogs tritt Österreich für eine rasche Klärung der 
ausstehenden Fragen, einen baldigen Abschluss sowie eine ehestmögliche 
Ratifizierung dieses Abkommens ein. 
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6.2. Der Friedensprozess im Nahen Osten 

Das Jahr 2003 war erneut von der "Al-Aqsa-Intifada" . die zu einer schweren 
Destabi lisierung der Region führte. sowie internationalen Friedensbemü­
hungen. die jedoch keinen bleibenden Erfolg sicher stellen konnten. domi­
niert. Selbstmordattentate und andere Terroranschläge sowie bewaffnete Zu­
sammenstöße forderten 745 Todesopfer (540 Palästinenser. 205 Israelis) und 
über 4 .000 Verletzte. Seit Beginn der "Al-Aqsa-Intifada" im September 2000 
stieg die Zahl der Toten damit auf über 3400 (mehr als 2.300 Palästinenser. 
910 Israelis).  die der Verletzten auf über 30.000. Enorme wirtschaftliche 
Schäden trafen die ganze Region. 

Angriffe radikal-nationalistischer und fundamentalistisch-religiöser palästi­
nensischer Gruppen (Hamas. AI-Aqsa-Brigaden. Islamischer Jihad sowie 
Splittergruppen) auf israelische Siedlungen und Soldaten in den besetzten 
Gebieten. Terroranschläge in den städtischen Zentren Israels sowie Gegen­
schläge der israelischen Armee (inklusive .. Liquidierung" mutmaßlicher 
Terroristen) und die weitgehende Wiederbesetzung der Autonomen Palästi­
nensischen Gebiete hielten die Gewaltspirale in Bewegung. Die Bewegungs­
freiheit der palästinensischen Bevölkerung wurde durch Ausgangssperren 
und Absperrungen der israelischen Armee stark beeinträchtigt. was eine 
dramatische Verschlechterung der wirtschaftlichen und humanitären Lage 
der palästinensischen Bevölkerung zur Folge hatte. Israel sah sich auf Grund 
seines militärischen Vorgehens. einer Regierungsentscheidung auf mögliche 
Ausweisung des Präsidenten der Palästinensischen Autonomiebehörde Yas­
sir Arafat. fortgesetzter Siedlungstätigkeit und nicht zuletzt der Errichtung 
des sogenannten .. Sicherheitszaunes" in den Besetzten Gebieten zunehmen­
der internationaler Kritik ausgesetzt. Präsident Arafat verbrachte das Jahr 
ausschließlich in der Muqata. seinem Sitz in Ramallah. 

Zur Wiederbelebung des Friedensprozesses formulierte das Internationale 
Nahost-Quartett (EU. USA. Russland. VN) auf Grundlage der "Palestinian 
Statehood"-Rede von Präsident Bush vom Juni 2002 die .. Road Map" . einen 
Friedensplan. dessen Umsetzung zu einem Ende von Terror und Gewalt. ei­
nem israelischen Rückzug aus den Besetzten Gebieten. einer Normalisie­
rung des Alltags für die palästinensische Bevölkerung. einer Wiederauf­
nahme der Verhandlungen und der Schaffung eines palästinensischen Staa­
tes bis zum Jahr 2005 führen soll .  Diese "Road Map" wurde im Mai von der 
israelischen (allerdings mit 14 Vorbehalten) sowie der palästinensischen Re­
gierung unter dem neu eingesetzten Ministerpräsidenten Mahmoud Abbas 
( .. Abu Mazen") akzeptiert und deren Gültigkeit von US-Präsident Bush. Kö­
nig Abdullah I. von Jordanien. Ariel Sharon und Mahrnoud Abbas beim Gip­
feltreffen in Aqaba Anfang Juni feierlich besiegelt. Eine innerpalästinensi­
sehe Waffenruhe ("hudna") .  der Rückzug der israelischen Armee aus dem 
nördlichen Gazastreifen und die Freilassung palästinensischer Gefangener 
brachten jedoch im Sommer nur kurzlebige Fortschritte. Mangels gezielter 
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Bemühungen beider Seiten kam es im August zum völligen Zusa=en­
bruch des Friedensprozesses. Der deutlich geschwächte Mahmoud Abbas 
legte sein Amt zurück. Sein Nachfolger Abmed Qurei'a (Abu Ala') scheiterte 
im Dezember mit seinen Bemühungen, mit umfassender ägyptischer Unter­
stützung eine neuerliche innerpalästinensische Waffenruhe herbeizuführen. 
Auf russische Initiative verabschiedete der VN-SR mit Resolution 1 5 1 5  die 
"Road Map" - und zwar ohne die israelischen Vorbehalte. 

Neben den erfolglosen internationalen Friedensbemühungen formulierte 
das israelisch-palästinensische Friedenslager unter dem früheren israeli­
schen Justizminister Yossi Bei lin und dem früheren palästinensischen Infor­
mationsminister Yassir Abed Rabbo die "Genfer Initiative" , die in ausgefeil­
ter Vertrags form Lösungsvorschläge für den "Final Status" ,  also zu den 
Kernfragen "Jerusalem" ,  "Zukunft der palästinensischen Flüchtlinge",  
"Siedlungen" und "Grenzziehung zwischen Israel und dem zukünftigen pa­
lästinensischen Staat" formuliert. Der Text wurde Anfang Dezember in Genf 
vorgestellt. Diese Friedensinitiative der Zivilgesellschaft, die mögliche 
Kompromisslösungen für die zentralen Fragen des Konflikts vorstellt, ent­
spricht einer inhaltlichen Weiterführung der israelisch-palästinensischen 
Verhandlungen in Taba (Ägypten) zu Beginn des Jahres 200 1 .  Sie wurde in­
tensiv in den israelischen und internationalen Medien diskutiert und stieß ­
als Vorwegnahme offizieller Friedensverhandlungen - auf vehemente Kritik 
der israelischen Regierung. 

Der israelische Vizepremierminister Ehud Olmert (Likud) sprach sich An­
fang Dezember überraschend deutlich für einen einseitigen israelischen 
Rückzug aus Teilen der besetzten Gebiete aus, sollten innerhalb eines Zeit­
raums von ca. sechs Monaten keine Fortschritte in den Verhandlungen mit 
der palästinensischen Seite erzielbar sein. Eine derartige einseitige Errich­
tung einer "Sicherheitsgrenze" würde nach den Kriterien des größtmögli­
chen Schutzes der israelischen Bevölkerung, inklusive der Siedlungen im 
Westjordanland, erfolgen. 

Als Reaktion auf einen Terroranschlag im Oktober in Haifa, der Israel zu­
folge von Terrororganisationen in Syrien angeordnet worden war, flog Israel 
einen Luftangriff auf ein verlassenes Ausbildungslager in der Nähe von Da­
maskus. Anfang Dezember erklärte der syrische Präsident Assad die Bereit­
schaft Syriens zur Wiederaufnahme der Verhandlungen mit Israel auf Basis 
der im Jahr 2000 erzielten Zwischenergebnisse. 

Wiederholte Schusswechsel an der israelisch-libanesischen Grenze forder­
ten ein ziviles israelisches Opfer und mehrere Verletzte. 

6.3. Die Euro-Mediterrane Partnerschaft (Barcelona-Prozess) 

Bei der euro-mediterranen Konferenz im November 1 995 in Barcelona 
wurde unter Teilnahme der EU und aller Mittelmeer-Anrainerstaaten ein 
Prozess in Gang gesetzt, der die erste integrierte europäische Initiative für 
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Zusammenarbeit im Mittelmeerraum darstellt. Der Prozess ist als regionale 
Antwort auf die Herausforderungen und Entwicklungsmöglichkeiten zu se­
hen, die sich aus der geographischen Nähe der Mittelmeerländer zu Europa 
ergeben. Inhaltlich hat dieser Prozess insb zum Ziel, eine gemeinsame Zone 
des Friedens, der Stabilität und des Wohlstandes zu schaffen. Die Euromed­
Partnerschaft ist bis heute das einzige Forum, in dem alle Mittelmeer-Anrai­
nerstaaten gemeinsam beraten. Zu den zwölf Partnern der EU zählen Ägyp­
ten, Algerien, Israel, Jordanien, der Libanon, Malta, Marokko, die Palästi­
nensische Autonomiebehörde, Syrien, die Türkei ,  1\lllesien und Zypern. 
Zypern, Malta und die Türkei haben wegen ihrer Beitrittsperspektive eine 
gewisse Sonderstellung. Im Übrigen werden Zypern und Malta mit dem Bei­
tritt am 1 .  Mai 2004 von der Seite der Partner auf die Seite der EU-Mitglied­
staaten wechseln. Libyen hat derzeit Beobachterstatus (seine vollständige 
Teilnahme an der Partnerschaft ist derzeit offen). 

Die drei inhaltlichen Schwerpunkte des Barcelona-Prozesses sind die Zu­
sammenarbeit im politischen und sicherheitspolitischen Bereich auf der 
Grundlage fundamentaler Prinzipien, insb der Beachtung von Menschen­
rechten und Demokratie, die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Ziel 
der Schaffung einer den gesamten Mittelmeerraum umfassenden Freihan­
delszone bis 2010 sowie die Vertiefung der sozialen, kulturellen und huma­
nitären Kooperation. 

Im politischen Bereich standen insb partnerschaftliche Maßnahmen und 
Fragen der Menschenrechte, der Bekämpfung des internationalen Terroris­
mus sowie Migrationsfragen im Mittelpunkt. Durch die anhaltende Intifada 
konnten bei einer Vielzahl an politischen Vorhaben jedoch nur schleppend 
Fortschritte verzeichnet werden. Nichts desto trotz bleibt der Barcelona-Pro­
zess als einziges Gremium, in welchem sowohl europäische, arabische und 
israelische Staatenvertreter auf höchster Ebene zusammentreffen, nach wie 
vor ein wichtiger Faktor. 

Das wesentliche Ziel der wirtschaftlichen und finanziellen Zusammenar­
beit bleibt die Errichtung einer Freihandelszone bis 2010. In der Heranfüh­
rungsstrategie an dieses Ziel wurden mit nunmehr allen Partnern außer Sy­
rien bilaterale Assoziationsabkommen mit dem Ziel der stufenweisen Ein­
führung des bilateralen Freihandels abgeschlossen. Im April und Juni 2002 
wurden die bislang letzten dieser Abkommen mit Algerien bzw. dem Liba­
non abgeschlossen. Mit Syrien konnte die Europäische Kommission im De­
zember einen Durchbruch in den Verhandlungen erzielen, wodurch Hoff­
nung auf den baldigen Abschluss eines Assoziationsabkommens besteht. 

Zusätzlich zur Schaffung einer Freihandelszone im Verhältnis EU - Mittel­
meerländer ("vertikale HandelsliberalisierungU) soll gleichzeitig der Han­
del zwischen den Mittelmeerpartnern untereinander l iberalisiert werden 
("horizontaleu oder "Süd-Süd-IntegrationU). Außerdem soll sich die Zusam­
menarbeit auf Angelegenheiten von transnationalem Charakter erstrecken 
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(beispielsweise auf die Vernetzung von Infrastruktur oder auf die Harmoni­
sierung technischer Standards) .  Darüber hinaus umfassen die Assoziations­
abkommen auch eine Reihe von sozialen, kulturellen und finanziellen 
Aspekten im Sinne des Barcelona-Prozesses. 

Zur Implementierung der euro-mediterranen Partnerschaft stehen zwei Fi­
nanzierungsinstrumente zur Verfügung: zum einen das MEDA-Programm, 
das finanzielle und technische Unterstützungsmaßnahmen zur Begleitung 
der Wirtschafts- und Sozialreformen in den MEDA-Partnerländern beinhal­
tet. Die finanzielle Basis wird durch eigene Ratsverordnungen sichergestellt 
(für den Zeitraum 2000- 2006 sind im Rahmen von "MEDA TI" 5,35 Mrd. 
Euro an Finanzmitteln veranschlagt). Die Zuständigkeit zur Durchführung 
des MEDA-Programms liegt seit 2001 beim Amt für Zusammenarbeit (Euro­
peAid). Zu beabsichtigten Projekten ist vor der Verabschiedung durch die 
EK eine Stellungnahme der Mitgliedstaaten im Rahmen des MED-Ausschus­
ses erforderlich. Die zweite wichtige Finanzierungsquelle ist die Europäi­
sche Investitionsbank (EIE), die seit 30 Jahren in der Region tätig ist. 2003 
erreichte das von der Ern für die Mittelmeerpartner zur Verfügung gestellte 
Kreditvolumen mit einer Summe von Euro 2,1  Milliarden einen Rekordwert. 

In Verfolgung des Aktionsplans von Valencia aus dem Jahr 2002 wurde die 
euro-mediterrane Integration durch die Umschreibung kurz- und mittelfris­
tiger Initiativen zur Unterstützung in den drei Kernbereichen des Barcelona­
Prozesses dynamisiert. Dazu zählen im Einzelnen die Verstärkung des poli­
tischen Dialogs der EU mit den MED-Partnern (zu Themen wie Terrorismus, 
Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Konfliktverhütung und 
Krisenmanagement, Good Governance, EU-Erweiterung) und der Aushau 
der wirtschaftlichen und finanziellen Kooperation (durch die Schaffung ei­
ner MED-Investitionsfazilität "FEMIP", die prinzipielle Teilnahme der 
MED-Partner am System der europäischen Ursprungskumulierung sowie 
durch die Förderung der Infrastruktur- und Telekommunikationssektoren 
sowie des Privatsektors der MED-Partner). Weiters hervorzuheben ist die 
Dynamisierung des dritten Schwerpunktes der Partnerschaft auf dem Gebiet 
der sozialen, kulturellen und menschlichen Zusammenarbeit durch die An­
nahme eines Aktionsprogramms zum Dialog der Kulturen, die prinzipielle 
Einrichtung einer Euromed-Stiftung sowie ein Rahmendokument für ein Re­
gionalprogramm "Justiz und Inneres". 

Die euro-mediterrane Partnerschaft erhielt 2003 durch die Ratspräsident­
schaft von zwei mediterranen Staaten, Griechenland und Italien, einen weite­
ren Impuls. Dazu trug das Euromed-Außenministertreffen am 26. und 27.  Mai 
auf Kreta bei. Bei diesem 1feffen zeigte die Teilnahme Syriens, des Libanon 
und Israels, dass der Barcelona-Prozess seine Rolle als nützliches Forum zur 
Diskussion von Regionalproblemen behauptet. Vor dem Hintergrund der Ver­
schiebung des geopolitischen Gleichgewichtes in Folge des Irakkrieges wurde 
die Involvierung der EU durch die arabischen Staaten begrüßt. 
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Das Euromed-AußenministertrefIen am 2 .  und 3.  Dezember in eapel bestä­
tigte die Entscheidung über die Errichtung der Euromed-Stiftung zum Dia­
log der Kulturen, vertagte jedoch die Entscheidung über den Sitz der Stif­
tung. Die von der Ern umgesetzte Euromediterrane Investitionsfazilität und 
Partnerschaft (FEMIP) wurde verstärkt und mit weiteren Mitteln und In­
strumenten ausgestattet. Schwerpunkte der Tätigkeit der FEMIP sind insb 
die Entwicklung des Privatsektors sowie eine engere institutionelle Einbin­
dung der Partnerländer in die Finanzierung. Zur Stärkung der parlamentari­
schen Dimension im Rahmen der Erweiterung der Zusammenarbeit EU -
Mittelmeer wurde die Gründung der Euromediterranen Parlamentarischen 
Versammlung beschlossen. 

6.4. Organisationen der multilateralen Zusammenarbeit 

6.4. 1 .  Arabische Liga 

Die Gipfeltreffen der Arabischen Liga standen im Zeichen des Nahostkon­
flikts und des Irakkrieges. Die israelische Pol itik in den palästinensischen 
Gebieten wurde verurteilt, der Militärschlag der USA gegen den Irak als völ­
kerrechtswidrig abgelehnt und der sofortige und bedingungslose Rückzug 
der Koalitionstruppen gefordert. Im September wurde der Vertreter des Ira­
kischen Regierungsrates bedingt und befristet als Vertreter des Irak in der 
Arabischen Liga akzeptiert. 

6.4.2. Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) 

Beim OIC-Gipfel in Malaysia Mitte Oktober wurde die Wahl eines neuen Ge­
neralsekretärs beim nächsten OIC-Gipfel im April 2004 in Istanbul in Aus­
sicht genommenen. Derzeit stehen der aus Bangladesh stammende und von 
Saudi Arabien unterstützte Salahuddin Quader Chowdhury und ein malay­
si scher Kandidat zur Verfügung. 

6.4.3.  Golfkooperationsrat (GCC) 

Die Tätigkeit des Golfkooperationsrates (GGC) stand im Zeichen des Irak­
krieges und dessen Auswirkungen auf die Golfregion. Bei der am 8. Februar 
in Jeddah abgehaltenen Tagung der Außen- und Verteidigungsminister 
wurde die Entsendung von Einheiten der "Peninsula Shield Force" , der ge­
meinschaftlichen GGC-Eingreiftruppe, nach Kuwait beschlossen. Damit kam 
es erstmalig zur Anwendung des seit Dezember 2000 bestehenden gemeinsa­
men Verteidigungsabkommens und der darin verankerten militärischen Bei­
standsklausel. Das Mandat des GGC-1ruppenkontingentes beschränkte sich 
ausschließlich auf die Verteidigung Kuwaits und beinhaltete keine Mitwir­
kung im Krieg gegen den Irak. 

Beim 24. GCC-Gipfel vom 2 1 . - 22. Dezember in Kuwait wurden im Ab­
schlusskommunique die Prinzipien der territorialen Integrität, Souveränität 
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und Unabhängigkeit des Irak sowie der Nichteinmischung in seine inneren 
Angelegenheiten festgehalten. Das Abkommen von Bagdad vom 15.  Novem­
ber mit dem Zeitplan für die Übertragung der Souveränität des Landes an 
die Iraker wird begrüßt. Für die Vereinten Nationen wird eine wichtige Rolle 
beim Übergangsprozess gefordert. Die Besatzungsmächte werden aufgefor­
dert, ihrer Verantwortung gemäß den Genfer Konventionen nachzukommen. 
Die 13 .  Tagung des gemeinsamen EU-GCC-Ministerrates fand am 3. März in 
Doha, Katar, statt. Zu den wichtigsten Themen gehörten der Irakkrieg, die 
Lage im Nahen Osten, Fragen der Menschenrechte, verstärkte Zusammenar­
beit bei der Terrorismusbekämpfung und das geplante Freihandelsabkommen. 

7. Afrika südlich der Sahara 

7.1 .  Allgemeines 

Auch 2003 war das Bild Afrikas von den bekannten soziologischen und öko­
nomischen Problemen wie niedrige Lebenserwartung, bittere Armut, hohes 
Analphabetentum, hohe Kindersterblichkeit, rasches Bevölkerungswachs­
tum und erschreckende HIV / AIDS-Zahlen gekennzeichnet. Diese Ausgangs­
lage, verschärft durch eine immer stärker hervortretende lslamisierung ent­
lang der historischen Trennlinie quer durch Afrika, führte vielerorts zu einer 
Versteinerung politischer Strukturen mit Einparteiensystemen (Togo, Ga­
bun), starkem Einfluss der Armee, mehr oder weniger demokratisch durch­
geführten Präsidentschaftswahlen (Nigeria, 22.  April bzw. Togo, 1 .  Juni und 
Guinea, 2 1 .  Dezember), erfolgreichen (Guinea-Bissau, 14. September) oder 
gescheiterten (Mauretanien, 8./9. Juni) Staatsstreichen und ähnlichen Phä­
nomenen. 
Die Zahl der bewaffneten Konflikte ging jedoch zurück, da der Bürgerkrieg in 
Liberia beendet werden konnte, die Lage in der Cöte d 'Ivoire durch Entsen­
dung einer VN-Mission, der zwei Österreicher angehören, stabilisiert wurde 
und eine Friedensregelung für den zwei Jahrzehnte andauernden Bürgerkrieg 
im Sudan im Laufe des Jahres 2004 erwartet wird. In Burundi kam es über 
südafrikanische Vermittlung zu einer Einigung zwischen der Regierung und 
der größten Rebellenbewegung FDD und zu deren Eintritt in die Regierung. 
Im Gefolge von Massakern verfeindeter Milizen in Bunia (IturiJOstk�ngo) 
kam es im Juli/August unter Führung Frankreichs und mit Beteiligung Oster­
reichs erstmals zu einer militärischen Krisenmanagement-Operation der EU 
("ARTEMIS") in Entsprechung eines Ersuchens des VN-Generalsekretärs. 
Diese Operation führte die dringende Notwendigkeit einer eigenständigen 
Kapazität der Afrikanischen Union (AU) für friedenssichernde Maßnahmen 
vor Augen, die grundsätzlich schon beim 1 .  AU-Gipfel von Durban 2002 be­
schlossen worden war. Die EU beschloss im November die Einrichtung einer 
vorerst mit 250 Mio. Euro pro Jahr dotierten .. African Peace Facility" zur Un­
terstützung der AU bei ihren entsprechenden Bemühungen. 
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Der afrikanische Kontinent ist für die EU und deren Mitgliedstaaten weiter­
hin von großer Bedeutung, allerdings ist der ursprüngliche Elan bei der ge­
meinsamen Kraftanstrengung EU - Afrika, um den Kontinent für das 
2 1 .  Jahrhundert zu positionieren, einer gewissen Ernüchterung gewichen. 
Der verstärkte EU - Afrika-Dialog und der Aktionsplan mit acht prioritären 
Themen, der im Jahr 2000 beim EU - Afrika-Gipfel der Staats- und Regie­
rungschefs in Kairo beschlossen worden war, hätte im April in Lissabon mit 
dem zweiten EU - Afrika-Gipfel seine Fortsetzung und Vertiefung erfahren 
sollen. In Folge der gegen das Regime des Präsidenten von Simbabwe, Ro­
bert Mugabe, verhängten EU-Sanktionen, die u. a. Einreisebeschränkungen 
für Spitzenfunktionäre der Regierung Simbabwes umfassen und die am 
18 .  Februar um ein Jahr verlängert worden waren, kam eine Tei lnahme Mu­
gabes am geplanten Gipfel für die EU nicht in Frage. Andererseits beharrten 
vor allem Staaten im Süden Afrikas auf einer Tei lnahme Mugabes, wobei der 
Umstand, dass dieser Ende Februar über Einladung von Präsident Jacques 
Chirac in Paris am Gipfel France-Afrique teilgenommen hatte, die Position 
der EU fragwürdig erscheinen ließ. Nachdem Versuche einer EU-Troika beim 
AU-Vorsitz Südafrika, zu einer Kompromisslösung zu kommen (Vertretung 
Simbabwes am Gipfel durch den Außenminister) gescheitert waren, kam es 
zur Verschiebung sine die. Nach derzeitigem Stand dürfte der Gipfel, wenn 
überhaupt, erst nach dem Ende des Regimes Mugabe stattfinden. In dieser, 
teilweise auch durch die EU-Sanktionen verursachten Situation, fanden 
keine Vorbereitungsschritte für den Gipfel statt. Stattdessen zerfiel der Dia­
log EU - Afrika in mehrere EU-Troika-Missionen in afrikanische Staaten, 
meist auf Beamtenebe��, fallweise auf Ministerebene (AU-Gipfel;  Kenia; 
Amtsübergabe an die Ubergangsregierung in Liberia). Am 10. November 
wurde in Rom zwischen der EU und der AU-Troika auf Ministerebene Ein­
vernehmen darüber erzielt ,  den Dialog EU-Afrika in Hinkunft im Troi ka-For­
mat abzuhalten. Die acht im Kairoer Aktionsplan vereinbarten Themen wur­
den in vier "clusters" zusammengefasst. In dieses Bild passt auch, dass man­
che der alten und neuen EU-Mitgliedstaaten die Zahl ihrer Botschaften in 
Afrika 2003 weiter verringert haben. 

EU-Kommissions präsident Romano Prodi stattete Westafrika (Senegal, Cöte 
d 'Ivoire und Burkina Faso) von 1 1 .  bis 15 .  November erstmals einen Besuch 
ab, in dessen Verlauf er für einen Dialog der Staaten untereinander ein- bzw. 
als Anwalt für Frieden und Demokratie auftrat. 

7.2. Regionale Integrationsforen 

7 .2 . 1 .  Afrikanische Union (AU) 

Am 25.  Mai gedachte die AU des 40. Jahrestags der Gründung der Organisa­
tion für Afrikanische Einheit (OAU). M.�t dem 2. Gipfel in Maputo, Mosam­
bik (10 .  - 1 2. Jul i ) ,  kam die einjährige Ubergangsphase der Transformation 
der früheren OAU in die AU zu einem Ende. Neuer Vorsitzender der AU bis 
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zum 3 .  Gipfel ,  der 2004 i n  Addis Abeba stattfinden wird , ist der Präsident 
Mosambiks, Joaquim Chissano. In Maputo wurde die aus Vorsitzendem, 
Vize-Vorsitzendem und acht Kommissarlnnen bestehende Kommission ge­
wählt. Alpha Oumar Konare (Mali) wurde zum Vorsitzenden, Patrick Kay­
umba Mazimkaka (Ruanda) zum Vize-Vorsitzenden gewählt, weiters sieben 
der acht Kommissarinnen. Der Posten des Kommissars für wirtschaftliche 
Angelegenheiten wird im Februar 2004 besetzt und fällt der Region südli­
ches Afrika zu. Das Programm der AU ist sehr ambitioniert und stellt eine 
eindeutige Abkehr von der bisherigen OAU dar. Insb die Neuinterpretation 
der bisher verteidigten nationalen Souveränität fällt auf - so sind nunmehr 
Fragen wie Menschenrechte, gute Regierungsführung, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit nicht mehr ausschließliche Angelegenheiten eines Mit­
gliedstaates. Bei schwerwiegenden Verletzungen dieser Prinzipien kommt 
den anderen Mitgliedstaaten ein Recht und eine Pflicht zu reagieren zu. 
Am 30. Dezember trat das "Protocol relating to the establishment of the Po­
litical and Security Council" mit Hinterlegung der 27 .  Ratifikationsurkunde 
(Nigeria) in Kraft. 
Das dem VN-SR nachgebildete Organ, dessen konstituierende Sitzung im 
März 2004 vorgesehen ist, soll  als Frühwarn- und Entscheidungsorgan für 
Konfliktprävention, -management und -lösung fungieren. 

7 .2 .2 .  East African Community (EAC) 

Auch in der am 30. November 1 999 in Arusha gegründeten Ostafrikani­
schen Gemeinschaft (EAC) sind insofern Fortschritte zu verzeichnen, als ein 
Protokoll zur Angleichung der Zolltarife und zur Errichtung einer Zollunion 
fertig gestellt werden konnte. Die Unterzeichnung des Protokolls durch die 
Präsidenten Kenias, Ugandas und Tansanias wurde allerdings bereits zwei­
mal verschoben. 

7 .2 .3 .  Economic Community of Western African States (ECOWAS) 

ECOWAS setzte mit Erfolg ihre Bemühungen um regionale Wirtschaftsinte­
gration, Friedenssicherung, Konfliktlösung, Mediation, Ausbau ihrer inter­
regionalen und internationalen Beziehungen und Verträge (mit der EU, Ka­
nada, etc . ) ,  Professionalisierung, Vervollkommnung der Marktmechanismen 
und Wirtschaftsinstrumente, Armutsbekämpfung, Demokratisierung und 
Vertiefung der innergemeinschaftlichen Funktionen und Kooperationen 
fort. Sie konnte auf allen Gebieten Fortschritte und Erfolge erzielen: Die Be­
ruhigung des liberianisch-sierraleonischen Kriegsschauplatzes durch ein 
Waffenstil lstandsabkommen, die Exilierung des liberianischen Präsidenten 
Charles Taylor nach Nigeria, die rasche iederschlagung des Putsches in 
Sao Tome und Principe und die Ruhighaltung des Kriegsschauplatzes Cote 
d' Ivoire zeigten das sich ständig verbessernde Krisenmanagement der ECO­
WAS im Zusammenwirken mit wichtigen internationalen und regionalen 
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politischen Kräften und Persönlichkeiten auf, wobei Nigeria als Sitzstaat der 
ECOWAS dank seinem vielseitigen Präsidenten und dessen zahlreichen Ini­
tiativen eine besondere Führungsrolle zukommt. 

Zu erwähnen ist insb auch der Einsatz des ghanaischen Präsidenten Kufuor, 
dem es durch Verhandlungsgeschick gelang, die Rebellenbewegungen in Li­
beria und in der Cöte d'Ivoire an den Verhandlungstisch zu bringen und ihre 
Eingliederung in den Friedensprozess zu erreichen. Die von den ECOWAS­
Staaten für die Friedenssicherung in Cöte d'Ivoire und Liberia eingesetzten 
Truppen belasten finanziell die betreffenden afrikanischen Staaten schwer, 
sodass eine Umwandlung in eine VN-Mission angestrebt wird. 
Über die militärische, wirtschaftliche und politisch-diplomatische Frie­
denssicherung und Stabilisierung der Region hinaus wendet sich das Inte­
resse der ECOWAS in zunehmendem Maße der Erhöhung der menschlichen 
Sicherheit, dem sozialen und humanitären Fortschritt, der Würde der Per­
son und ihres Arbeitseinsalzes, einem steigenden Angebot an medizinischer 
Versorgung, Schulausbildung und Kultur zu. 

Die Anerkennung der Bemühungen und Fortschritte der ECOWAS kommt in 
großzügigen Hilfegewährungen seitens der EU, der USA, Deutschlands, 
Großbritanniens, der Vereinten Nationen, in Donationen für die Durchfüh­
rung von Friedensverhandlungen einzelner Länder, Ausbildungshilfe (auch 
militärisch). und in letzter Zeit in Form der Akkreditierung auch nichtafri­
kanischer diplomatischer Vertreter als Ständige Delegierte bei der ECOWAS 
(bisher Russland, Frankreich, Deutschland, Spanien, Kuba, Griechenland, 
Schweiz) zum Ausdruck. Die ECOWAS wird wohl auch weiterhin Vorreiter 
und Wegbereiter einer Partnerschaft Afrikas mit anderen Kontinenten, sei es 
durch Interpretation der NEPAD (New Partnership for Africa's Develop­
ment) oder in anderen KooperaUonsformen, sein. 

7.2.4.  South African Development Community (SADC) 

Die 2001 beschlossene Strukturreform der SADC-InsUtuUonen, durch wel­
che die bis dahin von den einzelnen Mitgliedstaaten betreuten 21 Aufgaben­
sektoren in vier Direktorate im SADC-Sekretariat in Gaborone zusammen ge­
fasst wurden, wurde formell  abgeschlossen. Die vier Direktorate sind zu­
ständig für: a) Handel, Industrie, Finanzen und Investitionen; b) Infrastruk­
tur und Dienstleistungen; c) Nahrungsmittel, Landwirtschaft und Natürliche 
Ressourcen sowie d) Soziale und Menschliche Entwicklung und Sonderpro­
gramme. 

Beim SADC-Gipfel ,  der am 25. und 26. August in Dar es Salaam, Tansanien, 
stattfand, ging der Vorsitz vom angolanischen Präsidenten Jose Eduardo Dos 
Santos an den Präsidenten Tansaniens, Benjamin Mkapa, über. Weiters über­
nahm Lesotho von Mosambik den Vorsitz im SADC-Organ für Politik, Vertei­
digung und Sicherheitszusammenarbeit.  Der SADC-Gipfel bekräftigte die 
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Absicht der MS, über die bisherige regionale Kooperation hinaus zu einer 
vertieften Integration ihrer Wirtschaften zu gelangen und approbierte den 
.. Regional Indicative Development Plan (RlSDP)", einen 1 5-Jahresplan, in 
dessen Rahmen in Dreijahresphasen die kurz- und mittelfristigen Ziele der 
SADC nach festgelegten Prioritäten verwirklicht werden sollen. Damit soll 
die bisherige schleppende Umsetzung der seit 1 992 unterzeichneten 24 Sek­
torenprotokolle, von welchen bisher erst zwölf ratifi ziert wurden und in 
Kraft getreten sind, überwunden und beschleunigt werden. In Dar es Salaam 
wurde, erstmals seit 1 995, von den Staats- und Regierungschefs kein neues 
Protokoll unterzeichnet, dagegen eine Charta für Fundamentale Soziale 
Rechte und ein Gegenseitiger Verteidigungspakt, die beide nach Ratifikation 
durch zwei Drittel der SADC-Mitglieder in Kraft treten werden. Im Juli fand 
in der Hauptstadt Lesothos, Maseru, ein SADC-Sondergipfel für die Be­
kämpfung von HIV/AIDS statt, der eine .. Erklärung zum Kampf gegen HIV 
und Aids in der SADC-Region" verabschiedete und einen Regionalfonds zur 
Implementierung des .. SADC HIV and Aids Strategie Framework and Pro­
gram of Action 2003 - 2007" etablierte. 
Die Republik Seychellen ist im Juli aus der SADC mit der Begründung aus­
getreten, dass ihr jährlicher Mitgliedsbeitrag von 500.000,- $ nicht durch die 
ihr aus der SADC erwachsenden Vorteile gerechtfertigt wäre. 

7 .2 .5 .  Inter-Governmental Authority for Development (lGAD) 

Die Umstrukturierung der Inter-Governmental Authority for Development 
wurde anlässlich des 10.  Gipfeltreffens in Kampala (Uganda) am 24. Oktober 
abgeschlossen. Für Beobachter der bisherigen Gipfeltreffen war dieser der 
konstruktivste und erfolgreichste Gipfel der Organisation seit ihrer Grün­
dung. 
Während die Projekte im eigentlichen entwicklungspolitischen Kernbereich 
der Organisation auch 2003 eher im Hintergrund bl ieben, konnte sich lGAD 
im Bereich der Konfliktlösung trotz Differenzen zwischen den Hauptakteu­
ren durch die Bemühungen um eine Lösung fiir Somalia und den Sudan 
profilieren. Die Friedenskonferenz für Somalia in Mbaghati/Nairobi (Kenia) 
kam jedoch gegen Jahresende zu einem vorläufigen Stillstand. Die Konfe­
renz für den Sudan in Machakos (Kenia) könnte hingegen mit der Unter­
zeichnung eines Friedensvertrags Anfang 2004 einen positiven Abschluss 
finden. 

7.2.6. New Partnership for Africa's Development (NEPAD) 

Die . .  New Partnership for Africa's Development" (NEPAD) wurde am 23. Ok­
tober 2001 aus der Taufe gehoben. Dabei handelt es sich zwar noch um keine 
etablierte Institution im eigentlichen Sinn, doch als Prozess ist NEPAD ein 
bedeutendes Instrument in der weiteren Entwicklung der Afrikanischen 
Union. Während sie zu Beginn ftilschl icherweise für eine Art .. Marshall-
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Plan" für Afrika gehalten und von Seiten der Betreiber teilweise unrealisti­
sche zusätzliche Summen an Unterstützung erhofft wurden, zeichnet sich 
nun ein etwas nüchterneres Bild von NEPAD ab. 
Wesentlich an NEPAD ist in erster Linie, dass es sich um eine genuin afrika­
nische Initiative handelt, welche dem Gedanken der "ownership" Rechnung 
trägt. NEPAD stellt erstmals einen klaren Zusammenhang zwischen den 
Prinzipien von Frieden und Stabilität, Demokratie, guter Regierungsfüh­
rung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten einerseits sowie wirtschaft­
licher Entwicklung andererseits her. Mittelfristige Ergebnisse des NEPAD­
Prozesses sind allerdings noch nicht abzusehen, was etwa an der Frage der 
"Peer Review" deutlich wird, welcher die Mitgliedsländer nach wie vor am­
bivalent gegenüberstehen. 

7.3. Entwicklungen in den Regionen 

7.3 . 1 .  Das Horn von Afrika 

Der mit dem Friedensabko�en von Algier im Dezember 2000 eingeleitete 
Friedensprozess zwischen Athiopien und Eritrea kam zum Stil lstand, da 
sich Äthiopien weigerte, die Grenzentscheidung der durch das Abkommen 
eingesetzten Grenzkommission vom 1 3 .  April 2002 umzusetzen . Nach ei­
nem letzten ergebnislosen Treffen der Grenzkommission mit beiden Streit­
parteien ernannte der Generalsekretär der Vereinten Nationen Ende Dezem­
ber den ehemaligen Aussenminister Kanadas, Lloyd Axworthy, zum Sonder­
beauftragten, der beide Seiten zu einem Dialog über den festgefahrenen Pro­
zess bewegen sol l .  
Die VN-Friedensmission UNMEE überwachte weiterhin erfolgreich die Ein­
haltung des Waffenstil lstandes zwischen Äthiopien und Eritrea. 
Die seit 15 .  Oktober 2002 in Kenia, zuerst Eldoreth, später Mbaghati, lau­
fende großangelegte nationale Versöhnungskonferenz für Somalia kam im 
zweiten Halbjahr ebenfalls ins Stocken. Die unter den Auspizien der IGAD 
stattfindende und von der EU entscheidend mitlinanzierte Konferenz bezog ­
mit Ausnahme Somalilands - zwar praktisch alle maßgeblichen politischen 
Akteure Somalias ein, die Rolle Äthiopiens im Rahmen des Technischen Ko­
milees wurde jedoch von Dschibuti und der Nationalen Übergangsregierung 
in Mogadischu als zu dominant empfunden. Das Technische Komitee, das 
bisher aus den Nachbarstaaten Kenia, Dschibuti und Ätlliopien bestanden 
hatte, wurde um Eritrea und Uganda erweitert und in "Committee of Facili­
tation" umbenannt. In den Fragen der zukünftigen Regierungsform und der 
Machtaufteilung waren keine besonderen Fortschritte zu verzeichnen. 
Lediglich in den Friedensprozess zur Beendigung des jahrzehntelangen Bür­
gerkriegs im Sudan kam Bewegung. Nachdem bereits am 16.  Juli 2002 die 
Regierung des Sudan und die Rebellenbewegung des Südsudan (Southern 
People's Liberation Movement - SPLM) in Machakos (Kenia) das sogenannte 
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"Machakos-Abkommen" unterzeichnet hatten, das u .a .  Bestimmungen über 
eine Truppenentflechtung, eine Waffenruhe, die Teilung von Macht und 
Reichtum des Landes, eine Abstimmung über die Zugehörigkeit des Südsu­
dan zum Gesamtstaat und die Beziehung zwischen Staat und Religion ent­
hält, wird nun für 2004 - nach intensivem Engagement der USA - die Unter­
zeichnung eines Friedensabkommens erwartet. 
Sowohl im Sudan als auch in Somalia fungiert Kenia im Namen der IGAD 
als Vermittler und Veranstalter der Friedenskonferenzen. 
Während sich im Süden ein Friedensschluss abzeichnet, kam es seit dem 
Frühjahr in der westlichen, an den Tschad angrenzenden Provinz Darfur, zu 
militärischen Auseinandersetzungen zwischen Rebellen (Sudan Liberation 
Movement, Sudan Liberation Army, Justice and Equality Movement) und 
der Zentralregierung sowie affiliierten Milizen, die im Laufe des Jahres in 
rund 3000 Toten, 670.000 intern Vertriebenen und 1 1 0.000 Flüchtlingen im 
Tschad resultierten. 

7 .3 .2 .  Das südliche Afrika 

Die Dürrekatastrophe im südlichen Afrika stellt weiter eine ernsthafte Be­
drohung der Region dar. Die Nahrungsmittelsituation in den von der Dürre­
katastrophe besonders betroffenen Ländern Lesotho, Malawi, Mosambik, 
Swasiland, Sambia und Simbabwe entspannte sich mit Ausnahme von letz­
terem dank besserer Niederschläge, sodass der Bedarf an Nahrungsmittel­
hilfe von 1 5  Mil lionen Tonnen zu Jahresbeginn auf 6,5 Millionen Tonnen 
im Dezember zurückging. Die bis Jahresende viel zu geringen Niederschläge 
in der ersten Hälfte der Regenzeit in Südafrika und seinen Nachbarländern 
lasse� jedoch eine erneute Verschlimmerung der Dürrekatastrophe befürch­
len. Osterreich unterstützte die Nahrungsmittelhilfe des World Food Pro­
gram im südlichen Afrika mit 200.000 Euro für Simbabwe und 90.000 Euro 
für Lesotho. 
Die politische Lage in Lesotho hat sich seit den Parlamentswahlen vom Mai 
2002 im großen und ganzen konsolidiert und die Nachwirkungen der 
schweren politischen Unruhen nach den Wahlen des Jahres 1 998 werden 
langsam überwunden. Die Anfechtung der Wahlergebnisse vom Mai 2002 
durch die oppositionelle Basotho National Party (BNP) wurde im August 
vom High Court in Maseru zurückgewiesen und die BNP nahm den Ge­
richtsentscheid hin. Eine Demonstration der B NP im Mai verlief friedlich. 
Bei einer Studentendemonstration am 1 1 . September kam es zu Zusammen­
stößen mit der Polizei, die ohne schwere Verletzungen blieben. Dagegen 
wurden bei einer Demonstration von TextilarbeiterInnen gegen ihren chine­
sischen Arbeitgeber am 10 .  November zwei Menschen getötet und 1 20 ver­
letzt. Die teilweise auf die Dürrekatastrophe zurückzuführende rasch an­
wachsende öffentliche Verschuldung stellt  mittelfristig eine Bedrohung der 
Entwicklung des Landes dar. 
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Labil blieb die Lage in Swasiland, der einzigen absoluten Monarchie Afrikas, 
das seit 1 973,  als die Verfassung vom König außer Kraft gesetzt wurde, mit 
Dekreten regiert wird. Politische Parteien und Gewerkschaften sind seither 
offiziell verboten. jedoch werden ihre Aktivitäten in beschränktem Rahmen 
toleriert. Am 9. April wurde durch einen massiven Polizei einsatz eine Kund­
gebung gegen die mangelnde Meinungsfreiheit. die Einmischung der Re­
gierung in die Arbeit der Gerichte und das Verbot von Oppositionsparteien 
unterbunden. Am 19.  April erklärte König Mswati III unter Verweis auf die 
swasischen Traditionen. dass die Demokratie nicht gut für das Land wäre. 
Die politische Situation in Madagaskar hat sich nach den schweren Unru­
hen in der ersten Jahreshälfte 2002 nach den Parlamentswahlen am 1 5 .  De­
zember 2002 wieder völlig beruhigt. Das von der OAU im Frühjahr 2002 sus­
pendierte Madagaskar wurde beim Gipfel in Maputo als Vollmitglied in die 
AU aufgenommen. 
Trotz drohender Hungersnot in Simbabwe (rd. fünf Millionen Menschen be­
nötigen ahrungsmittelhilfe) wurde die radikale Landreform. zum Teil mit 
Einsatz von Gewalt.  fortgesetzt. Erstmals wurde von einem simbabwischem 
Regierungsmitglied zugegeben. dass die Landreform ihr Ziel zum Teil nicht 
erreicht habe. da in manchen Gebieten nur 40% der neuen Farmer das ihnen 
zugewiesene Land effektiv übernommen hätten. Viele neue Farmer verfügen 
zudem nicht über die nötigen finanziellen Mittel sowie maschinelle Einrich­
tungen. um die landwirtschaftliche Produktion aufnehmen zu können. Trotz 
mehrfacher Bemühungen auf bilateraler Ebene durch mehrere afrikanische 
Staatspräsidenten (Südafrika. Nigeria, MalawiJ ,  Präsident Robert Mugabe 
zur Aufnahme eines formellen Dialoges mit der Oppositionspartei MDC zur 
Lösung der inneren Krise zu bewegen, fanden keinerlei formelle Verhand­
lungen statt. Obwohl MDC mit dem erfolgreichen einwöchigen .. stay-away" 
Anfang Juni und der Unterstützung eines Generalstreiks beweisen konnte. 
Geschäfts- und Berufsleben in den urbanen Zentren lahm legen zu können, 
blieb der erhoffte politische Durchbruch aufgrund der Mobilisierung der 
Sicherheitskräfte zur Unterbindung geplanter Protestmärsche aus. Das von 
Oppositionschef Tsvangirai angestrengte Gerichtsverfahren zur Anfechtung 
der Präsidentschaftswahlen des Jahres 2002 ist seit ovember anhängig. 
Die am 18 .  Februar 2002 seitens der EU verhängten sogenannten .. smart 
sanctions",  die Einreiserestriktionen und das Einfrieren von Vermögen zum 
Inhalt haben. wurden am 18 .  Februar für ein weiteres Jahr verlängert. In ei­
nem Schreiben der EU wurde Präsident Mugabe hierüber informiert und die 
Bereitschaft der EU unterstrichen. mit Simbabwe im Sinne des Abkommens 
EU - AKP den Dialog fortsetzen zu wollen. 

7 .3 .3 .  Region der Großen Seen 

In Burundi erfolgte am 1 .  Mai gemäß dem Abkommen von Arusha der Wech­
sel im Präsidentenamt. Präsident Pierre Buyoya übergab das Amt an Vizeprä-
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sident Domitien Ndayizeye. Am 16 .  November wurde das Übereinkommen 
zwischen der Übergangsregierung und der Rebellenorganisation CNDD-FDD 
in Dar es Salaam unterzeichnet. Bereits vorher waren das Protokoll über die 
Teilung der Macht in Politik, Armee und Sicherheitsapparat und das Proto­
koll über die offen gebliebenen Fragen einschließlich dem technischen Ab­
kommen über die Streit- und Sicherheitskräfte unterzeichnet worden. Am 
23.  November trat die FDD in die Regierung ein; in einem globalen Waffen­
stil lstandsabkommen fielen ihr 40% der Kommandostrulcturen und der 
Truppe der neuen burundischen Armee sowie im zivilen Bereich ein Staats­
minister, drei weitere Minister, einige Parlamentssitze etc. zu. Derart gestärkt 
kann die Regierung nun Verhandlungen mit der verbliebenen Rebellenbewe­
gung FNL aufnehmen. Dass die Situation in Burundi weiterhin instabil ist , 
zeigte die Absage der ursprünglich für 2./3. Dezember anberaumten "Pled­
ging Conference for tbe African Mission in Burundi (AMIB)" und die Ermor­
dung des apostolischen Nuntius, Erzbischof Michael Courtney, durch unbe­
kannte Rebellen am 29. Dezember. Das "Forum des Partenaires au Develop­
ment du Burundi" fand, als beabsichtigter Ausdruck des Vertrauens in die 
Stabilität des Friedensprozesses, am 1 3. und 14. Jänner 2004 in Brüssel statt. 
Am 26. Mai wurde die neue Verfassung von Ruanda in einem Referendum 
mit 93% der Stimmen angenommen. Die Präsidentschaftswahlen vom 
25. August brachten einen überwältigenden Wahlsieg von Präsident Paul 
Kagame. Bei den Parlamentswahlen vom 30. September erhielt die Parteien­
koalition unter Führung von Kagames Front Patriotique Rwandais ca. 74% 
der Stimmen und sicherte sich insgesamt 58 der 80 Sitze im Parlament. Am 
1 1 .  Oktober wurde der bisherige Premierminister Bernard Makuza, promi­
nentes Mitglied des wegen Wiederbetätigung aufgelösten Mouvement De­
mocratique Republicain (MDR) , wiederbestellt .  Die neue Verfassung sieht 
vor, dass die Amter des Präsidenten und des Premierministers zwei ver­
schiedenen Etbnien zufallen müssen. 
Auch in der DR Kongo hat sich die allgemeine Trendwende von eskalieren­
den Bürgerkriegen zu einer schrittweisen Befriedung durchzusetzen begon­
nen. Dazu gehört die sukzessive Konsolidierung der am 24. Juli erstmals zu­
sammengetretenen Übergangsregierung, in der alle wesentlichen Kräfte der 
Bürgerkriegsjahre vertreten sind, ebenso wie der schrittweise Aufbau staat­
licher Institutionen und die ebenso schrittweise Durchsetzung ihres admi­
nistrativen Durchgriffs bis sogar einschließlich in die beiden Kivu-Provin­
zen und die Huri-Region. Die allmähliche interne Normalisierung spiegelt 
sich auch in einer Normalisierung der regionalen zwischenstaatl ichen Be­
ziehungen insb mit Uganda und sogar, wenn auch mühsamer, mit Ruanda 
wider. Im November wurde über südafrikanische Vermittlung in Pretoria 
ein Machtaufteilungsabkommen zwischen dem kongolesischen Präsidenten 
Joseph Kabila und den wichtigsten Rebellengruppen abgeschlossen. Diese 
wurden in die Übergangsregierung aufgenommen, die bis zu allgemeinen 
Wahlen im Jahr 2005 im Amt bleiben soll .  

80 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 95 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Außenbeziehungen der Europäischen Union 

Ein weiteres Signal der internen und der regionalen Friedensfortschritte ist 
die für November 2004 geplante Konferenz über Sicherheit und Zusammen­
arbeit in der Region der Grossen Seen, die nach jahrelanger Ablehnung 
durch die regionalen Machthaber nunmehr deren Zustimmung genießt und 
unter Vorsitz des Sondergesandten des VN-GS, Ibrahima Fall ,  vorbereitet 
wird. Auf kanadisch-niederländische Initiative kam es am 4. Dezember zur 
Konstituierung einer .. Group of Friends of the Great Lakes" ,  an der auch 
Österreich beteiligt ist , und die von Geberseite her die Konferenz unterstüt­
zen soll .  

7 .3 .4 .  Ostafrika 

Das herausragende Ereignis in Ostafrika war im Jänner das Ende der Herr­
schaft der Staatspartei KANU in Kenia, die seit der Unabhängigkeit an der 
Macht gewesen war. sowie die Installierung einer Koalitionsregierung fast 
aller bis dahin oppositioneller Kräfte. Die neue Regierung, die eine durch 
Korruption und Vernachlässigung schwer beschädigte Wirtschaft. infra­
struktur und Verwaltung übernahm. konnte bereits einige Fortschritte erzie­
len. entfaltete auch einige Aktivitäten bei der Aufarbeitung von Korruption 
und Nepotismus vergangen er Jahre. zeigte aber auch immer mehr interne 
Spannungen. Insb die Arbeit an einer neuen Verfassung machte tiefgehende 
Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Verteilung der Macht auf ver­
schiedene Organe der Exekutive sichtbar. 
In Uganda beherrschten zwei Themen die Innenpolitik: der anhaltende 
.. Bürgerkrieg" mit der .. Lords Resistance Army" (LRA) in der Acholi-Re­
gion und die Einführung eines echten Mehrparteiensystems. Das politi­
sche Banditentum der LRA l ieß nicht nach und wurde zeitweilig sogar auf 
benachbarte Regionen (Teso und Lango) ausgedehnt. Präsident Yoveri Mu­
seveni scheint überzeugt zu sein. dass es für das Problem der LRA nur 
eine militärische Lösung gibt und konnte gegen Jahresende auch eine 
Reihe taktischer Erfolge, die zu einem tei lweisen Rückzug der LRA in ihre 
sudanesischen Stützpunkte führte. verzeichnen. In der Frage der Etablie­
rung eines echten Parteienplural ismus scheint ein positiver. jedoch 
gelenkter. Bewusstseinsbildungsprozess in Gang gekommen zu sein. 
den Museveni allerdings mit dem Versuch zur Erringung einer dritten 
Amtsperiode, die in der derzeitigen Verfassung nicht vorgesehen ist, ver­
bindet. 

7 .3 .5 .  Westafrika 

Diente 2002 u. a. Liberia für die Westrebellen in Cote d'Ivoire als Hinter­
land, so operierte seit März entscheidend die zweite liberianische Rebel len­
fraktion MODEL von ivorischem Territorium aus. Durch den Friedens­
schluss in Liberia kam im Laufe des Jahres auch der Westen der Cote 
d' Ivoire, der nicht nur von den bei den Seiten angeheuerten Söldnern verun-
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sichert wurde, sondern wo auch tief sitzende blutige ethnische Konflikte 
aufbrachen, zur Ruhe. 
Dem Friedensprozess nach dem gescheiterten Putschversuch vom 1 8./  
19 .  September 2002 in Abidjan liegt der von allen politischen ivorischen 
Kräften Ende Jänner in einem Vorort von Paris unterzeichnete Maßnabmen­
katalog zugrunde, der anschließend von der internationalen Gemeinschaft 
(VN, EU, ECOWAS/CEDEAO) in Paris indorsiert worden ist. Er visiert die 
demokratische und transparente Durchführung der für 2005 angesetzten 
Präsidentschaftswahl an, in deren Vorfeld nicht nur organisatorische Fra­
gen ,  sondern auch bisher vernachlässigte Fragen des Status der Fremden in 
Cöte d 'lvoire und in diesem Zusammenhang Fragen des Bodenrechts zu 
klären sind. Im Grunde handelt es sich noch immer um personelle Kämpfe 
um die Nachfolgefrage des 1 993 verstorbenen ivorischen Gründungspräsi­
denten Houphouet-Boigny. Das vom VN-GS unter der Leitung seines Son­
derbeauftragten Prof. Albert Tevoedjre (Benin) eingesetzte Follow-up-Ko­
mitee überwacht die Einhaltung des sogenannten Linas-Marcoussis-Ab­
kommens. Allerdings bedurfte es im Laufe des Jahres unermüdlicher inter­
nationaler und regionaler Besuchsdiplomatie sowie des Verhandlungsge­
schicks des ECOWAS-Präsidenten Kufuor, um immer wieder ausbrechende 
Feindseligkeiten in Cöte d 'lvoire im Keim zu ersticken. Die von den ECO­
WAS-Staaten gestellten Kontingente (MICECI) und die VN-Mission in Cöte 
d'Ivoire (MINUCI) sowie die ursprünglich 600 und nunmehr bis zu 
4 .000 Mann verstärkten französischen Thuppen (LlCORNE) konnten bisher 
ebenfalls den Wiederausbruch von bewaffneten Auseinandersetzungen ver­
hindern. 
Am 4. Juli erklärten die Regierungstruppen und die bewaffneten Rebellen­
formationen in Abidjan in einer gemeinsamen Erklärung den Krieg für been­
det . Präsident Laurent Gbagbo sieht den Friedensprozess allerdings noch 
nicht für abgeschlossen an. Die Entwaffung und Konfinierung der bewaffne­
ten Einheiten der Ex-Rebellen gehen nur schleppend vor sich. 
Durch die prekäre Sicherheitslage bedingt - das Land ist noch immer in ei­
nen von den Ex-Rebellen kontrollierten Norden und den von der Regierung 
kontrol lierten Süden geteilt - verlegte die Afrikanische Entwicklungsbank 
(ADB). der auch Österreich angehört, im Februar seinen Sitz temporär nach 
Thnis. Büros anderer internationaler Organisationen sind diesem Beispiel 
gefolgt. Eine Rückkehr der Bank nach Abidjan ist nicht vor den nächsten 
Präsidentenwahlen im Jahr 2005 wahrscheinlich. 

Mano River Union (Guinea, Sierra Leone, Liberia) 

Nach Sierra Leone, das sich mit internationaler Hilfe seit Erklärung des En­
des des zehnjährigen Bürgerkrieges im Februar 2002 zunehmend stabi li­
sierte, kam es auch betreffend Liberia am 18. August in Accra zur Unter­
zeichnung eines umfassenden Friedensabkommens zwischen der ehemali-

82 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 97 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Außenbeziehungen der Europäischen Union 

gen Regierung Liberias, Liberians United for Reconcil iation and Democracy 
(LURD) und dem Movement for Democracy in Liberia (MODEL). wodurch 
der vierzehn jährige Bürgerkrieg ein vorläufiges Ende fand. 1m Oktober konn­
ten die Amtsgeschäfte von eil?-.er bis zu den in zwei Jahren angesetzten Wah­
len amtierenden Nationalen Ubergangsregierung übernommen werden. Vo­
rausgegangen waren intensive internationale und regionale Bemühungen ei­
ner Konfliktbeilegung, wobei dem EU-Sonderbeauftragten für die Mano Ri­
ver Union, dem schwedischen Staatsminister Hans Dahlgren, eine bedeu­
tende Rol le zukam. Dem am 6. Juni gegen Präsident Charles Taylor vom In­
ternationalen Sondergerichtshof in Freetown erlassenen Haftbefehlt wegen 
seiner Involvierung in den Bürgerkrieg in Sierra Leone gab Ghana nicht statt. 
Taylor nahm das vom nigerianischen Präsidenten Obasanjo angebotene Exil 
am 1 1 .  August an, was den Weg für die Friedensregelung frei machte. Inter­
pol erließ am 4. Dezember einen internationalen Haftbefehl gegen Taylor. 
Nach wie vor bestehen Befürchtungen, dass bei einer nicht vollständigen 
Entwaffnung bzw. nicht erfolgreichen Integrierung der Angehörigen der bis­
her bewaffneten Formationen diese in Nachbarländer ausweichen, wo neue 
Konflikte ausbrechen könnten. 

In Guinea-Bissau kam es im September 2003 zu einem - allgemein erwarte­
ten - Militärputsch gegen Präsident Koumba Yala. Dieser hatte die demokra­
tischen und rechtsstaatlichen Instanzen des Landes weitgehend ausgehöhlt 
und teilweise abgeschafft und gleichzeitig das Land an den Rand des wirt­
schaftlichen Ruins geführt . Der Militärputsch verlief ohne Blutvergießen, 
der Präsident demissionierte .. freiwillig" , und die Militärs setzten umge­
hend eine Zivilregierung unter dem neu ernannten Interimspräsidenten En­
rique Rosa ein, welche nunmehr versucht, mit internationaler Hilfe das 
Land aus der Krise zu führen. 

In der Casamance, der südlichen Region des Senegal, unternahm - nicht zu­
letzt im Gefolge des Militärputsches und der auf dieser Basis gebildeten 
neuen Regierung in Guinea-Bissau - die Regierung einen erneuten Anlauf 
zu Gesprächen mit den verschiedenen autonomistischen Widerstandsgrup­
pen und konnte dabei offenbar erste bescheidene Erfolge erzielen: mit zu­
mindest einer der bewaffneten Fraktionen der Widerstandsbewegung 
konnte ein vorläufiges Übereinkommen über einen Waffenstillstand erzielt 
werden, welches bisher auch eingehalten wurde. 

1m Hinbl ick auf die instabile Lage in Westafrika, die durch Bürgerkriege, Se­
zessionsbewegungen, Waffenschmuggel ,  Putschversuche und manipulierte 
Wahlen evident ist, wurde als gemeinsame österreichisch-französische ini­
tiative das .. Centre de Reflexion Europe-Afrique pour la Prevention des Con­
flits et des Crises Internationales" (CREAF) in Dakar ins Leben gerufen, wei­
ches am 4./5. Juni dort unter hochrangiger internationaler Beteiligung ein 
vielbeachtetes .. l er Colloque Euro-Africain sur la Cooperation en Matiere de 
Securite et de Prevention des Crises en Afrique de I '  Ouest" organisierte. 
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8. Nordamerika 

8.1 .  Vereinigte Staaten von Amerika 

Der Krieg gegen den Irak war 2003 für die USA das alles überragende 
Thema. Wie bereits die militärische Intervention der von den USA geführten 
Koalition gegen das Taliban-Regime in Afghanistan im Jahr 2001 stellte die 
Administration auch den Krieg gegen den Irak in einen Zusammenhang mit 
den Terroranschlägen vom 1 1 .  September 200 1 .  
Dies hat Präsident Bush dazu bewogen, dem Element des vorbeugenden 
Handeins, wenn erforderlich auch mit militärischen Mitteln, eine besonders 
prominente Rolle zuzuweisen. So soll die Sicherheit der USA gemäß der 
am 1 7. September 2002 veröffentlichten "Nationalen Sicherheitsstrategie" 
durch militärische Überlegenheit und vorbeugende Selbstverteidigung ge­
währleistet werden. 
In einer außenpolitischen Grundsatzrede am 19. November anlässlich eines 
Staatsbesuches in Großbritannien identifizierte Präsident Bush drei tra­
gende Säulen der US-Außenpolitik. Der maßvolle Einsatz militärischer Ge­
walt als letztes Mittel sei legitim als Schutz gegenüber einer chaotischen 
Welt, die von Gewalt geprägt ist. Diesem Prinzip werden die Zusammenar­
beit im Rahmen internationaler Organisationen und die globale Verbreitung 
der Demokratie zur Seite gestellt. 
Der am 20. März gemeinsam mit dem Vereinigten Königreich sowie einer 
Reihe weiterer Staaten begonnene Krieg gegen den Irak war arn 1 .  Mai been­
det. Bei anhaltenden terroristischen Anschlägen und einer schwierigen Si­
cherheitslage in Tei len des Irak bemühen sich die USA seit Beendigung der 
Kampfhandlungen um eine Befriedung und den Wiederaufbau des Landes 
und seiner Institutionen. Die Erreichung eines ihrer wichtigsten Kriegsziele 
gelang im Dezember mit der Festnallme von Saddam Hussein. 
Mit dem Sturz des Regimes von Saddam Hussein signalisierten die USA, 
dass sie gewillt sind, ihre Interessen mit den von ihnen für erforderlich er­
achteten Mitteln durchzusetzen und gegebenenfalls auch außerhalb des 
multilateralen Rahmens der Vereinten Nationen zu handeln. 
Die Probleme im Irak nach Beendigung der Kampfhandlungen führten zu ei­
ner rhetorischen Deeskalation gegenüber dem Iran, aber auch gegenüber 
Nordkorea. Im Falle Nordkoreas sind die USA an einer "Multilateralisie­
rung" der Bemühungen interessiert. Was den Iran anbelangt, kündigte die 
Administration im Oktober eine Wiederaufnahme des seit längerer Zeit aus­
gesetzten Dialogs an. 
Mit dem Ende des Irakkriegs im Mai gewannen innenpolitische Themen 
wieder an Bedeutung. Präsident Bush nutzte seine hohen Popularitätswerte 
sowie die bei den Wahlen im November 2002 errungene republikanische 
Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses, um umstrittene Gesetzesinitia-
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tiven, wie das dritte Steuersenkungspaket innerhalb von drei Jahren und die 
Reform der Krankenversicherung (Medicarel, zu verabschieden. Zudem 
wurde Anfang ovember vom Kongress nach harten Verhandlungen ein Pa­
ket von 87 Mrd. US-Dollar zur Unterstützung der Militär- und Wiederauf­
baumaßnahmen im Irak und in Afghanistan entsprechend den Wünschen 
des Weißen Hauses verabschiedet. 
In anderen wichtigen Bereichen gelangen Präsident Bush hingegen keine Er­
folge gegen den Widerstand der Demokraten. So werden eine Reihe von 
Richterernennungen von der Opposition bekämpft. Auch die angekündigte 

euordnung der Energiepolitik wurde noch nicht verabschiedet. Angesichts 
der dünnen Mehrheit der Republikaner im Senat muss Präsident Bush auf 
die Sensibilitäten der Demokraten mehr Rücksicht nehmen als ursprünglich 
angenommen. Dazu kommt, dass sich mit der anhaltend schwierigen Sicher­
heitslage im Irak die Stimmung größerer Teile des Abgeordnetenhauses ge­
genüber der Administration abgekühlt hat. 
Nach dem Ende des Krieges gegen den Irak verkündete Präsident Bush im 
Mai seine neuerliche Kandidatur für das Amt des Präsidenten bei den Wah­
len im November 2004 . Es gelang ihm innerhalb weniger Wochen nach Be­
kanntgabe seiner Kandidatur, die von al len demokratischen Herausforde­
rern bis zu diesem Zeitpunkt eingespielten Wahlkampfspenden zu über­
treffen. 
Mit einer klaren Mehrheit gewann der aus Österreich stammende, republi­
kanische Spitzenkandidat Arnold Schwarzenegger die vorgezogenen Gou­
verneurswahlen in Kalifornien am 7. Oktober und wurde am 1 7 .  November 
als 38. Gouverneur von Kalifornien angelobt. Dem war im selben Wahlgang 
die vorzeitige Abwahl des vorzeitigen Abberufungsverfahren ("recall") vo­
rangegangen. 
Neben einer gekonnten Wahlstrategie war die Unzufriedenheit der kaliforni­
schen Wähler mit Gouverneur Davis angesichts massiver Budgetprobleme 
des Bundesstaates, einer zusehends problematischen Energie- und Wasser­
versorgung, spürbarer Kürzungen im Ausbildungsbereich sowie einer hohen 
Arbeitslosigkeit für den Wahlsieg Schwarzeneggers entscheidend. 
Die Wirtschaft wuchs 2003 um ca. 3 % ,  im dritten Quartal wurde mit 8,2% 
ein seit langem nicht verzeichneter Wert erreicht. Es wurden jedoch keine 
neuen Arbeitsplätze geschaffen. Die Arbeitslosigkeit war daher im Herbst 
mit 6 , 1  % die höchste seit neun Jahren. Träger des Wachstums war vor allem 
der private Konsum, der von durchschnittlichen Lohnerhöhungen von 3 ,3% 
und einer niedrigen Inflationsrate, aber auch vom niedrigen Zinsniveau so­
wie günstigen Finanzierungsangeboten für Immobilien und langlebige Kon­
sumgüter profitierte. Die Unternehmen, besonders jene im Herstellungssek­
tor, waren dagegen bei Investitionen sehr zurückhaltend, da die vorhande­
nen Kapazitäten bei Weitem noch nicht voll ausgenützt und die Lagerbe­
stände hoch waren. Ausserdem fehlten dem exportabhängigen und kapital-

85 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)100 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich in der Europäischen Union 

intensiven Herstellungssektor, der hauptsächl ich Investitionsgüter erzeugt, 
die derzeit auf Grund der globalen Wirtschaftslage weltweit weniger nachge­
fragt werden, die Absatzmöglichkeiten im Ausland. 
Der Budgetüberschuss des Jahres 2001 wird wohl für lange Zeit der Ge­
schichte angehören, denn der Irakkrieg sowie erhöhte Ausgaben für die Be­
kämpfung von Terrorismus sowie für Arbeitslose und die innere Sicherheit 
belasteten das Budget stark. Trotzdem bemühte sich die Regierung, der Kon­
junktur mit einem Steuersenkungspaket neue Impulse zu geben, zumal 2004 
ein Wahljahr ist. 

Der starke Kursanstieg des Euro ist hauptsächl ich auf das gesunkene Ver­
trauen der US-Investoren in die US-Wirtschaft und die damit verbundene 
Kapitalflucht von den US-Finanzmärkten zurückzuführen. Auch die auslän­
dischen Direktinvestitionen in den USA sind rückläufig. Für die US-Export­
wirtschaft und das chronische Leistungsbilanzdefizit der USA ist der starke 
Euro jedoch willkommen. 
Österreich konnte 2002 zum ersten Mal seit 1 986 mit einem Überschuss von 
44.536.000 US-Dollar eine positive Handelsbilanz mit den USA verzeich­
nen, wobei die Exporte 908.469.000 US-Dollar und die Importe 863.933.000 
US-DoJlar betrugen. Durch einen leichten Rückgang der Exporte auf 
4,1 Mrd. Euro u�d einen starken Rückgang der Importe auf 3,2 Mrd. Euro er­
höhte sich der Uberschuss im Jahr 2003 auf 915  Mio. Euro. Die USA sind 
trotz des Rückganges bei den Exporten und Importen nach Deutschland und 
Italien weltweit der drittwichtigste Handelspartner Österreichs. Die wich­
tigsten Exportgüter sind Maschinen und Apparate. Etwa 1 3 %  der Exporte 
entfallen auf Kraftfahrzeuge und Zulieferungen für die KFZ-Industrie. Phar­
mazeutika im Gegenwert von etwa 340 Mio. Euro werden ebenfalls in die 
USA exportiert. In den USA bestehen etwa 380 iederlassungen österrei­
chische�. Unternehmen. Demgegenüber haben sich etwa 400 US-Unterneh­
men in Osterreich angesiedelt. 
Die bilateralen Beziehungen Österreich - USA gestalteten sich weiter pro­
blemlos. Angesichts der Schwierigkeiten der USA beim Wiederaufbau des 
Irak sind diese auf der Suche nach Partnern und Unterstützung. Vor diesem 
Hintergrund ist auch die sehr positive Aufnahme der österreichischen Zusa­
gen zum Wiederaufbau im Irak anlässlich des Gebertreffens in Madrid durch 
die USA zu sehen. Der österreichische Gesamtbeitrag von 1 6,379 Mio. Euro 
bis 2007 wurde von den USA mit Lob und Anerkennung zur Kenntnis ge­
nommen. 

8.2. Kanada 

Kanada ist einer der bedeutendsten außereuropäischen Handels- und Inves­
titionspartner Österreichs. In nicht-wirtschaftlichen F�?gen ergeben sich 
ebenso zahlreiche Berührungspunkte, bezüglich derer Osterreich und Ka-
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nada gemeinsame Interessen verfolgen. Die lnteressensübereinstimmung in 
aussenpolitischen Fragen zeigt sich auch darin, dass das Stimmverhalten 
von Österreich und Kanada in der Generalversammlung der VN zu 96% 
übereinstimmen. Vor allem im Vergleich zu den USA ist die kanadische 
Aussenpolitik wesentlich stärker multilateral ausgerichtet. 
In der Irakkrise etwa unterstützte Kanada nicht die unilateralistischen Ten­
denzen der USA, sondern hob vielmehr die Bedeutung multilateraler An­
sätze und hier insb der Mechanismen der VN hervor. Kanada nahm an der 
Militärkoalition gegen den Irak nicht teil und ist auf eine Balance zwischen 
seinem multilateralen Grundverständnis sowie der Bedachtnahrne auf seine 
Souveränität gegenüber den USA und seinem Wunsch, ein verlässlicher 
Partner der USA zu sein, bedacht. 
Anknüpfungspunkte für eine Intensivierung der Zusammenarbeit sowohl 
mit Österreich als auch der EU ergeben sich in mehreren Bereichen. So misst 
etwa Kanada wie die EU - im Gegensatz zu den USA - dem Internationalen 
Strafgerichtshof große Bedeutung bei. Für die bilaterale Kooperation mit Ös­
terreich war das fünfte Theffen des "Netzwerkes Menschliche Sicherheit" 
vom 8. bis 10.  Mai in Graz bedeutsam, bei dem Bundesministerin Benita Fer­
rero-Waldner mit dem kanadischen Aussenminister Bi l l  Graham zusam­
mentraf (siehe näher Kapitel F. "der internationale Schutz der Menschen­
rechte" ) .  
Am 12. Dezember wurde Paul Martin zum neuen kanadischen Premiermi­
nister ernannt. Sein Kabinett umfasst wie bisher 38 Mitgl ieder, wovon nur 
1 6  noch aus der Regierung seines Vorgängers Jean Chretien stammen. Martin 
erhöhte den Frauenanteil im Kabinett entscheidend auf elf Mitglieder, was 
einen wichtigen Schritt in Richtung der von ihm angestrebten 50%igen 
Frauenquote darstellt. 
Neu geschaffen wurde ein Ministerium für Öffentliche Sicherheit, ähnlich 
dem "US Departrnent for Homeland Security" sowie eine "Canada Border 
Service Agency" . Premierminister Martin wird einem neu gegründeten Ka­
binettskomitee für die Beziehungen mit den USA vorsitzen, was die Bedeu­
tung, die der Premierminister der Verbesserung der Beziehungen zum gro­
ßen südlichen Nachbarn beimisst, zeigt. Allerdings muss die neue Regie­
rung als Übergangskabinett gesehen werden, da in Kanada für 2004 Neu­
wahlen erwartet werden. 
Anfang Dezember haben die beiden konservativen Oppositionsparteien, die 
vornehmlich in Westkanada beheimatete "Canadian Alliance" und die stär­
ker im Osten des Landes vertretene Partei der "Progressive Conservatives" 
beschlossen, zu einer vereinten konservativen Partei von Kanada zu ver­
schmelzen. Damit geht eine 1 5  Jahre währende Teilung der konservativen 
Kräfte Kanadas zu Ende, die nunmehr in Gestalt der neugeschaffenen kon­
servativen Partei Kanadas eine stärkere parlamentarische Opposition dar­
stellen. 
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Die in den letzten Jahren besonders erfolgreiche kanadische Wirtschaft 
musste 2003 einen Wachstumsrückgang von 3 ,4% auf etwa 2% hinnehmen. 
Ursachen waren das erhöhte Sicherheitsbedürfnis der USA im Zuge des 
Irakkrieges und der Ausbruch der Viruskrankheit SARS mit Schwerpunkten 
in Vancouver und der Wirtschaftsmetropole Toronto, die Geschäftsreisen 
und damit Außenhandel und Tourismus lähmten, weiters das Bekanntwer­
den des ersten und bisher einzigen kanadischen Falles von BSE, was ein 
Verbot für die substantiellen Rindfleischexporte Kanadas vor allem in die 
USA und nach Japan zur Folge hatte, und schließlich die Tatsache, dass die 
wirtschaftlich dominierende Provinz Ontario zur Gänze vom größten Strom­
ausfall der Geschichte Nordamerikas am 1 4 .  August mitbetroffen war, was 
viele entgangene Arbeitsstunden und sonstige Schäden zur Folge hatte. 
Trotzdem konnte sich Kanadas Wirtschaft behaupten. 
Die Zentralbank steuerte mit Zinssenkungen auf ein Niveau von 2 ,75% der 
Entwicklung gegen. Die Inflation ist mit erwarteten rund 2% gering und der 
Wechselkurs des kanadischen Dol lar pendelte sich seit seinem TIefstand 
von 62 im Jahr 2002 auf beachtliche 72 - 74 US-Dollar-Cent ein. Schließlich 
war zum sechsten Mal in Folge ein Budgetüberschuss von diesmal 
ca. 4 Mrd. kanadische Dollar zu verzeichnen. 
Trotz der weltweiten Konjunkturflaute konnte der Umfang des Handelsaus­
tausches mit Österreich gesteigert werden. Wie in den vergangenen Jahren 
bestehen zwei Drittel der österreichischen Exporte aus Maschinen und Fahr­
zeugen, besonders Motoren. Maschinen und Fahrzeuge, insb Luftfahrzeuge 
(KurzstreckenflugzeugeJ ,  dominieren auch mit ca. drei Viertel der Gesamt­
l ieferungen die Einfuhren Österreichs aus Kanada, danach folgen Zellstoff 
und Holz. 
Günstige Standortfaktoren bringen es mit sich, dass ca. 80 österreichische 
Tochtergesellschaften bzw. Konzernbetriebe in Kanada angesiedelt sind, da­
von 26 Produktionsruederlassungen. Diese nehmen auch einen Großteil des 
Handelsaustausches vor (ca. 60% der österreichischen Exporte). Anderer­
seits nutzen kanadische Großkonzerne wie Magna und Bombardier, im IT­
Bereich Nortel, Cognos und Arithmetics, den Standort Österreich als Stand­
beine ihrer Europaaktivitäten. 

8.3. Der transatlantische Dialog 

Der transatlantische Dialog ist eine stark institutionalisierte Form der Zu­
sammenarbeit zwischen EU und USA. Er ist wegen der Bedeutung der USA 
mit Abstand der intensivste aller institutionalisierten Dialoge der EU mit 
Drittstaaten und basiert im Wesentlichen auf den drei Grundlagen der 
"Transatlantischen Deklaration" aus 1 990 sowie der "Neuen 1fansatlanti­
schen Agenda" und dem "Gemeinsamen Aktionsplan EU-USA" , beide aus 
1 995. Das höchste Gremium ist das - seit 2001 nur mehr einmal - jährlich 
stattfindende Gipfeltreffen, zuletzt am 25 .  Juni in Washington. Zudem fin-
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den Ministertreffen zwischen EU und USA statt. Vorbereitet werden die 
Treffen durch eine "Senior Level Group" und eine "Task Force". 
Dominierendes Thema in den transatlantischen Beziehungen ist die Wieder­
herstellung intakter politischer Beziehungen Europa - USA nach dem Irak­
krieg, der auch eine Krise in den transatlantischen Beziehungen bedeutete 
und zu Rissen im gegenseitigen Vertrauen führte. Die durch die Irakkrise 
verschärften Divergenzen sollen durch konkrete Zusammenarbeit in Schlüs­
selbereichen von gegenseitigem Interesse (Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus, Nicht-Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen) 
überwunden werden. 
Der Europäische Rat von Thessaloniki vom 19 .  und 20. Juni hielt unter an­
derem als Ziel des Gipfels fest, Prioritäten in den Beziehungen zu setzen, die 
auf eine intensivierte und auf konkrete Ergebnisse ausgerichtete Zusammen­
arbeit abstellen. Themen des Gipfeltreffens waren die Nicht-Weiterverprei­
tung von Massenvernichtungswaffen, Luftfahrtabkommen und Wasserstoff­
wirtschaft. Als konkretes Ergebnis ist unter anderem das Abkommen über 
gegenseitige Rechtshilfe und Auslieferung zu nennen. 
Beim Europäischen Rat vom 1 2./13 .  Dezember wurde eine Erklärung zu den 
Transatlantischen Beziehungen verabschiedet, die zu einer Bei legung der 
Differenzen im Verhältnis Europa - USA beitragen soll. Die Erklärung be­
zeichnet die transatlantischen Beziehungen als unersetzlich und fordert ne­
ben der Bekämpfung von unmittelbaren Gefahren für die Sicherheit die Er­
arbeitung effektiver Politiken und ein gemeinsames Handeln sowohl in po­
litischen und wirtschaftlichen als auch in den Bereichen des zivilen und mi­
litärischen Krisenmanagements. 
Die im Rahmen der "people to people links" eingerichteten Transatlanti­
schen Dialoge, vor allem die für den Wirtschaftssektor arn bedeutendsten, 
nämlich der Transatlantic Business Dialogue (TABD) und der Transatlantic 
Consumer Dialogue (TACD), befanden sich in einer Phase der Neustrukturie­
rung und hielten keine Treffen ab. Im Rahmen des Transatlantic Legislators 
Dialogue (TALD) kam es jedoch zu einem Zusammentreffen in Washington, 
das bisher keine nennenswerte Ergebnisse brachte. 
Die nicht selten in der Öffentlichkeit ausgetragenen Handelsstreitigkeiten 
zwischen der EU und den USA müssen vor dem Hintergrund gesehen wer­
den, dass 98% des transatlantischen Handels friktionsfrei abgewickelt wer­
den. Die Europäische Gemeinschaft (EG) führt derzeit 1 5  Fälle vor dem 
Streitbeilegungsorgan der WTO, wobei 1 1  dieser Verfahren von der EG ein­
geleitet wurden. Die mangelnde Bereitschaft des US-Kongresses, WTO­
Schiedssprüche zu implementieren, hat die Gemeinschaft zur Ergreifung 
entsprechender Lobbying-Massnahmen bewegt: 
Im Foreign Sales Corporations-Fall (FSCl. der die Ausbezahlung unerlaubter 
Subventionen im Wege der Steuerrückvergütung zum Gegenstand hat, 
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wurde der Gemeinschaft am 30. August ein potentielles Sanktions volumen 
von 4 .043 Mrd. US-Dollar zuerkannt. Mit einer Implementierung ist frühes­
tens im März 2003 zu rechnen. Der Anti-dumping Act 1 91 6-Fall sowie der 
Copyright-Fall wurden ebenfalls noch nicht implementiert. 

Die am 5. März 2002 erfolgte und für drei Jahre geplante Verhängung von 
Schutzzöllen zwischen 1 5  und 30% auf bestimmte Stahlimporte durch den 
Präsidenten (sec. 201-Maßnahmen) wurde im November 2003 zur Halbzeit 
aufgehoben. 
In der Frage des Marktzugangs für genveränderte Organismen (GMOs) haben 
die USA ihrerseits ein WTO-Verfahren eingeleitet, doch ist noch keine Ent­
scheidung getroffen. 

Im Rahmen der laufend fortgeschriebenen Positive Economic Agenda wurde 
die Zusammenarbeit auf den Sektoren Finanzdienstleistungen, Harmonisie­
rungen bzw. gegenseitige Anerkennung der regulativen Systeme beider Sei­
ten sowie der wissenschaftlichen Zusammenarbeit und der Wasserstoffener­
giegewinnung gute Fortschritte erzielt. Wenige Fortschritte gab es dagegen 
bei den Verhandlungen über ein Weinabkommen. 

8.4. Das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (NAFTA) 

Das Abkommen über die Schaffung der Nordamerikanischen Freihandels­
zone (NAFTA) zwischen den USA, Kanada und Mexiko trat am 1 .  Jänner 
1994 in Kraft. Seine Besonderheit l iegt in der Verbindung von zwei der 
reichsten Industriestaaten mit einem Schwellenland des Südens. Im Ver­
gleich zu den USA ist Mexikos Bruttoinlandsprodukt zwanzigmal und sein 
Pro-Kopf-Einkommen siebenmal geringer. Gerade die ausgeprägten kompa­
rativen Kostenunterschiede stimulierten ein dynamisches Wachstum des in­
traregionalen Handels. NAFTA ist der größte Wirtschaftsblock der Welt  und 
erzielt mit einem derzeitigen BIP von 1 1 .400 Mrd. US-Dollar ein Drittel des 
BIP der gesamten Welt. 
Laut IMF-Daten sind Kanadas Exporte in die USA und Mexiko von 1 993 bis 
2002 um 87% gestiegen, in die USA von 1 1 3 ,6 Mrd. auf 2 1 3 ,9 Mrd. US-Dol­
lar, während die kanadischen Exporte nach Mexiko 1 ,6 Mrd. US-Dollar er­
reichten. Die Exporte der USA nach Kanada und Mexiko wuchsen 1993-
2002 von 147,7  Mrd. US-Dollar (5 1 ,1 Mrd. nach Mexiko und 96,5 Mrd. nach 
Kanada) auf 260,2 Mrd. US-Dollar (107,2 Mrd. nach Mexiko bzw. 152 ,9 Mrd. 
nach Kanada) .  Mexikanische Exporte in die USA wuchsen um gewaltige 
234% und erreichten 2002 1 36,1  Mrd. US-Dollar, während Exporte nach Ka­
nada um etwa 203% wuchsen, von 2,9 Mrd. US-Dollar auf 8,8 Mrd. US-Dol­
lar. Während Kanadas Anteil an den gesamten US-Importen mit 18% gleich 
blieb, konnte Mexiko seinen Marktanteil von 1993 bis 2002 von 6,8% auf 
1 1 ,6% erhöhen. Die drei NAFTA-Staaten repräsentieren 19% der weltwei­
ten Exporte und 25% der Importe. 
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Auch die ausländischen Direktinvestitionen (FDI) der drei NAFTA-Partner 
untereinander sind zwischen 1 993 und 2000 von 1 36,9 Mrd. auf 299,2 Mrd. 
US-Dollar angestiegen. Insgesamt repräsentierte die NAFTA 23,9% aller he­
reinkommenden und 25% aller hinausgehenden FDI. 
Diese Wachstums daten wirkten sich auch auf den Arbeitsmarkt aus: US-Ex­
porte nach Mexiko und Kanada erhalten bereits 2 ,9 Mio. Arbeitsplätze in 
den USA. Dies entspricht einem Anstieg von 914.000 Arbeitsplätzen von 
1 993 bis 200 1 .  Es wurden vor allem Arbeitsplätze für qualifizierte Kräfte ge­
schaffen, denn die mit diesen Arbeitsplätzen verbundenen Löhne liegen in 
den USA um ca. 1 3  bis 18%,  in Kanada um ca. 35% und in Mexiko um 
ca. 40% über dem Durchschnittslohn . 
Angesichts dieser Erfolgsdaten ist die früher oft geäußerte Kritik (Handels­
bi lanzdefizit der USA, "Lohn- bzw. Umweltdumping") weitgehend ver­
stummt. 
Die laufenden Vorhaben betreffen weitere Klarstellungen des früher oft um­
strittenen Streitbeilegungsverfahrens bei Investitionen (Klagerecht von Fir­
men gegen Regierungen), wobei alle Hearings öffentlich zugänglich gemacht 
werden sollen, sowie Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von Qua­
lifikationen für Buchhalter und eine Sondierung der Möglichkeiten zur li­
beralisierung der Ursprungsregeln. 

9. Lateinamerika und Karibik 

9.1 .  Politische Entwicklungen 

Während sich zahlreiche lateinamerikanische Staaten mit politischer und 
wirtschaftl icher Instabilität konfrontiert sahen, konnten einige wenige ihre 
wirtschaftliche Situation verbessern . Wahlsiege wie jene von Präsident Luiz 
Inacio Lula da Silva in Brasilien, Präsident Lucio Gutilhrez in Ecuador oder 
Präsident N�stor Carlos Kirchner in Argentinien bestätigen eine Tendenz zu 
stärkerem Vertrauen in Persönlichkeiten, die die Armutsbekämpfung zum 
wesentlichen Ziel ihrer Regierungspolitik erklärt haben. 
Die Beziehungen der EU zu Lateinamerika und der Karibik werden im Rah­
men eines biregionalen Gipfelprozesses gestaltet, der im Juni 1 999 in Rio de 
Janeiro seinen Anfang nahm und 2002 in Madrid fortgesetzt wurde. In Um­
setzung der Gipfelbeschlüsse von Madrid wurden die Verhandlungen über 
Abkommen über politischen Dialog und Zusammenarbeit sowohl mit Zen­
tralamerika als auch mit der Andengemeinschaft abgeschlossen und am 
15.  Dezember in Rom unterzeichnet. Das neffen der EU-Kommissare für 
Außenhandel und Außenbeziehungen mit den Außen- bzw. Handelsminis­
tern des MERCOSUR im November in Brüssel gab dem weiteren Verlauf der 
Verhandlungen für das Assoziationsabkommen EU - MERCOSUR einen we­
sentlichen Impuls, indem ein neues Arbeitsprogramm mit fünf weiteren Ver­
handlungsrunden bis Oktober 2004 vereinbart wurde. Ziel des dritten Gip-
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feltreffens, das im Mai 2004 in Guadalajara, Mexiko, stattfinden soll ,  ist die 
weitere Vertiefung der Zusammenarbeit im pol itischen , wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich. 
In Brasilien hat die Regierung unter Präsident Luiz lnacio Lula da Si lva die 
Umsetzung der wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen eingeleitet, 
die im Wahlkampf versprochen wurden. Zur Beseit igung des Hungers und 
zur Sicherung der elementarsten Grundbedürfnisse wurde das Programm 
"Fome Zero" weiter ausgedehnt und erreichte rund 758.870 Familien in 
837 Gemeinden. Mit dem zweiten wichtigen Projekt, der "Bolsa Familia" , 
wurden die Schul-, Nabrungsmittel- und Gasbeihilfe sowie die Nabrungs­
mittel karten zur Effizienzsteigerung zusammengefasst. Zur Stärkung des in­
ternationalen Vertrauens in die brasilianische Wirtschaft wurde am Stabili­
tätskurs festgehalten. In der Außenpolitik wurden als prioritäre Ziele die 
Vertiefung und Erweiterung des MERCOSUR, der Ausbau der Beziehungen 
zur EU und die Diversifizierung der Handelsbeziehungen verfolgt. 
In Argentinien wurde am 27.  April Nestor Kirchner mit nur 22% der Stim­
men des ersten Wahlgangs als neuer Präsident gewählt, nachdem der zweit­
plazierte Kandidat Carlos Menem auf die Durchführung einer Stichwahl ver­
zichtet hatte. Mit großer Aktivität und konfrontativem Regierungsstil,  ge­
kennzeichnet etwa durch umfassende Säuberungen des Mili tär- und Polizei­
apparates, Absetzung der Fübrungsschicht in der Sozialversicherung und 
einzelner Mitglieder des Obersten Gerichtshofs, sowie dank großer Populari­
tät konnte Präsident Kirchner seine Machtposition kontinuierlich ausbauen. 
Damit konnte er die Voraussetzungen für die von ihm beabsichtigten Struk­
turreformen und eine konstante und berechenbare Wirtschaftspolitik schaf­
fen. Seit etwa der Jabresmitte weisen diverse Wirtschaftsindikatoren auf eine 
schrittweise Überwindung der 5-jäbrigen Rezession und eine langsame Er­
holung hin. Argentinien dürfte damit die schwerste Wirtschafts- und Fi­
nanzkrise seiner Geschichte vorläufig überstanden haben, grundsätzliche 
Strukturprobleme blieben aber ungelöst. Die Regierung rechnet für 2003 mit 
einem BIP-Wachstum in Höhe von 5 ,5%, bereits im 1 .  Quartal war eine merk­
liche Erholung bei Importen und Investitionen feststellbar. Konjunkturmotor 
waren Industrie und Export mit deutlichen Impulsen der Landwirtschaft. 
Die Volkswirtschaft Chiles hat sich trotz ungünstiger internationaler Rah­
menbedingungen als die stabilste der Region erwiesen. Die Regierung unter 
der Führung von Präsident Ricardo Lagos hat die neoliberale Wirtschaftspo­
litik mit massiven Privatisierungen fortgeführt und gleichzeitig eine stärkere 
Betonung auf soziale Aspekte und eine ausgeglichenere Einkommensvertei­
lung gelegt. Präsident Lagos ist seit Beginn seiner Amtszeit um eine Norma­
lisierung des Verhältnisses zu den Militärkommandanten und um gute Kon­
takte zu den rechten Oppositionsparteien bemüht. 
In Peru sah sich die Regierung von Präsident Alejandro Toledo, die seit Juli 
2001 im Amt ist, mit einer allgemeinen sozialen Unzufriedenheit konfron-
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tiert. Ende Mai wurde auf Grund anhaltender Proteste und gewalttätiger 
Ausschreitungen für kurze Zeit der Ausnahmezustand im ganzen Land ver­
hängt. Um die politische Lage zu stabilisieren, kam es Ende Juni und Mitte 
Dezember zu umfassenden Regierungsumbildungen. 
In Kolumbien besteht seit dem Amtsantritt von Präsident Alvaro Uribe eine 
abgeschwächte Form des Ausnahmezustandes ("Estado de Conmoci6n Inte­
rior"). Die allgemeine Sicherheitssituation konnte durch die "Politik der 
"Demokratischen Sicherheit" zwar etwas verbessert werden, die Friedens­
bemühungen mit den bewaffneten Gruppen verzeichneten jedoch kaum Be­
wegung. Mit der Guerillagruppe FARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias 
de Colombia) blieb der Kontakt abgebrochen, obwohl auch über die katholi­
sche Kirche und über den Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen für 
Kolumbien versucht wurde, mögliche Voraussetzungen für Verhandlungen 
über ein "humanitäres Abkommen" zu erörtern. Ziel ist die Freilassung der 
in der Hand der FARC befindlichen Entführungsopfer, darunter mehr als 
30 Politiker, unter ihnen auch die seinerzeitige Präsidentschaftskandidatin 
Ingrid Betancourt. Auch mit dem ELN (Ejercito de Liberaci6n Nacional) 
konnten die Grundlagen für einen Dialog nicht geschaffen werden. Daher 
konzentrierte sich die Regierung auf Verhandlungen mit den Paramil itärs 
(Autodefensas Unidas de Colombia - AUC) , die am 1 .  Dezember 2002 einen 
einseitigen Waffenstil lstand ausgerufen hatten und am 1 5 .  Juli 2003 ein Ab­
kommen über die vollkommene Abrüstung ihrer 15 .000 Mitglieder bis 2005 
unterzeichneten. Nachdem Ende November eine erste Gruppe von 800 Para­
militärs ihre Waffen abgegeben hatte, wurde von der aAS die Prüfung einer 
möglichen Unterstützung dieses "Demobilisierungsprozesses" eingeleitet, 
der komplexe juristische Fragen aufwirft. Bei der Abhaltung einer VoLksab­
stimmung über eine Verfassungsreform am 25.  Oktober konnte die notwen­
dige Wahlbetei Ligung von 25% nicht erreicht werden. Im Falle eines gülti­
gen Referendums wäre es möglich gewesen, unter anderem eine erhebliche 
Reduktion der Staatsausgaben zur Senkung des Budgetdefizits rasch herbei­
zuführen. Mitte November kam es zu einer Regierungsumbildung, im Zuge 
derer die Leitungen der Ministerien für Justiz und Inneres, für Verteidigung, 
für Umwelt und Sozialbau sowie die Leitung der Polizei neu besetzt wurden. 
Die politische Lage in Venezuela war durch das Scheitern des von der Op­
position am 2. Dezember 2002 ausgerufenen und bis zum 2. Februar 2003 
andauernden Generalstreiks, dessen Ziel es war, den Rücktritt von Präsident 
Hugo Chavez oder vorgezogene Wahlen zu erzwingen, geprägt, sowie von 
der Entscheidung von Opposition und Regierung, den von der Verfassung 
vorgezeichneten Weg des Abberufungsreferendums einzuschlagen. In der 
Zeit vom 2 1 .  bis 24. November wurde die von der Regierungspartei MVR ini­
ti ierte Unterschriftensammlung zur Einleitung des Abberufungsreferen­
dums bestimmter oppositioneller Abgeordneter und vom 28. November bis 
zum 2. Dezember die von der Opposition betriebene Unterschriftensarnm­
lung zur Einleitung des Abberufungsreferendums des Präsidenten und Ab-
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geordneter der Regierungsseite durchgeführt. Die Unterschriftensammlung 
verlief ohne größere Zwischenfalle. Beobachter von OAS, UNDP und des 
Carter-Zentrums bestätigten die ordnungsgemäße Durchführung. 
In Kuba verschlechterte sich die Menschenrechtssituation im ersten Halb­
jahr deutlich, die Zahl der politischen Gefangenen stieg auf über 300. Nach 
drei jährigem Moratorium wurde auch wieder die Todesstrafe an drei Kuba­
nern, die eine Fähre mit Waffengewalt nach Florida entführen wollten, voll­
streckt. Ende März erfolgte eine Verhaftungswelle im ganzen Land, bei der 
75 Oppositionelle hohe Haftstrafen erhielten. Dieses Vorgehen der Regie­
rung wurde von der EU scharf verurteilt und einige gemeinsame Maßnah­
men wie die Einschränkung der bilateralen Besuchstätigkeit beschlossen. 
Der Gemeinsame Standpunkt der EU zu Kuba vom 2. Dezember 1 996, des­
sen Ziel es ist, den Übergang zu Demokratie und Pluralismus einschließlich 
der vollen Achtung der Menschenrechte im Rahmen des politischen Dialogs 
zu fördern, wurde erneuert. 
Durch die Wahl von Vicente Fox Quesada zum Präsidenten von Mexiko 
wurde im Dezember 2000 die 7 1-jährige Herrschaft der Partei der Institutio­
nalisierten Revolution (PRl) beendet und unter großen Erwartungen der Be­
völkerung eine Wende eingeleitet. Im Kongress ist die den Präsidenten un­
terstützende Partei PAN jedoch lediglich die zweitstärkste Kraft und die PRl 
weiterhin die stärkste Partei in beiden Kammern des Parlaments sowie in 
der Mehrheit der Bundesstaaten. Einige der geplanten Reformen konnten 
daher nicht im vorgesehenen Zeitrahmen umgesetzt werden. Mexikos Wirt­
schaft konnte hingegen ein Wachstum verzeichnen. In der Außenpolitik 
zeigte die Regierung Fox stärkeres multilaterales Engagement, unter ande­
rem im Demokratie- und Menschenrechtsbereich, und setzte zudem die Po­
litik der kommerziellen Öffnung der Vorgängerregierungen fort. 
In Guatemala wurde das politische Geschehen vom Wahlkampf um das Prä­
sidentenamt beherrscht, aus dem der Kandidat der .. Gran Alianza Nacio­
nal" , Oscar Berger, in einer Stichwahl Ende Dezember als Sieger hervorging. 
Die internationale Gemeinschaft sagte der Regierung von Präsident Enrique 
Bolanos Geyer in Nicaragua anlässlich eines Konsultativgruppentreffens im 
Oktober neuerlich ihre Unterstützung, unter anderem zur Bekämpfung der 
Korruption, zu. 

9.2. Regionale Integrationsforen 

Ein wesentliches Ergebnis der ordentlichen Generalversammlung der Orga­
nisation Amerikanischer Staaten (DAS), die von 8. bis 1 0 .  Juni in Santiago 
de Chile stattfand, war die Verabschiedung der .. Declaration of Santiago on 
Democracy and Public Trust: A New Commitment to Good Governance for 
the Am ericas " , in der die Erarbeitung eines Arbeitsprogrammes für verant­
wortungsvolle Regierungsführung zur Meisterung von politischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Herausforderungen vorgesehen wurde. Weiteres 
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wichtiges Ergebnis war eine Erklärung zur Situation in Haiti, in der die Re­
gierung aufgefordert wird, rasch ein Sicherheitsklima zu schaffen, das es er­
laubt, Wahlen abzuhalten sowie eine glaubhafte und unabhängige Provisori­
sche Wahlkommission zu errichten. Bei dieser Gelegenheit wurde auch die 
Rolle der GAS in Haiti bekräftigt. 
Die 1 8  Mitglieder der Rio-Gruppe (zwölf lateinamerikanische Staaten, fünf 
zentralamerikanische Staaten und die durch die Präsidentschaft von CARI­
CGM vertretene Karibik) hielten ihr Gipfeltreffen von 23.  bis 24. Mai unter 
dem Vorsitz von Peru in Cuzco ab. Im Mittelpunkt der Beratung standen der 
gemeinsame Kampf gegen die Armut, die Herausforderungen der Globalisie­
rung und verantwortungsvolle Regierungsführung. Dabei war eine neue po­
litische Dynamik zu beobachten, die dem Ziel des peruanischen Vorsitzes, 
die Rio-Gruppe als Gremium zur Abstimmung wichtiger politischer Interes­
sen der Staaten der Region zu beleben, gerecht wurde. Das vom Gipfel ange­
nommene Schlussdokument, der "Konsens von Cuzco" , stellte sich als eine 
strategische Agenda der Länder der Region dar, indem erstmals konkrete 
Maßnahmen in Form von verpflichtenden politischen Zusagen der Rio­
Gruppe genannt werden. 
Wichtigste Ergebnisse des 25.  Gipfeltreffens der MERCOSUR-Staaten (Ar­
gentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay; Bolivien und Chile sind assoziierte 
Mitglieder), das am 1 6 .  Dezember in Montevideo stattfand, waren die for­
melle Aufnahme von Peru als weiteres assoziiertes Mitglied und die Unter­
zeichnung eines Freihandelsabkommens mit der Andengemeinschaft, des­
sen Inkrafttreten für April 2004 vorgesehen ist. Dadurch wurde ein weiterer 
Schritt zur Handelsliberalisierung gesetzt, die insgesamt rund 350 Mil lionen 
Mensch�� erfassen soll. Ein weiteres relevantes Ergebnis des Gipfeltreffens 
war die Ubernahme der Funktion des Präsidenten des neu geschaffenen ge­
meinschaftl ichen Organs "Kommission Ständiger Vertreter des MERCO­
SUR" mit Sitz in Montevideo durch den früheren argentinischen Präsiden­
ten Eduardo Duhalde. 
Die Andengemeinschaft (Comunidad Andina, CAN), die Bolivien, Peru, 
Ecuador, Kolumbien und Venezuela umfasst, hielt am 28. Juni in Quirama 
(Antioquia, Kolumbien) ihr 14.  Gipfeltreffen auf Präsidentenebene ab. Bei 
diesem Anlass wurde der Außenministerrat beauftragt, die Umsetzung des 
Plans zur Bekämpfung der Drogenkriminalität zu überwachen und ein neues 
Programm zur Bekämpfung der Korruption zu erarbeiten. Weiters sollen als 
Ergänzung eines integrierten Sozialprogramms zur Armutsbekämpfung 
Richtlinien für Nahrungsmittelsicherheit erstellt werden. In der Erklärung 
von Quirama wurde auch ausdrücklich die Bedeutung der Verhandlungen 
zwischen der Andengemeinschaft und der EU für Abkommen über politi­
schen Dialog und Zusammenarbeit hervorgehoben. 
Zentrales Thema des XIII.  Iberoamerikanischen Gipfels, der von 14 .-
1 5. November in  Santa Cruz de  la  Sierra, Bolivien, stattfand war die Armuts-
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bekämpfung. Die Staats- und Regierungschefs einigten sich in der Gipfeler­
klärung "Soziale Integration - Motor der Entwicklung fberoamerikas" auf 
die Verbesserung der Lebensverhältnisse von mehr als 200 Mill ionen in Ar­
mut lebenden Menschen. Weiters wurde die Einrichtung eines ständigen Se­
kretariats unter der Führung eines Generalsekretärs beschlossen. der beim 
kommenden Gipfeltreffen Ende 2004 in Costa Rica gewählt werden soll .  Die 
Abhaltung des iberoamerikanischen Gipfeltreffens in Bolivien wenige Wo­
chen nach Amtsantritt einer Übergangsregierung nach Protesten der Bevöl­
kerung war auch als eindeutiges Signal aller Beteiligten zur Unterstützung 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Bolivien zu werten und unter­
streicht gleichzeitig die Bedeutung dieser Treffen als wichtige Dialogforen 
der lateinamerikanischen Staaten mit Spanien und Portugal .  
Die CARICOM-Staaten (Caribbean Community: Antigua und Barbuda. Ba­
hamas. Barbados. Belize. Dominica. Grenada. Guyana. Haiti .  Jamaika. Mont­
serrat . St. Kitts und Nevis. St. Lucia. Surinam. St. Vincent und die Grenadi­
nen sowie Trinidad und Tobago) machten bei der wirtschaftlichen Integra­
tion und Schaffung eines gemeinsamen Marktes nur schleppende Fort­
schritte. Dennoch war ein erhöhtes Bewusstsein der Notwendigkeit einer ge­
meinsamen Position angesichts der Schaffung einer gesamtamerikanischen 
Freihandelszone bis zum Jahr 2005 und der Verhandlungen zwischen den 
ACP-Staaten und der Europäischen Union für die .. Economic-Partnership­
Agreements" (EPAs) erkennbar. Die Staats- und Regierungschefs verabschie­
deten daher bei ihrer 24. Konferenz vom 2.  bis 5. Juli in Montego Bay. Ja­
maica. einen dringenden Appell zur baldigen und umfassenden Umsetzung 
der im redigierten Abkommen von Chaquaramas ausgearbeiteten Integrati­
onsgrundsätze. Der reduzierte Zugang zum europäischen Bananenmarkt 
und die Rücknahme von Vergünstigungen durch die EU beim Zuckerregime 
führten in den Staaten der Karibik zu wirtschaftlichen Problemen. Am 6. Mai 
wies die Europäische Kommission den CARICOM-Staaten im Rahmen des 
9. European Development Fund einen Betrag von 57 Millionen Euro für die 
bessere wirtschaftliche Integration zu. Der Karibische Gerichtshof als 
oberste Berufungsinstanz. der den Privy Council in London ablösen sol l .  
konnte nicht wie vorgesehen seine Tätigkeit am 1 5. November in  Port of  
Spain aufnehmen. 
Die Gemeinschaft Karibischer Staaten (Association of Caribbean States, 
ACS), der 25 Staaten als Vollmitglieder und drei als assoziierte Mitglieder 
(Frankreich für Guadeloupe. Martinique und Französisch Guyana; ieder­
ländische Anti l len; Aruba) sowie eine Reihe von Staaten als Beobachter an­
gehören. konnte in den acht Jahren ihres Bestehens zwar nur wenige Fort­
schritte zur Verwirklichung ihres Ziels. der Schaffung eines politisch und 
wirtschaftlich geeinten Raumes aufweisen. doch versuchte man diesem Ziel 
durch verschiedene regionale technische Kooperationsprojekte näher zu 
kommen. Projekte in den Schwerpunktbereichen Handel. Transport. nach­
haltiger Tourismus und Naturkatastrophen wurden in einem Aktionsplan 
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bei der III .  Konferenz der Staats- und Regierungschefs im Dezember 2001 auf 
der venezolanischen Insel Margarita beschlossen. Auf dieser Grundlage 
wurde mit der Erstellung einer Datenbank für den Seetransport im karibi­
schen Raum begonnen, eine Untersuchung über Handelshemmnisse inner­
halb der Karibischen Gemeinschaft eingeleitet, ein Projekt über die Spra­
chenausbildung im Rahmen der Tourismusförderung umgesetzt und die Pla­
nung für den Ausbau eines Frühwarnsystems für Naturkatastrophen sowie 
eine Reihe von Hilfsmaßnahmen bei Eintritt eines solchen Ereignisses in die 
Wege geleitet. 

9.3.  Beziehungen mit der Europäischen Union 

Die EU führt einen regelmäßigen politischen Dialog im Rahmen von jährli­
chen Treffen auf Außenministerebene mit der Rio-Gruppe, der Andenge­
meinschaft. den MERCOSUR-Staaten und der zentralamerikanischen San 
Jose-Gruppe. 2003 wurden die Treffen der EU mit der Rio-Gruppe, Anden­
gemeinschaft und dem MERCOSUR von 27.-28. März in Athen abgehalten. 
Der Meinungsaustausch wurde zur Halbzeit zwischen dem II. Gipfeltreffen 
EU-Lateinamerika/Karibik in Madrid (Mai 2002) und dem III. Gipfeltreffen 
in Mexiko (28./29. Mai 2004) als besonders wertvol l  eingeschätzt. 
Das im November 2002 in Brüssel unterzeichnete und am 3 1 .  Dezember 
2002 im Amtsblatt der Union verlautbarte Assoziationsabkommen der EU 
mit Chile wurde 2003 zunächst einer gründlichen linguistischen und redak­
tionellen Bereinigung in allen Sprachfassungen unterworfen. Nach deren 
Abschluss befindet sich nunmehr der für das Inkrafttreten des Abkommens 
nötige innerstaatliche parlamentarische Genehmigungsprozess im Gange. 
Das Abkommen ist als das gegenwärtig umfassendste und intensivste der 
Union und ihrer Mitglieder mit einem Drittstaat anzusehen; Kernbestandteil 
ist die Errichtung einer Freihandelszone EU - Chile innerhalb von zehn 
Jahren nach dem Inkrafttreten des Abkommens. Gleichzeitig schließt es die 
progressive Liberalisierung von Handel und Dienstleistungen, den politi­
schen und kulturellen Dialog sowie praktisch alle Bereiche der wirtschaftli­
chen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit (sog. Abkommen der vierten 
Generation) mit ein. Ein Gutteil des Abkommens wird bereits seit 1 .  Februar 
2003 provisorisch angewandt. Darunter finden sich Bestimmungen, die den 
institutionellen Rahmen, den Handelsteil ,  insb die Abschnitte über den 
Handel mit Gütern, die Kapitel "Öffentliches Beschaffungswesen" und 
"Wettbewerb" und den Streitbeilegungsmechanismus betreffen. Die verblei­
benden Bestimmungen, etwa der Abschnitt über den politischen Dialog, ei­
nige Titel im Handelsteil ,  wie etwa "Dienstleitungen" , "Zahlungs- und Kapi­
tal verkehr" sowie "Geistiges Eigentum" und Teile des Kooperationskapitels 
treten nach Ratifikation aller nationalen Parlamente in Kraft. 

Seit November 1 999 laufen Verhandlungen zwischen der EU und dem MER­
COSUR über ein Assoziationsabkommen. Den Kern des in seiner Art einzig-
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artigen interregionalen Abkommensentwurfs bildet die Freihandelsrege­
lung. Der Verhandlungsprozess verlief in bisher elf Runden mit wechseln­
dem Erfolg und kommt, insb was den Wirtschaftsbereich betrifft, eher 
schleppend voran. Nachdem die Verhandlungen über die Kapitel "Politi­
scher Dialog" und "Zusammenarbeit" in der 7 .  Runde abgeschlossen werden 
konnten, konzentrieren sich die Gespräche seither auf handelsrelevante Be­
reiche, ohne dass bisher ein Durchbruch in wesentlichen Fragen (u. a. Land­
wirtschaft, Dienstleistungen, Ursprungsregeln, öffentliches Aussschrei­
bungswesen, Investitionen) erzielt werden konnte. Die Verhandlungsrunden 
des Jahres 2003 fanden im März in Brüssel, im Juni in Asunci6n sowie im 
Dezember wiederum in Brüssel statt. Anlässlich der bei den Runden im ers­
ten Halbjahr 2003 wurden zwar Zollangebote für Warenlieferungen und 
auch Wunschlisten für Dienstleistungen und Investitionen ausgetauscht, je­
doch führte dies - wie auch die Vorlage des EU-Angebots im Bereich öffent­
liches Beschaffungswesen - vorerst zu keiner Dynamisierung des Verhand­
lungsablaufs. Zusätzliche Schwierigkeiten erwachsen immer wieder auch 
aus dem Fehlen eines integrierten Markts auf der MERCOSUR-Seite, wo­
durch sich für die EU neue Probleme bei Verhandlungen über den Marktzu­
gang ergeben. 
Die Verhandlungen stehen auch in einem gewissen Konkurrenzverhältnis zu 
den parallel laufenden Verhandlungen über die Errichtung einer gesamt­
amerikanischen Freihandelszone (FTAA bzw. ALCA; Zieldatum für den Ab­
schluss: 2005). Ferner ist das Spannungsverhältnis zu den WTO-Verhand­
lungen (Doha-Runde) nicht zu übersehen; nach dem Scheitern der 5. WTO­
Ministerkonferenz in CancUn im September (mit Verschiebung der An­
nahme der Doha-Verhandlungsmodalitäten für den Agrarbereich und nicht­
agrarischen Marktzugang) konnte der ins Stocken geratene Verhandlungs­
prozess zwischen der Union und dem MERCOSUR im November im Rah­
men eines Treffens der EU-Kommissare für Außenhandel und Außenbezie­
hungen mit den Außen-bzw. Handelsministern der MERCOSUR-Staaten neu 
belebt werden. Das anlässlich dieser Begegnung vereinbarte neue Arbeits­
programm umfasst fünf weitere Verhandlungsrunden und zwei weitere Mi­
nistertreffen bis Oktober 2004 und ist deutlich flexibler gestaltet als die vo­
rangegangene Agenda. 
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B. Österreich in anderen europäischen Foren 

I. Europäische Sicherheitspolitik 

1 .  Der euro atlantische Partnerschaftsrat (EAPC) und die Partner­
schaft für den Frieden (ptp) 

Für die NATO wie für den EAPC (Euro-Atlantic Partnership Council/Euroat­
lantischer Partnerschaftsrat) und die pfp (Partnership for Peace/Partner­
schaft für den Frieden). in deren Rahmen die NATO mit 27  Partnernationen 
zusammenarbeitet, standen die Bemühungen um Umsetzung der bei NATO­
und EAPC-Gipfeltreffen am 21 ./22 .  November 2002 in Prag beschlossenen 
Reformvorhaben weiter im Vordergrund. 
Für die Allianz stand das Jahr im Zeichen der Fortsetzung der Reformen weg 
von der klassischen Territorialverteidigung hin zur raschen und geogra­
phisch weitgehend unbeschränkten, umfassenden Einsatzfähigkeit von 
Truppen. Wichtigste Ziele in diesem Zusammenhang sind: 
• das Projekt der Schaffung einer " ATO Response Force" (Stärke: 

ca. 2 1 .000 Personen; rasch verleg- und über ein weites Spektrum umfas­
send einsetzbar) 

• die Umsetzung der "Prague Capability Commitments" (d. h. die Weiter­
entwicklung und Flexibilisierung der militärischen Kapazitäten, um auf 
aktuelle Anforderungen besser eingehen zu können) 

• die Neugestaltung und radikale Verschlankung der ATO-Kommando-
struktur. 

In al len Bereichen wurden erhebl iche Fortschritte erzielt. Das Bündnis soll 
derart strukturiert werden, dass es in der Lage ist, auf die als "real" einge­
schätzten Sicherheitsrisiken rasch und effizient zu reagieren und nebenbei 
die Lücke zwischen den Fähigkeiten der USA und der EU-Mitgliedsländer 
zu verkleinern. 
Darüber hinaus übernahm die NATO am 1 1 .  August 2003 das Kommando 
über die ISAF-Operation in Afghanistan. Nach Verabschiedung der VN-Si­
cherheitsratsresolution 1510  am 1 3 .  Oktober 2003 betreffend die geographi­
sche Ausdehnung des ISAF-Mandates über Kabul hinaus beschloss die 

ATO überdies die Ermöglichung der Ausweitung des Einsatzes auch in die 
Regionen Afghanistans (vor allem zur Unterstützung der sogenannten "re­
gionalen Wiederaufbau teams" , die bei Bedarf eingerichtet werden sollen). 
Als Pilotprojekt stellte die Allianz den Sicherheitsschirm für ein unter Füh­
rung von Deutschland betriebenes Wiederaufbauteam in Kundus bereit. 
Österreich erklärte zu Jahresende seine grundsätzliche Bereitschaft, neuer­
l ich österreichische Verbindungsoffiziere zu ISAF zu entsenden, die de facto 
nach dem Muster von KFOR und SFOR als NATO-Partner-Operation geführt 
wird. 
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Im Irak unterstützte die NATO Polen und Spanien bei deren Kommando 
über die "Multinational-Division Central-South". 
Sonstige Schwerpunkte der NATO-Aktivitäten lagen weiterhin auf der In­
tensivierung der Zusammenarbeit mit den Partnernationen, mit Russland 
und der Ukraine, mit den sieben Ländern des südlichen Mittelmeeres, die 
mit der NATO über den sogenannten Mittelmeerdialog verbunden sind 
(Ägypten, Jordanien, Israel ,  Tunes ien, Algerien, Marokko, Mauretanien) so­
wie mit der EU. 
Die beim nächsten NATO-Gipfeltreffen in Istanbul (28./29. Juni 2004) abzu­
schließende Erweiterung der Allianz um sieben Partnerstaaten Zentral- und 
Osteuropas (Slowenien, Slowakei, Rumänien, Bulgarien, Estland, Lettland, 
Litauen) wird grundlegende Änderungen der NATO-Partnerbeziehungen 
nach sich ziehen. Die geographische Ausrichtung der NATO-Partnerbezie­
hungen wird sich künftig jedenfalls nach Zentralasien und zum südlichen 
Kaukasus verlagern, wobei jedoch der Westliche Balkan seinen Status als 
Schwerpunktregion behalten wird. 
Die im Partnerschaftsrahmen verbleibenden EU-Mitglieder, die nicht NATO­
Mitglieder sind, also Österreich, Schweden, Finnland und Irland, werden 
seitens der NATO und auch von den übrigen Partnernationen verstärkt : 
• in ihrer Eigenschaft als EU-Mitglieder, 
• als mögliche substantiell Beitragende zu NATO/PfP-Operationen und 
• als Partner, die potentiell Hilfen für die Länder Zentralasiens, des südli-

chen Kaukasus und des Westlichen Balkan bereitstellen können. 
Die NATO-geführten PfP-Operationen in Bosnien und Herzegowina (SFOR) 
und im Kosovo (KFOR) leisteten auch 2003 einen wichtigen Beitrag zur 
Konsolidierung der Lage in diesen Gebieten. Das österreichische KFOR­
Kontingent umfasste Ende 2003 ca. 500 Personen bei einer KFOR-Gesamt­
stärke von ca. 1 7 .500 Soldaten aus insgesamt 34 Ländern. Das österrei­
chische SFOR-Kontingent wurde zuletzt im Hinblick auf eine Ablöse der 
NATO-Militärpräsenz durch die EU in Bosnien und Herzegowina auf bis 
zu zehn Personen aufgestockt (Gesamtstärke von SFOR Ende des Jahres: 
ca. 12 .000 Soldaten aus 27 Nationen). 
Zusätzlich bemühen sich NATO und EAPC im Rahmen der NATO-"Südost­
europainitiative" auf verschiedenen Ebenen und in einer Vielzahl von Aus­
schüssen um die Sicherung der Stabilität im Balkanraum sowie um die Un­
terstützung der Aktivitäten des Stabilitätspakts für Südosteuropa. Dies ge­
schieht vor allem durch die Förderung der regionalen Zusammenarbeit und 
sicherheitspolitischer bzw. militärischer Reformvorhaben in einzelnen Staa­
ten der Region. 
Sollten die Voraussetzungen erfüllt werden (v. a. Zusammenarbeit mit dem 
"Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien" sowie Um­
setzung von Verteidigungsreformen), könnten Serbien und Montenegro sowie 
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Bosnien und Herzegowina beim NATO-Gipfeltreffen in lstanbul Mitte 2004 in 
EAPC und pfP als neue Mitglieder aufgenommen werden. Österreich unter­
stützte die Bemühungen dieser Länder um Integration in die euroatlantischen 
Strukturen unter anderem durch die Organisation eines Seminars über die de­
mokratische Kontrolle der Streitkräfte im Dezember in Belgrad (gemeinsam 
mit Slowenien, Großbritannien und dem Internationalen Stab der NATO). 
Die Arbeiten an der Umsetzung der die Partnerschaft betreffenden Initiati­
ven vom Gipfeltreffen in Prag vom Novel!.lber 2002 ("Partnerschaftsaktions­
plan gegen Terrorismus", "Umfassende Uberprüfung von EAPC und pfP" ) 
gingen unvermindert weiter. Es wurde außerdem versucht, den EAPC durch 
die Befassung mit Themen wie "Kampf gegen den Frauenhandel" (durch 
Ausbildung und Schaffung eines Problembewusstseins bei den v. a. auf den 
Balkan zu entsendenden SoldatInnen) weiter aufzuwerten. 
Bei den regelmäßigen Treffen des EAPC auf EbeD:� der Außenminister 
(4. Juni in Madrid und 5 .  Dezember in Brüssel) war Osterreich durch Bun­
desministerin Benita Ferrero-Waldner vertreten. Bundesminister Günther 
Platter nahm am EAPC auf Ebene der Verteidigungsminister am 2 .  Dezember 
in Brüssel teil .  
I m  Rahmen des i m  Herbst 2000 ins Leben gerufenen "Maßgeschneiderten 
Kooperationsprogramms" zur Stärkung der bilateralen Zusammenarbeit 
zwischen Österreich und der NATO besuchten Bundesministerin Benita 
Ferrero-Waldner sowie der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten 
Johannes Kyrie das Hauptquartier des Bündnisses. 
NATO-Generalsekretär Lord Robertson of Port Ellen, der sein Amt mit Ende 
Dezember zurücklegte, stattete Österreich am 5. und 6. November seinen 
Abschiedsbesuch ab. Er traf in Wien mit Bundespräsident Thomas Klesti l ,  
Nalionalratspräsident Andreas Khol, Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und 
Bundesminister Günther Platter zusammen. 

2. Die Westeuropäische Union (WEU) 

Gemäß den Beschlüssen des Europäischen Rats von Helsinki vom Dezember 
1 999 über die Entwicklung einer gemeinsamen Europäischen Sicherheits­
und Verteidigungspolitik im Rahmen der EU wurde die WEU mit Wirkung 
vom 1 .  Juli 2001 auf die Wahrnehmung einiger weniger Residualfunktionen 
beschränkt. 
Der Brüsseler Vertrag mit seiner mil itärischen Beistandspflicht bleibt de jure 
eben 0 aufrecht wie der Status der assoziierten Mitglieder, der assoziierten 
Partner und der Beobachter (darunter Österreich). Auch die diplomatischen 
Vertretungen dieser Länder bei der WEU bleiben bestehen. Die Interessen 
Österreichs bei der WEU werden - wie bei den meisten anderen EU-Staa­
ten - vom österreichischen Vertreter im Politischen und Sicherheitskomitee 
der EU wahrgenommen. 
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Zu den erwähnten Residualfunktionen der WEU zählen neben der militäri­
schen Beistandspflicht der WEU-Mitglieder die parlamentarische Zusam­
menarbeit im Rahmen der WEU-Versammlung, zu der auch Österreich Ver­
treterInnen entsendet sowie die Rüstungszusammenarbeit in der Western 
European Armaments Group (WEAG), an der Österreich seit 2000 teilnimmt. 

n. Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) 

1 .  Einleitung 

Unter dem niederländischen Vorsitz wurde 2003 eine Reihe substantieller 
Dokumente zur Positionierung und den Schwerpunkten der Organisation 
erarbeitet , wie die OSZE-Strategie zur Begegnung von Bedrohungen für Si­
cherheit und Stabilität im 2 1 .  Jahrhundert ( "OSZE-StrategieU), der Aktions­
plan zur Bekämpfung des Menschenhandels samt Durchführungsmechanis­
mus und ein Grundsatzdokument zur Wirtschafts- und Umweltdimension. 
Während diese Dokumente sowie eine Reihe anderer Beschlüsse, etwa im 
Bereich der menschlichen Dimension, im Konsens beim 1 1 .  OSZE-Minister­
treffen in Maastricht ( 1 ./2. Dezember) verabschiedet wurden, war dies bei 
den regionalen Erklärungen, besonders zu Moldau und Georgien, nicht mög­
lich. Die Meinungsunterschiede zwischen der Russischen Föderation und 
der Mehrzahl der anderen Teilnehmerstaaten (EU, USA und die betroffenen 
Staaten selbst) erwiesen sich als unüberbrückbar. Auch die traditionell ge­
meinsame Ministererklärung scheiterte an diesen bei den regionalen Fragen. 

2. Regionalfragen und Feldaktivitäten 

Die OSZE unterhält 18 Feldoperationen, alle in Südosteuropa sowie der 
GUS, für die der Großteil des OSZE-Budgets (2003 : 85%) sowie der perso­
nellen Ressourcen aufgewandt wird. Österreich sekundierte 29 zivile Exper­
tInnen in mehr als die Hälfte dieser Feldoperationen; der überwiegende Tei l  
davon ist in  Südosteuropa tätig. 

2.1 .  Südosteuropa 

Die größten Feldaktivitäten (insgesamt sechs) unterhält die OSZE nach wie 
vor in Südosteuropa. Die Missionen sind vor allem beim Wiederaufbau de­
mokratischer und rechtsstaatlicher Strukturen sowie in der Vertrauensbil­
dung nach Konflikten tätig. Sie leisten oft Arbeit in Bereichen, die auch für 
den Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der EU relevant sind. Es gibt 
eine enge Zusammenarbeit mit der EU, insb in Bosnien-Herzegowina und 
Mazedonien, wo diese zivile Operationen im Polizeibereich unterhält. 
Die seit Anfang 2001 bestehende OSZE-Mission in Serbien und Montenegro 
ist in den Bereichen Justiz- und Strafrechtsreform (unter anderem Hilfe beim 

102 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 117 von 422

www.parlament.gv.at



Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Autbau nationaler Kapazitäten zur Verfolgung von Kriegsverbrechen) . Poli­
zeiausbildung, Wahlgesetzgebung, Rückkehr und Integration von Flüchtlin­
gen, Umsetzung der Minderheitengesetzgebung, demokratische Kontrolle 
der Streitkräfte und Medien tätig. Die OSZE beobachtete die Präsidenten­
wahlen - ODIHR kritisierte im übrigen das Teilnahmeerfordernis von 50% ­
und die Parlamentswahlen. Das Büro in Podgorica wird von dem österrei­
chischen Diplomaten Rudolf Bogner geleitet. 
Die größte Mission unterhält die OSZE mit etwa 3 1 5  internationalen und 
mehr als 900 lokalen MitarbeiterInnen im Kosovo. Der frühere österrei­
chische Bundesminister Friedhelm Frischenschlager fungierte bis Ende 
2003 als Leiter der Abteilung für Demokratisierung. Die OSZE ist eine auto­
nome Komponente der Mission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) 
und für den Aufbau administrativer und demokratischer Institutionen zu­
ständig. Aufgaben werden in den Bereichen Demokratisierung, Rechtsstaat­
lichkeit und Menschenrechte, Organisation und Beaufsichtigung von Wah­
len, Medienentwicklung sowie Ausbildung von Polizisten wahrgenommen; 
bis dato wurden in der Polizeischule der OSZE über 6200 Polizisten ausge­
bildet, davon jeweils 1 5 %  Minderheitenangehörige und Frauen. 
Die OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina n immt im Rahmen der in­
ternationalen Präsenz eine Schlüsselrolle in den Bereichen Menschen­
rechte und Rechtsstaatl ichkeit wahr, unter anderem bei der für die Flücht­
lingsrückkehr zentralen Frage der Eigentumsrückgabe, die 2003 im Großen 
und Ganzen abgeschlossen werden konnte. Dabei nützt der OSZE die sehr 
gute Präsenz im Feld (vier Regionalbüros und 24 Außenstellen) . Seit der 
unter Federführung des OHR erfolgten Rationalisierung der Arbeit der 
verschiedenen internationalen Akteure kommt der Mission auch eine füh­
rende Rolle in den Bereichen Erziehung (Entwicklung gemeinsamer Curri­
cula, Überwindung der ethnischen Separation im Schulwesen, Integration 
von Schülern aus Minderheiten) und Sicherheitszusammenarbeit (unter 
anderen Hilfe beim Autbau gemeinsamer, staatsweiter Verteidigungsstruk­
turen) zu. 
Der OSZE-Mission in Mazedonien wurden im Rahmenabkommen vom Au­
gust 2001,  das die politische Lösung des bewaffneten Konfliktes besiegelte, 
wichtige Aufgaben zugewiesen. B is Juli 2003 wurden plangemäß 1 000 Min­
derheitenangehörige zu Polizisten ausgebi ldet. Die Rückführung der Polizei 
in albanischsprachige Dörfer in Krisengebieten, an der die Mission mit­
wirkte, wurde erfolgreich abgeschlossen. Weiters setzte die OSZE Maßnah­
men zur Vertrauensbildung zwischen Polizeiangehörigen und der BevöLke­
rung. Darüber hinaus befasste sich die OSZE mit Fragen der Mitwirkung der 
aLbanischen Bevölkerung an den demokratischen Prozessen und in der loka­
Len und zentralen VerwaLtung. 
Die nach der Krise in Albanien im Jahre 1997 installierte, derzeit unter fin­
nischer Leitung stehende OSZE-Präsenz in Tirana wurde mit einem relativ 
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breiten Mandat versehen, das über albanischen Wunsch Ende 2003 präzi­
siert wurde. Damit soll der ormalisierung der innenpolitischen Situation 
Rechnung getragen werden. Die Präsenz ist in den Bereichen Rechts-, Ver­
waltungs- und Wahlreform, in der Bekämpfung des Menschenhandels sowie 
Medien tätig. Die OSZE beobachtete die im Oktober abgehaltenen Lokalwah­
len. Die Mission in Kroatien ist vor allem in den Bereichen der Rückfüh­
rung/Reintegration von Flüchtlingen sowie Minderheiten aktiv. In den letz­
ten Jahren wurde die Personalstärke signifikant reduziert. 

2.2. MoldaulI'ransnistrienkonllikt 

Der niederländische Vorsitz investierte erhebliche politische Energien in die 
Lösung des seit 1 992 bestehenden Transnistrienkonflikts. Auch die EU 
nahm sich verstärkt dieser Frage an: Unter anderem sollten Visarestriktio­
nen gegen die transnistrische Führung diese von ihrer unkooperativen Hal­
tung abbringen. Mit der Initiative des moldauischen Präsidenten Voronin 
zur Ausarbeitung einer neuen föderalen Verfassung sowie Fortschritten 
beim Abzug des russischen Militärmaterials und -personals (die beim OSZE­
Gipfel in Istanbul gesetzte Frist Ende 2002 wurde beim Ministertreffen 2002 
in Porto um ein Jahr verlängert) schien in der ersten Jahreshälfte tatsächlich 
Bewegung in die festgefahrenen Fronten zu kommen. Allerdings konnten 
bei den Verfassungs- und Statusverhandlungen ( in letztere sind neben den 
Streitparteien die OSZE, Russland und die Ukraine als Vermittler im soge­
nannten "Fünferformat" involviert) in den letzten Monaten des Jahres keine 
merkbaren Fortschritte verzeichnet werden. Vielmehr scherte Russland aus 
dem etablierten "Fünferformat" aus und präsentierte den Entwurf eines Fö­
derationsplans, der unter anderem wegen der fehlenden Sicherheitsgaran­
tien (internationale Präsenz) bei OSZE, EU, USA und (nach zuerst positiven 
Reaktionen Präsident Voronins) schließlich auch auf moldauischer Seite auf 
Ablehnung stieß. Der Abzug des in Transnistrien unter katastrophalen Be­
dingungen gelagerten russischen Militärmaterials kam in der zweiten Jah­
reshälfte zum Erliegen und wurde erst jüngst wieder aufgenommen. Die 
Frage der Frist für den Abzug des russischen Militärmaterials bildete einen 
wesentlichen Streitpunkt der gescheiterten Regionalerklärung zu Moldau 
beim OSZE-Ministertreffen. 

2.3. Belarus 

Nachdem es zu Anfang des Jahres mit der Verlängerung der OSZE-Präsenz in 
Minsk noch ein positives Signal seitens Belarus' gab, kam es in weiterer 
Folge zu einer kontinuierlichen Verschärfung des innenpolitischen Klimas 
gegenüber Vertretern der Zivilgesellschaft und unabhängiger Medien. Die 
Situation in Belarus stand daher das ganze Jahr hindurch auf der Tagesord­
nung des Ständigen Rates der OSZE. 
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2.4. Georgien 

Die OSZE-Mission in Georgien, die größte OSZE-Feldoperation außerhalb 
Südosteuropas, ist unter anderem in die politische Lösung der Konflikte um 
die bei den separatistischen Enklaven Südossetien und (unter Federführung 
der VN) Abchasien involviert. In den letzten Jahren waren keine Fortschritte 
zu verzeichnen. Weiters unterhält die OSZE eine Grenzbeobachtungsopera­
tioo mit bis zu 148 internationalen, davon bis zu neun österreichische Beob­
achtern im Jahre 2003 am tschetschenisch-georgischen Grenzabscbnitt. Die 
Operation war unter österreichischem Vorsitz eingerichtet und dann sukzes­
sive auf Inguschetien und Dagestan ausgeweitet worden. 

Die OSZE beobachtete die Anfang November abgehaltenen Parlamentswah­
len mit 450 BeobachterInnen (davon 14 aus Österreich). Der Bericht der Be­
obachter stellte gravierende Unregelmäßigkeiten am Wahltag (unter ande­
rem bei den Wählerlisten) fest .  Verbesserungen wurden bei den Wahlgeset­
zen konstatiert. Zu massiven Manipulationen kam es bei der Ermittlung des 
Ergebnisses. Die OSZE wird im Wege ihrer Mission organisatorische Unter­
stützung bei der Ausrichtung der Präsidentschafts- und Parlaments wahlen 
im Jahre 2004 leisten. Bei einer am Rande des OSZE-Ministertreffens abge­
haltenen Geberkonferenz erklärten sich 1 3  Länder (darunter Österreich) so­
wie die EU-Kommission bereit, mehr als 6 Millionen Euro dafür bereitzu­
stellen. 

2.5. Russische Föderationlfschetschenieo 

Nachdem im Vorjahr keine Einigung über eine Verlängerung des Mandates 
der OSZE-Assistenzgruppe in Tschetschenien erzielt worden war, bemühte 
sich der niederländische OSZE-Vorsitz vergebl ich um ein neues Mandat für 
ein Engagement der OSZE, das in Form konkreter Projekte in den Bereichen 
Wahlen, gute Regierungsführung, Justizverwaltung und Integration von in­
tern Vertriebenen realisiert werden sollte. Die Frage der Wiedereinrichtung 
einer ständigen OSZE-Präsenz in Tschetschenien stellte sich schon auf 
Grund der Sicherheitslage nicht. Über russischen Wunsch war ODIHR mit 
einem vierköpfigen Expertenteam anlässlich des tschetschenischen Verfas­
sungsreferendums am 23 .  März anwesend. Eine herkömmliche ODIHR-Be­
obachtungsmission war insb auf Grund der Sicherheitssituation nicht mög­
lich. 

2.6. Zentral asien 

Wie schon in den Vorjahren übernahm auch der niederländische Vorsitz den 
Fokus der OSZE auf Zentralasien. Dies kam unter anderem in der Ernen­
nung des früheren finnischen Präsidenten Martti Ahtisaari zum Persönli­
chen Entsandten des Amtierenden Vorsitzenden für Zentralasien zum Aus­
druck. Vermehrt setzt die OSZE Aktivitäten in den Bereichen der n ichtmili-
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tärischen Sicherheitsbedrohungen wie der Terrorismusbekämpfung. Kon­
krete Unterstützung wird bei der Stärkung der Polizeikapazitäten und 
Grenzkontrollen (Kirgisistan/UsbekistanJ ,  aber auch, in Zusammenarbeit 
mit dem ODC, zur Bekämpfung der Geldwäscherei geleistet. Die im Dezem­
ber 2002 gegründete OSZE-Akademie in Bischkek soll, eingebettet in ein 
akademisches internationales Netzwerk, die Ausbildung von Experten für 
OSZE-spezifische Sicherheitsfragen vornehmen. Österreich trägt durch die 
Bereitstellung von Expertise und Personal zum Aufbau dieser Institution 
bei, die ab Februar 2004 den Probebetrieb aufnehmen wird. 
Auf Grund der gravierenden Menschenrechtsverletzungen in Thrkmenistan 
im Gefolge des Attentats auf den dortigen Präsidenten im November 2002 
veranlassten zehn Teilnehmerstaaten (darunter Österreich) die Initiierung 
des sogenannten Moskauer Mechanismus. der die Entsendung einer Be­
richterstattermission in ein Land, wo die Einhaltung der Menschenrechte 
ernsthaft gefährdet ist, vorsieht. Thrkmenistan verweigerte der Mission die 
Einreise. Der Bericht wurde ohne Beteiligung Thrkmenistans erstellt .  

2.7. Weitere Aktivitäten 

Neben den oben angeführten unterhält die OSZE noch Feldoperationen in 
Armenien, Aserbaidschan und der Ukraine. Die Minsk-Gruppe der OSZE 
unter dem Ko-Vorsitz von Frankreich, Russland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika ist um eine Lösung des Berg-Karabach-Konflikts bemüht. 

3. Die menschliche Dimension der OSZE 

Menschenrechte und Demokratie sind eine Hauptsäule des OSZE-Konzepts 
der umfassenden Sicherheit. Seit 1991 besteht in Warschau das Büro für de­
mokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR/ODIHRJ, eine spe­
zialisierte Einrichtung der OSZE für die Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten, die seit April 2003 vom österreichischen Diplomaten 
Christian Strohal geleitet wird. Zur Erreichung seiner Ziele wickelt ODIHR 
alljährlich u. a. eine Reihe von festen Veranstaltungen ab, wobei das Imple­
mentierungstreffen zur Menschlichen Dimension (Warschau, 6. bis 1 7. Ok­
tober) als zweiwöchige Hauptveranstaltung das Ziel hatte, das gesamte 
Spektrum der Umsetzung der Verpflichtungen im Bereich Menschenrechte 
zu überprüfen. Daneben fanden drei Ergänzungstreffen zur menschlichen 
Dimension in Wien statt, nämlich zu Roma und Sinti (10. - 1 1 .  April l ,  Reli­
gionsfreiheit (1 7 . - 18 .  Juli)  und Bekämpfung von Folter (6. - 7. November). 
Das jährliche "Seminar zur Menschlichen Dimension" (Warschau, 1 3 . -
1 5. Mai) war den Fragen der "Beteiligung der Frauen am politischen und 
wirtschaftlichen Leben" gewidmet. 
Im Bereich "Demokratisierung" arbeitet ODIHR weiters an Projekten in den 
Bereichen Wahlrecht und Wahlbeobachtung. Diese Aktivitäten umfassen 
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die Beratung bei der Schaffung und Anwendung von Wahlrechtsnormen, 
die Schulung von heimischen Wahlbeobachtern und Mitarbeitern von Wahl­
behörden, Wahlerziehung für die Bevölkerung sowie die Beobachtung und 
rechtliche Analyse von Wahlgängen. 2003 hat ODIHR Beobachtungsmissio­
nen für 1 8  gesamtstaatliche, Regional- oder Lokalwahlen organisiert und 
sehr professionell abgewickelt. 
Einen der Schwerpunkte der OSZE bildete 2003 der Kampf gegen Antisemi­
tismus, Rassismus, Fremden feindlichkeit und Intoleranz. Diesen Fragen wa­
ren zwei Regierungskonferenzen in Wien gewidmet, eine von 1 9 .  bis 
20. Juni ( "Antisemitismus") und eine von 4.  bis 5. September ("Rassismus, 
Xenophobie und Diskriminierung"). 
Als eine der ersten internationalen Organisationen hat die OSZE bereits 
1 990 die "besonderen Probleme der Roma" im Zusammenhang mit der Ver­
breitung von Rassenhass, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung er­
kannt und im Kopenhagener Dokument festgeschrieben. Nachdem bereits 
1 994 ein "Kontaktpunkt" für Roma und Sinti im ODIHR eingerichtet worden 
war, hat das OSZE-Ministertreffen 2003 einen Aktionsplan zur Verbesserung 
der Lage der Roma und Sinti im OSZE-Raum angenommen. 
Der zunehmenden Bedeutung der Bekämpfung des Menschenhandels Rech­
nung tragend hat das OSZE-Ministertreffen einen Aktionsplan gegen Men­
schenhandel beschlossen. Die Umsetzung der Hauptthemen - Vorbeugung, 
Strafverfolgung und Opferschutz - wird durch einen Sonderbeauftragten 
des Amtierenden Vorsitzenden in enger Kooperation und Koordination mit 
einer Reihe von einschlägig tätigen internationalen Organisationen und Ini­
tiativen erfolgen. Die Task-Force des Stabilitätspakts für Südosteuropa zur 
Bekämpfung des Menschenhandels hat auch 2003 unter Leitung der vorma­
l igen Bundesministerin Helga Konrad (als Regionalkoordinatorin des 
ODIHR) ihre intensive Arbeit fortgesetzt. 

4. Die politisch-militärische Dimension der OSZE 

Die Arbeit des Forums für Sicherheitszusammenarbeit (FSK) konzentrierte 
sich auf Beiträge zur OSZE-Strategie, zur Vorbereitung und Durchführung 
der ersten Jährlichen Sicherheitsrevisionskonferenz und zur Prüfung der 
Möglichkeiten der OSZE, friedenserhaltende Operationen durchzuführen. 
Weitere Schwerpunkte der Arbeit des Forums lagen in der von Österreich 
geförderten Stärkung des sicherheitspolitischen Dialoges, unter anderem 
durch die Thematisierung der Gefahr eines Missbrauches von Massenver­
nichtungswaffen durch Terroristen; in der Erstellung eines Handbuches mit 
acht Praxisleitfäden zu den verschiedenen Aspekten der Kontrolle von 
Klein- und Leichtwaffen, das auch im Rahmen der Vereinten Nationen Be­
achtung fand, sowie eines Dokuments über die Vernichtung überschüssiger 
Lagerbestände von konventioneller Munition und von Sprengstoffen, die in 
einigen Teilnehmerstaaten eine große Gefahr darstellen. Weitere Themen be-
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trafen tragbare Flugzeugabwehrsysteme, sog. MANPADS (Man Portable Air 
Defence Systems), die Vereinheitlichung der Endverbrauchsbescheinigun­
gen für Waffenexporte sowie die Nichtweiterverbreitung von Massenver­
nichtungswaffen und einschlägiger Produkte und Technologien. 
Auch bei den traditionellen vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnah­
men (VSBM) wie mil itärischer Informationsaustausch und Inspektionen im 
Rahmen des Wien er Dokuments 1 999 zeichnen sich neue Akzente ab. Das 
jährliche Überprüfungstreffen zur Implementierung der VSBM erfolgte am 
4. und 5. März. 
Das Inkrafttreten des adaptierten Vertrags über konventionelle Streitkräfte 
in Europa (VKSE) wird von den NATO-Mitgliedstaaten von der Erfüllung 
der sogenannten lstanbul-Verpflichtungen durch die Russische Föderation 
(militärischer Rückzug aus Moldau und Georgien) abhängig gemacht und ist 
daher vorerst noch nicht abzusehen. 

5. OSZE-Strategie und Sicherheitspolitische Fragen 

Diese Schwerpunkte waren durch Aufträge des OSZE-Ministertreffens von 
Porto 2002 bestimmt. Die beim OSZE-Ministertreffen verabschiedete OSZE­
Strategie zur Begegnung von Bedrohungen von Sicherheit und Stabilität im 
21 .  Jahrhundert stellt die Antwort der OSZE auf die aktuellen Bedrohungs­
szenarien dar. Sie umfasst neben der Bestandsaufnahme bereits vorhandener 
Instrumente neue Komponenten wie verstärkte internationale Zusammenar­
beit mit anderen internationalen Organisationen und auch mit den OSZE-Ko­
operations partnern. In die Implementierung der "Strategie" sind sämtliche 
Institutionen der OSZE einbezogen, um die Möglichkeiten ihrer drei "Dimen­
sionen" voll zu nützen. Am 25./26. Juni wurde die erste Jährliche Sicher­
heitsrevisionskonferenz (ASRC) durchgeführt , die auch in Hinkunft die re­
gelmäßige Überprüfung der gesamten "Sicherheitsarbeit" der OSZE, insb ih­
rer "Strategie" sicherstellen soll. Das Konzept friedenserhaltender Operatio­
nen der OSZE wurde in einer eigenen Arbeitsgruppe überprüft. 
Im Bereich Terrorismusbekämpfung wurden beim OSZE-Ministertreffen 
konkrete Beschlüsse zur Einrichtung eines Netzwerks nationaler Kontakt­
punkte und zur Erhöhung der Sicherheitsstandards von Reisedokumenten 
gefasst. 

6. Die wirtschaftliche und ökologische Dimension der OSZE 

Beim OSZE-Ministertreffen wurde eine neue Strategie zur Wirtschafts- und 
Umweltdimension, die das bestehende OSZE-Grundsatzdokument zur 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Europa (Bonn 1 990) aktualisieren und 
ergänzen soll, verabschiedet. Als Mehrwert sind die auf Betreiben der EU 
eingebrachten Schwerpunkte der guten Regierungsführung und Schutz der 
Umwelt zu sehen, die im alten Grundsatzdokument gar nicht bzw. kaum 
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Erwähnung fanden. In Vorbereitung des Grundsatzdokuments fand am 3 ./  
4 . Juli in Wien eine OSZE-Konferenz zu Fragen der Global isierung statt. 
Das 1 1 .  OSZE-Wirtschaftsforum in Prag (20. -23 .  Mai) war den wirtschaftli­
chen Auswirkungen des Schmuggelns gewidmet, das - und hier vor allem 
die Bekämpfung des Menschenhandels - einen Schwerpunkt des niederlän­
dischen OSZE-Vorsitzes bildete. 

7. Institutionelle Fragen und Amtssitz 
Eine Reihe wichtiger Entscheidungen zur internen Reform der OSZE wur­
den gefasst . Dazu gehören das neue Personalstatut der OSZE, die Vereinheit­
l ichung des Budgetierungsverfahrens sowie die Stärkung der Überprüfungs­
mechanismen der Finanzgebarung. Wiederum keine Lösung konnte in der 
Frage der Gewährung der Rechtspersönlichkeit an die OSZE erzielt werden. 
Die Arbeitsgruppe zur Reform der OSZE-Feldmissionen bestätigte vorerst 
die unveränderte Relevanz der Feldaktivitäten und wird 2004 ihre Arbeit 
fortsetzen. Die OSZE führte ihre Verhandlungen zur Revision des Beitrags­
schlüssels fort. Die unter österreicruschem Vorsitz stehende Arbeitsgruppe 
arbeitete eine umfassende Methodologie zur Festsetzung der Pflichtbeiträge 
aus, die ab 1 .  Jänner 2005 zur Anwendung kommen soll .  
Die Planungsarbeiten für den zukünftigen ständigen Arntssitz der in Wien 
angesiedelten OSZE-Institutionen wurden 2003 abgeschlossen. Der perma­
nente Amtssitz im Zentrum Wiens soll im Jahr 2007 bezugsfertig sein. 

8. Parlamentarische Versammlung 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE setzt sich aus 3 1 7  Abgeord­
neten der 55 Mitgl iedstaaten zusammen. Ihr Vorsitzender wird jährlich ge­
wählt (derzeit Bruce George, UK; wiedergewählt 2003). Der Sitz des Sekreta­
riats der Parlamentarischen Versammlung befindet sich in Kopenhagen mit 
einem Zweigbüro in Wien, das im Jänner eröffnet wurde. Die jährliche 
Hauptsession wird im Juli jeweils in einem anderen Mitgliedstaat abgehal­
ten. Seit 2002 findet darüber hinaus jährlich ein Wintertreffen der Versamm­
lung in Wien statt. 

III.  Europarat (ER) 

1 .  Politische Entwicklungen 

Serbien und Montenegro wurde am 3 .  April als 45. Mitgliedstaat aufgenom­
men und unterzeichnete am selben Tag die Europäische Menschenrechts­
konvention. Bei der Umsetzung der beim Beitritt eingegangenen Aufnahme­
verpflichtungen wird das Land von der Parlamentarischen Versammlung 
(PV) und vom Ministerkomitee unterstützt. Die Umsetzung der von Bosnien-
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Herzegowina 2002 eingegangenen Aufnahmeverpflichtungen hat unter 
maßgeblicher Hilfestellung des ER weitere gute Fortschritte gemacht. Bezüg­
lich des Aufnahmeverfahrens Monacos waren zwar weiter Fortschritte zu 
verzeichnen. wesentliche Fragen (eingeschränkte Souveränität. Beitritt zu 
wesentlichen ER-Konventionen. innerstaatliche Gesetzgebung) konnten 
aber noch nicht gelöst werden. Der Sondergaststatus von Belarus bleibt we­
gen der nach ER-Standards nach wie vor unbefriedigenden Situation im 
Land von der PV weiterhin suspendiert. 
Besondere Aufmerksamkeit widmeten MK und PV der Entwicklung der 
Lage in Tschetschenien. Die Experten des Generalsekretärs des ER beim 
Büro des Menschenrechtsbeauftragten von Präsident Putin .  Abdulkhakim 
Sultygov. in Grosny stellen Expertise im Menschenrechtsbereich zur Verfü­
gung und haben beratende Funktion. Ihr Mandat wurde bereits zweimal ver­
längert. Auf Grund der schlechten Sicherheitslage war eine Arbeit der Exper­
ten vor Ort nicht möglich; sie musste von Strassburg aus erfolgen. Zusätzli­
che Aufgaben wie z. B. Information über Menschenrechte und das Training 
von Menschenrechterziehern - in Form von Seminaren zumeist in lngu­
schetien - wurden übernommen. 
Wie in den Vorjahren beteiligte sich der ER in mehreren Mitgliedstaaten an 
der internationalen Wahlbeobachtung. So nahm die PV zusammen mit der 
OSZE in Armenien an der Beobachtung der Präsidentenwahlen im Februar 
und der Parlaments wahlen im Mai tei l .  Ferner hat die PV zusammen mit der 
OSZE die Präsidentschaftswahlen Mitte Oktober in Aserbaidschan. die Par­
lamentswahlen Anfang November in Georgien und die Wahlen zur Duma in 
Russland Anfang Dezember beobachtet. Der Kongress der Gemeinden und 
Regionen hat zusammen mit der OSZE die Präsidentenwahlen Mitte No­
vember in der Republik Serbien beobachtet. 
Moldau hat bei der Umsetzung der Aufnahmeverpflichtungen in den Berei­
chen Demokratie. Justiz sowie Meinungs- und Informationsfreiheit Fort­
schritte gemacht. Das Land wurde bei der Ausübung des Vorsitzes im Minis­
terkomitee (Mai bis November) vom ER und von der EU intensiv unterstützt 
(Entsendung von Beratern. technische Ausstattung). In Armenien und Aser­
baidschan war die Umsetzung der Aufnahmeverpflichtungen nicht abge­
schlossen. Beide Länder werden durch die Arbeit einer eigens eingesetzten 
Monitoring-Gruppe unterstützt. Armenien hat allerdings Ende September 
das 6. Zusatzprotokol l  zur Europäischen Menschenrechtskonvention über 
die Abschaffung der Todesstrafe unter allen Umständen ratifiziert und somit 
eine wichtige Aufnahmebedingung erfüllt .  Probleme bestehen nach wie vor 
auch in der Ukraine im Bereich der Medien und der Meinungs- und Infor­
mationsfreiheit. Der Fall des mysteriösen Mordes an dem Journalisten Heor­
hiy Gongadze blieb bislang unaufgeklärt. 
Der ER hat sein Programm zur Terrorismusbekämpfung verstärkt und mit 
dem Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Bekämp-
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fung des Terrorismus, das im Mai bei der 1 1 2 .  Ministertagung zur Unter­
zeichnung aufgelegt wurde, ein weiteres wichtiges Rechtsinstrument ge­
schaffen. Bei der ersten Sitzung des Expertenkomitees über Terrorismus 
Ende Oktober wurde eine Österreicherin, Leitende Staatsanwältin Gertraude 
Kabelka, zur Vorsitzenden dieses Komitees gewählt. 

2. Verhältnis zu anderen internationalen Organisationen 

Die enge Zusammenarbeit des ER mit der Europäischen Union wurde weiter 
verfolgt. Auf Beamtenebene findet ein regelmäßiger Informationsaustausch 
zwischen dem ER-Sekretariat und der Europäischen Kommission (EK) über 
laufende Aktivitäten und Projekte statt. Der ER unterhält ein ständiges Büro 
in Brüssel. Vertreter der EK nehmen an Sitzungen des MK, der Ministerdele­
gierten und der Berichterstattergruppen tei l .  Ein besonderer Schwerpunkt 
sind die gemeinsam erstellten und ko-finanzierten Programme für zentral­
und osteuropäische Länder, die eine vertiefte Förderung der Bereiche Recht, 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie vorsehen. Im Juni fand das 19. quadrila­
terale Treffen auf politischer Ebene zwischen ER- und EU-Präsidentschaft, 
ER-Generalsekretär und EK-Präsident statt, das sich hauptsächlich mit den 
folgenden vier Bereichen befasste: Entwicklung der europäischen Institutio­
nen (EU-Erweiterung, Komplettierung des ER, Verfassungs entwurf des EK­
Konvents, Dritter ER-Gipfel auf Ebene der Staats- und RegierungschefsJ ,  po­
litische Themen von gemeinsamem Interesse und gemeinsame Programme 
(vor allem in Südosteuropa, der Russischen Föderation, Südkaukasus, Mol­
dau), die zur Demokratisierung und zur Verfestigung der Rechtsstaatlichkeit 
beitragen sollen, Migration und Zusammenarbeit auf dem Sektor der Kon­
fliktverhütung. Im September hat der Generalsekretär mit seinem Memoran­
dum über die zukünftige Zusammenarbeit zwischen dem ER und der EU un­
ter dem Ti tel "One Europe - A Europe of Partners" die Diskussion zu diesem 
Thema eingeleitet. 
Beim 1 2 .  hochrangigen ,,2 + 2/3 + 3 "-Treffen (jeweiliger Vorsitz der beiden 
Organisationen, jeweiliger Generalsekretär sowie die Präsidenten der beiden 
Parlamentarischen Versammlungen) in Den Haag am 5. Februar auf Einla­
dung des niederländischen OSZE-Vorsitzes wurde ein genereller Gedanken­
austausch über die Zusammenarbeit zwischen dem ER und der OSZE abge­
halten. Als besonders wichtig wurden dabei die enge Zusammenarbeit und 
die Koordination unter Einsatz der spezifischen Stärken der beiden Organi­
sationen wie auch der EU in Südosteuropa und im Kaukasus gesehen. Im 
Rahmen eines Treffens zwischen ER und OSZE auf hoher Beamtenebene im 
Juli in Strassburg fand ein Gedankenaustausch über die Tätigkeit der bei den 
Organisationen im West-Balkan und Kaukasus statt. GS Schwimmer nahm 
am Ständigen Rat der OSZE am 24. Juli in Wien teil. Des Weiteren fand am 
16 .  September ein Gedankenaustausch mit dem Direktor des OSZE-Büros 
für demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIHRJ, Botschafter 
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Christian Strohal, statt, bei dem hauptsächlich die Frage der vertieften Zu­
sammenarbeit zwischen den beiden Organisationen unter Vermeidung von 
Doppelgleisigkeiten erörtert wurde. Beim 1 3 .  hochrangigen .. 2 + 2"-Treffen 
am 5 .  November in Chisinau , an dem die Präsidenten der PV der beiden Or­
ganisationen nicht teilnehmen konnten, wurde die Lage in den Kaukasusre­
publiken und in Südosteuropa debattiert. Ferner fand ein Gedankenaus­
tausch über Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels statt. 
Mit den Vereinten Nationen finden regelmäßige Kontakte statt. Am 14 .  Fe­
bruar wurde in Genf ein vom ER-Sekretariat vorbereitetes hochrangiges tri­
laterales Treffen zwischen dem ER, der OSZE und den VN unter Tei lnahme 
des EU-Rats, der EK, der Internationalen Organisation für Migration und des 
Internationalen Komitees vom Roten Kreuz abgehalten. Schwerpunkte der 
Erörterung waren die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des internatio­
nalen Terrorismus, mögliche Maßnahmen gegen den Menschenhandel und 
die Lage im Kaukasus. Das nächste hochrangige trilaterale Treffen soll auf 
Einladung der OSZE Anfang 2004 in Wien stattfinden. 

3. Menschenrechte 

Siehe Kapitel F. II . 1 .  ( .. Der internationale Schutz der Menschenrechte" ) 

4. Monitoring 

Das Monitoring der Aufnahmeverpflichtungen der Mitgliedstaaten, vor al­
lem in den Bereichen Menschenrechte, pluralistische Demokratie sowie 
Meinungs- und Informationsfreiheit, zählt zu den wichtigsten Instrumenten 
des ER, um ihre Erfüllung und weitere Einhaltung sicherzustel len. Man un­
terscheidet zwischen dem Monitoring der PV, das laufend stattfindet (Be­
suchsreisen, Berichterstattung, Empfehlungen) und dem Monitoring des 
MK. Derzeit bestehen drei verschiedene Arten des Monitoring durch das 
MK: 
• das Monitoring der Aufnahmeverpflichtungen der Mitgliedstaaten auf Ba­

sis der Deklaration von 1994 über die Erfüllung der Aufnahmeverpflich­
tungen; 

• das thematische Monitoring, welches seit 1 996 durchgeführt wird, auf 
alle Mitgliedstaaten Anwendung findet und derzeit zehn Bereiche ab­
deckt (darunter Meinungs- und Informationsfreiheit, Funktionieren und 
Schutz der demokratischen Institutionen, Funktionieren des Justizsys­
tems, Nichtdiskriminierung mit Betonung des Kampfes gegen Intoleranz 
und Rassismus). Es soll auf Vorschlag von Generalsekretär Schwimmer re­
formiert werden, wobei das Sekretariat entlastet, eine Expertengruppe 
eingesetzt und das Berichtsystem gestrafft werden sollen; 

• das spezifische Monitoring (Ad-hoc-Monitoring) der Aufnahmever­
pflichtungen von Armenien, Aserbaidschan und Georgien. Dabei han-
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delt es sich um einen vertraul ichen Prozess ,  der sich über einen länge­
ren Zeitraum erstreckt und nicht sofort mit einem Ergebnis abgeschlos­
sen wird. Im Falle von Armenien und Aserbaidschan geschieht dies in 
einer eigens eingerichteten Monitoringgruppe, in der auch Österreich 
Mitglied ist. Diese Monitoringgruppe hat die beiden Länder im Juni be­
sucht und die Umsetzung der Aufnahmebedingungen mit führenden 
Vertretern des Staates, mit Parlamentariern und mit  Vertretern von Me­
dien und NGOs erörtert. Die Erfüllung der Aufnahmeverpflichtungen 
durch Georgien wird vom MK überwacht, wobei eine Delegation der Be­
richterstattergruppe über demokratische Stabil ität Georgien 1m Juni be­
sucht hat. 

5. Hilfsprogramme 

Unter dem "Aktivitätsprogramm" wurden 10,8 Millionen Euro für Hilfsakti­
vitäten und Programme zur Zusammenarbeit mit 24 Mitgliedstaaten und an­
deren Staaten (z. B. Belarus) bereitgestellt, wobei größtenteils die neuen Mit­
gl iedstaaten zu den Empfangern des Programms zählen. Die Bereiche, in de­
nen der Europarat Hilfe gewährt, reichen von der Förderung der Menschen­
rechte, der Hilfe bei den Demokratisierungsbestrebungen und der Stärkung 
der BÜTgergesellschaft bis zur Reform von Justiz und Verwaltung und zur 
Förderung des sozialen Zusammenhalts. Die Maßnahmen bestanden vor­
wiegend in der Bereitstellung von Experten und der Abhaltung von Trai­
ningsprogrammen. Zudem wurden unter diesem Programm auch die Infor­
mationsbüros des ER in mittel- und osteuropäischen Staaten sowie die ER­
Büros in Tirana, Belgrad, Pristina, Podgorica, Sarajewo/Mostar, Skopje, Chi­
sinau, Tbilisi ,  Baku und Yerewan finanziert. 
Im Rahmen der Gemeinsamen Programme mit der EU hat der ER in der Rus­
sischen Föderation und im südlichen Kaukasus (Armenien, Aserbaidschan, 
Georgien) Hilfsprogramme in den Bereichen Menschenrechte und Demokra­
tisierung durchgeführt. Ferner verhandelt der ER über den Abschluss eines 
neuen Sets von Gemeinsamen Bereichen für die Jahre 2003-2005, die be­
sonders Georgien, der Russischen Föderation, Bosnien-Herzegowina, Ser­
bien und Montenegro und den Roma zugute kommen sollen. Dafür stand ein 
Betrag von ungefahr 2 ,4 Mill ionen Euro zur Verfügung. 

6. Organe des Europarates 

Der Europarat verfügt über folgende Organe: 
• das Ministerkomitee, bestehend aus den Außenministern der 45 Mitglied­

staaten bzw. ihren Stellvertretern (Ministerdelegierte). Es ist das Entschei­
dungsgremium der Organisation, der Vorsitz wechselt halbjährlich; 

• die Parlamentarische Versammlung mit 626 Mitgliedern (313  Mitglieder 
und 3 1 3  Stellvertreter) aus den 45 nationalen Parlamenten, und die Dele-
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gationen von zwei Beitrittskandidaten, die Gaststatus bei der Versamm­
lung haben; 

• der Kongress der Gemeinden und Regionen Europas, bestehend aus einer 
Kammer der Gemeinden und einer Kammer der Regionen; 

• das Generalsekretariat , mit ca. 2000 Bediensteten. 

6.1 .  Das Ministerkomitee (MK) 

Das MK tagt zweimal jährlich auf Ministerebene. Die 112 .  Tagung wurde von 
14. - 1 5 . Mai unter dem Vorsitz des Außenministers von Malta, Joe Borg, in 
Strassburg abgehalten. Österreich war durch den stellvertretenden General­
sekretär für auswärtige Angelegenheiten, Botschafter Hans Wi nkl er, vertre­
ten. Hauptthemen waren die zukünftige Rolle des ER in einem Europa ohne 
Trennlinien und die Frage der Abhaltung eines Dritten Gipfels auf Ebene der 
Staats- und Regierungschefs sowie ctie Reform des Europäischen Gerichts­
hofs für Menschenrechte (EGMR). Die Stellvertretende Generalsekretärin 
der VN, Louise Frechette, nahm auf Einladung von Generalsekretär Walter 
Schwimmer am informellen Ministertreffen teil .  Zentrale Themen der Dis­
kussion mit ihr waren der europäische Beitrag zum Wiederaufbau im Irak 
und die Stärkung der Rolle der VN. 
Die 113 .  Tagung fand von 5 . - 6. November unter dem Vorsitz des Außenmi­
nisters von Moldau, Nicolae Dudau, in Chisinau statt. Österreich war durch 
den Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten, Johannes Kyrie, vertre­
ten. Hauptthemen waren die zukünftige Zusammenarbeit zwischen dem Eu­
roparat und der EU und die Frage der Abhaltung eines Dritten Gipfels auf 
Ebene der Staats- und Regierungschefs ,  wofür sich Polen anlässlich seines 
Vorsitzes im Frühjahr 2005 bereit erklärt hat. Die endgültige Entscheidung 
darüber wird bei der 1 14.  Ministertagung im Mai 2004 fallen. Ferner behan­
delten die Minister die Reform des EGMR, den Beitrag des ER zum Kampf 
gegen den Menschenhandel sowie den Beitrag des ER zum Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus. Generalsekretär Kyrie hat die Unterstützung 
der österreichischen Bundesregierung für die Wiederkandidatur von Gene­
ralsekretär Schwimmer bekannt gegeben. Generalsekretär Schwimmer prä­
sentierte in diesem Rahmen sein Memorandum "One Europe - A Europe of 
Partners". Bei der 1 1 3 .  Tagung wurde das revidierte Übereinkommen über 
den Schutz von Tieren beim internationalen Transport zur Unterzeichnung 
aufgelegt und von zwölf Mitgliedstaaten unterzeichnet. 
Auf Ebene der Ministerdelegierten tagt das Ministerkomitee viermal im 
Monat. 

6.2. Die Parlamentarische Versammlung (PV) 

Die PV tagt viermal jährlich in Plenarsitzung und periodisch in ihren Aus­
schüssen und Unterausschüssen. Die PV und ihr ständiger Ausschuss wen­
den sich in Entschließungen, Empfehlungen, Meinungen und Richtlinien an 
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das MK, an nationale Regierungen, Parlamente oder politische Parteien. Ös­
terreich stellt sechs Mitglieder und sechs Ersatzmitglieder, die von ational­
rat und Bundesrat entsandt werden. Präsident der PV ist seit Januar 2002 der 
Österreicher Peter Schieder. 

Präsident Schieder setzte 2003 wichtige Akzente, durch welche das Profil 
des ER und der PV und deren Themenführerschaft im Bereich globaler Ge­
rechtigkeit ( internationaler Strafgerichtshof, weltweite Abschaffung der To­
desstrafe, Garantie der Menschenrechte bei der Terrorismusbekämpfung, 
Menschenrechte im Bereich der Steuerung legaler Migration) sowie ihre 
Rolle bei der Förderung demokratischer Stabilität im großen Europa (Tsche­
tschenien und andere Regionalthemen) und betreffend die Stärkung der 
Rechte und Interessen von Minderheiten und Randgruppen in nachhaltiger 
Weise unterstrichen wurden. 
Die insgesamt 3 1 3  Mitglieder und 3 1 3  Ersatzmitglieder (Stand Juni 2003, 
3. Teilsitzung) haben sich in fünf Fraktionen zusarnrnengeschlossen: Sozia­
listische Gruppe (SOC). Gruppe der Europäischen Volkspartei (EPP). Gruppe 
der Liberalen, Demokraten und Reformer (LDR) . Gruppe der Europäischen 
Demokraten (EDG) und Gruppe der Vereinigten Linken (UEL). 35 Mitglieder 
sind fraktionslos. Daneben sind sie auch in "nationale Delegationen" ge­
gliedert (österreichischer Delegationsleiter ist Nationalrat Michael Spindel­
egger). 
Die PV nimmt auch wichtige Monitoring-Aufgaben wahr, z. B .  die Wahlbe­
obachtung in ER-Mitgliedstaaten oder Kandidatenstaaten, so etwa Ende De­
zember die Beobachtung der Parlamentswahlen in Serbien, aber auch die 
Entwicklung der einzelnen Länder hinsichtlich der Einhaltung der Ver­
pflichtungen, welche sie beim Beitritt zum ER übernommen haben. 

Anlässlich ihrer vierten Teilsitzung im September hielt die PV eine weitere 
gemeinsame Plenartagung mit dem Europäischen Parlament ab, wodurch 
die Bedeutung verstärkter Zusammenarbeit zwischen den beiden Parlamen­
ten im Zuge der europäischen Erweiterungsprozesse sichtbar unterstrichen 
wurde. Die Notwendigkeit des Beitritts der EU zur Europäischen Menschen­
rechtskonvention wurde von bei den Parlamenten bekräftigt. Bei dieser Gele­
genheit unterzeichneten die beiden Präsidenten Peter Schieder und Pat Cox 
auch die Charter der Europäischen politischen Parteien Europas für eine 
nicht-rassistische Gesellschaft. 

6.3.  Kongress der Gemeinden und Regionen Europas (KGRE) 

Der KGRE ist 1 957 als Ständige Konferenz der Gemeinden und Regionen Eu­
ropas gegründet worden und hat sich 1 994 als Beratendes Organ des Euro­
parats konstituiert. Die 3 1 3  Mitglieder (313  Vertreter) tagen einmal jährlich 
in Strassburg in Plenarsitzung. Seit Juni 2002 ist Landeshauptrnann Herwig 
van Staa Präsident des KGRE. Präsident van Staa setzte 2003 wichtige Akti-
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vitäten zum Ausbau der Gemeinde- und Regionaldemokratie, z. B.  im Rah­
men seines offiziellen Besuchs in Rumänien im Dezember, anlässlich dessen 
er auch mit Staatspräsident I l iesco und Premierminister Nastase zusammen­
getroffen ist. Der Besuch galt auch einer internationalen Konferenz zur De­
zentralisierung Rumäniens. 
Der Kongress formuliert wichtige Empfehlungen an das MK im Bereich der 
Städte- und Gemeindedemokratie, aber auch des Umweltschutzes, des Kata­
strophenschutzes oder der sozialen Kohäsion, die in Österreich auf der 
Ebene des Städte- und des Gemeindebundes, der Verbindungsstelle der Bun­
desländer sowie der Fachministerien weiterverfolgt werden. lnsb im Be­
reich des Monitoring der Gemeinde- und Regionaldemokratie erfüllt er eine 
quantitativ und qualitativ beachtliche Aufgabe. Das Monitoring des KGRE 
fließt auch in die Überwachung der Erfüllung der mit dem Beitritt eingegan­
genen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten ein, z. B .  durch Teilnahme des 
Kongresses an der Wahlbeobachtung der PV betreffend die Parlamentswah­
len in Serbien Ende Dezember 2003. Für Südosteuropa bietet der Kongress 
auch Projekte im Rahmen des Stabilitätspakts an (Entwicklung und Stär­
kung der Demokratie auf lokaler Ebene) sowie für die südlichen Anrainer­
staaten des Mittelmeeres Programme zum Ausbau der Gemeinde- und Re­
gionaldemokratie. 

7. Der Europarat und Österreich 

Zur Zeit sind drei führende Funktionen im Europarat mit Österreichern be­
setzt: das Amt des Generalsekretärs (Walter Schwimmer, seit 1 998). des Prä­
sidenten der Parlamentarischen Versammlung (Peter Schieder, seit Jänner 
2002) und des Präsidenten des Kongresses der Gemei�den und Regionen 
(Herwig van Staa, seit Juni 2002). Der Gesamtbeitrag Osterreichs zum or­
dentlichen Budget sowie zum außerordentl ichen und Pensionsbudget und 
zu verschiedenen Teilabkommen betrug insgesamt 4,5 Millionen Euro. 
Folgende Europaratsübereinkommen sind 2003 für Österreich in Kraft ge­
treten oder unterzeichnet worden: 
• Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über Cybercrime, die Strafbarkeit 

von Akten rassistischer oder xenophober Natur betreffend, die durch 
Computersysteme verübt werden (ETS N° 189, 2003),  unterzeichnet am 
28. Januar 2003; 

• Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen zur Bekämpfung des 
Terrorismus (ETS 0 190, 2003), unterzeichnet am 15 .  Mai 2003;  

• Übereinkommen über Kontakte betreffend Kinder (ETS N° 1 92, 2003) ,  un­
terzeichnet am 15 .  Mai 2003; 

• Protokoll Nr. 13 zum Übereinkommen über den Schutz der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe unter al­
len Umständen (ETS N° 187 ;  2002), in Kraft getreten am 1 .  Juli 2003; 
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• Übereinkommen über zivilrechtliche Aspekte der Korruption (ETS N° 
1 74, 1 999). in Kraft getreten am 1 .  November 2003. 

IV. Zentraleuropäische Initiative / Central European 
Initiative (CEI) 

Vorrangige Ziele der Zentraleuropäischen Initiative (Central European Ini­
tiative, CEr) sind, die Beteiligung ihrer 1 7  mittel-, ost- und südosteuropäi­
scher Mitgl iedstaaten am europäischen Integrationsprozess sicherzustellen, 
regionale Stabilität und Entwicklung zu fördern und neue Trennlinien in 
Europa zu verhindern. Die CEI stand 2003 unter polnischem Vorsitz. Gene­
raldirektor des Exekutivsekretariats ist seit Anfang 2002 der österreichische 
Diplomat Harald Kreid. 
Wichtigstes Ereignis war wie jedes Jahr das Gipfeltreffen der CEI-Regie­
rungschefs, das am 2 1 .  ovember in Warschau abgehalten wurde und ganz 
i m  Zeichen der bevorstehenden EU-Erweiterung um fünf CEI-Mitgliedstaa­
ten (Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik und Ungarn) 
stand. 
Die Regierungschefs verabschiedeten ein Schlussdokument, in dem im Hin­
blick auf die bevorstehende EU-Erweiterung auch die Erwartung zum Aus­
druck gebracht wurde, dass weitere Erweiterungsschritte nach 2007 folgen 
würden. Gleichzeitig wurde festgehalten, dass das Hauptaugenmerk und der 
Großteil der Aktivitäten der CEr nunmehr denjenigen Mitgliedstaaten gelten 
sollen, die von der bevorstehenden EU-Erweiterung noch nicht erfasst sind. 
Die in Angriff genommene organisatorische Reform der CEr im Sinne einer 
Straffung der Strukturen wurde einhellig gutgeheißen, wobei sich Öster­
reich, ebenso wie eine Reihe anderer Delegationen, für eine Verringerung 
der Anzahl der Arbeitsgruppen (derzeit 16)  und eine Konzentration auf von 
anderen regionalen und internationalen Akteuren nicht erfasste Bereiche 
der Zusammenarbeit aussprach. In d iesem Zusammenhang wurde die Wich­
tigkeit einer engen Abstimmung mit den Zielsetzungen der EU-Pol itik für 
.. Wider Europe" betont. 
Am Rande des Gipfeltreffens fand in Warschau wie üblich das .. Summit Eco­
nomic Forum" der CEr inklusive eines Round Table der Wirtschaftsminister 
statt, bei dem Österreich durch Bundesminister Martin Bartenstein vertreten 
war. 
Für Österreich bildet die CEr über die bevorstehenden EU-Erweiterungen hi­
naus eine Klammer zu den Staaten Südost- und Osteuropas. Für diese stellt 
die in der CEI geübte regionale Zusammenarbeit einen Erfahrungswert für 
jene Formen der regionalen Kooperation dar, die auch innerhalb der EU an 
Aktualität gewinnen werden (siehe auch Kapitel B. V. 1 .  .. Regionale Partner­
schaft"). 
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v. Nachbarschaftspolitik 

1. Die Regionale Partnerschaft 
Die Gründung der Regionalen Partnerschaft (RP) mit den benachbarten EU­
Beitrittskandidaten Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik und Un­
garn sowie mit dem "kulturellen Nachbarn" Polen geht auf eine Initiative 
von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner zurück, die am 6. Juni 2001 
die Außenminister der Partnerstaaten in die Wiener Hofburg zu einem ers­
ten Theffen einlud. 
Das Konzept ist eine Konsequenz der bereits auf vielen Ebenen bestehenden 
engen Kooperation mit diesen Staaten. In zwei Phasen soll, ohne Schaffung 
neuer Strukturen und im Wege einer informellen und offenen Zusammenar­
beit, eine neue, noch engere Partnerschaft entstehen: 
Vor der EU-Erweiterung diente die Regionale Partnerschaft dem Abbau vor­
handener Reibungsflächen und konkret der Unterstützung der Partnerländer 
bei den Beitrittsverhandlungen, bei der Umstellung auf EU-Vorschriften so­
wie als Rahmen für Konsultationen zum Verfassungskonvent und zur Lissa­
bonstrategie. In diesem Zusammenhang hat das Bundesministerium für aus­
wärtige Angelegenheiten für die Partnerstaaten einen Workshop zur Entwick­
lungszusammenarbeit nach der EU-Erweiterung (13 ./14. Februar) und ein Se­
minar zu aktuellen Wahl (rechts) fragen (1 5./16.  Dezember) veranstaltet. 
Nach der EU-Erweiterung wird die Regionale Partnerschaft zur Definition 
gemeinsamer Anliegen und zu deren Wahrung im Rahmen der EU beitragen. 
Sie wird damit Tei l  jenes Geflechts von bereits bestehenden Netzwerken 
werden, die insgesamt die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union tragfahiger machen. Von gemeinsamem Interesse sind 
insb die innere Sicherheit, Grenz-, Asyl und Konsularfragen,  die Zusam­
menarbeit auf den Gebieten der Kultur und der Infrastruktur sowie die künf­
tige Entwicklung der Europäischen Institutionen. 
Einen wesentlichen Beitrag zur i nhaltlichen Ausgestaltung der Regionalen 
Partnerschaft stellen die - jeweils auf Einladung österreichischer Bundesmi­
nister abgehaltenen - Fachministertreffen dar. So hat etwa das letzte "Salz­
burg Forum" der Innenminister aus den RP-Staaten ("Sicherheitspartner­
schaft") im August operative Ergebnisse gezeitigt, indem ein regelmäßiger 
Konsultationsmechanismus zu Themen der inneren Sicherheit auf EU­
Ebene vereinbart wurde. 
Auch unter den "gleichgesinnten" kleineren und mittleren EU-Mitglied­
staaten im Rahmen des Konvents bzw. der Regierungskonferenz über die 
neue Verfassung der EU hat sich die RP-Koordination als eine erfolgreiche 
Drehscheibe erwiesen. 
Österreichs Ziel ist die Etablierung der Regionalen Partnerschaft als natürli­
cher Konsultationsmechanismus für Fragen von gemeinsamem Interesse, 
die eine euro pa politische Dimension haben. Die Außenminister der Staaten 
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der Regionalen Partnerschaft trafen sich am 4.  Juli zu ihrer 4 .  Konferenz in 
Buchlovice (Mähren), Gastgeber des nächsten Treffens wird Polen sein. 

2. Südtirol 

2 . 1 .  Allgemeines 

Das wohl wichtigste Ereignis waren die Landtagswahlen am 26. Oktober. 
Das Ergebnis entsprach im Wesentlichen den Prognosen: die Südtiroler 
Volkspartei (SVP) konnte mit 55 ,6% der Stimmen ihre absolute Mehrheit 
und auch ihre 2 1  Mandate (von insgesamt 35)  halten. 
Die Alleanza Nazionale (AN) blieb mit 8,4% stärkste italienische Partei und 
ist weiterhin mit drei Mandaten im Landtag vertreten. Auch ihr rechter Ab­
leger Unitalia-Movimento per l 'Alto Adige schaffte mit dem letzten Rest­
stimmenmandat den Wiedereinzug in den Landtag ( 1 ,5%) .  Nicht überra­
schend kam der Gewinn eines weiteren Mandates für die Grünen, die nun­
mehr mit drei Abgeordneten im Landtag vertreten sind (7 ,9%).  Die Union 
für Südtirol (UfS) konnte wie erwartet Stimmengewinne verzeichnen, er­
reichte aber kein zusätzliches drittes Mandat (6,8% ) .  In  dem Ausmaß nicht 
vorhergesagt war das Abschneiden der Freiheitlichen, die ihren Stimmenan­
teil im Vergleich zu den Landtagswahlen 1 998 verdoppeln konnten (von 
2 ,5% auf 5%) und nunmehr mit zwei Mandaten vertreten sind. Das Mitte­
Links-Bündnis .. Unione Autonomista" (3 ,7%) sowie das Projekt .. Frieden 
und Gerechtigkeit - gemeinsam l inks" (3,8%) sind mit je einem Mandat im 
Landtag vertreten. Der Spitzenkandidatin der Forza Italia (FI) .  Michaela Bi­
ancofiore, ist - wie allgemein vorhergesagt worden war - der Einzug in den 
Landtag gelungen (3 ,4%) .  ihre Hoffnung, ein zweites Mandat zu erringen 
oder gar die Alleanza Nazionale als stärkste italienische Partei zu überholen , 
wurde jedoch nicht erfüllt. Ihren Einzug verfehlt haben die Rosa Alternative 
( 1 ,0%) und die Ladins ( 1 ,4%),  letztere auf Grund des in seinem Ausmaß un­
erwarteten Erfolges der SVP in den ladinischen Tälern. 

Schwieriger als erwartet gestaltete sich sodann die Regierungsbildung. Es 
galt, die Forderungen der einzelnen Regionalbezirke, der verschiedenen Ver­
bände und auch der SVP-Frauen mit den Vorstellungen von Landeshaupt­
mann Luis Durnwalder in Einklang zu bringen. Des weiteren mussten die 
Regeln  des Proporzes zwischen deutsch- und italienischsprachigen Vertre­
tern eingehalten werden. So wurde Veronika Stirner-Brantsch (SVP) zur Prä­
sidentin des Landtages für die erste Hälfte der Legislaturperiode und der 
Anführer der größten italienischen Partei Giorgio Holzmann (AN) zu ihrem 
Stellvertreter (er wird auf Grund der Proporzbestirnmungen für die zweite 
Halbzeit der Legislaturperiode den Vorsitz übernehmen) gewählt - eine Ent­
scheidung, die in deutschsprachigen Südtiroler Kreisen nicht nur Zustim­
mung fand und z. B. dazu führte, dass der Südtiroler Schützenobmann Paul 
Bacher aus der SVP austrat. 
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Am 22. Dezember war die Regierungsbildung abgeschlossen. Landeshaupt­
mann Durnwalder nannte in seiner vierten Regierungsrede folgende Priori­
täten: Absichern des Erreichten, Schutz des Lebensraumes und Erhalt des 
hohen Standards im Gesundheits- und Sozial wesen. 

2.2. Autonomieentwicklung 

Die Entwicklung der Autonomie für Südtirol ist in den letzten Jahren insge­
samt positiv verlaufen und der Bestand der Minderheit kann als gesichert 
angesehen werden. Allerdings hat ein privater Verein beim Landesgericht 
Bozen, beim Europarat und bei der Europäischen Kommission Beschwerde 
über die Regelung der Volkszählung in Südtirol eingereicht. lnsb hat sich 
dieser Verein gegen die Zugehörigkeitserklärung zu einer der drei im Auto­
nomiestatut vorgesehenen Sprachgruppen gewandt und zwar vor allem mit 
der Begründung, dass diese Regelung die EU-Bestimmungen über den Da­
tenschutz verletze. Sowohl das Landesgericht Bozen als auch der Europarat 
haben die Beschwerde in allen Punkten abgelehnt. Eine Entscheidung der 
Europäischen Kommission betreffend eine allfällige Eröffnung eines Ver­
tragsverletzungsverfahrens ist noch ausständig. Auch zur Besprechung die­
ser Problematik weilte SVP-Obmann Siegfried Brugger am 20. März zu Ge­
sprächen in Wien; wie in der Vergangenheit gab es engen Kontakt zwischen 
der politischen Führung der Südtiroler und der österreichischen Bundesre­
gierung, die gegenüber den zuständigen Brüsseler Stellen aktiv auf die auto­
nomiepolitisch sensiblen Aspekte der Materie verwies. 

3. Umweltschutz 

3.1 .  Nukleare Sicherheit 

Der Schutz der Bevölkerung und daher die Sicherheit insb grenznaher Kern­
kraftwerke (KKW) haben für die Bundesregierung weiterhin höchste Priori­
tät. Der Umsetzung des am 29. ovember 2001 abgeschlossenen Abkom­
mens mit der Tschechischen Republik ( .. SchI ussfolgerungen des Melker Pro­
zesses und Follow-up") betreffend das Kernkraftwerk Temelin entsprechend 
dem festgelegten Zeitralunen wurde größte Aufmerksamkeit geschenkt. 
Beide Seiten hielten sich strikt an die Vereinbarungen und arbeiteten kons­
truktiv an ihrer Implementierung, unter anderem in einer bereits 2002 ge­
gründeten Arbeitsgruppe über Notfallsplanung, die 2003 erfolgreich abge­
schlossen werden konnte. Eine Reihe von Workshops wurde entsprechend 
der . . road map" planmäßig abgehalten. Die Nullvariante ist für die Tsche­
chische Republik nach wie vor kein Thema, Alternativen zum KKW Temelin 
werden jedoch im Rahmen der wissenschaftlichen Arbeitsgruppe über 
.. Nachhaltige Energiepolitik für Europa" thematisiert. 
Aufbauend auf den österreichisch - tschechischen Arbeiten des Arbeitsgrup­
penbereichs Strahlenschutz - Notfallschutzplanung wurde bei einem Sym-
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posium in Salzburg über .. Off-Sit�. Emergency Planing" eine mitteleuropäi­
sche Zusammenarbeit der Länder Osterreich, Deutschland, Slowakei, Slowe­
nien, Tschechische Republik und Ungarn auf informeller Basis vereinbart. 
Wegen eines Störfalles bei der Reinigung von Brennstäben im Kernkraftwerk 
Paks/Ungarn (INES-Skala Stufe 3)  fanden auf Ersuchen Österreichs zwei zu­
sätzliche Nuklearexpertentreffen statt . 
Die regelmäßigen Expertentreffen im Rahmen der Nuklearinformationsab­
kommen mit den Nachbarstaaten, deren Zweck ein rechtzeitiger Austausch 
von Informationen und Erfahrungen über die Sicherheit der KKW, den 
Strahlenschutz sowie allfällige grenzüberschreitende Folgen radiologischer 
Gefahren und deren Auswirkung ist, wurden planmäßig fortgesetzt, wobei 
die Bereiche Notfallschutzplanung, Strahlenschutz und Messdaten intensi­
viert und ausgebaut wurden. Der End- und Zwischenlagerproblematik 
kommt dabei zunehmende Bedeutung zu. 

3.2. Alpenkonvention 

Das Ständige Sekretariat der Alpenkonvention hat zu Jahresbeginn seine Tä­
tigkeit im Haus des .. Goldenen Dachls" in Innsbruck aufgenommen. ach 
insgesamt drei Verhandlungsrunden unterzeichneten Bundesministerin Be­
nita Ferrero-Waldner und der interimistische Generalsekretär des Ständigen 
Sekretariats Noel Lebel am 24. Juni in Innsbruck das Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und dem Ständigen Sekretariat des Übereinkom­
mens zum Schutz der Alpen über dessen Amtssitz. Das Abkommen wurde 
vom Parlament einstimmig genehmigt. 
Im Oktober fand unter deutschem Vorsitz die erste Sitzung des Überprü­
fungsausschusses in Berlin statt. Dieser Ausschuss, der anlässlich der 
vrr. Alpenkonferenz im November 2002 eingerichtet wurde, dient dazu, in 
nicht-konfrontativer, nicht-justizieller und nicht-diskriminierender Weise 
die Einhaltung der Alpenkonvention und ihrer Protokolle zu überprüfen. 
Zentraler Gegenstand der ersten Sitzung des Überprüfungsausschusses war 
die Erstellung eines einheitlichen Formats für die Um etzungsberichte der 
Vertrags parteien. 
Der Ständige Ausschuss der Alpenkonvention setzte sich vor allem mit der 
Stärkung der Arbeitsfähigkeit des Ständigen Sekretariates, der Bestellung 
des Vize-Generalsekretärs sowie der Arbeit der Arbeitsgruppen Verkehr, 
Umweltqualitätsziele und Muren und Lawinen auseinander. 

4. Zusammenarbeit im Donauraurn 

4.1 .  Donauraumkooperation 

Die Donauraumkooperation ( .. Danube Co-operation Process") wurde am 
27. Mai 2002 in Wien auf Ebene der Außenminister durch die dreizehn Staa-
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ten des Donaubeckens, die Europäische Kommission und den Stabilitäts­
pakt für Südost-Europa gegründet. Ziel der Initiative ist es, dem Donauraum 
erstmals ein umfassendes politisches Forum zu geben, in dem wichtige re­
gionale Anliegen formuliert, Ziele definiert und Programme erstellt werden. 
Damit sollen die Zusammenarbeit in der Region verstärkt, eine Ausrichtung 
der vielfältigen regionalen Aktivitäten und Organisationen auf regionale 
Schwerpunkte erreicht und ein Beitrag ZUI wirtschaftlichen und politischen 
Stabilisierung dieser in vielfacher Hinsicht sehr heterogenen Region geleis­
tet werden. 
Die Donauraumkooperation ist als politischer Prozess konzipiert, im Ab­
stand von zwei Jahren werden Ministertagungen abgehalten. Sekretariats­
funktionen werden von Tei lnehmern, insb von den vier Initiatoren Öster­
reich, Rumänien, dem Stabilitätspakt und der Europäischen Kommission 
wahrgenommen. 
Die Aktivitäten erfolgten auf der Grundlage des 2002 beschlossenen Arbeits­
programms, welches sich v. a. auf die Bereiche Wirtschaft, Verkehr und Na­
vigation, Tourismus, Umwelt, Kultur und subregionale Zusammenarbeit 
konzentriert. In Vorbereitung der zweiten Ministertagung (geplant für 
14 .  Juli 2004 in Bukarest) fanden mehrere Treffen auf Beamtenebene statt. 
Ein weiteres Vorbereitungstreffen ist für März 2004 in Wien vorgesehen. 
Im Oktober WUIde eine "Business Conference" in Bukarest abgehalten. Über 
500 Teilnehmer, darunter überwiegend Geschäftsleute aus dem gesamten 
Donauraum, formulierten Empfehlungen, welche Maßnahmen zum weite­
ren Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Donauraum ergriffen 
werden sollen. 
Österreich ist intensiv in die Vorbereitung der zweiten fv1.inistertagung invol­
viert. Darüber hinaus WUIde an den Projekten, für die Osterreich als "lead­
partner" verantwortlich ist, weitergearbeitet. Die Einrichtung des Internet­
portals ("Danube Portal") ,  welches umfassende Informationen über die Re­
gion und Ihre Länder zugänglich machen sol l ,  ist weit fortgeschritten . Die 
Initiative zur qualitativen Verbesserung des Frachttransports per Bahn und 
Schiff zwischen Donauraum und EU WUIde im Rahmen eines großen Work­
shops und in Zusammenarbeit mit internationalen Partnern weiter konkreti­
siert. 

4.2. Donauschißfahrt 

Die Räumung der Schiflfahrtsrinne bei Novi Sad als Folge der Zerstörung 
der Donaubrücken während des Kosovo-Kriegs und die .. abschließende 
Flussbettsanierung konnten am 16.  Juni vollendet werden. Osterreich hatte 
mit seiner Vorsitzführung (bis April 2002) in der Donaukommission, im Pro­
jektkomitee, in der Expertengruppe, im Ausschuss zur Prüfung der Aus­
schreibungen wie auch als Verwalter des in Wien angesiedelten Internatio-
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nalen Fonds zur Räumung der Schifffahrtsrinne der Donau maßgeblichen 
Anteil an diesem Erfolg. Nicht zuletzt war es ein österreichisches Verdienst, 
dass die EG für das Projekt gewonnen- werden konnte und rund 85% der 
Mittel ( 14 ,6 Mio. Euro) beisteuerte. Auf Grund der mit Jahresende erfolgten 
Projektabrechnung (Gesamtkosten von 1 7,3 Mio. Euro, veranschlagt waren 
24 Mio. Euro) ergibt sich ein österreichischer Beitrag von 0,5 Mio. Euro, der 
unter den bilateralen Gebern nur von Deutschland (0,7 Mio. Euro) übertrof­
fen wird. 
Als Hindernis zur Wiederherstellung der freien SchiHfahrt verbleibt die 
Pontonbrücke in Novi Sad. Während die Donaukommission bei der Erhö­
hung der Öffnungs frequenz erfolgreich war, liegen die Durchfahrtsgebühren 
für Frachtschiffe - Passagierschiffe genießen inzwischen freie Durchfahrt ­
weiter deutlich über den tatsächlichen Öffnungskosten. 
Bei der 6 1 .  Jahrestagung der Don�.ukommission (7. - 15 .  April) traten Prob­
leme der Organisation zu Tage. Osterreich, das 1 2  Jahre lang - 1 990 bis 
2002 - durch Stel lung des Generaldirektors und in der Folge durch die Prä­
sidentschaft - die Geschicke der Donaukommission maßgeblich geprägt 
und in der Zeit des politischen und wirtschaftlichen Umbruchs in der 
Region die Organisation gestärkt hat, richtet sein Engagement d�er vor 
allem gemeinsam mit Rumänien auf eine Revision des Belgrader Uberein­
kommens. Ziel soll die Anpassung der Donauschifffahrt an die geänderten 
wirtschafts- und integrationspolitischen Rahmenbedingungen sowie die 
Schaffung der Grundlagen für einen konkurrenzfähigen VerkeIu:�träger in 
einem gesamteuropäischen Netz von Binnenwasserstraßen sein. Osterreich 
konnte durch die Ausrichtung einer Working Group of the Whole in Wien 
am 3./4. Juli ,  die den inhaltl ichen und organisatorischen Rahmen des Revi­
sionsprozesses weitgehend vorbereitete, den Verhandlungen Schwung ver­
leihen. So setzte das Vorbereitungskomitee in Budapest am 1 3./14.  Oktober 
zwei Arbeitsgruppen ein. Jene zu Schifffahrtsfragen erzielte in Bukarest am 
1 3./14.  November weitgehend Einigung. Die Arbeitsgruppe zu institutionel­
len und Rechtsfragen wird im Jänner 2004 in Wien unter österreichischer 
Leitung tagen. 

4.3. Donauschutzübereinkommen 

Für die im Jahre 1 998 als operatives Organ des Donauschutzübereinkom­
mens eingerichtete Internationale Kommission zum Schutz der Donau 
(IKSD) mit Sitz in Wien besaß die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtli­
nie im gesamten Donaueinzugsgebiet weiterhin Priorität. Dazu wurde eine 
eigene Expertengruppe für "River Basin Management" eingerichtet. 
Im Bereich der Kontrolle der Gewässerbelastungen hat eine Aktualisierung 
der Übersicht über die großen Emissionsquellen im Donaueinzugsgebiet 
stattgefunden. Eine eigene Expertengruppe arbeitet an Maßnahmen zur 
Emissionsreduktion, wobei mit der Waschmittelindustrie Einvernehmen 
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über den verstärkten Vertrieb von phosphorfreien Waschmittel-Detergenzien 
in den unteren Donaustaaten angestrebt wird. 
Die Globale Umweltfaziliät (GEF) des Entwicklungsprogramms der Verein­
ten Nationen (UNDP) lancierte im Donau-Schwarzmeer-Raum ein Projekt 
zur Stärkung der Umsetzungskapazitäten zur Nährstoffreduktion und der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der Donauländer. wobei die IKSD 
als Leitkomitee zur Durchführung des Programms verantwortlich zeichnete. 
Aus GEF-Mitteln sollen sowohl mehrere untere Donaustaaten bei der Um­
setzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie unterstützt als auch die Überwa­
chung der Wasserqualität des Schwarzen Meeres insb im Bereich der Donau­
mündung sichergestellt werden. 
Im Zusammenhang mit den Ausbauplänen der Donauschifffahrtsstraße 
wurde auch bei der im Dezember stattgefundenen 6. Jahrestagung der lKSD 
auf die Notwendigkeit der Durchführung von Umweltverträglichkeitsver­
fahren verwiesen und die Einhaltung der EU-Wasserschutzgesetzgebung 
einschließlich der EU-Wasserrahmenrichtlinie betont. Die Tagung be­
schloss. anlässlich des zehnjährigen Jubiläums der Unterzeichnung des Do­
nauschutzübereinkommens und zur Stärkung der Bewusstseinsbildung im 
Jahre 2004 einen "Tag der Donau" sowie eine Tagung der Umweltminister 
der Vertragsstaaten des Donauschutzübereinkommens abzuhalten. Die Lei­
tung des Exekutivsekretariats ist von Joachim Bendow an Phi! Weller über­
gegangen. welcher zuvor das WWF-Donau-Karpatenprogramm geleitet 
hatte. 
Als Antwort auf die schweren Hochwässer im Sommer 2002 hat die IKSD 
ihre Aktivitäten in diesem Bereich verstärkt. Eine Expertengruppe erarbei­
tete die Inhalte für ein erstes Aktionsprogramm zum nachhaltigen Hoch­
wasserschutz im Donaueinzugsgebiet. 
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C. Österreichisehe Entwicklungszusammenarbeit 
(ÖEZA) und Ostzusammenarbeit (OZA) 

I. Einleitung 

Armutsbekämpfung, Friedenssicherung und Umweltschutz als tragende 
Elemente einer nachhaltigen Entwickl�g sind die Leitziele der Österrei­
chischen Entwicklungszusammenarbeit (OEZA). Die partnerschaftliehe Ein­
beziehung der betroffenen Menschen, der Einsatz angepasster Technologien, 
die Berücksichtigung der kulturellen Dimension von Entwicklung sowie die 
Gleichstellung von Männern und Frauen sind in Programmen und Projekten 
der ÖEZA grundsätzlich umzusetzen. Im Mittelpunkt der österreichischen 
Anstrengungen stehen vor allem benachteiligte Bevölkerungsgruppen, be­
sonders in den am wenigsten entwickelten Ländern (LDC) Afrikas, Asiens 
und Lateinamerikas. Weltweit profitieren ca. 6 Mill ionen Menschen von den 
Leistungen der Österreichischen Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit in 
den 20 Schwerpunkt- und Kooperationsländern in Asien, Afrika und Zen­
tralamerika sowie in den 1 9  Partnerländern in Südosteuropa und den Neuen 
Unabhängigen Staaten. Die Kernprobleme vieler Entwicklungsländer sind 
grenzüberschreitend und betreffen die Zukunftschancen aller Menschen: 
Kriegerische Konflikte, Massenmigration und Umweltzerstörung, die oft aus 
ungleicher Ressourcenverteilung resulti.t:Jren, erhalten durch die Globalisie­
rung eine weltweite Dimension. Die Osterreichische Entwicklungs- und 
Ostzusarnmenarbeit setzt auf gemeinsame Lösungen und Zusammenarbeit 
mit den Partnerländern nicht nur aus einer humanitären Verpflichtung, son­
dern auch im Interesse internationaler Sicherheit und Stabilität. 

1 .  Internationale Grundlagen 

In ihrer Erklärung zum neuen Jahrtausend verabschiedeten die Mitgliedstaa­
ten der Vereinten ationen acht grundlegende Millenniums-EntwickJungs­
ziele, um die weltweite Armut und ihre Folgen stärker und koordinierter als 
bisher zu bekämpfen. Um diese Ziele bis 2015 zu verwirklichen, sind große 
gemeinsame Anstrengungen von Industrie- und Entwicklungsländern not­
wendig. Die Industrieländer sind vor allem in vier Bereichen gefordert: Ent­
schuldung der ärmsten Länder, besserer Zugang zu neuen Technologien und 
Innovationen für Entwicklungsländer, Abbau von unfairen Handelshemm­
nissen und Zöllen und eine Steigerung der wirtschaftlichen Unterstützung 
sowie der Ausgaben für Entwicklungshilfe.  

2.  Mehr Budget für Entwicklungszusammenarbeit 

Auf Basis dieser Ziele wurde bei der Konferenz über Entwicklungsfinanzie­
rung in Monterrey im Jahr 2002 über die Erhöhung der Mittel für Entwick­
lungszusammenarbeit und über Möglichkeiten zur Ankurbelung der Wirt-
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schaft in Entwicklungsländern diskutiert. Bereits vor der Konferenz hatte 
die Europäische Union ihr Vorhaben bekannt gegeben. den Durchschnitt ih­
rer Entwicklungshilfe-Ausgaben bis 2006 auf 0.39% des Bruttonationalein­
kommens (BNE) zu erhöhen. Dem entspricht die Zusage aller EU-Länder. da­
runter auch Österreichs. ihre Budgets für Entwicklungszusammenarbeit �is 
2006 auf zumindest 0.33 % des BNE anzuheben. Im Jahr 2002 investierte Os­
terreich 0.26% seines BNE in Entwicklungszusammenarbeit. was der 
Summe von 550 Mio. Euro entsprach. Die österreichischen Leistungen lagen 
damit über dem OECD-Durchschnitt von 0.23%.  Im Jahr 2003 sank der Be­
trag aufgrund eines von Österreich nicht beeinflussbaren Ausfalls von er­
warteten Schuldenstreichungen und der vorzeitigen Tilgung von Entwick­
lungshilfekrediten auf 445 Mio. Euro oder 0.20% des BNE. Für das Jahr 2004 
wird das EZA-Budget im Außenministerium um 30 Mio. Euro gesteigert und 
damit einen neuen Höchststand erreichen. 

3. Nachhaltigkeit von Entwicklung 

Um Erfolge der Entwicklungszusammenarbeit längerfristig abzusichern. 
müssen Strukturen und Kapazitäten der Partnerländer zur Festigung der so­
zialen Stabilität und zur Erhaltung der Umwelt und der natürlichen Res­
sourcen aufgebaut und gestärkt werden. Ein Mangel an Sicherheit. ethnische 
Spannungen oder ökologischer Raubbau können eine stabile Entwic.�ung 
makroökonomischer Rahmenbedingungen unterminieren. Für die OEZA 
stellen daher die Themen Konlliktprävention. Stärkung von Menschenrech­
ten. Demokratieförderung sowie der Ausbau von Rechtsstaatlichkeit und gu­
ter Regierungsführung ebenso wie eine umwelt- und sozialverträgliche Ent­
wicklung. Energieversorgung auf Basis erneuerbarer Energieträger sowie die 
Wasserversorgung thematische und organisatorische Schwerpunkte im 
Sinne einer nachhaltigen Entwicklungspolitik dar. 

4. Strukturelle Stärkung der ÖEZA 

Während der letzten drei Jahre wurde die Österreichische Entwicklungs­
und Ostzusammenarbeit inhaltlich und strukturell wesentlich gestärkt. Zu­
nächst verabschiedete der Nationalrat im Februar 2002 eine neue gesetzli­
che Grundlage. um die ÖEZA an die geänderten internationalen Rahrnenbe­
dingungen anzupassen (EZA-Gesetz). Das Gesetz enthält einen Katalog von 
Zielen und Prinzipen. die für die gesamte Bundesverwaltung im Umgang 
mit Entwicklungsländern Anwendung finden. Ziel ist eine einheitliche und 
kohärente österreichische Entwicklungspolitik. für die das Außenministe­
rium eine Koordinationsfunktion wahrnimmt. Eine Novelle zum EZA-Ge­
setz im Juli 2003 brachte wichtige Ergänzungen. 1nsb wurde die Ausgliede­
rung der operativen Durchführung aller Projekte an die Austrian Develop­
ment Agency GmbH (ADA) vorgegeben. Das Unternehmen nimmt mit 1 .  Jän­
ner 2004 seine Tätigkeit auf und sorgt für die Durchführung aller Projekte 
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der Österreichischen Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit. Die strategi­
schen Vorgaben für die Tätigkeiten der ADA werden von der Sektion für Ent­
wicklungs- und Ostzusammenarbeit im Außenm!.nisterium formuliert. 
Diese neue Struktur wird eine erhöhte Effizienz der OEZA im Kampf gegen 
die weltweite Armut bewirken. 

11.  Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 

1 .  Schlüsselregion Zentralamerika (Schwerpunktland Nicaragua, 
Kooperationsländer Costa Rica, EI Salvador, Guatemala) 

Die wirtschaftliche Lage der Region war nach wie vor vom Preisverfall des 
Hauptexportprodukts Kaffee gekennzeichnet. Nicaragua erfüllte 2003 die 
Bedingungen der internationalen Finanzinstitutionen für das Erreichen des 
"Completion Point" im Rahmen der HIPC-Initiative. Damit stand ein Erlass 
von rund 55% der Auslandsschulden in Aussicht. Neben der Förderung der 
ländlichen Entwicklung und der Mikro-, Klein- und Mittelbetriebe war die 
ÖEZA auch weiterhin vorrangig im sozialen Sektor aktiv. In den bei den au­
tonomen Atlantikregionen wurde eine dez�:ntrale Gesundheitsversorgung 
organisiert. Als neues Projekt finanzierte die OEZA ein Begleitprogramm zur 
Entminung der Grenzgebiete (siehe auch Punkt 10) .  Ferner wurden spezifi­
sche Maßnahmen zur Förderung der Menschenrechte von Frauen und Mäd­
chen unterstützt. Ein neues Vorhaben der ÖEZA gemeinsam mit anderen Ge­
berländern zielte auf die Bewusstseinsbildung zum Thema Gender-Gleich­
stellung und HIV/AIDS-Prävention bei Jugendlichen ab. 
In Costa Rica unterstützte die ÖEZA ein Entwicklungsprojekt in der Ge­
meinde La Gamba im Süden des Landes. Es wird 2004 von lokalen Organi­
sationen weitergeführt. Die Kooperation wird sich dann auf die wirtschaftli­
che Entwicklung der nördlichen Grenzregion entlang des Rio San Juan kon­
zentrieren. 
In EI Salvador förderte die ÖEZA vor allem Bildungsrnaßnahmen und 
Kleinkreditprogramme für ProduzentInnen, um deren Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken. 1m Bereich der ländlichen Entwicklung ist der verbesserte 
Marktzugang für alternative Landwirtschaftsprodukte ein Anliegen. 
In Guatemala unterstützte die ÖEZA neben Maßnahmen in der ländlichen 
Entwicklung im westlichen Hochland die indigene Bevölkerung durch die 
Förderung von Maya-Institutionen, des traditionellen Rechtssystems sowie 
der zweisprachigen interkulturellen Erziehung. 

2. Schlüsselregion Westafrika (Schwerpunktländer Burkina Faso, 
Kap Verde, Kooperationsland Senegal) 
Die Auswirkungen des.Konflikts in der Elfenbeinküste waren in der ganzen 
Region zu spüren. Die erwartete Auswanderungswelle setzte ein, die Haupt-
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verkehrsrouten brachen zusammen und die daraus resultierenden Versor­
gungsengpässe führten zu erheblichen wirtschaftlichen Problemen in allen 
Nachbarländern. Angesichts dieser Situation konzipierte die ÖEZA ein re­
gionales Projekt zur Konlliktprävention und -mediation, das ab 2004 durch­
geführt wird. Auf regionaler Ebene wurde weiterhin die Organisation Enda ­
Tiers Monde mit Sitz in Senegal unterstützt, die sich mit Entwicklungsfor­
schung und -aktionen beschäftigt. 
In Burkina Faso wurden im Sektor Ländliche Entwicklung lokale Entwick­
lungs- und Handwerkförderungsfonds in allen Projekten eingeführt. Ziel ist 
es, die Projektverantwortung auf die Zielgruppen selbst zu übertragen und 
mit diesem Ansatz indirekt auch das Sparkassen- und Kleinkreditwesen im 
ländlichen Raum zu fördern. Im Bereich technische und berufliche Bildung 
wurde neben den laufenden Projekten der Aufbau eines Berufsbildungszent­
rums in Bobo Dioulasso (siehe auch Punkt 1 0) sowie zweier Außenstellen 
begonnen. In diesem Sektor wird die Geberkoordination von der ÖEZA wahr­
genommen. Sie befasst sich mit der dringender werdenden Nachfrage nach 
Berufsbildung, da die Zahl der Grundschulabsolventen stark gestiegen ist. 
Kap Verde stellte im April den 5. nationalen Entwicklungsplan vor, der u.  a. 
die bessere Kontrolle der öffentlichen Ausgaben, die Privatisierung öffentli­
cher Unternehmen und verbesserte soziale Dienstleistungen vorsieht. Öster­
reich schloss ein weiteres Kooperationsprogramm für 2003-2005 mit Kap 
Y,erde ab. Im Sektor der nachhaltigen Ressourcennutzung profilierte sich die 
OEZA durch dezentrale Wasserversorgungsprojekte. Im Bildungsbereich 
führte die kapverdische Regierung mit einer Budgethilfe der ÖEZA Infra­
strukturverbesserungen durch , unterstützte sozial benachteiligte SchülerIn­
nen und etablierte ein Weiterbildungssystem für LehrerInnen. Auch ein 
neues Nahrungsmittelhilfeabkommen (2003- 2005) wurde unterzeichnet. 
Im Senegal war die ÖEZA vor allem im Bereich der Ländlichen Entwicklung 
tätig und unterstützte damit den Dezentralisierungprozess im Land. Ein ent­
sprechendes Landesprogramm ist in Ausarbeitung. Die ÖEZA-Aktivitäten 
wurden primär von NGOs initiiert und konzentrierten sich insb auf den 
mittleren und nördlichen Küstenbereich. Die Handwerkerförderung stand 
im Zentrum der Kofinanzierungsprojekte. 

3.  Schlüsselregion Ostafrika (Schwerpunktländer Äthiopien, 
Uganda, Ruanda, Kooperationsländer Burundi, Kenia, Tansania) 

Ostafrika ist hinsichtlich der Anzahl an Partnerländern und des Mittelein­
salzes die bedeutendste Region der ÖEZA in Afrika. Wichtigste Sektoren 
sind Wasserversorgung und Siedlungshygiene sowie gute Regierungsfüh­
rung einschließlich Demokratie und Menschenrechte. Die politische Situa­
tion in der Region wurde von den Friedensprozessen in der Demokratischen 
Republik Kongo (DRK) und Burundi geprägt. 
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Die Entwicklung im Schwerpunktland Äthiopien wurde durch die sinken­
den Kaffeepreise. unzureichende Auslandsinvestitionen. einen schwerfälli­
gen Landwirtsc�aftssektor und immer wiederkehrende Dürrekatastrophen 
behindert. Die OEZA konzentrierte sich in diesem Land auf Ernährungssi­
cherheit. Gesundheit. Energieversorgung und die Verbesserung der Situa­
tion der Frauen (siehe auch Punkt 10).  Zusätzlich wurden Projekte mit inter­
nationalen Organisationen (z. B .  UNIDO) und solche der B ildungszusam­
menarbeit finanziert. 
In Uganda bl ieb die ökonomische Lage angespannt und die außerordentli­
chen"Erfolge in der Armutsreduktion konnten 2003 nicht fortgesetzt werden. 
Mit Osterreich wurde ein neues Kooperationsprograrnm für 2003- 2005 un­
terzeichnet. das sich explizit in die Entwicklungsstrategie Ugandas einfügt. 
Schwerpunkte waren Wasserversorgung (siehe auch Punkt 10)  und Sied­
lungshygiene. gute Regierungsführung einschließlich Dezentralisierung und 
der Aufbau des Privatsektors. 
Die Politik Ruandas ist fast ein Jahrzehnt nach dem Genozid noch immer 
vom Bemühen um Überwindung dieses Traumas beherrscht. Die ÖEZA un­
terstützte ein weitreichendes Versöhnungsprojekt. Weitere Schwerpunkte 
der Zusammenarbeit sind Wasserversorgung und Siedlungshygiene sowie 
Demokratie und Menschenrechte. 
Im Kooperationsland Burundi wurden wesentJiche Schritte zur Umsetzung 
des Arusha-Friedensabkommens gesetzt. Die OEZA konzentrierte sich wei­
terhin auf Wasserversorgung. Demokratisierung und St�.kung der Menschen­
rechte und unterstützte aktiv den Friedensprozess. Die OEZA unterstützte in 
Kenia vor allem den Aufbau von Wasserver- und Abwasserentsorgung. Das 
Kooperationsland Tansania zählt noch immer zu einem der ärmsten Länder 
Afrikas. Dezentralisierung und Ausbau der Nahrungsmittel,:,.erarbeitung als 
Teil des Privatsektoraufbaus bildeten die Schwerpunkte der OEZA. 

4. Schlüsselregion Südliches Afrika (Schwerpunktland Mosambik, 
Kooperationsländer Simbabwe, Namibia, Süd afrika) 

Die problematische politische Situation in Simbabwe zeigte Auswirkung auf 
die gesamte Region. Vor allem in den Kooperationsländern Namibia und 
Südafrika. wo bei Landbesitz und Einkommen große Verteilungsunter­
schiede herrschen. gewann die Frage der Landreform zunehmend an Brisanz. 
Das Schwerpunktland Mosambik erreichte 2003 ein annähernd zweistelli­
ges Wirtschaftswachstum und wird von den internationalen Gebern weiter­
hin intensiv unterstützt. Die ÖEZA förderte in Mosambik die Dezentralisie­
rung durch lokale Wasser- und Energieversorgung. die Verbesserung der Ver­
waltung und den Aufbau der lokalen Medien. Die 2003 angelaufene zweite 
Phase des Programms zur ländlichen Wasserversorgung und Siedlungshy­
giene wird die Situation in unterversorgten Regionen weiter verbessern. Ein 
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anderer Schwerpunkt war das Programm Ländliche Entwicklung, das darauf 
abzielt, Kleinbauernfamilien durch diversifizierten Anbau, gesteigerte Pro­
duktivität und gesicherte Absatzmärkte mehr Einkommen zu verschaffen. In 
mehreren entlegenen Gebieten konnten Tagesmärkte eingeführt werden, die 
lokalen Produzenten einen fairen Preis und vollen Absatz ermöglichten. 
Demgegenüber setzte im Kooperationsland Simbabwe die Regierung ihre ra­
dikale Landreform fort, obwohl die Hälfte der Bevölkerung von einer Hun­
gersnot bedroht ist. Die Folgen waren fatal: die Wirtschaft schrumpfte, die 
Inflation betrug 140% und 80% der Bevölkerung leben in absoluter Armut. 
Seit September 2001 hat die ÖEZA keine neuen Projekte begonnen, stellte 
aber 2003 insgesamt 300.000 Euro für Nahrungsmittelhilfe bereit. Beste­
hende Projekte zur Unterstützung von Kleinunternehmern und zum Ausbau 
der Solarenergie-Versorgung liefen weiter. 
Auch im Kooperationsland Namibia gewann die Landfrage an Bedeutung, 
da nur die reichsten 10% der dortigen Bevölkerung 65% des Einkommens 
erhalten. Mit dem Aufbau von nachhaltigem Tourismus und Projekten zur 
Demokratieentwicklung trug die ÖEZA zur Armutsbekämpfung und politi­
schen Stabilisierung bei. Auch in Südafrika radikalisierte sich die Landre­
form-Debatte, da noch immer 60.000 weiße Farmer 86% des Landes besit­
zen. Die 1 7  Mio. schwarzen Farmer teilen sich die restlichen 14% des Bo­
dens. Die ÖEZA konzentrierte sich in Südafrika auf Demokratieentwick­
lung, die Aktivitäten reichten von Rechtsberatung über Unterstützung der 
Selbstverwaltung von Gemeinden bis hin zu Aktivitäten gegen häusliche 
Gewalt. 

5. Schlüsselregion Himalaya-Hindukush (Schwerpunktland 
Bhutan, Kooperationsländer Nepal, Pakistan) 
Die politische Instabilität in der Region ist in den letzten Jahren 'gestiegen , 
da sich inner- und zwischenstaatliche Konflikte verschärften. Der Ausbruch 
der Infektionskrankheit SARS in China zu Beginn 2003 wirkte sich negativ 
auf Tourismus und Wirtschaft der gesamten Region aus. Vor d�� Hinter­
grund der komplexen regionalen Zusammenhänge förderte die OEZA län­
derübergreifende Projekte zur ländlichen Entwicklung. 
Das Schwerpunktland Bhutan konnte seinen Kurs Richtung Modernisierung 
fortsetzen. Internet und Telekommunikation konnten sich rasch in der tradi­
tionellen Gesellschaft dieses Landes verbreiten. In der Flüchtlingsfrage gab 
es eine Einigung mit Nepal über Rückkehrmöglichkeiten für die Betroffenen. 
Die ÖEZA engagierte sich weiterhin in der Energieversorgung Bhutans, der 
Erhaltung des Kulturerbes, der Verminderung des Ausbruchsrisikos von 
Gletscherseen sowie in Tourismus und Hochgebirgsökologie. Große Einzel­
projekte wie die zweite Ausbaustufe des Wasserkraftwerks Basochhu oder 
die Restaurierung des Klosters Trongsa Dzong näherten sich der Fertigstel­
lung. 
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Im Kooperationsland Nepal war die Lage vom Scheitern der Verhandlungen 
zwischen Regierung und maoistischen Rebellen geprägt, worauf ab August 
2003 eine Welle der Gewalt folgte. Die österreichische Zusammenarbeit mit 
Nepal stützte sich weitgehend auf NGOs und konzentrierte sich auf die Sek­
toren Ländliche Entwicklung, Tourismus und Kultur. Durch die direkte Ar­
beit mit den Dorfgemeinschaften konnten die Projekte trotz bürgerkriegs­
ähnlicher Umstände fortgesetzt werden. 
ln Pakistan führte die Unterstützung der Regierung für den sogenannten 
"Kampf gegen den Terrorismus" zu einer massiven islamistisch - fundamen­
talistischen Gegenbewegung. Die Arbeit der ÖEZA in der nordwestlichen Re­
gion des Landes war von den Auswirkungen der politischen Krisen direkt be­
troffen. 2003 wurde daher eine Neuausrichtung.der Zusammenarbeit mit Pa­
kistan vorgenommen. ln Zukunft wird sich die OEZA auf Gesundheitsversor­
gung und Bildung sowie auf di� Schaffung von Zusatzeinkommen in ländli­
chen Regionen konzentrieren. Ubergreifende Ziele waren vor allem die Ver­
besserung der Situation von Frauen und die Stärkung der Zivilgesellschaft. 

6. Weitere geographische Schwerpunkte: 

SonderprogrammJand Palästina 

Der andauernde Konflikt mit Israel hatte verheerende wirtschaftliche und 
soziale Auswirkungen. Laut Weltbank-Schätzung ist die palästinensische 
Wirtschaft in den letzten zwei Jahren fast um die Hälfte geschrumpft, wäh­
rend die Bevölkerung in den letzten drei Jahren um 1 3 %  gewachsen ist. Ös­
terreich beteiligte sich 2003 mit einer Sonderzahlung von 300.000 EUR an 
den humanitären Hilfsmaßnahmen des VN-Netzwerkes. Parallel dazu wur­
den Entwicklungsprojekte zur Wasser- und Gesundheitsversorgung fortge­
setzt, insb der Bau einer Meerwasserentsalzungsanlage im Gaza-Streifen 
und die Finanzierung eines Zentrums für chronische Krankheiten. 

Region Südostasien 

Die ÖEZA unterstützt in Südostasien seit Jahren Maßnahmen der techni­
schen und wissenschaftlichen Kooperation , um lokale und regionale Exper­
tise zu stärken. Besonderes Augenmerk galt der Fortsetzung der Nord-Süd­
Kooperation wie auch dem Ausbau von Süd-Süd-Netzwerken, z. B. durch 
Zus�enarbeit mit dem Asian Institute of Technology in Bangkok. Dort 
fördert Osterreich jährlich interdisziplinäre Fortbildung für Wissenschafter 
aus der Region. Insgesamt knapp 1 00 Personen wurden 2003 bei Dissertatio­
nen und Forschungsvorhaben unterstützt. 

Wiederaufbau im Irak 

Österreich sagte kurz nach Kriegsende 2003 eine Mill ion Euro an humanitä­
rer Hilfe für den Irak zu und kündigte bei der internationalen Geberkonfe-
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renz einen weiteren Beitrag von 16  Mio. Euro zum wirtschaftl ichen Wieder­
aufbau des Landes an. Auf bilateraler Ebene unterstützt die ÖEZA vor allem 
den Aufbau der Gesundheitsversorgung. So wurden u�.ittelbar nach 
Kriegsende schwerverletzte Kinder zur Behandlung nach Osterreich ge­
bracht. Im Südirak werden ein Spital sowie Gesundheitszentren saniert und 
Ausbildungsmaßnahmen für das Gesundheitspersonal durchgeführt. Wei­
ters wurde gemeinsam mit den Partnern Slowenien und Jordanien an der Er­
richtung eines Zentrums für kriegstraumatisierte Kinder in Babyion gearbei­
tet . Angesichts der schwierigen Sicherheitslage wurde das erste Trainingsse­
minar für irakisehe ÄrztInnen, Psychologlnnen und PsychiaterInnen in Am­
man durchgeführt. 

Afghanistan 

Auch 2003 wurde, soweit das unter den gegebenen Umständen vor Ort mög­
lich war, zügig an der Umsetzung der von Osterreich bei der Konferenz zum 
Wiederaufbau Afghanistans abgegebenen Zusagen gearbeitet . Damals waren 
6,5 Mio. Euro für Strukturhilfeprojekte (für den Zeitraum 2002- 2004) in 
den Sektoren "Minenräumung", "Gender" und "Drogenbekämpfung" zuge­
sagt worden. 2003 wurden aus diesen Mitteln insgesamt Projekte im Wert 
von umgerechnet 1 ,5  Mio. Euro finanziert. Als besonderer Erfolg kann ange­
sehen werden, dass auf österreichische Initiative eine Zusammenarbeit zwi­
schen Österreich, dem Iran und der Europäischen Kommission im Wege der 
in Wien angesiedelten VN-Drogenbekämpfungsbehörde initiiert wurde. Im 
Zuge des Projekts "SAID" ("Strengthening Afghanistan lraq Drug-Control 
Border Corporation")  werden 25 GrenzkontrollsteIlen an der iranisch-afgha­
nischen Grenze (auf afghanischem Territorium) eingerichtet und ausgestat­
tet. Zudem wird das Personal entsprechend geschult.  Der Gesamtumfang 
des in Ausarbeitung befindlichen Projekts beträgt rund 3,95 Mio. US-Dollar. 

7. Schwerpunktsektoren 

Österreich bietet Entwicklungsländern Unterstützung und Zusammenarbeit 
besonders in jenen Bereichen an, wo es fundierte fachliche Kenntnisse und 
Erf�ung besitzt. Diese Expertise spiegelt sich in den Schwerpunktsektoren 
der OEZA wieder. Mit Hilfe von Mikro-, Klein- und Mittelbetriebsentwick­
lung wird das Ziel der Armutsbekämpfung durch die Schaffung von Arbeits­
plätzen und Einkommen verfolgt . Dazu dienten etwa eine Marktstudie für 
Unternehmensdienstleistungen im Senegal oder die Weiterentwicklung von 
Mikrofinanz-Institutionen und eines Kleinstversicherungsprogramms in 
Uganda. Ziel des Sektors Ländliche Entwicklung ist die Reduktion der Ar­
mut in ländlichen Gebieten. Die Verbesserung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion bei gleichzeitiger Erhaltung der natürlichen Ressourcen und die 
Förderung von lokalen Märkten standen im Vordergrund. Um die Beteili­
gung der lokalen Bevölkerung zu sichern, wurden Bildungs- und Beratungs-
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einrichtungen sowie Interessensvertretungen gezielt unterstützt. In die glei­
che Richtung zielt auch der Beitrag zur Dezentralisierung von staatl ichen 
Einrichtungen, welcher beispielsweise die regionale Versorgung, z. B. mit 
Wasser und Energie, sowie die Mitsprache der betroffenen Bevölkerung, un­
terstützte. Der Energiesektor trug neben der Elektrizitätsversorgung vor al­
lem durch die bessere Nutzung traditioneller Energiequellen aus Biomasse 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen bei .  Im Bereich der wirtschaftsna­
hen Kooperationen setzte der weitere Ausbau des Wasser-Großkraftwerkes 
Basochhu in Bhutan neue Maßstäbe. Dieser wird als Wirtschaftsprojekt über 
die österreichische Exportförderung finanziert. Der Sektor Wasserversor­
gung und Siedlungshygiene erhielt angesichts des internationalen Jahres 
des Wassers 2003 besondere öffentliche Aufmerksamkeit. Die regionalen 
Programme zur Wasser- und Sanitärversorgung sowie zur Abwasserentsor­
gung in Uganda, Mosambik, Kap Verde, Kenia und Palästina wurden konse­
quent weiterentwickelt und an die aktuellen Problemstellungen in den Re­
gionen angepasst. Neue Perspektiven eröffneten sich für die ÖEZA durch 
Mitarbeit sowohl in der EU-Wasserinitiative als auch beim "Water & Sanita­
tion-Programme" (WSP) der Weltbank. Der Bereich Umwelt umfasst die spe­
zifische Förderung von Umweltschutzprojekten sowie die Vermeidung von 
negativen Auswirkungen auf die Umwelt bei Entwicklungsprojekten. Die 
bestehenden Umweltschutzprojekte, vor allem zum Schu�.z des Regenwal­
des in Amazonien, wurden konsolidiert. Alle Projekte der OEZA wurden ei­
nem Umweltverträglichkeitsverfahren unterzogen. Die Bildungszusammen­
arbeit konzentrierte sich auf die berufliche Aus- und Fortbildung von wirt­
schaftlichen und wissenschaftlichen Fachkräften aus Entwicklungsländern. 
Einen weiteren Schwerpunktsektor der ÖEZA bildet die Förderung der Mo­
bilität und der Wirtschaft durch den Aufbau von Transportinfrastruktur. 
2003 wurde vor allem in die Instandhaltung der Eisenbahnen im südlichen 
und östlichen Afrika investiert. 

8. Kofinanzierung 

Das Programm zur Kofinanzierung von Entwicklungsprojekten aus öffentli­
chen und privaten Mitteln besteht seit 1992. Mit neun österreichischen 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wurden 2003 Rahmenvereinbarun­
gen über Kofinanzierung getroffen. Sie umfassen jeweils mehrere Projekte, 
die von den Organisationen selbst anteilig finanziert werden. Kofinanziert 
wurden vorwiegend Sozial projekte und der Aufbau von privaten Wirt­
schaftspartnerschaften zwischen österreichischen Betrieben und Unterneh­
men in Entwicklungsländern. 
Die Europäische Kommission stellte 4,14  Mio. Euro für Aktivitäten von 
NGOs bereit. Durch diesen Beitrag und die Eigenmittel der Projektträger 
konnten Projektgelder in Höhe von 7,04 Mio. Euro aufgebracht werden. Das 
"Europäische Center for Development of Enterprise" (CDE) und die UNIOO 
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finanzierten gemeinsam mit der ÖEZA im Rahmen der privaten Wutschafts­
partnerschaften "twinning arrangements" in Tansania und Äthiopien in 
Höhe von 250.000 Euro. 

9. Evaluierung und Kontrolle 

2003 wurden externe Evaluierungen folgender Projekte durchgeführt: Inter­
national Law Institute in Uganda, interinsulare Seekabelverbindung auf den 
Kapverden. das österreichische Minenaktionsprogramm (mit Feldstudien in 
Mosambik und auf dem Balkan) sowie das Sektorprogramm Wasserversor­
gung und Siedlungshygiene der Österreichischen Entwicklungs- und Ostzu­
sammenarbeit mit insgesamt fünf Länderstudien. Ein eigenes Seminar be­
fasste sich mit den Konsequenzen der Evaluierung des Wassersektors und 
ihrer Umsetzung in der konkreten Planungs- und Projektarbeit. Weiters be­
mühte sich die Evaluierungsabteilung um die Qualitätssicherung in der Or­
ganisationsentwicklung von soziokulturell besonders sensiblen Projekten in 
Uganda und im Senegal. Zudem wurden die für den Aufbau von Evaluie­
rungseinheiten gesammelten Erfahrungen den Beitrittsländern zur Verfü­
gung gestel lt .  

10. Projektbeispiele 
Äthiopien: Frauen stärken durch Gesundheitsvorsorge 

APDA, eine lokale Organisation, arbeitet mit Finanzierung durch die ÖEZA 
in der Provinz Afar mit der nomadischen Bevölkerung. Sie bildet Sozialar­
beiterinnen aus, die Frauen individuell zu Fragen von Hygiene und Ernäh­
rung beraten und Veranstaltungen zur Aufklärung über die katastrophalen 
Folgen der weiblichen Bescbneidungen durchführen. 

Burma Faso: Berufsbildungszentrum Bobo-Dioulasso 

Berufsbi ldung ist eine wichtige Grundlage für die Entstehung von Kleinun­
ternehmertum. Im Westen Burkina Fasos gibt es großen Bedarf an gut ausge­
bildeten Handwerkern. weshalb Österreich den Ausbau des staatlichen Be­
rufsbildungszentrums finanziert. Das Angebot an Sparten wird erweitert, die 
einzelnen Ausbildungsstätten werden verbessert und zusätzliche mobile Be­
rufsausbildungsstätten werden eingerichtet. Vorhandene Handwerkerver­
bände sowie ArbeitgeberInnen- und ArbeitnehmerInnenvertretungen sind 
in das Projekt eingebunden. 

Uganda: South Western Towns and Water Sanitation 

"Wasser für Alle bis 201 5"  ist das Ziel der ugandischen Regierung. Öster­
reich trägt dazu mit dem "South Western Towns Water and Sanitation Pro­
gramme" wesentlich bei. Das Programm sorgt für den Aufbau der Wasserver-
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sorgung und der ökologischen Fäkalienentsorgung in 35  Kleinstädten im 
Südwesten Ugandas. 

Nicaragua: Entminung 

Antipersonenmiuen stellen v. a. in den Grenzgebieten Nicaraguas noch im­
mer eine große Gefahr für die Bevölkerung dar. Mit Förderung der ÖEZA 
klärt eine lokale Organisation die Menschen über die Notwendigkeit der Mi­
nenräumung durch das Heer auf. Flankierend werden neue Beschäftigungs­
programme angeboten. weil die Anbaugebiete wegen Verminung nicht nutz­
bar sind. 

III. Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit 

Die Globalisierung hat einen Wandel in der internationalen Entwicklungs­
politik bewirkt. Verstärkt wird auf die Einbindung der Entwicklungsländer 
in die Weltwirtschaft durch die Stärkung von Produktionskapazitäten und 
den Abbau von Zugangsbeschränkungen zu internationalen Märkten ge­
setzt. Die Koordination der Entwicklungspolitik im Rahmen von internatio­
nalen Organisationen und Institutionen nimmt einen immer größeren Stel­
lenwert ein. Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit spielt im Rahmen 
des Gesamtkonzeptes der österreichischen Entwicklungspolitik eine we­
sentliche Rolle. Im Jahr 2003 umfasste sie 259 Mio. Euro, wovon 20 Mio. 
Euro an die Vereinten Nationen, 79 Mio. Euro an internationale Finanzinsti­
tutionen und 1 5 8  Mio. Euro an die Europäische Union gingen. 

1 .  Die Vereinten Nationen 

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), das leitende 
Programm der Vereinten Nationen für Koordination und Finanzierung tech­
nischer Entwicklungs- und Hilfsaktionen. gewinnt innerhalb des UN-Sys­
tems zunehmend an Bedeutung. Es spielte etwa beim internationalen Wie­
deraufbau für Afghanistan eine wichtige Rol le. Einen weiteren Schwerpunkt 
bildet die zunehmende Konzentration des Programms auf die Erreichung 
der Entwicklungsziele der VN-Millenniumsdeklaration. Durch den 2003 be­
schlossenen "Multi Year Funding Framework 2004-07" wird UNDP noch 
stärker als bisher auf folgende fünf strategische Ziele ausgerichtet: Demokra­
tieförderung, Armutsminderung, Energie und Umweltschutz für nachhaltige 
Entwicklung, Krisenprävention und Wiederaufbau sowie Kampf gegen 
AIDS. Der mehrjährige Reformprozess von UNDP ist im Wesentlichen abge­
schlossen und führte zu einer Verlagerung der operativen Arbeit in die Ver­
tretungsbüros. 
Der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) ist ein relativ klei­
nes, dezentral organisiertes Programm, das Projekte zur Kontrolle der demo-
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graphischen Entwicklung unterstützt. Es stellte in den letzten Jahren erfolg­
reich die Stärkung der Rolle von Mädchen und Frauen in den Mittelpunkt. 
vor allem im Bereich der Familienplanung. der m�dizinischen Betreuung 
und der allgemeinen Grundschulausbildung. Osterreich unterstützte 
UNFPA sowohl mit Beiträgen als auch durch zwei Projekte mit Afghanistan 
und Palästina. 

Für das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) wird die Be­
kämpfung von HIV/AIDS. insb in Afrika. zunehmend ein Schwerpunkt. Da­
bei geht es vor allem um die Verhinderung der Mutter-zu-Kind-Übertragung. 
um Betreuung der Waisen und um den Schutz der Kinder und Jugendlichen 
vor Infektionen. Weitere Schwerpunkte der Tätigkeit von UNICEF liegen in 
den Bereichen Immunisierung. Gesundheit und Hygiene. eben seinen Bei­
trägen zum regulären Budget der Organisation verlängerte Österreich das 
seit vergangenem Jahr erfolgreich laufende UNICEF Projekt .. Accelerated 
Learning Program for Girls" in Afghanistan bis Ende 2004. Zusätzlich wird 
in den Jahren 2004 und 2005 ein Projekt zur Bekämpfung von HIV / AIDS un­
ter Kinder und Jugendlichen in Äthiopien finanziert. 

Das "Junior Professional Officer" (JPO)-Programm der VN ermöglicht jun­
gen Akademikerlnnen. einen zweijährigen Einsatz als Bedienstete einer in­
ternationalen Organisation zu absolvieren. Das Außenministerium trägt da­
für die gesamten Einsatzkosten. Mit dem ]pO-Programm werden die jeweili­
gen VN-Organisation unterstützt und gleichzeitig wird österreichisches 
Know-how aufgebaut. 2003 wurde jeweils ein ]pO-Einsatz in Bhutan. Kenia. 
Afghanistan. Südafrika. Burundi. Kap Verde. Uganda. den palästinensischen 
Gebieten sowie in Brüssel und der Zentralstelle in New York finanziert. 

Die Organisation der Vereinten Nationen für IndustrieUe Entwicklung 
(UNIDO) hat sich auf die Hilfe beim Aufbau von nachhaltigen Klein- und 
Mittelbetrieben in der Industrie spezialisiert. Fragen des Umweltschutzes 
und der Umweltverträglichkeit von Industrieproduktion werden dabei be­
sonders berücksichtigt. 2003 bemühte sich die UNIDO u. a. verstärkt . die In­
tegration von Entwicklungsländern in den Welthandel durch die Sicherung 
von Qualitätsstandards und durch den Aufbau von Produktionskapazitäten 
zu stärken. Am 10.  September wurde ein Kooperationsabkommen zwischen 
der UNIDO und der Welthandelsorganisation über die zukünftige Zusam­
menarbeit unterzeichnet. Vom 1 .  bis 5 .  Dezember fand die alle zwei Jahre ab­
zuhaltende Generalkonferenz der UNIDO in Wien statt. bei der Tadschikis­
tan. Timor-Leste und Thrkmenistan als neue Mitglieder willkommen gehei­
ßen wurden. Inhaltlicher Schwerpunkt �.ar die Debatte über die Erreichung 
der internationalen Entwicklungsziele. Osterreich ist Mitglied im .. Indus­
trial Development Board" und im .. Program and Budget Committee" der 
UNIDO. Mit hohen freiwilligen Beiträgen gehört Österreich weiterhin zu 
den größten Gebernationen. Die österreichischen Mittel lließen vor allem in 
die Förderung von umweltverträglicher Industrieproduktion und in die 

136 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 151 von 422

www.parlament.gv.at



Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit 

Stärkung der Produktionskapazitäten in Entwicklungsländern. Mit österrei­
chischer Unterstützung wurde im November 2003 die "Renewable Energy 
and Energy Efficiency Partnership" (REEEP) bei der UNIDO in Wien angesie­
delt. 
VN-Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD): UNCTAD-General­
sekretär Ricupero und WTO-Generaldirektor Supachai unterzeichneten im 
April 2003 ein "Memorandum of  Understanding" zur Stärkung der Partner­
schaft in den Bereichen technische Zusammenarbeit und Aufbau von Wut­
schaftskapazitäten in Entwicklungsländern. Im August 2003 wurde durch 
ein Grundsatzpapier des Generalsekretärs der Vorbereitungsprozess für die 
1 1 .  UNCTAD Ministerkonferenz im Juni 2004 eingeleitet, die verbesserte Ko­
härenz zwischen nationalen Entwicklungsstrategien und globalen ökonomi­
schen Prozessen zum Thema hat. Die 50. Sitzung des Handels- und Entwick­
lungsrats der UNCTAD im Oktober war von den gescheiterten WTO-Ver­
handlungen in CancUn geprägt. Angesichts des Scheiterns der WTO-Ver­
handlungsrunde will  UNCTAD künftig verstärkt die Rolle eines Forums zur 
Verbesserung des Dialogs in den Nord-Süd-Beziehungen erfüllen. Im Rah­
men der "Commission on Science and Technology for Development" (CSTD) 
wurde ein von Österreich gefördertes "Benchmarking-System" präsentiert, 
das anlässlich des Weltgipfels zur lnformationsgesel lschaft im Dezember in 
Genf vorgestellt wurde. 
VN-Programm für menschliches Siedlungswesen (UN-HABITAT): die Um­
wandlung der Kommission für menschliches Siedlungswesen UNCHS 
durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen zu einem Programm 
der VN im Februar 2002 wertete UN-HABITAT auf und klärte seinen Status. 
Die Verbesserung der Lebensumstände von Slum-Bewohnern stellt als Ziel 
der Millenniums-Deklaration ein zentrales Thema von UN-HABITAT dar. 
Die Problematik der rapiden Urbanisierung und der damit ständig wachsen­
den Slums wird einen Schwerpunkt der Arbeiten von UN-HABITAT in den 
nächsten Jahren bilden. Der sektoren übergreifende Themenkomplex "Was­
ser, Siedlungshygiene und Siedlungswesen" soll in den nächsten Jahren ein 
weiterer Fokus für die Tätigkeit von UN-HABITAT sein. Neben normativer 
Arbeit führte UN-HABITAT auch konkrete Siedlungsprojekte, u . a. im Irak, 
in Afghanistan und am Balkan durch. Wichtige Programme (z. B. "Safer Ci­
ties",  "Water for African Cities" ) l iefen in Städten Afrikas, Lateinamerikas 
und Asiens. 

2. Die Europäische Union 

Das Jahr 2003 war auf Ebene der EU von der Umsetzung einer Vielzahl ein­
geleiteter Prozesse geprägt. So gab die Europäische Kommission (EK) im 
April 2003 einen ersten umfassenden Fortschrittsbericht zur Umsetzung der 
vom Europäischen Rat von Barcelona gesetzten Budgetziele heraus. Das be­
kannteste dieser Ziele ist der Zeitplan zur Anhebung der offiziellen Ent-

1 3 7  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)152 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich ische Entwicklungszusammenarbeit (ÖEZAj und Ostzusammenarbeit 

wicklungshilfe der EU bis 2006 um 18  Milliarden Euro. Die 1 999 eingelei­
tete Reform der Strukturen der Kommission im Außenhi lfebereich (Aufga­
benabgrenzung, Dekonzentration etc. )  wurde weiter vorangetrieben und 
großteils abgeschlossen. 
Ein weiterer Schwerpunkt der EU-Entwicklungshilfe lag auf der Umsetzung 
des im Juni 2000 in Cotonou (Benin) unterzeichneten Partnerschaftsabkom­
mens (Cotonou-Abkommen) mit 76 Staaten Afrikas, der Karibik und des Pa­
zifiks (AKP-Staaten). Es erfasst verschiedene Bereiche der Zusammenarbeit, 
so z. B. eine intensivierte Wirtschafts- und Handelszusammenarbeit sowie 
den politischen Dialog. Österreich ratifizierte das Cotonou-Abkommen im 
Juni 2002 , nachdem der Nationalrat das Abkommen, das dazugehörige EU­
interne Durchführungsabkommen sowie das EU-interne Finanzabkommen 
für den 9. Europäischen Entwicklungsfonds im Mai einstimmig genehmigt 
hatte. Das Abkommen trat, nachdem alle Mitgliedstaaten der EU und die er­
forderliche Anzahl der AKP-Staaten den Prozess abgeschlossen hatten, im 
April 2003 in Kraft. 
Im Herbst 2003 startete die EK eine Initiative zur Reform des Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF). Ziel der Kommission war es, eine politische 
Grundsatzentscheidung für die Integration des EEF in den normalen Ge­
meinschaftshaushalt zu erzielen. In einer tiefgehenden Diskussion begrüßte 
der Großteil der Mitgliedstaaten diesen Vorschlag, doch verhinderten Vorbe­
halte einiger Partner eine Einigung. Für diese Staaten (etwa Spanien und 
Großbritannien) wäre die Integration des Entwicklungsfonds in den laufen­
den EU-Haushalt mit finanziellen Mehrleistungen verbunden. Österreich 
befürwortet die von der Kommission vorgeschlagene Integration. Mit dieser 
Lösung könnten Verwaltungsabläufe vereinfacht und harmonisiert werden 
und der Schwerpunkt der Entwicklungspartnerschaften der EU langfristig 
auf die Armutsbekämpfung verlegt werden. Das sollte vor allem den am we­
nigsten entwickelten Ländern zu Gute kommen. 
Am 1 7. Juni 2002 erteilten die EU-Außenminister der Europäischen Kom­
mission einstimmig ein Mandat zur Aushandlung regionaler Wirtschafts­
partnerschafts-Abkommen (EPAs) mit den AKP-Staaten, denn spätestens 
bis zum Jahr 2008 müssen die bisherigen Regelungen über Handelspräferen­
zen der EU für die AKP-Staaten an die Richtlinien der WTO angepasst wer­
den. Die Verhandlungen begannen im September 2002 auf Wunsch der AKP­
Staaten auf einer allgemeinen Ebene. Dieser Ansatz zeigte sich als wenig 
fruchtbar und so starteten im September 2003 die EPA-Verhandlungen auf 
regionaler Ebene. 
Die in Johannesburg 2002 beim Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung von 
der EU lancierten Initiativen zum Wasser- und Energiesektor liefen im Jahr 
2003 nur stockend weiter. Kommissionspräsident Prodi unternahm im 
Frühjahr 2003 im Vorfeld des G8 Gipfels von Evian den Versuch, die soge­
nannte Reservemilliarde des 9. Europäischen Entwicklungsfonds thema-
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tisch einem Wasserfonds zu widmen. Die Reservemilliarde ist ursprünglich 
an die bei der Halbzeitbewertung belegten Leistungen des Entwicklungs­
fonds geknüpft. Die EU-Staaten wandten sich allerdings gegen die Einrich­
tung thematischer Fonds, da dies dem Prinzip des partnerschaftlichen Dia­
logs widerspreche. 
Das 2003 beschlossene große Engagement der EU im Kampf gegen mv/AIDS 
und die "Armutskrankheiten" , zu denen auch Malaria und Thherkulose ge­
zählt werden, stellt ebenfalls eine thematische Finanzierung dar. In der ers­
ten Jahreshälfte wurde eine eigene gemeinschaftliche Rechtsgrundlage für 
den Bereich dieser "Armutskrankheiten" für die Periode 2003- 2006 be­
schlossen. Auf Basis dieses Budgetansatzes werden neben einern gemein­
schaftlichen Aktionsprogramm auch der Gemeinschaftsbeitrag an den Glo­
bal Fund for AIDS, Thberculosis and Malaria finanziert. Der Fonds ist ein 
neues internationales Finanzinstrument zur Förderung des Kampfes gegen 
die Ausbreitung dieser Krankheiten. Im Einvernehmen mit den AKP-Staaten 
wurden zusätzlich auch substantielle Mittel aus dem Entwicklungsfonds für 
die Krankheitsbekämpfung bereitgestellt. 
Ein weiterer Vorschlag der Kommission zur Errichtung einer thematischen 
Finanzierung im Rahmen des EEF wurde von den Außenministern im No­
vember 2003 grundsätzlich gebil l igt: die "African Peace Support Faci lity" .  
Damit sollen afrikanische Anstrengungen zur Konfliktprävention und Frie­
denserhaltung bzw. zur regionalen Stabil isierung unterstützt werden. 
Die 2002 beschlossene neue Haushaltsordnung der Europäischen Gemein­
schaft erlaubt nunmehr auch prinzipiell die Vergabe der Durchführung von 
Gemeinschaftsprogrammen an nationale Agenturen von Mitgliedstaaten. 
Dadurch kann nun die Durchführung von Projekten und Programmen, die 
aus EU-Mitteln und Mitteln der Mitgliedstaaten finanziert sind, teilweise an 
nationale Stellen übertragen werden. Im Rahmen des 9. EEF ist die Vergabe 
der Abwicklung solcher Projekte an nationale Entwicklungsagenturen be­
reits angelaufen, besonders im Bereich der Kofinanzierungen mit beachtli­
chen bilateralen Mitteln. Diese Möglichkeit steht künftig auch der neu ge­
gründeten Austrian Development Agency (ADA) offen. 

3. Ein ausgewählter Schwerpunkt: Die Zusammenarbeit 
Vereinte Nationen - Europäische Kommission 

Österreich verfolgt seit drei Jahren das Ziel, die Zusammenarbeit der EK mit 
den VN zu intensivieren. Dazu forderten der Rat für Entwicklung im Mai 
2001 und der Rat für Allgemeine Angelegenheiten im Mai 2002 die Kommis­
sion zum Aufbau einer effizienteren Partnerschaft mit den VN in den Berei­
chen Entwicklung und humanitäre Hilfe auf. Der von der Kommission vor­
gelegte Aktionsplan zur Errichtung von strategischen Partnerschaften mit 
ausgewählten VN-Organisationen wurde angenommen. Die letzte Reform 
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der gemeinschaftlichen Finanz VO (2002) schuf auch dafür die nötigen 
rechtlichen Rahmenvoraussetzungen. Anfang 2003 legte die Kommission 
die Liste der ausgewählten VN-Organisationen vor. Mit diesen Organisatio­
nen wurden seither vertiefende Verhandlungen zur Erstellung einer strategi­
schen Partnerschaft geführt. Die Kommission strebt dabei auch eine Verein­
fachung von Verwaltungsverfahren an, vor allem, wenn VN-Organisationen 
mit der Durchführung von EU-finanzierten Programmen beauftragt werden. 
Österreich bereitete in den letzten Jahren die Intensivierung der Zusammen­
arbeit zwischen Kommission und UNIDO erfolgreich mit vor. Das von der 
EK mit der UNIDO am 23 .  Oktober 2003 unterzeichnete Financial and Ad­
ministrative Framework Agreement (FAFA) für eine zukünftige Strategische 
Partnerschaft EU-UNIDO ist ein erfreuliches Ergebnis. In den nächsten Jab­
ren wird sich Österreich weiter für die operative Umsetzung dieses Überein­
kommens einsetzen. 

IV. Die Ostzusammenarbeit (OZA) 

Die OZA erarbeitete 2003 ein neues Ostkonzept. Aufgrund des bevorstehen­
den EU-Beitritts von acht Ländern aus der Gruppe der Mittel- und Osteuro­
päischen Länder war eine Aktualisierung notwendig geworden. Das neue 
Konzept ist strategischer ausgerichtet, berücksichtigt stärker die EU-Pro­
grammatik und aktuelle Themen des internationalen Entwicklungs- und 
EU-Integrations diskurses und bezieht die Thematik Wirtschaft und Ent­
wicklung stärker mit ein. Die OZA positioniert sich damit als Schlüsselin­
strument der österreichischen Südosteuropapolitik im Kontext des EU-In te­
grationsprozesses. Die geographische Schwerpunktsetzung auf Südosteu­
ropa wird ebenso wie die Finanzierung punktueller Projekte in der Region 
Osteuropa und Zentralasien beibehalten. Die vier thematischen Schwer­
punkte der OZA sind Wirtschaft und Beschäftigung, Bildung, Umwelt, Was­
ser und Energie sowie Rechtsstaatlichkeit und Zivilgesellschaft. 

1. Sektoren 

Höhere Bildung und Berufsbildung stehen im Bildungsbereich im Vorder­
grund. Ein besonderes Anliegen ist hier die Förderung von innovativen the­
menübergreifenden Projektansätzen, die Maßnahmen in den Bereichen Bil­
dung sowie Wirtschaft und Beschäftigung verbinden. Die OZA leitete eine 
stärkere Fokussierung auf den Bereich Wirtschaft und Beschäftigung ein, da 
hier die größten Herausforderungen für Südosteuropa in den kommenden 
Jahren liegen. Wichtige Bestandteile der neuen OZA-Prograrnmatik sind da­
bei die Förderung des Klein- und Mittelbetriebssektors, die Unterstützung 
innovativer arbeitsmarktpolitischer Ansätze und die Aufbereitung von In­
vestitionen der österreichischen Wirtschaft. Eine Sektorstudie für den Be­
reich wurde in Auftrag gegeben . erste Ergebnisse l iegen vor. 
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Für den Bereich Umwelt, Wasser und Energie wurde eine neue Strategie er­
arbeitet. Die Eckpfeiler sind hohe Umsetzungs orientierung, Nischenpolitik, 
Konzentration auf österreichische Wissensschwerpunkte, innovative Pro­
jektansätze und Projekte mit potenziell höherer Auswirkung auf Wirtschaft 
und Beschäftigung sowie eine breite Einbeziehung aller relevanter Akteure. 
Neue Initiativen wurden u. a. durch die Unterstützung eines Fonds zur Fi­
nanzierung lokaler NGO-Umweltprojekte in Bosnien und Herzegowina und 
die Unterstützung eines Umweltsanierungsprojekts in Rumänien gesetzt. 
Das neue Ostkonzept fasst die bisherigen thematischen Schwerpunkte " Ver­
waltung" und "Demokratie und Menschenrechte" unter der Überschrift 
"Stärkung von Rechtsstaatlichkeit und Zivilgesellschaft - Good Gover­
nance, Krisenprävention und Versöhnung" zusammen. Künftig sollen Ver­
waltungskooperationen vorrangig im Kontext der EU-Integration stehen 
bzw. für den Bereich Wirtscl?:aft und Beschäftigung relevant sein. Das Know­
how-Transfer-Center beim Osterreichischen Städtebund ist weiterhin ein 
wichtiger Partner in diesem Bereich. Konfliktprävention und Versöhnung 
sollen zentrale Anliegen der OZA werden. 

2. Region Südosteuropa 

Aufgrund seiner geopolitischen Lage und .�einer ausgezeichneten Beziehun­
gen zu den Ländern Südosteuropas hat Osterreich großes Interesse an der 
Stabilität und der raschen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Ent­
wicklung in diesem Raum. 

eben bilateralen Länderprogrammen förderte die OZA eine Reihe von re­
gional ausgerichteten, Südosteuropa übergreifenden Projekten. internatio­
nale Koordination und Schwerpunktsetzung erfolgten im Rahmen des Stabi­
litätspakts für Südosteuropa. Die OZA engagierte sich hier v. a. in der Task 
Force "Education & Youth" und "Trafficking in Human Beings" sowie bei 
der Initiative "Investment Compact" . 
Die OZA unterstützte Albanien dabei, seine Grundversorgung mit Energie 
und Wasser zu sichern, um damit die Grundlagen für eine nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung zu verbessern. Neben reinem Know-how-Transfer 
spielte die institutionelle Stärkung der Wasserversorgungsbetriebe eine zen­
trale Rolle. In Nordalbanien finanzierte die OZA gemeinsam mit der EBRD, 
der Schweiz und Japan die Rehabilitierung der wichtigsten Wasserkraft­
werke. Im Bereich Bi ldung und Jugend wurden v. a. Maßnahmen im Berufs­
schulwesen gesetzt. Eine Vorreiterrolle nimmt die OZA bei der Modernisie­
rung der albanischen Tourismus-, Wirtschafts- und Landwirtschaftsschulen 
ein. 
In Bulgarien startete die OZA im Bereich Umwelt ein Kleinfinanzierungs­
programm für umweltgerechte Gewerbetätigkeit. Ebenso wurde die Integra­
tion Bulgariens in die Strukturen der Europäischen Umweltagentur unter-
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stützt. Dank der Beratung durch das österreichische Umweltbundesamt und 
der Lieferungen von Computern und Software-Programmen können nun das 
bulgarische Umweltministerium und die nationale Umweltagentur Umwelt­
daten besser verarbeiten und zeitgerecht zur Verfügung stellen. In Sofia star­
tete mit dem "Zentrum für Frauenbeschäftigung" ein neues Projekt im 
Schwerpunktsektor Wirtschaft und Beschäftigung. 

In Bosnien und Herzegowina unterstützt die OZA seit Jahren u . a. die Uni­
versitäten des Landes, etwa durch die Finanzierung von Gastprofessuren. 
Außerdem bietet sie Rat bei der Lehrplanentwicklung und bei der Verbesse­
rung der Infrastruktur von Centres of Excellence an. Im Umweltbereich wur­
den Wasserwerke durch Know-how-Transfer aus Österreich institutionell 
gestärkt. 

Im Partnerland Kroatien förderte die OZA die Entwicklung eines Lehrplans 
für Menschenrechtsausbildung in der Lehrerausbildung. In der Region Ost­
slawonien/Vukovar unterstützte Österreich die Flüchtlingsrückkehr. 

In Mazedonien führte die OZA in sechs Gemeinden Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgungsprojekte durch. Geothermische Anlagen zur Behei­
zung von Glashäusern für den Gemüseanbau wurden saniert bzw. erweitert. 
Im Sektor Bi ldung konzentrierte sich die OZA auf das Hochschulwesen. Ös­
terreich war 2003 einer der größten Geber für die Universität Skopje. Weiters 
wurde die von der OSZE initiierte "South East European University Tetovo" 
unterstützt. 

Im Mai 2003 eröffnete Außenministerin Benita Ferrero-Waldner das neue 
Unfallspital in Temesvar - das größte OZA-Projekt in Rumänien. Im Um­
weltbereich begann die Modernisierung der kommunalen Wasseraufberei­
tung in Campulung am Südrand der Karpaten. Gemeinsam mit der lokalen 
Bergwerksgesellschaft wird im nordrumänischen Baia Borsa ein großes Ab­
setzbecken für Minenabwässer saniert (siehe Punkt 4).  

Im Februar bildete sich die Staatengemeinschaft Serbien und Montenegro 
als Nachfolger der BR Jugoslawien. Uber den Status des Kosovo (dzt. unter 
UN-Verwaltung) werden Verhandlungen geführt. Kommunale Trinkwasser­
projekte in vier serbischen Gemeinden standen im Umweltbereich im Vor­
dergrund. Zwei ländliche Wasserversorgungsprojekte wurden im Kosovo 
durchgeführt. Im Bildungsbereich war Österreich ein wesentlicher Förderer 
der öffentlichen Universitäten Belgrad, Novi Sad, Nis, Kragujevac, Pristina 
und Podgorica sowie der Universität für bildende Künste. Das neue Projekt 
"Brain Gain" sollte ausgewanderte Wissenschafter aus dem jugoslawischen 
Raum für Seminare und Vorlesungen zurück in die Region bringen. Weiters 
wurde die regionale Kooperation gegen den Menschenhandel unterstützt 
(siehe Punkt 4).  Im Kosovo finanzierte die OZA die Behandlung traumati­
sierter Kinder durch ein Projekt mit der slowenischen NGO "Together". Au­
ßerdem entsteht mit OZA-Mitteln ein Frauenzentrum . 
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3.  Region Osteuropa und Zentralasien 

Die Konzentration der Mittel ermöglichte der OZA in dieser Region nur ein 
punktuelles Engagement. Vorrangig waren Bi ldungsprojekte, wie etwa ein 
Bildungs- und ein Landwirtschaftsprojekt in Karakalpakistan. In Azerbaijan 
wurde ein Projekt der humanitären Hilfe zur l:!nterstützung von Kindersana­
torien und Waisenhäusern abgeschlossen. Uber das Know-how-Transfer­
Centre wurden zahlreiche Kooperationen auf Verwaltungsebene zwischen 
Österreich und der Region gefördert. 

4. Projektbeispiele 

Information als Waffe gegen den Menschenhandel 

Menschenhandel als einer der einträchtigsten Zweige der organisierten Kri­
minalität ist für di.E.'! Behörden in Südosteuropa äußerst schwierig zu be­
kämpfen. Ein von Osterreich im Rahmen des Stabilitätspaktes finanziertes 
Projekt wirkt dem entgegen. Experten des österreichischen Innenministeri­
ums, der Vereinten Nationen und der Polizeibehörden anderer Länder er­
stellten ein Handbuch mit aktuellsten Informationen über die Bekämpfung 
des Frauenhandels. Das Handbuch wurde in alle südosteuropäischen Spra­
chen übersetzt und von Teams aus Richtern und Staatsanwälten an die je­
weilige Situation angepasst. Besonders wichtig ist dabei die Berücksichti­
gung psychologischer Aspekte (Aufarbeitung von Traumata, Opferschutz). 
Neben dem Handbuch wurde ein Lehrplan für die Ausbildung von Richtern 
und Staatsanwälten in den Ländern des Stabilitätspaktes erstellt.  

Rumänien: Baja Borsa - Wasserschutz im Einzugsgebiet der Theiß 

Im Winter 1 999/2000 kam es in der nordrumänischen Provinz Maramures 
zu zwei folgenschweren Unfalien in der Bergbauindustrie, die zu einem 
Fischsterben in der Theiß und politischen Protesten der betroffenen Nach­
barländer führten. Danach wurden erste Umweltrnaßnahmen gesetzt, inter­
nationale Unterstützung blieb jedoch weitgehend aus. Seit 2003 unterstützt 
die OZA den rumänischen Bergbaubetrieb REMIN und das rumänische 
Wirtschaftsministerium bei der Sanierung der Abwasseranlagen. Am Ab­
setzbecken für Minenabwässer "Novat" in Baia Borsa werden Dämme stabi­
lisiert. 
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D. Die globale Zusammenarbeit -
Die Vereinten Nationen 

I. Einleitung 

Das Jahr 2003 war geprägt vom Irakkonflikl, seinen Auswirkungen auf das 
System kollektiver Sicherheit und der Debatte um die Rolle der VN im 
Nachkriegsirak. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen (VN-GS), Kofi 
Annan, rief die Mitgliedstaaten (MS) auf, die Krise zum Anlass einer tief­
greifenden institutionellen Reform der VN zu nehmen und setzte zu diesem 
Zweck einen Ausschuss eminenter Persönlichkeiten ein, der einen Bericht 
über die neuen Bedrohungen für Frieden und Sicherheit verfassen wird. 
Weitere Schwerpunktthemen bildeten die Lage im Nahen Osten, die Kon­
flikte in Afrika, die Hunger- und Armutsbekämpfung sowie der Kampf gegen 
HIV/AIDS. 

II. Die Generalversammlung (GV) 

1 .  Organisatorische Fragen 

Die 58. GV wurde am 16.  September eröffnet. Zu ihrem Präsidenten wurde 
der Außenminister von St. Lucia, Julian R. Hunte, gewählt. Bundesministe­
rin Benita Ferrero-Waldner leitete die österreichische Delegation und hielt 
sich von 2 1 . - 27. September in New York auf. Schwerpunkt ihrer am 
25.  September im Rahmen der Generaldebatte gehaltenen Rede waren die 
Reform der VN, internationale Sicherheit, Menschenrechte und die Situa­
tion im Irak. Sie verwies auf ihre Bemühungen, als Vorsitzende des Netz­
werks .. Menschliche Sicherheit" den vom VN-GS als "weiche Bedrohun­
gen" bezeichneten Themen zentrale Aufmerksamkeit zu schenken sowie da­
rauf, dass Österreich 2004 sein Budget für Entwicklungszusammenarbeit 
um 35% aufstocken wird. Zudem bedauerte sie das Scheitern der Welthan­
delsrunde in CancUn. 
Am Rande der Generaldebatte nahm die Bundesministerin am EU-Außen­
ministertreffen teil und führte bilaterale Gespräche mit dem VN-GS, dem 
GV-Präsidenten, den Außenministern von Ägypten, Argentinien, Bahrain, 
Ecuador, Jordanien, Mali, Katar, Marokko, Mazedonien, Oman, Paraguay, 
Syrien und der Ukraine, dem Außenminister der palästinensischen Autono­
miebehörde sowie mit dem VN-Sonderbeauftragten für Kinder in bewaffne­
ten Konflikten, Olara Otunnu und dem Exekutivdirektor des "Oil-for-Food"­
Programms, Benon Sevan. Weitere Programm punkte von Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner bildeten das heuer von EI Salvador organisierte tra­
ditionelle Abendessen der weiblichen Außenminister, zu deren Mitbegrün­
dern sie zählt, das der Erörterung internationaler Frauenanliegen diente, so­
wie Treffen mit Vertretern jüdischer Organisationen. 
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2. Politische Fragen 

2.1 .  Naher Osten 

Die Generalversammlung (GV) 

Da entsprechende ResolutionsentWÜffe im SR am amerikanischen Veto ge­
scheitert waren. wurde am 19 .  September die 10. Notstandssondertagung 
der VN-GV wiederaufgenommen. die mit 133  gegen vier Stimmen bei 1 5  Ent­
haltungen eine Resolution gegen die Entscheidung der israelischen Regie­
rung über die mögliche .. Entfernung" Präsident Arafats annahm. Am 2 1 .  Ok­
tober nahm die 10.  Notstandsondertagung sodann eine von der EU einge­
brachte Resolution gegen den Bau einer Absperrung innerhalb der besetzten 
palästinensischen Gebiete ( .. Sicherheitsmauer") durch Israel mit 144 gegen 
vier Stimmen bei zwölf Enthaltungen an. Im Gegensatz zu den vorangegan­
genen Abstimmungen im SR war es in beiden Fällen gelungen. ein einheit­
l iches. positives Votum der EU-MS zu erreichen. Nachdem der VN-GS ge­
mäß der vorangegangen Resolution zur Absperrung einen Bericht über deren 
Durchführung vorgelegt hatte und zum Schluss kam. dass Israel den Bau 
weiter vorantreibt und die Resolution nicht erfüllt .  kam es zu einer weiteren 
Wiederaufnahme der 10. Notstandssondertagung. wobei mit knapper Mehr­
heit der Internationale Gerichtshof zur Erstellung eines Rechtsgutachtens 
über die rechtlichen Konsequenzen des Mauerbaus durch Israel beauftragt 
wurde. Die EU. die sich geschlossen der Stimme enthielt. gab eine Votums­
erklärung ab. in der festgestellt wurde. dass diese Entscheidung den Bemü­
hungen um die Wiederaufnahme des politischen Dialogs nicht förderlich 
sei. Die Zahl der Nahost-Resolution in der GV konnte gegenüber den Vorjah­
ren von 22 auf 20 reduziert werden. Mit Ausnahme der Abstimmung zur 
.. Resolution über die Israelischen Praktiken . welche die Menschenrechte der 
Palästinenser betreffen" . votierte die EU geschlossen. Bei der Behandlung 
des Themas .. Assistance to Palestinian Refugees" konnte erreicht werden. 
dass die USA als größter Einzelgeber an UNWRA zum ersten Mal für eine 
Resolution in diesem Kontext sti=en konnte. 

2.2. Abrüstung und Internationale Sicherheit 

Die Diskussion über Rationalisierung und Effizienzsteigerung der Arbeits­
methoden des 1 .  Komitees nahm eine zentrale Rolle in den Beratungen ein. 
Sie mündete in eine von den USA eingebrachte und im Konsens angenom­
mene Resolution. Diese ist Ausdruck des lnteres es der Staatengemeinschaft 
an diesem Forum angesichts der Priorität. die derzeit der Nichtweiterver­
breitung von Massenvernichtungswaffen und deren Trägersystemen einge­
räumt wird. 

Im Vorfeld des 1 .  Komitees hatte Österreich die Einbringung einer substan­
ziellen Resolution zum umgehenden Beginn von Verhandlungen inhaltli­
cher Natur in der Genfer Abrüstungskonferenz erwogen. Obwohl eine eigene 
österreichische Resolution dazu nach Konsultationen mit den Nuklearwaf-
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fenstaaten nicht eingebracht wurde, gelang es infolge der österreichischen 
Initiative, die prozedurale Resolution des derzeitigen Vorsitzes in der Abrüs­
tungskonferenz Uapan) um substanzielle Aspekte zu erweitern. 
Bei der im wesentlichen unveränderten CTBT-Resolution verlangten die 
USA abermals eine Abstimmung und stimmten erneut dagegen. 
In Bezug auf die japanische Resolution zur totalen Eliminierung von Nukle­
arwaffen übte Österreich wie im Vorjahr durch eine nationale Votumserklä­
rung Kritik an der Abschwächung des Textes betreffend das lAEO-Sicher­
heitskontrollsystem sowie die diesbezüglichen Zusatzprotokolle. 
Österreich engagierte sich konstruktiv bei den Resolutionen der "New 
Agenda Coalition" (NAC; Ägypten, Brasilien, Irland,  Mexiko, Neuseeland,  
Schweden, Südafrika), von denen eine miteingebracht wurde, und setzte 
sich innerhalb der EU erfolgreich für Verhandlungen mit der NAM zu deren 
Multilateralismus-Resolution ein. Des Weiteren initiierte Österreich eine 
diesbezügliche EU-Erklärung, in der die Bedeutung des Multilateralismus 
unterstrichen wird. 
Im Bereich der Klein- und Leichtwaffen wurden heuer erstmals drei Resolu­
tionen verabschiedet. Eine von Japan, Südafrika und Kolumbien einge­
brachte Resolution sorgte in den letzten Sitzungstagen für kontroversielle 
Debatten und verzögerte den Abschluss der Arbeiten des 1. Komitees. Die 
mit der Einsetzung einer Arbeitsgruppe zu Verhandlungen über ein interna­
tionales Instrument zur Markierung und Nachverfolgung von Klein- und 
Leichtwaffen verbundenen zusätzlichen Kosten führten dazu, dass die USA 
den Konsens zu dieser Resolution durchbrachen und als einziger Staat ge­
gen sie stimmten. 
In seiner Eigenschaft als designiertes Vorsitzland der diesjährigen Überprü­
fungskonferenz der Ottawa-Konvention 2004 bemühte sich Osterreich ge­
meinsam mit Thailand und Belgien um die Mobilisierung möglichst vieler 
Miteinbringer für eine Resolution zur Implementierung der Ottawa-Konven­
tion. Mit insgesamt 144 Miteinbringern gelang eine deutliche Verbesserung 
des Vorjahrsergebnisses. 
Insgesamt wurden 46 Resolutionen und 2 Entscheidungen angenommen, 
davon 29 im Konsens. 
Generell gelang es der EU-Präsidentschaft nicht, Fortschritte im Hinblick auf 
ein geschlosseneres Auftreten der EU bei Nuklearthemen zu erreichen; dies 
lässt sich weiterhin primär auf divergierende Partikularinteressen zwischen 
den Nuklearwaffenstaaten und den Mitgliedern der NAC zurückführen. 

2.3. Klein- und Leichtwaffen 

Mit der Festlegung eines systematischen Follow-up-Prozesses von Staaten­
treffen wurde bei der internationalen Klein- und Leichtwaffenkonferenz der 
VN im Juli 2001 ein Prozess zur Stärkung der internationalen Zusammenar-
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beit eingeleitet, um das immer deutlicher wahrgenommene Problem der 
Klein- und Leichtwaffenproliferation besser in den Griff zu bekommen. Das 
vom 7 . - 1 1 .  Juni in New York stattgefundene Erste Biennaltreffen zur Imple­
mentierung des Aktionsprogramms der VN-Konferenz kann als wesentli­
cher und erfolgreicher Zwischenschritt (das zweite B iennaltreffen soll 2005 
stattfinden) auf dem Weg zur Revisionskonferenz 2006 gewertet werden. Ös­
terreich war einer der ersten der 79 Staaten, die bis dahin nationale Berichte 
über die Implementierung des Aktionsprogramms vorgelegt hatten. Das Tref­
fen verlief wenig kontroversiell ,  wobei von der NAM technische und finan­
zielle Aspekte der Implementierung sowie der Zusammenhang mit organi­
sierter Kriminalität hervorgehoben wurden. Die Vertreter der NGOs unter­
strichen vor allem die entwicklungspolitische und humanitäre Dimension 
der Thematik. In Ergänzung zur Erklärung der EU gab Österreich eine eigene 
Erklärung ab, in der die Aktivitäten im Rahmen der OSZE, des Wassenaar­
Arrangements sowie im Rahmen des .. Netzwerks Menschliche Sicherheit" 
(NMS) unterstrichen wurden, wo sich Österreich besonders für eine stärkere 
Betonung des Zusammenhangs zwischen der Klein- und Leichtwaffenpro­
blematik und dem Schutz von Kinderrechten einsetzte. Während der thema­
tischen Diskussionen wurde die Verwendung des unter österreichischem 
NMS-Vorsitz ausgearbeiteten Handbuchs .. Understanding Human Rights" 
bei der Implementierung des Aktionsprogramms nahe gelegt. 

3. Wirtschafts-, Entwicklungs- und Umweltfragen 

Die Verhandlungen im 2. Komitee standen vor allem im Zeichen des im An­
schluss an die Konferenz in Monterrey im März 2002 erstmals abgehaltenen 
hochrangigen Dialoges über Entwicklungsfinanzierung und der Bemühun­
gen um eine Reform des Arbeitsprogramms. 
Der hochrangige Dialog über Entwicklungsfinanzierung fand am 29. und 
30. Oktober statt und bot ein Diskussionsforum zur Erörterung der Fort­
schritte bei der Umsetzung des Konsenses von Monterrey. Angesprochen 
wurden dabei u. a. Handelsfragen (weiteres Vorgehen nach dem .. Scheitern" 
der Welthandelsrunde in Cancun). Verschuldungsfragen, der Rückgang der 
offiziellen Entwicklungshilfe seit 1 990, die Stimmgewichtung in internatio­
nalen Finanzinstitutionen sowie die Stabilität bzw. Krisensicherheit von re­
gionalen und nationalen Finanzsystemen. 
Der Versuch einer Straffung und Neuordnung der Arbeiten im 2. Komitee 
stieß auf massiven Widerstand der G77. Im makroökonomischen Bereich 
wäre aus EU-Sicht eine Zusammenfassung der Tagesordnungspunkte und 
eine Ornnibusresolution auf der Grundlage des Konsenses von Monterrey 
sinnvoll erschienen. Einige Delegationen der G77 waren jedoch besorgt, 
dass eine derartige Vorgangsweise die Bedeutung der makroökonomischen 
Themen verringern , die Gewichtung zwischen den Themenkreisen zu Un­
gunsten der Interessen der Entwicklungsländer verschieben und einen grö-
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ßeren Schwerpunkt auf Themen der Regierungsführung (Soziales und Men­
schenrechte) legen würde. Erreicht wurde in einem ersten Schritt, dass in 
Hinkunft die maIcroökonomischen Tagesordnungspunkte im Zusammen­
hang mit dem Thema "Financing for Development" diskutiert werden. Die 
Globalisierungsresolution wurde wie bereits im Vorjahr um Passagen zu so­
zialen Aspekten und nachhaltiger Entwicklung angereichert. 
Bei den Verhandlungen im Umweltbereich konnte erstmals in der Ge­
schichte des 2. Komitees eine gemeinsam von der G77 und der EU einge­
brachte Resolution zu erneuerbaren Energien verabschiedet werden. Die be­
reits 2002 in die Diskussion eingebrachte, aber letztlich gescheiterte Initia­
tive zur Verringerung der Anfalligkeit für Naturkatastrophen (Vulnerabilität) 
und extreme Wettererscheinungen konnte diesmal in eine Resolution gefasst 
werden. Der Situation in Bergregionen wurde mit einer eigenen Resolution 
zur Entwicklung in Bergregionen Rechnung getragen .  Damit konnte die er­
folgreiche Platzierung des Bergthemas in der GV nach Abschluss des Inter­
nationalen Jahres der Berge 2002 fortgesetzt werden. Auf Initiative Japans 
wird 2005 in Kobe eine Konferenz zur Verminderung von Naturkatastro­
phen stattfinden. Auf Initiative Tadschikistans wurde die Dekade 2005-
201 5 zur Internationalen Dekade des Wassers erklärt. Eine Teilnahme Ös­
terreichs am Internationalen Frischwasserforum der Vereinten Nationen in 
Dushanbe, Tadschikistan, welches sich schwerpunktmäßig mit der zwi­
schenstaatl ichen Zusammenarbeit bei Wassergütern befasste, war nicht 
möglich. Das Jahr 2006 wurde zum Internationalen Jahr der Wüsten und 
Wüstenbildung erklärt. 

4. Menschenrechte 

Siehe dazu Kapitel Ern. "Menschenrechte in den Vereinten Nationen" . 

5. Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung 

Siehe dazu Kapitel G.IV. "Internationale Drogenkontrolle" und G. V. "Inter­
nationale Verbrechensverhütung" . 

6. Sozialpolitik 

Die 58. VN-GV begrüßte erneut in einer Resolution das Ergebnis der zweiten 
Weltversammlung über Altersfragen 2002 in Madrid, unterstrich die Bedeu­
tung der Umsetzung des Aktionsplans für Altersfragen und die Notwendig­
keit, die Bedeutung von Altersfragen bei der Erreichung von Entwicklungs­
zielen verstärkt zu berücksichtigen. Über Initiative von Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner und von Bundesminister Herbert Haupt wurde das 
in Wien ansässige Europäische Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozial­
forschung mit der Beobachtung und Überprüfung der Regionalstrategie VN­
ECE zu Fragen des Alterns beauftragt. 
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Zu den neuen Resolutionen zählten eine von der Mongolei eingebrachte Re­
solution zu "cooperatives in sodaJ development" und eine von Senegal und 
Portugal vorgeschlagene Resolution zur Förderung von Jugendlichen als 
Beitrag zum Follow-up der Milleniumserklärung und zur Umsetzung des 
Weltaktionsprogramms für Jugendliche. Mit der Ausarbeitung eines umfas­
senden Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
von Personen mit Behinderungen wurde begonnen. 

7. Internationale Frauenfragen 

Siehe dazu Kapitel F.VII . .. Schwerpunkthemen: Frauen".  

8. Flüchtlingsfragen 

In der Rede des VN-Hochkommissars für Flüchtlinge, Ruud Lubbers, vor 
dem 3.  Komitee am 3 .  November standen vor allem Überlegungen zur Suche 
nach dauerhaften Lösungen für Flüchtlinge im Mittelpunkt. Zu diesem 
Zweck müsse die Zusammenarbeit zwischen UNHCR und anderen VN-Insti­
tutionen, aber auch NGOs, intensiviert werden. Neben den Flüchtlingen 
müsse auch den intern Vertriebenen ( IDPs) verstärkt Beachtung geschenkt 
werden. In der allgemeinen Diskussion kam der Problematik der Sicherheit 
von humanitärem Personal angesichts der rezenten Anschläge auf das VN­
Hauptquartier sowie auf die Einsatzzentrale des IKRK in Bagdad große Be­
deutung zu. 
Alle Resolutionen zum Themenbereich Flüchtlinge und Vertriebene wurden 
vom 3. Komitee im Konsens angenommen. Die zwei von der nordischen 
Gruppe ausgearbeiteten Resolutionen über das Büro des Flüchtlingshoch­
kommissars bzw. dessen Fortführung wurden wie bereits in Vorjahren von 
allen 1 5  EU-Mitgliedern miteingebracht. Die ursprünglich dreijährige Funk­
tionsperiode von Hochkommissar Lubbers wurde von der GV um weitere 
zwei Jahre bis Ende 2005 verlängert. 

9. Friedliche Nutzung des Weltraums 

Auf Grundlage einer diesbezüglichen Empfehlung des 4. Komitees nahm 
die VN-GV eine Resolution zur friedlichen Nutzung des Weltraums an, 
mit welcher der Bericht des VN-Weltraumausschusses (COPUOS), der von 
1 1 . - 20. Juni 2003 in Wien seine 46. Tagung abgehalten hatte, indossiert 
wurde. 
Die von Österreich über Ersuchen des Ausschusses ausgearbeitete Neuord­
nung der Führung des Weltraumausschusses fand allgemeine Zustimmung 
und Anerkennung. Sie sieht - erstmals im System der VN - unter fixer Rota­
tion der Leitungsfunktionen die Schaffung einer organisatorischen Grund­
lage für die Zusammenarbeit zwischen früheren, derzeitigen und künftigen 

149 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)164 von 422

www.parlament.gv.at



Die globole Zusammenarbeit - Die Vereinten Nationen 

Funktionsträgern des Ausschusses vor. Die österreichische Initiative betref­
fend die Anwendung von Weltraumtechnologie fiiI die Entwicklung und 
Nutzung von (insb interjurisdiktionellen) Wassergütern ("space and water") 
fand allgemeine Unterstützung und wird auch bereits in Zusammenarbeit 
mit nationalen und regionalen Weltraumagenturen in Folgeprogrammen fiiI 
Afrika und Lateinamerika umgesetzt. Die österreichische Delegation arbei­
tete �m Ausschuss und an der Vorbereitung von Veranstaltungen, die unter 
der Agide des COPUOS stehen, aktiv mit. 

10. Budget- und Verwaltungsfragen 

Die Verhandlungen zum Haushalt 2004- 2005 standen im Mittelpunkt des 
Budgetausschusses. Der Haushalt wurde schließlich in Höhe von 3 , 160 Mrd. 
US-Dollar genehmigt. Dies entspricht einer Steigerung von 270 Mio. US-Dol­
lar im Vergleich zum Haushalt 2002- 2003, bedeutet jedoch angesichts der 
Wechselkursbedingungen ein reales Nullwachstum. Im Rahmen der Bud­
getverhandlungen gelang es auch, die vom VN-GS geforderte Vereinfachung 
des Haushaltsverfahrens zu verwirklichen und dem VN-GS bei der Verwal­
tung seines Mitarbeiterstabes - zumindest auf experimenteller Basis - ein 
erhöhtes Maß an Flexibilität einzuräumen. 
Die Unterabteilung für internationales Handelsrecht (UNCITRAL) am 
Amtssitz Wien wurde um drei neue Posten aufgestockt, sodass nun die Vo­
raussetzungen zur Umwandlung in eine vollwertige Abteilung gegeben sind. 
Damit ist nicht nur die inhaltliche Betreuung der Mandate der Kommission 
fiiI Internationales Handelsrecht, sondern auch die koordinierende Rolle bei 
internationalen Kodifikationsbestrebungen sowie die Kapazität zur techni­
schen Zusammenarbeit in diesem Bereich gewährleistet. 
Die Russische Föderation erklärte eine freiwillige Anhebung ihres Beitrags­
satzes fiiI den ordentlichen Haushalt von 0,46% auf 1 , 1  % .  Dadurch verrin­
gerte sich die Beitragslast fiiI die übrigen Mitgliedstaaten. Der Ptlichtbeitrag 
Osterreichs fiel damit von 0,867% auf 0,859%. 

Beschlossen wurden auch die Budgets 2004- 2005 fiiI das Kriegsverbrecher­
tribunal fiiI das ehemalige Jugoslawien in Höhe von rund 298 Mio. US-Dol­
lar und fiiI das Kriegsverbrechertribunal fiiI Ruanda in Höhe von rund 
235 Mio. US-Dollar. 

1 1 .  Völkerrechtliche Fragen 

Arbeitsschwerpunkte des Völkerrechtskomitees der 58. GV waren die Erar­
beitung eines Mandats fiiI eine Konvention gegen das Klonen von Menschen 
und die Erörterung des Berichts der Völkerrechtskommission. Ferner be­
schäftigte sich das Komitee mit Fragen der Verbesserung des Schutzes von 
VN- und beigeordnetem Personal, der Immunität vor der Gerichtsbarkeit 
von Staaten und ihrem Eigentum, der Terrorismusprävention, der Sanktio-
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nen und ihren Auswirkungen auf Drittstaaten, der Arbeit der Handelsrechts­
kommission der VN und dem Verhältnis der VN zum Sitzstaat USA. Wie 
jedes Jahr spielte Österreich eine aktive Rolle in den Verhandlungen und 
koordinierte einige Resolutionen. 

1 1 .1 .  Konvention gegen das Klonen von Menschen 

Dem Komitee lagen wie im Vorjahr zwei alternative Entwürfe für ein Mandat 
zur Ausarbeitung einer Konvention vor: Ein Vorschlag für eine absolute 
Klonverbotskonvention, der von ca. 70 Staaten unterstützt wurde, und ein 
vorgeschlagenes Verbot von reproduktivem Klonen , das therapeutisches 
Klonen (Forschung im medizinischen Bereich) nicht ausschließt. Dieser 
Vorschlag wurde von ca. 35 Staaten unterstützt. 
Die österreichische Position im Komitee zielte auf ein umfassendes Verbot 
sowohl des reproduktiven als auch des therapeutischen bzw. wissenschaft­
lichen Klonens ab, da dies auch der bestehenden österreichischen Gesetzes­
lage entspricht. Österreich vertrat die Auffassung, dass eine umfassende Re­
gelung grundsätzlich durch beide Alternativen (d. h.  auch durch ein schritt­
weises Vorgehen) erreicht werden kann, wobei jener Variante der Vorzug ge­
geben werden sollte, die dieses Ziel am raschesten und besten realisiert. Os­
terreich war somit daran interessiert, dass die neue Konvention ehestmög­
lich zustande kommt, eine möglichst breite Zustimmung erhält und nicht 
bloß von Staaten ratifiziert wird, die ohnehin bereits über eine umfassende 
nationale Verbotsgesetzgebung verfügen. 
Vor der Abstimmung im Komitee brachte die Organisation Islamischer Staa­
ten einen Antrag auf Vertagung des Themas um zwei Jahre ein. Der Antrag 
wurde in der anschließenden Abstimmung mit 80 zu 79 Stimmen (bei 
1 5  Enthaltungen) angenommen (Österreich stimmte gegen die Vertagung). 
Die Proponenten eines absoluten Verbots bemühten sich anschließend um 
eine Änderung der Entscheidung im GV-Plenum. Das Plenum einigte sich 
schließlich auf einen Kompromissvorschlag, der eine Vertagung auf die 
nächste GV vorsieht. 
Im Ergebnis stel lt  die Vertagung um ein Jahr einen gewissen Ausgleich her: 
Beide Seiten erhalten Zeit,  Unterstützung für ihre Position zu gewinnen. Die 
seit zwei Jahren festgefahrene Situation im Komitee steUt jedoch die Frage 
nach dem Sinn einer weiteren Konsenssuche. Sofern wissenschaftliche Er­
kenntnisse die Ausgangslage nicht ändern, ist mit einer Wiederholung der 
Debatte im nächsten Jahr zu rechnen. 

1 1 .2.  Bericht der Völkerrechtskorrunission 

Wie jedes Jahr stand die Debatte über den Bericht der Völkerrechtskommis­
sion, die sich mit zahlreichen aktuellen Fragen des Völkerrechts beschäftigt 
(zB. Vertragsvorbehalte, Verantwortlichkeit Internationaler Organisationen, 
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Gewährleistung. geteilte natürliche Ressourcen. einseitige Akte. etc . ) .  im 
Mittelpunkt der Session. Aus österreichischer Sicht war die Annahme einer 
österreichisch-schwedischen Initiative zur Revitalisierung der Debatte im 
Komitee besonders erfreulich. Nach sorgfältiger Vorbereitung gelang die Re­
vitalisierung der Debatte im Sinne der Reformbemühungen des VN-GS und 
des GV-Präsidenten. der die Initiative in einem Schreiben an die MS aus­
drücklich würdigte. Die Initiative gilt nun allgemein als Beispiel für Mög­
lichkeiten zur Verbesserung der Arbeitsmethoden in der Gy. 1m Rahmen 
der Initiative konnte schl ießlich auch der österreichische Vorschlag umge­
setzt werden. dass ab 2004 jährlich eine "Völkerrechtswoche" während der 
GV abgehalten wird. bei der die Rechtsberater aus den Hauptstädten den 
Bericht der Völkerrechtskommission und andere völkerrechtliche Themen 
möglichst informell erörtern können. Österreich wird gemeinsam mit 
Schweden die erste Völkerrechtswoche (erste Novemberwoche 2004) vor­
bereiten. 

IH. Der Sicherheitsrat (SR) 

1. Einleitung 

Neben den fünf  ständigen Mitgliedern (China. Frankreich. Großbritannien. 
Russische Föderation und USA) gehörten dem SR im Jahr 2003 Angola. Bul­
garien. Chile. Deutschland. Guinea. Kamerun. Mexiko. Pakistan. Spanien 
und Syrien an. Für die Ende 2003 ausgeschiedenen Mitglieder Bulgarien. 
Guinea. Kamerun. Mexiko und Syrien wählte die 58. GV für die Periode 
2004 - 2005 Algerien. Benin. Brasilien. die Philippinen und Rumänien in 
den SR. 
Der Trend zu verstärkter Transparenz in der Arbeitsweise des SR wurde 
fortgesetzt. Die Anzahl offener Debatten und offener Briefings nahm weiter 
zu. Der jährliche Bericht über die Tätigkeit des SR wurde weiter kompri­
miert. Die Vielzahl offener Debatten bot der EU-Präsidentschaft die Möglich­
keit .  die Sichtbarkeit der EU im SR aufrechtzuerhalten. Das Mandat der seit 
1 993 tagenden Arbeitsgruppe zur Reform des SR wurde in der 58. GV bestä­
tigt. In der Frage der Ausweitung der Mitgliedschaft waren wieder keine 
Fortschritte zu erzielen. doch trug das Bemühen zahlreicher Mitgliedstaaten 
um vermehrte Transparenz zumindest zu vermehrter Öffnung des SR gegen­
über Nichtmitgliedern bei. 
Österreich beteiligte sich in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Netz­
werks Menschliche Sicherheit bis Mai aktiv an offenen Debatten im SR über 
den Schutz von Zivilpersonen und über die Rolle von Kindern in bewaffne­
ten Konflikten. Ebenso unterstützte Österreich eine Initiative zugunsten von 
Rechtsstaatlichkeit und betonte in seiner Erklärung die Bedeutung des 
Rechts in den internationalen Beziehungen sowie die Nützlichkeit der Zu­
sammenarbeit des SR mit dem Internationalen Strafgerichts hof. 
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2. Tätigkeit des Sicherheitsrates 
2.1 .  Irak 

Die Arbeit des SR war im ersten Quartal einerseits geprägt von der Überprü­
fung der Erfüllung der Abrüstungsverpflichtungen gemäß Resolutionen 
1 284 ( 1999) und 1441 (2002) und andererseits von der Diskussion um eine 
Resolution, die zu einem militärischen Vorgehen gegen den Irak ermächtigt 
hätte. Die Leiter der UN Monitoring, Verification and Inspections Com­
mission (UNMOVlC) und der Internationalen Atomenergieorganisation 
(lAEO), Hans Blix und Mohamed EI Baradei, erstatteten wiederholt Bericht 
über ihre Erkenntnisse seit Wiederaufnahme der Inspektionen am 27. 0-
vember 2002. Während EI Baradei mit Bestimmtheit feststellen konnte, dass 
der Irak über kein aktives Nuklearwaffenprogramm verfügte, bedauerte Blix 
am 19. März in seinem letzten Bericht vor Ausbruch des Krieges und nach­
dem die Inspektoren von UNMOVlC aus dem Irak abgezogen waren, dass die 
bis dahin durchgeführten Inspektionen nicht die notwendige Gewissheit 
hinsichtlich der Abwesenheit von Massenvernichtungswaffen gebracht hät­
len und dass mehr Zeit für Inspektionen vorteilhaft gewesen wäre. Am 
1 7 .  März erklärten die USA, Großbritannien und Spanien, dass sie ihren Re­
solutionsentwurf zur Autorisierung eines militärischen Vorgehens gegen 
den Irak nicht zur Abstimmung bringen würden, da der SR darüber keine Ei­
nigkeit erzielen könnte. Sie behielten sich das Recht vor, eigene Schritte zur 
Entwaffnung des Irak zu unternehmen. Kurz nach Kriegsbeginn stellte die 
überwiegende Mehrheit der in einer offenen Aussprache des SR am 26. und 
27.  März das Wort ergreifenden MS fest,  dass es für die Legitimität der am 
20. März begonnenen Intervention im Irak einer weiteren SR-Resolution be­
durft hätte. 
Mit der am 22. Mai bei Abwesenheit Syriens einstimmig angenommenen Re­
solution 1483 einigte sich der SR auf die Bestellung eines Sonderbeauftrag­
ten für den Irak und forderte die Internationale Gemeinschaft auf, sich am 
Wiederaufbau des Landes zu beteiligen. Am 14.  August begrüßte der SR mit 
Resolution 1 500 einstimmig die Einrichtung des irakischen Regierungsrates 
und richtete eine VN-Assistenzmission im Irak (UNAMI) ein. Nach dem 
verheerenden Bombenschlag auf das UNAMI-Hauptquartier in Bagdad am 
19 .  August, bei dem der Sonderbeauftragte des VN-GS, Sergio Viera de 
Mello, und weitere 21 Menschen getötet wurden, und nach weiteren An­
schlägen auf die VN sowie auf da Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
wurde das Personal von UNAMI abgezogen. 
Mit Resolution 1 5 1 1  vom 1 6. Oktober forderte der SR den irakischen Regie­
rungsrat auf, bis 1 5 .  Dezember einen Zeitplan für die Erstellung einer Verfas­
sung und die Abhaltung von Wahlen vorzulegen. Trotz ihrer Zustimmung 
zur Resolution bedauerten Russland, Frankreich und Deutschland, dass 
diese keine stärkere Rolle der VN und eine zu langsame Machtübergabe an 
das irakische Volk vorsähe. In seinem Bericht an den SR vom 5. Dezember 
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unterstrich der VN-GS, dass die Sicherheitsbedingungen im Irak die Rück­
kehr von UNAMI und somit eine substantielle politische Rolle der VN 
weiterhin nicht zulassen. Er begrüßte das am 1 5 .  November zwischen der 
Besatzungsbehörde und dem �.egierungsrat geschlossene Abkommen, das 
die Bildung einer souveränen Ubergangsregierung bis Ende Juni 2004 und 
die Wahl einer Regierung unter einer neuen Verfassung bis Ende 2005 
vorsieht, ersuchte jedoch um eine klare Definition der Rolle der VN bei 
dessen Umsetzung. Der SR nahm dieses Abkommen bei seiner Sitzung am 
16. Dezember im Beisein des irakisehen Interim-Außenministers Hoshyar 
Zebari zur Kenntnis. 
Das "Öl für Lebensmittel-Programm" wurde gemäß Resolution 1483 (2003) 
am 2 1 .  November an die Besatzungsbehörde übergeben. Mit Resolution 1 5 1 8  
(2003) wurde am 24. November jedoch ein SR-Komitee eingerichtet, das die 
Guthaben von Individuen und Entitäten, die in einem Naheverhältnis zum 
Regime von Saddam Hussein standen, untersuchen und auflisten sol l ,  um 
sie gemäß Resolution 1483 an den Irak-Entwicklungsfonds zu überweisen . 

2.2. Naher Osten 

Der SR beschäftigte sich regelmäßig mit der Lage im Nahen Osten. Die USA 
legten ihr Veto gegen zwei Resolutionsentwürfe zur Lage in der Region ein. 
Am 1 6. September wurde über einen Resolutionsentwurf zur Entscheidung 
der israelischen Regierung zur möglichen "Entfernung" von Präsident Ara­
fat abgestimmt, der aufgrund der US-Gegenstimme und bei Stimmenthal­
tung Großbritanniens, Deutschlands und Bulgariens nicht angenommen 
wurde. Am 14.  Oktober stimmte der SR über einen Resolutionsentwurf zur 
Verurteilung des Baus der israelischen Sicherheitsmauer in den besetzten 
Gebieten ab. Die USA legten abermals ein Veto ein; Deutschland, Großbri­
tannien, Kamerun und Bulgarien enthielten sich der Stimme. In beiden Fäl­
len nahm eine Notstandsondertagung der Generalversammlung die Resolu­
tionsentwürfe in abgeänderter Form mit Zustimmung aller EU-Mitgliedstaa­
ten an. Am 19 .  November indossierte der SR mit der einstimmig angenom­
men Resolution 1 5 1 5  (2003) die Nahost- "Straßenkarte". 

2.3. Afghanistan 
Mit Resolution 1471  verlängerte der SR das Mandat der VN-Beistandsmis­
sion in Afghanistan (UNAMA) um weitere 1 2  Monate und indossierte den 
Vorschlag des VN-GS, in der Mission eine Wahlvorbereitungsabteilung ein­
zurichten. Am 1 1 .  August übernahm die NATO das strategische Kommando 
der International Security Assistance Force (ISAF) von Deutschland und 
den Niederlanden. Das Mandat von ISAF wurde mit Resolution 1 5 1 0  am 
1 3. Oktober um zwölf Monate verlängert und über Kabul hinaus ausgewei­
tet, in sb um ein sicheres Umfeld für humanitäre und Wiederaufbauaktivitä­
ten der afghanisehen Übergangsverwaltung und für internationales Personal 
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zu schaffen. Eine Mission des SR (31 .  Oktober- 7. November) forderte eine 
umfassende Reform der Sicherheitsinstitutionen des Landes, da die Wähler­
registrierung durch die gravierenden Sicherheitsprobleme, aber auch durch 
Ressourcenmangel gefährdet ist. 

2.4. Zypern 

Nach intensiven Verhandlungen in den letzten Jahren hatte der VN-GS am 
1 1 .  November 2002 einen Plan für die Zukunft Zyperns vorgelegt, der auf 
eine Wiedervereinigung Zyperns in einem Staat mit zwei autonomen Gebie­
ten noch vor dem EU-Beitritt 2004 abzielte. Nach zwei Überarbeitungen des 
Plans kam es jedoch zu einem Scheitern der Verhandlungen bei einem Tref­
fen des VN-GS mit den politischen Führern beider Seiten im März 2003 in 
Den Haag. In einem Bericht an den SR im April stellte der VN-GS die Bemü­
hungen der vergangenen Jahre zusammenfassend dar und riet von neuen 
Vermittlungsinitiativen ab, solange nicht klar der Wille der Parteien zur Lö­
sungsfindung erkennbar sei. Der Plan für die Zukunft Zyperns bleibt jedoch 
weiterhin eine mögliche Lösungsbasis. Die VN-Mission zur Friedenserhal­
tung in Zypern (UNFICYP) wurde bis Mitte 2004 verlängert. 

2.5. Bosnien und Herzegowina 

Mit Ende 2002 wurde die VN-Mission in Bosnien und Herzegowina (UN­
MIBH) beendet. Ab 1 .  Jänner 2003 begann die European Union Police Mis­
sion (EUPM) ihre Aufgabe, tragfähige Polizeistrukturen aufzubauen, die im 
Einklang mit europäischen Standards stehen. Die Verlagerung der Verant­
wortung auf die EU entspricht dem Interesse der VN, Bosnien und Herzego­
wina noch stärker in Europa zu verankern. Die zur Sicherung des Friedens­
abkommens eingerichtete NATO-geführte Militäroperation (Stabilisation 
Force in Bosnia and Herzegovina SFOR) wurde im Juli vom SR autorisiert, 
für ein weiteres Jahr friedenssichernd zu wirken. Im Oktober berichtete der 
Hohe Repräsentant für Bosnien und Herzegowina, Paddy Ashdown (GB) ,  
dem SR über die letzten Entwicklungen in den Bereichen Rechtsstaatlich­
keit ,  Wirtschaftsentwicklung, Verbesserung des politischen Klimas und Re­
formen und warb um Unterstützung beim Aufbau einer Sonderkarnmer für 
die Verfolgung von Kriegsverbrechen beim Staatsgerichtshof Bosnien und 
Herzegowinas. 

2.6. Serbien und MontenegrolKosovo 

Im August übernahm Harri Holkeri (Finnland) von Michael Steiner 
(Deutschland) als Sondergesandter des VN-GS die Leitung der VN-Mission 
im Kosovo (UNMIK). Die letzten Monate der Amtszeit Steiners waren von 
steigender Ungeduld der kosovo-albanischen Seite hinsichtlich einer Lö­
sung der Status frage sowie von zunehmenden ethnischen Spannungen ge­
kennzeichnet. Im Frühsommer und Sommer kam es zu mehreren gewalttäti-

1 5 5  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)170 von 422

www.parlament.gv.at



Die globale Zusammenarbeit - Die Vereinten Nationen 

gen Übergriffen sowohl auf Kosovo-Serben als auch auf UNMIK-Personal 
und -Einrichtungen. Bei einem Anschlag auf eine Gruppe kosovo-serbischer 
Kinder und Jugendlicher am 13 .  August wurden drei Kinder getötet. In sei­
nem ersten offiziellen Bericht an den SR im Oktober ging Holkeri ausführ­
lich auf die Verschlechterung der Sicherheitslage ein. 

Am 14 .  Oktober eröffnete Bundeskanzler Wolfgang Schüssel die Direkt­
gespräche Belgrad - Pristina über technische Fragen in Wien. Bei der Eröff­
nung anwesend waren neben Holkeri auch der Hohe Vertreter für die GASP 
der EU, Javier Solana, ATO-Generalsekretär George Robertson und OSZE­
Vorsitzender Jaap de Hoop Scheffer sowie Vertreter der Kontaktgruppe 
(USA, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien und Russland). 

Am 6. November beschloss der SR die Einführung eines Mechanismus zur 
Überpriifung der Umsetzung der "Standards before Status"-Politik bis Mitte 
2005, welcher in der Folge durch ein von Holkeri vorbereitetes Dokument 
"Standards for Kosovo" sowie durch eine Erklärung der SR-Präsidentschaft 
am 1 2 .  Dezember konkretisiert wurde. Die Arbeiten zur Erstellung eines 
Zeitplans für die Umsetzung des Überprüfungsmechanismus werden 2004 
fortgesetzt. 

2.7. Osttimor 

Die United Nations Mission of Support in East-1imor (UNMISET) unter­
stützte Osttimor bei der Entwicklung von neuen Institutionen und bei der 
Schaffung von Infrastruktur. Der SR begrüßte den positiven Trend und die 
Forschritte im Staatswerdungsprozess, verwies aber gleichzeitig a�! beste­
hende Probleme im Bereich von Verwaltung, Justiz und Polizei . Die Ubertra­
gung operationeller Funktionen von UNMISET auf die osttimoresischen Be­
hörden wurde fortgesetzt und UNMISET wurde schrittweise reduziert. Das 
Mandat von UNMISET wurde im Mai um ein Jahr verlängert. Die osttimore­
sischen Streitkräfte sollen bis Mitte 2004 voll funktionsfähig sein. 

2.8. Afrika 

Die Konflikte auf dem afrikanischen Kontinent stellen weiterhin einen 
Schwerpunkt in der Tätigkeit des SR dar. Dabei wurden sowohl horizontale 
Themen wie Ernährungssituation, Klein- und Leichtwaffen, Söldner, Kinder 
und Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten und Konfliktprävention erör­
tert, als auch einzelne oder regionale Konflikte. Der SR versteht seine Rolle 
in Afrika zunehmend als komplementär zur Rolle von Regionalorganisatio­
nen (AU, SADC, ECOWAS, IGAD etc . )  und unterstützt Konlliktlösungen ver­
mehrt auf Basis regionaler Vermittler. Der SR begrüßte die vermehrte Beto­
nung der afrikanischen Eigenverantwortlichlceit bei Konfliktprävention und 
Konfliktlösung, wie sie die Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas 
(NEPAD) vorsieht. 
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Auf Grund des Konflikts in der Elfenbeinküste verschlechterte sich die Lage 
in Westafrika. Der SR indossierte das Linas-Marcoussis-Abkommen, wel­
ches die Schaffung einer Regierung der nationalen Wiederversöhnung vor­
sieht, und begrüßte die Entsendung französischer und ECOWAS-Truppen. 
Im Mai schuf der SR die United Nations Mission in Co te d'Ivoire (MINUCI) .  
Es handelt sich dabei um eine politische Mission zur Unterstützung der Im­
plementierung des Linas-Marcoussis-Abkommens. 
Die internen Kämpfe in Liberia intensivierten sich zunächst. Dies machte 
eine Verlängerung und Verschärfung der Sanktionen gegen Liberia um ein 
weiteres Jahr erforderlich. Nach der Ausreise von Präsident Taylor stabili­
sierte sich die Situation. Im Juni autorisierte der SR mit Berufung auf Kapi­
tel VII SVN die Entsendung einer multinationalen Truppe und im Septem­
ber die Schaffung einer multi dimensionalen friedenserhaltenden Operation, 
der Uni ted Nations Mission in Liberia (UNMIL), zur Abwendung einer hu­
manitären Katastrophe. UNMIL soll in voller Stärke etwa 1 5 .000 Truppen 
umfassen. 
Die Lage in Sierra Leone verbesserte sich. Der Sondergerichtshof und die 
Wahrheits- und Versöhnungskommission konnten ihre Tätigkeit aufneh­
men. Das VN-Embargo gegen den Import von Rohdiamanten ohne Ursprung­
szertifikat l ief im Juni aus. UNAMSIL, die derzeit größte Friedensoperation 
der VN, welche entscheidend zur Stabilisierung der Lage beträgt, konnte 
schrittweise reduziert werden. 
Der Machttransfer in Burundi gemäß dem Arusha-Abkommen machte wei­
tere Fortschritte. Die "Forces Nationales pour la Liberation" (FNL) stehen je­
doch weiterhin außerhalb des Friedensprozesses und beteiligen sich nicht 
an der Übergangsregierung. Der SR würdigte die Tätigkeit der African Mis­
sion in Burundi (AMIB) und die Rol le Südafrikas als Vermittler. Das Ersu­
chen der AU um Umwandlung der AMIB in eine Friedenserhaltende Opera­
tion der VN wurde vom SR zur Kenntnis genommen. Eine Entscheidung da­
rüber soll 2004 getroffen werden. 
In der Demokratischen Republik Kongo gab es Fortschritte beim Abzug 
ausländischer Truppen sowie im Friedensprozess. Politisch motivierte Ge­
walttaten und schwerste Menschenrechtsverletzungen, insb im Osten des 
Landes, machten jedoch die rasche Entsendung einer multinationalen Ein­
greiftruppe gemäß Kapitel VII SVN nach Bunia erforderlich. Frankreich 
und danach die EU (Operation "ARTEMIS") übernahmen die Leitung die­
ser temporären Mission. Nach dem Ablaufen des Mandats der Interim 
Emergency Multinational Force (IEMF) in Bunia am 1 .  September wurde 
die Präsenz der Uni ted Nations Organization Mission in the DRC (MO­
NUC) in Bunia verstärkt. Der SR bemühte sich, weiteren Druck auf alle Par­
teien zur Implementierung der Abkommen von Pretoria und Luanda aus­
zuüben, um damit den Friedensprozess in der DR Kongo voranzutreiben. 
In diesem Zusammenhang besuchte eine Mission des SR auch die Region 
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der Grossen Seen. Der Bericht der Expertengruppe zur i l legalen Ausbeu­
tung der Naturgüter und Bodenschätze, der nicht mit Kritik an Regierun­
gen und internationalen Unternehmen sparte, wurde vom SR indossiert. 
Das Mandat der Expertengruppe wurde zunächst verlängert und l ief 
schließlich im September ab. 

Auf der Grundlage eines Berichts des VN-GS unterstützte der SR Vorberei­
tungen für eine Internationale Konferenz über die Region der Grossen 
Seen. Im Juni 2004 ist ein erstes Treffen auf Ebene der Staatschefs geplant. 
Der SR wies Äthiopien und Eritrea auf ihre Verpflichtungen unter dem Ab­
kommen von Algiers hin und rief beide Seiten zur vollen Unterstiitzung des 
Demarkationsprozesses auf. Der Streit um Badme verzögerte den Beginn des 
Demarkationsprozesses. Das Mandat der United Nations Mission in Ethio­
pia and Er.�trea (UNMEE) zur Beobachtung der temporären Sicherheitszone 
zwischen Athiopien und Eritrea wurde bis März 2004 verlängert. 

Der SR unterstützte Bemühungen der Intergovernmental Authority on De­
velopment (IGAD) um Fortschritte im nationalen Versöhnungsprozess in 
Somalia. Das 1 992 verhängte Waffenembargo gegen Somalia wurde verlän­
gert. Zu seiner Überwachung wurde eine neue Expertengruppe eingerichtet. 
Die schwierigen Sicherheitsbedingungen und das Fehlen einer zentralen 
Autorität machen nach wie vor ein umfassendes friedenstiftendes Engage­
ment der VN unmöglich. 
Im Jänner präsentierte James Baker, der Sonderbeauftragte des VN-GS für we 
Westsabara, seinen Friedensplan zur Selbstbestimmung der Bevölkerung 
der Westsahara. Der SR rief beide Seiten dazu auf, auf eine Annahme und 
Implementierung des Friedensplans hinzu wirken , will aber weiterhin keine 
Lösung aufzwingen. Grundlage einer Lösung müsse ein Abkommen zwi­
schen den beiden Parteien sein. Das Mandat der VN-Mission in Westsabara 
(MINURSO) wurde verlängert. 
Die angespannte politische Situation in Guinea-Bissau sowie in der Zentral­
afrikanischen Republik war ebenfalls Gegenstand von Konsultationen im 
SR. Der SR appel li{lrte in beiden Fällen an alle Konfliktparteien, den inter­
nen politischen Dialog und die nationale Aussöhnung aktiv zu betreiben. 

3. Friedenserhaltende Operationen (FEO) 

Anfang 2003 bestanden 1 5  Friedenserhaltende Operationen der VN (FEO), 
zu denen 89 Staaten Personal stellten. Im Laufe des Jahres schuf der SR eine 
FEO in Liberia (UNMIL) sowie die VN-Mission in Cote d'Ivoire (MINUCI) 
zur Unterstützung des Sondervertreters des VN-GS für Cöte d'Ivoire. Zwei 
vom SR autorisierte Missionen wurden 2003 beendet: die Mission der VN in 
Angola (UNMA) sowie we United Nations Iraq-Kuwait Observation Mission 
(UNIKOM) an der Grenze zwischen Irak und Kuwait (UNIKOM). 
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Die Gesamtstärke des entsandten Militär- und Polizei personals betrug mit 
Jahresende 2003 45.815 Personen ( 3 1 .  Dezember 2002 : 39.652). Die größten 
Operationen waren UNAMSIL in Sierra Leone ( 1 1 . 700 Personen), MONUC 
in der Demokratischen Republik Kongo (10.200 Personen) ,  UNMIL in libe­
ria (5 .569 Personen) sowie UNMEE in Äthiopien/Eritrea (4.200 Personen). 
Der Trend der vergangenen Jahre, demzufolge die stärksten Personalbeiträge 
aus Staaten Asiens und Afrikas kommen, setzte sich fort. Vor allem in den 
FEO in Afrika (MONUC, UNAMSIL, UNMEE und UNMIL) ist weiterhin ein 
hoher Bedarf an bewaffneten Truppen mit entsprechender Schutzausrüs­
tung gegeben; für das Jahr 2004 zeichnet sich ein zusätzlicher Bedarf an FEO 
in Afrika ab. 

Die Umsetzung der Vorschläge des im Jahr 2000 erstellten Berichts einer un­
abhängigen Expertengruppe ("Brahimi-ReportU) wurde weiter vorangetrie­
ben. Darunter fallen auch die fortgesetzten Bemühungen, die Fähigkeit zur 
raschen E;�nrichtung von neuen FEO ("Rapid Deployment CapacityU) zu ver­
bessern. Osterreich setzte sich für die Angleichung der rechtlichen Stellung 
von Polizeipersonal mit exekutiven Aufgaben mit derjenigen von bewaffne­
tem Militärpersonal in FEO ein. 

Im Jahr 2003 nahmen rund 970 ÖsterreicherInnen an Friedensoperationen 
tei l ,  die vom VN-SR autorisiert worden waren. Zu Jahresende standen 438 
ÖsterreicherInnen (387 SoldatInnen, 12 Militärbeobachter und 39 Exekutiv­
beamtlnnen) in acht friedenserhaltenden Operationen der VN im Einsatz, 
525 SoldatInnen in der vom VN-SR autorisierten KFOR. An der vom SR au­
torisierten ISAF (Afghanistan) nahmen im J� 2003 fünf, an der EU-geführ­
ten Operation "ARTEMlS" (DR Kongo) drei Osterreich�r teil. In den VN-ge­
führten Missionen und Friedensoperationen leistete Osterreich zu Jahres­
ende unter den Ländern der EU nach Großbritannien, Portugal und Irland 
�en viertgrößten Personalbeitrag. Mit seinem Beitrag zu FEO befand sich 
Osterreich zu diesem Zeitpunkt auf Platz 25 unter den 94 Truppenstellern 
der VN. 

Die internationale Zusammenarbeit im Rahmen des von Österreich mitbe­
gründeten Projektes "Standby Forces High Readiness Brigade (SHIRBRlG)" 
mit dem Ziel der raschen Bereitstellung von Truppen für VN-geführte FEO 
wurde fortgesetzt. Eine Bestätigung erfuhr diese Kooperation durch den Ein­
satz von Teilen des SHIRBRlG-Brigadekommandos als interimistisches VN­
Hauptquartier für UNMIL in Liberia. SHIRBRlG dient den VN und neuer­
dings der AU als Modell � den Aufbau international zusammengesetzter 
Truppen in Brigadestärke. Osterreich ist seit 1 997 Vol lmitglied von SHIRB­
RlG; weitere Teilnehmer sind Argentinien, Dänemark, Finnland, Italien , Ka­
nada, die Niederlande, Norwegen, Polen, Schweden, Rumänien und seit 
2003 Litauen, Slowenien und Spanien. Österreich stand 2003 auch im Zei­
chen der Vorbereitungen für die Übernahme des SHIRBRIG-Vorsitzes von 
Kanada im Jahr 2004. 
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IV. Der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) 

1 .  Allgemeiner Teil 

Die meritorische Tagung des ECOSOC fand vom 30. Juni - 25. Juli in Genf 
statt. Schwerpunkt des hochrangigen Segments der ECOSOC-Tagung waren 
Problemstellungen der ländlichen Entwicklung. In breit angelegten Diskus­
sionen in der Form eines hochrangigen Dialogs und runden Tischen wurden 
dabei die Themen Landwirtschaft, Produktivität, Frauen, mv/AIDS und Na­
turgütermanagement sowie Drogen, Handel, Energie, neue Technologien 
und soziale Entwicklung besprochen. Angesichts der bevorstehenden WTO­
Ministerrunde in CancUn erschöpften sich viele Beiträge in Positionierun­
gen für diese Verhandlungen. 
Thema des Koordinationssegmentes der ECOSOC-Tagung war die Rolle des 
ECOSOC in der integrierten und koordinierten Implementierung der Ergeb­
nisse der VN-Gipfel und -Konferenzen. Aufbauend auf die im Mai angenom­
mene Resolution der GV zum Konferenz-Follow-up wird der ECOSOC An­
fang 2004 informelle Konsultationen zur Erstellung eines Mehrjahrespro­
gramms für seine Diskussionen beginnen. 
In Paneldiskussionen mit den Leitern der VN-Fonds und -Programme wur­
den im operationellen Segment der ECOSOC-Tagung die Aktivitäten der 
VN-Entwicklungsakteure diskutiert. Dabei wurden vor allem die weitere 
Harmonisierung der Programmarbeit der VN-Organisationen im Feld, deren 
Ausrichtung auf die Millennium-Entwicklungsziele (MDGs) sowie Finan­
zierungsfragen angesprochen. 
Das humanitäre Segment der ECOSOC-Tagung beschäftigte sich mit den He­
rausforderungen im Zusammenhang mit der Finanzierung von humanitärer 
Hilfe und deren Effektivität, mit den Auswirkungen von mv/AIDS auf die 
humanitäre Hilfe sowie mit Fragen des Übergangs von humanitärer Nothilfe 
zur Entwicklung. Auch konnte im humanitären Segment wieder eine Reso­
lution (Stärkung der Koordination der humanitären Nothilfe der VN) im 
Konsens angenommen werden. Wesentliche Fortschritte dieser Resolution 
waren u. a. die für eine humanitäre Resolution des ECOSOC erstmalige Ver­
ankerung der Verpflichtung aller Parteien eines bewaffneten Konfliktes, die 
Zivilbevölkerung zu schützen, sowie die Einbettung der humanitären Hilfe 
in den Kontext der Entwicklungsaktivitäten. Ein Verweis auf das Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofes konnte ebenfalls - und erstmals in einer 
ECOSOC-Resolution - aufgenommen werden. 
Im generellen Segment der ECOSOC-Tagung konnte zu zahlreichen Themen 
keine Einigung gefunden werden (Dauer und Zusammensetzung des Büros 
der Kommission für nachhaltige Entwicklung, Teilnahme von NGOs an den 
Sitzungen dieser Kommission, Streichung von Kap Verde und den Maledi­
ven von der LDC-Liste, Frage der Nicht-Verbreitung genetischer Daten). Die 
Behandlung dieser Themen wurde daher auf eine wiederaufgenommene Sit-
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zung des ECOSOC vertagt. Das Mandat der Ad-hoc-Beratungsgruppe zu Gui­
nea-Bissau wurde bis Jänner 2004 verlängert. Eine Ad hoc-Beratungsgruppe 
zu Burundi wurde eingerichtet. Die Aufnahme von Ost-Timor in die Liste 
der LDC wurde einstimmig beschlossen. 

2. Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
Als eine der Regionalkommissionen der Vereinten Nationen widmet sich die 
55 Mitglieder umfassende Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für Europa (ECE) mit Sitz in Genf (Exekutivsekretärin: Brigita Schmögne­
rova, Slowakei) primär der Heranführung der wirtschaftlich schwächeren 
Länder der Region an das übrige Europa, insb in den Bereichen Verkehr, Um­
welt, Energie,  Handelserleichterung und Unternehmensentwicklung, wobei 
die ECE als Forum für die Ausarbeitung von Normen und Standards sowie 
den Meinungs- und Erfahrungsaustausch zwischen nationalen Experten 
dient. Nachdem sich die ECE nach dem Ende des Kalten Krieges erfolgreich 
an die neuen politischen und wirtschaftlichen Realitäten Europas angepasst 
hat, wird die Organisation durch die Erweiterung der EU nach Osten vor 
neue Herausforderungen gestellt .  Verschiedene jüngste Reformbemühungen 
der ECE tragen dieser Entwicklung Rechnung. 
Beim Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 2002 wurden 
die ECE und die anderen regionalen Wirtschaftskommissionen der VN auf­
gefordert, das Thema nachhaltige Entwicklung stärker in ihre Arbeitspro­
grarnme zu integrieren. Im Rahmen der ECE wurde daraufhin beschlossen, 
ein Regionales Implementierungsforl:':lll für nachhaltige Entwicklung An­
fang 2004 in Genf abzuhalten, wobei Osterreich im Hinblick auf das beson­
dere Engagement der Stadt Wien im Rahmen der ECE im Bereich des sozia­
len Wohnbaus im Panel "Siedlungswesen" vertreten sein wird. Die Stadt 
Wien unterstützte 2003 den Trust Fund des Komitees für Siedjungswesen 
("human settlements") mit einer Zuwendung von 20.000 Euro zwecks Ein­
richtung einer Task Force zum Thema soziales Wohnen ("Social Housing") .  

V. Programme und Fonds der Vereinten Nationen 

1 .  Das Büro für die Koordination humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) 
Das seit 1 998 bestehende Büro für die Koordinierung humanitärer Angele­
genheiten (Office for the Coordination of Humanitarian Affairs. OCHA) 
konnte sich als glaubwürdiger und einflussreicher Partner und Koordinator 
der humanitären Akteure (Staaten. Internationale Organisationen. andere 
Tei le des VN-Systems. Nicht-Regierungs-Organisationen. Einzelpersonen) 
behaupten. Zuständig für die Entwicklung der humanitären Politiken der 
VN. deren Förderung im Verhältnis zu anderen VN-Stellen sowie für die in­
ternationale Koordination der humanitären Hilfe und Katastrophenhilfe. ver-
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fügt OCHA weltweit über 41  Länder- und Regionalbüros. Obwohl Teil des 
VN-Sekretariats, erhält OCHA lediglich rund 1 2,5% seines Finanzbedarfs aus 
dem regulären VN-Budget, der Rest wird durch freiwillige Beiträge einiger 
Mitgliedstaaten, darunter auch Österreich, aufgebracht. Besondere Bedeu­
tung hat der United Nations Consolidated Inter-Agency Appeal (CAP). Der 
CAP ist ein strategisches Planungs- und Koordinationsinstrument der huma­
nitären Hilfe im Zusammenhang mit komplexen Krisen. Ziel ist das Zusam­
menführen in einem einheitlichen Ersuchen um freiwillige Beiträge aller bei 
den einzelnen VN-Einrichtungen verfügbaren Informationen über die huma­
nitären Bedürfnisse eines krisengeschüttelten Landes. Es ist dem CAP zu ver­
danken, dass Qualität, Geschwindigkeit und Effektivität der international er­
brachten Leistungen konstant verbessert werden konnten. Am 19 .  November 
wurde in Genf unter Beisein der Schweizer Außenministerin Micheline 
Calmy-Rey der CAP für 2004 mit dem Ziel präsentiert, humanitäre Hilfe mit 
einem Gesamtvolumen von rund 3 Milliarden US-Dollar für 45 Millionen 
Menschen in 2 1  krisengeschüttelten Ländern und Regionen aufzubringen. 
VN-Einrichtungen und NGOs beteiligten sich an diesem Appell. 
Österreich behielt seinen traditionellen Vorsitz in der Konsultativgruppe 
der Military and Civil Defence Unit (OCHA-MCDU). Es handelt sich hierbei 
um eine auf österreichische Anregung und mit österreichischer fachlicher 
Unterstützung 1 996 geschaffene Koordinationsstelle für Zwecke der militä­
risch-zivilen Zusammenarbeit im humanitären Bereich. MCDU dient bei hu­
manitären Krisen als Verbindungsstelle für Anfragen zur Bereitstellung mi­
litärischer und ziviler ExpertInnen. Die Arbeiten an Richtlinien über den 
Einsatz militärischer und ziviler Kräfte zur Unterstützung humanitärer Ak­
tivitäten in komplexen Krisen wurden abgeschlossen und am 26. Juni in 
Brüssel im Beisein von Kenzo Oshima, Leiter des New Yorker OCHA-Büros, 
Poul Nielson, EU-Kommissar für Entwicklung und Humanitäre Hilfe sowie 
Günther Greindl, General des österreichischen Bundesheers i . R. ,  präsen­
tiert. Im Rahmen des UN Civil Military Cooperation (UN-CIMIC) Tcainings­
Programms wurden Kurse abgehalten, an denen jeweils zur Hälfte zivile 
und militärische Experten teilnahmen. 

Zur Stärkung der Koordinationsfunktion von OCHA stellte Österreich 
35 .000 Euro bereit. Drei Offiziere des österreichischen Bundesheeres, die zu­
nächst von Österreich sekundiert wurden, gehören mittlerweile dem Perso­
nalstand von OCHA an. 

Österreich finanzierte darüber hinaus für ein weiteres Jahr einen Rechtsex­
perten der Unit for InternaIly Displaced Persons (IDP Unit) und bekräftigte 
dadurch sein Engagement zum Schutz der Binnenvertriebenen. Primäres 
Ziel dieser Einheit ist die Koordinierung der einzelnen VN-Einrichtungen 
(U. 8. UNHCR, UNICEF und WFP) bei der Hilfeleistung für Binnenvertrie­
bene. Schätzungen zufolge gibt es 25 Mio. sog. IDPs weltweit, somit mehr als 
doppelt so viele IDPs als Flüchtlinge. 
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2.  Das Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) 

Das Amt des Flüchtlingshochkommissars ist beauftragt, internationale Maß­
nahmen zum Schutz von Flüchtlingen und der Lösung von Flüchtlingsprob­
lemen zu leiten und mit Regierungen, VN-Einrichtungen sowie GOs zu ko­
ordinieren. Das durch eine Resolution der VN-GV 1 9 5 1  geschaffene Amt soll 
sicherstellen, dass jede Person ihr Recht ausüben kann, Asyl zu suchen, Zu­
flucht in einem anderen Staat zu finden sowie freiwillig zurückzukehren. 
Durch die Unterstützung von Flüchtlingen bei ihrer Rückkehr oder Ansied­
lung in einem Drittstaat wird versucht, zu dauerhaften Lösungen beizutra­
gen. Während das Flüchtlingsrecht die Grundlage für seine Hauptfunktion 
darstellt ,  hat das Amt auch subsidiäre Funktionen erhalten, insb Staatenlose 
bzw. Menschen, deren Nationalität umstritten ist, und in bestimmten Fällen 
auch intern Vertriebene. 
Zu Jahresbeginn waren rund 20 Mio. hilfsbedürftige Menschen vom Mandat 
des UNHCR erfasst. Mit 4.395 Mitarbeitern in 1 53 Büros und 67 Ländern 
stellt der UNHCR - neben dem WFP und UNICEF - eine der größten Hilfsor­
ganisationen dar, die in praktisch allen Erdteilen operativ ist. Das Jahresbud­
get belief sich auf rund 1 Mrd. US-Dollar. 
Hochkommissar Ruud Lubbers widmete sich auch im dritten Jahr seiner 
Amtstätigkeit der Konsolidierung der Finanzlage und setzte eine Reformdis­
kussion über den Geschäftsgang des Amtes fort. Der als "UNHCR 2004" be­
titelte Prozess konnte durch die Annahme einer entsprechenden Resolution 
der VN-GV zu einem vorläufigen Abschluss gebracht werden. Eine der ein­
schneidendsten Veränderungen betrifft das Mandat des UNHCR, das in Hin­
kunft zeitlich unbefristet ist. Weiters berichtet der UNHCR an den ECOSOC 
nur noch mündlich und übermittelt der GV einen umfassenden schriftli­
chen Bericht. Die von Lubbers angeregte Einführung eines geschätzten Bei­
tragsschlüssels stieß bei den meisten Geberländern auf Widerstand, weshalb 
auch in Zukunft die Beiträge nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit geleis­
tet werden. 
Die vom Hochkommissar 2002 begonnene Initiative "Konvention Plus" 
wurde fortgesetzt. Dieses Projekt ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass die 
Genfer Flüchtlingskonvention von 1 95 1  mit ihrem Zusatzprotokoll von 
1 977 nicht ausreiche, um den heutigen Flüchtlingsproblemen Herr zu wer­
den. Ziel sind daher mögliche bi-, tri- oder mulilaterale Rahmenabkommen 
mit unterschiedlichen Aspekten der Flüchtlingsproblematik. Zu diesem 
Zweck wurde am 27. Juni ein sog. "Forum" abgehalten, bei dem die meisten 
Delegationen klarstellten, dass solche Abkommen ("special agreements") 
auf der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951  aufbauen müssten, dieses 
somit in keinem Fall untergraben dürfen. Als konkreten Vorschlag präsen­
tierte Kanada ein Konzept über die Umsiedlung von Flüchtlingen in Dritt­
staaten. Demnach sollten Geberländer bereit sein, zur Lösung eines be­
stimmten Flüchtlingsproblems eine gewisse Anzahl von Flüchtlingen im ei-
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genen Land aufzunehmen. Umsiedlung ( .. resettlement") solle neben Repa­
triierung ( .,repatriation") und lokaler Integration ( .. Iocal integration") eine 
der drei Möglichkeiten zur erfolgreichen Lösung eines Flüchtlingsproblems 
( .. durable solution") darstellen. 

VI. Sonder- und angeschlossene Organisationen 
der Vereinten Nationen 

1 .  Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (F AO) 

Österreich ist seit 1 947 Mitglied der FAO und war von 2002 -2003 eines von 
insgesamt 49 Mitgliedern des FAO-Rates, die für die Dauer von drei Jahren 
gewählt werden. Zudem wurden Ost-Timor, Thvalu,  die Ukraine und die fö­
derierten Staaten Mikronesiens als neue Mitglieder der FAO aufgenommen 
(nunmehr 187 Länder und die Europäische Gemeinschaft). 
Die 64. Tagung des Komitees für Warenprobleme (Rom, 1 8. - 2 1 .  März) be­
fasste sich mit der Situation der Weltmärkte, inklusive der mittelfristigen 
Vorschau betreffend die Weltmärkte für landwirtschaftliche Waren sowie 
den politischen Entwicklungen des Handels und der landwirtschaftlichen 
Warenmärkte. 
Die 1 7 .  Tagung des Landwirtschaftskomitees (Rom, 3 1 .  März - 4. April )  war 
vor allem von den Themen Ernährungssicherheit, zu deren Hauptelemen­
ten der Schutz landwirtschaftlicher Produktionssysteme, der Schutz der 
menschlichen Gesundheit und das Verbrauchervertrauen in landwirtschaft­
l iche Erzeugnisse sowie Umweltschutz und nachhaltige Produktion zählen, 
der Gestaltung von Voraussetzungen für den nachhaltigen Lebensunterhalt 
im ländlichem Raum ( .. sustainable rural livelihoods") sowie den Agro-Um­
welt-Informations- und Entscheidungshilfen für nachhaltige Entwicklung 
geprägt. 
Das vom Sekretariat vorgelegte Konzept für Lebensmittelsicherheit und -
qualität in Form einer ganzheitlichen Vorgangsweise ( .. food chain ap­
proach")  fand allgemeine Zustimmung. Betont wurde aber die Notwendig­
keit ,  das Konzept an den im Codex Alimentarius erreichten Konsens anzu­
passen und die Belange von Entwicklungsländern stärker zu beachten. Diese 
müssten weitere Unterstützung beim Aufbau von Kapazitäten, bei der Stär­
kung nationaler Institutionen und bei der Anpassung an höhere Sicherheits­
standards erhalten. Das Sekretariat wurde ersucht, das Rahmenkonzept zur 
nächsten Tagung überarbeitet vorzulegen. 
Der seitens des Sekretariats konzipierte Rahmenvorschlag für gute land­
wirtschaftliche Praxis (GAP) - von der Primärproduktion bis zur Verarbei­
tung und Verteilung landwirtschaftlicher Erzeugnisse - wurde vom Komitee 
als ein Weg zur Umsetzung der Ziele einer nachhaltigen Landwirtschaft und 
ländl ichen Entwicklung (SARD) begrüßt. Es sollten aber keine neuen Rege-
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lungen geschaffen werden, sondern die bestehenden im Rahmen von Codex 
Alimentarius, Internationaler Pflanzenschutz-Konvention (IPPC) und Pflan­
zenschutzmittel-Verhaltenskodex ergänzt werden. Ein solcher GAP-Rahmen 
müsse insb die weltweit sehr unterschiedlichen natürlichen und sozioöko­
nomischen Bedingungen und die Belange aller Produzenten berücksichti­
gen und dürfe weder Kleinproduzenten noch Verbraucher in Entwicklungs­
ländern benachteiligen. 

Bei der 29. Tagung des Komitees für Welternährungssicherheit (Rom, 1 2 . -
1 6. Mai) standen der Bericht über die erste Tagung der zwischenstaatlichen 
Arbeitsgruppe (IGWG) zur Erarbeitung von freiwilligen Richtlinien zur Un­
terstützung der fortschreitenden Realisierung des Rechtes auf angemessene 
Ernährung im Zusammenhang mit der nationalen Ernährungssicherung so­
wie die gegenwärtigen Initiativen der FAO im Kampf gegen den Hunger zur 
Diskussion. Aber auch die Rolle der Aquakultur zur Verbesserung der Er­
nährungs- und Nahrungsmittelsituation sowie die Bedeutung von Katastro­
phen in Bezug auf langfristige Ernährungssicherheit und Armutsbekämp­
fung und ein in diesem Zusammenhang von der FAO errichteter Fonds über 
2 Mio. US-Dollar wurden erörtert. 
Bei der 32. FAD-Konferenz (Rom, 29. November - 10. Dezember) standen 
vor allem die zu intensivierenden Aktionen zur Bekämpfung der i llegalen 
Fischerei, die Arbeiten des FAO/VN-Welternährungsprogramms ,  das inter­
nationale Jahr des Reises 2004 , der Fortschrittsbericht über die Erfüllung des 
geschlechtsspezifischen FAO-Entwicklungsplanes 2002- 2007 sowie die 
Verstärkung der Kohärenz bei der FAO-Initiative zur Hungerbekämpfung, 
wobei auch das Recht auf Nahrung zur Sprache kam, im Mittelpunkt. Öster­
reich war durch Bundesminister Josef Pröll vertreten. 
Neben drei Runden Tischen (Die Rolle des Wassers und der Infrastruktur für 
eine nachhaltige Ernährungssicherung; Entwicklungen bei den internationa­
len Handelsverhandlungen betreffend Landwirtschaft und ihre Auswirkung 
auf die Ernährungssicherheit; Dimensionen der Lebensmittelsicherheit und 
der Ernährungssicherung) gab es eine Reihe von Nebenveranstaltungen, wo­
bei die Auswirkung von HIV / AIDS auf die Landwirtschaft, der internationale 
Vertrag für ptlanzengenetische Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft 
sowie der Nutzen von Wissenschaft und Technologie zur Verbesserung der 
Wasserverwaltung in Afrika und im Nahen Osten diskutiert wurden. 

2. Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 

Im Rahmen der 91 .  Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni in 
Genf wurde das Übereinkommen Nr. 185  über Ausweise für Seeleute (Neu­
fassung) angenommen. Dieses sieht einen international einheitlichen, für 
Einwanderungsbehörden leicht erkennbaren, eigenständigen Ausweis vor, 
der der Anforderung einer biometrischen Darstellung gerecht wird. 
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Im Hinblick auf die Ausarbeitung neuer internationaler Urkunden bei künf­
tigen Tagungen der Internationalen Arbeitskonferenz bildeten die Entwick­
lung der Humanressourcen, das Arbeitsverhältnis sowie der Arbeitsschutz 
weitere Schwerpunkte. 
Allgemeine Diskussionen gab es zu den Themen "Arbeit - ein Weg aus der 
Armut" und "Gleichheit bei der Arbeit - ein Gebot der Stunde". 
Das Übereinkommen Nr. 1 84 über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft 
sowie die Empfehlung Nr. 1 92 betreffend denselben Gegenstand wurden im 
Juli  vom Nationalrat zur Kenntnis genommen. Der Nationalrat hat weiters 
die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 1 83 über die Neu fassung des Über­
einkommens über den Mutterschutz beschlossen und die diesbezügliche 
Empfehlung zur Kenntnis genommen. 

3. Internationale Fernmeldeunion (ITU) 

Die ITU bringt Regierungen und Industrie zusammen, um gemeinsam die Er­
richtung und den Betrieb von globalen Telekommunikationsnetzen und -
diensten zu koordinieren. Sie ist zuständig für die Standardisierung, Koor­
dinierung und Entwicklung der internationalen Telekommunikation und für 
die Harmonisierung nationaler Politiken. Im Rahmen der ITU werden inter­
nationale Vollzugs ordnungen und Verträge abgeschlossen, welche die ter­
restrische sowie die Weltraurnnutzung des Frequenz-Spektrums und des Sa­
tellitenorbits regeln. In den drei Sektoren der !TU werden Normen für das 
weltweite Zusammenwirken ( "interconnection") von Telekommunikations­
systemen unabhängig von der zum Einsatz gelangenden Technologie entwi­
ckelt. Die alle vier Jahre stattfindende Konferenz der Bevollmächtigten ist 
oberstes Organ der ITU. Die 16. Konferenz fand 2002 in Marrakesch statt. 
Die ITU ist zusammen mit anderen Organisationen der VN Initiator des in 
zwei Abschnitten ( 10. - 1 2 .  Dezember 2003 in Genf und 2005 in Thnis) und 
unter der Schirmherrschaft des VN-GS stehenden "Weltgipfels zur Informa­
tionsgesellschaft" . 
Der Weltgipfel zur Informationsgesellsch.� (World Surnmit on the Infor­
mation Society - WSIS) ist eine unter der Agide der VN stehende Gipfelkon­
ferenz, die sich in eine lange Serie von Weltkonferenzen zu den zentralen 
Fragen der globalen Entwicklung einreiht. Initiatorin des Weltgipfels ist die 
Internationale Fernmeldeunion (ITU), die dieses Projekt gemeinsam mit an­
deren Sonderorganisationen der VN, wie der UNESCO, dem Entwicklungs­
programm der VN (UNDP) , der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), 
dem VN-Umweltprogramm (UNEP), sowie der Welternährungsorganisation 
(FAO) unter der Schirmherrschaft des VN-GS durchführt. Die VN-GV hat 
mit Resolution 56/183 diesen Gipfel nachdrücklich begrüßt. 
Ziel der ersten Gipfelphase in Genf ( 10. - 1 2. Dezember) war es, die neuen 
technologischen und gesellschaftlichen Herausforderungen,  die sich in 
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Folge der modernen Entwicklung der Informationsgesellschaft ergeben, in 
all ihren Aspekten für das menschliche und gesellschaftliche Leben anzu­
sprechen und dabei insb unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft sowie der 
Privatwirtschaft zu einem gemeinsamen Verständnis über die Auswirkun­
gen der Informations- und Kommunikationstechnologie auf die Gesellschaft 
zu gelangen. In diesem Sinne wurden in Genf eine politische Grundsatzer­
klärung sowie ein strategischer Aktionsplan beschlossen, in dem konkrete 
gemeinsame Ziele festgelegt sind. Als besondere Problempunkte erwiesen 
sich in den im Vorfeld des Weltinformationsgipfels geführten Verhandlun­
gen vor allem die Bereiche Regulierung des Internets, Netzsicherheit, Rolle 
der Medien, Menschenrechte, geistiges Eigentum und nicht zuletzt die Frage 
der Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen. In der im Jahr 2005 in Tu­
Dis stattfindenden zweiten Phase des Weltinformationsgipfels, die insb Ent­
wicklungsthemen gewidmet sein wird, sollen sodann die seit 2003 erreich­
ten Fortschritte bewertet werden. 
Im Rahmen der mehr als 300 "Side Events" war Österreich in Genf durch 
die Europäische Akademie für Digitale Medien und das Internationale Zent­
rum für Neue Medien in Salzburg mit einem Projekt vertreten, das weltweit 
Preisträger der Informationsgesellschaft in verschiedenen Kategorien im 
Hinblick auf Inhalt und Kreativität ermittelt ("World Summit Award - the 
best in e-Content and Creativity"). Weiters wurden die interaktive Installa­
tion "Hidden Worlds of Noise and Voice" des Ars Electronica Center in Linz 
im Tagungsbereich ausgestel lt und das an der Technischen Universität Wien 
entwickelte Messverfahren ("Benchmark-Tool") zur vergleichenden, nach 
Ländern geordneten Erfassung des Entwicklungs- und Anwendungsgrades 
im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie präsentiert. 
Weitere österreichische Initiativen betrafen die Einberufung eines interna­
tionalen Vorbereitungs symposiums zur Menschenrechtsdimension der In­
formationsgesellschaft, dessen "Statement on Human Rights, Human Dig­
Dity and the Information Society" in den Gipfelvorbereitungsprozess ein­
floss. Österreich leistete zudem einen Beitrag zu der vom CERN einberufe­
nen wissenschaftlichen Vorbereitungskonferenz des Gipfels zur "Rolle der 
Wissenschaft in der Informationsgesellschaft" (RSIS). 

4. Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 
(IFAD) 

Im Rahmen seiner Mitgliedschaft bei IFAD leistet Österreich weltweit einen 
wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Lebensumstände der ärmsten ländli­
chen Bevölkerungsgruppen und gleichzeitig zur Erreichung der "Millenium 
Development Goals". IFAD fördert die ärmsten ländlichen Bevölkerungen in 
den Entwicklungsländern durch Gewährung von Darlehen zu sehr günsti­
gen Bedingungen und nicht rückzahlbaren Zuschüssen. Als eher kleine Fi­
nanzierungsorganisation fördert IFAD die Schaffung eines "Enabling Micro-
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environment for the Poor" . Wesentliche Elemente dieser Strategie sind Er­
leichterung des Zugangs zu Kleinkrediten, Technologien, fairen Märkten, 
MindestinIrastruktur (Landstraßen), Gesundheitspflege und Grundschulbil­
dung für die ländlichen Armen. 

5. Internationale SeeschifHahrtsorganisation (IMO) 

Der IMO gehören gegenwärtig 1 63 Mitgliedstaaten und drei assoziierte Mit­
glieder an. Sie beschließt international rechtsverbindliche Vorschriften zur 
Erhöhung der Sicherheit der SeeschiflIahrt und ist der Verhütung von Um­
weltkatastrophen auf See verpflichtet. Im Zuge verstärkter Bemühungen im 
Gefolge des Untergangs des Tankers "Prestige" wurde im Dezember vom Ma­
rinen Umweltschutzkomitee ein revidierter beschleunigter Zeitplan zur Au­
ßerdienststellung für Einhüllen-Tankschiffe angenommen. Bereits im Mai 
konnte anlässlich der Internationalen Konferenz über ein Zusatzprotokoll  
zum Internationalen Fonds für Ölverschmutzungsschäden Einigung über 
Verbesserungen des !MO-Haftungs- und Entschädigungssystems erzielt wer­
den, wodurch künftig der finanzielle Entschädigungsrahmen auf nahezu 
1 Mrd. Euro angehoben wird. 
Auf der Tagesordnung der 23. IMO-Versammlung standen u. a. die Entwick­
lung des "Audit Scheme" für die Flaggenstaaten, Richtlinien betreffend Zu­
fluchtshäfen für in Seenot geratene Schiffe und Fragen im Zusammenhang 
mit der Abwrackung von Seeschiffen. Zum neuen GS (ab 1 .  Jänner 2004) 
wurde Efthimios Mitropoulos (Griechenland) bestellt,  der William O'Neil 
(Kanada) ablöst. 
Unter österreichischer Flagge wurden zu Jahresende sechs Hochseeschiffe 
mit zusammen 29.918  Bruttoregistertonnen betrieben. Österreichs Interesse 
im Rahmen der !MO gilt insb Nachhaltigkeitsaspekten in der Seeschifffahrt 
sowie der nuklearen Sicherheit und internationalen Standards zur Bekämp­
fung des Schlepperunwesens auf See. 

6. Internationale Zivilluftfahrtorganisation (leAD) 
Im März fand am ICAO-Sitz in Montreal eine Weltkonferenz zur Entwick­
lung eines Rahmens zur Liberalisierung der globalen Luftfahrt statt, zu der 
alle 1 88 Mitgliedstaaten sowie rund 30 Internationale Organisationen einge­
laden waren. Die Konferenz endete mit einer Erklärung, die sich eine mög­
lichst weitgehende wirtschaftliche Liberalisierung der Luftfahrt unter Wah­
rung der Sicherheit, der sozialen Interessen sowie des Umweltschutzes zum 
Ziel setzt. 
Bei der 34. (außerordentlichen) Tagung der ICAO-Generalversammlung An­
fang April wurde die Aufstockung des lCAO-Rates von 33 auf nunmehr 
36 Mitglieder beschlossen. Chile, Singapur und Südafrika wurden als neue 
Mitglieder gewählt. Österreich wird im Rahmen der Wah lplattform ABIS, 
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der noch die Benelux-Staaten, Irland sowie die Schweiz angehören, bei der 
35 .  ordentlichen Generalversammlung im Herbst 2004 erstmals für einen 
Sitz im ICAO-Rat kandidieren. 
Der Ausbruch der SARS-Epidemie stellte auch für die ICAO eine besondere 
Herausforderung dar. Es wurden Notmaßnahmen zur Verhinderung einer 
Ausweitung angeordnet und in Zusammenarbeit mit der Weltgesundbeitsor­
ganisation Anfang Juni ein neuer Maßnahmenkatalog für verbesserte 
Schutzmaßnahmen auf internationalen Flughäfen erstellt .  
Im Rahmen der im September stattgefundenen "Air Navigation Conference'" 
wurde die Grundlage für die Entwicklung eines globalen, harmonisierten 
Navigationssystems geschaffen, das vor allem der Erhöhung der Sicherheit 
im Luftverkehr dienen soll .  
I m  November trat das i m  Jahre 1 999 unterzeichnete Montrealer Abkommen 
zur Neuregelung der zivilrechtlichen Schadenshaftung der Fluggesellschaf­
ten in Kraft, womit insb das nicht mehr den Anforderungen entsp'rechende 
Warschauer Abkommen aus dem Jahre 1 929 abgelöst wurde. In Osterreich 
wurde das innerstaatliche Ratifikationsverfahren zeitgerecht abgeschlossen, 
in Geltung tritt das Abkommen jedoch erst nach der gemeinschaftlichen 
Überreichung der Ratifikationsurkunden durch alle EU-MS. 
Im Dezember wurde der Konflikt zwischen der EU und den USA in der sog. 
"Hushkits"-Frage (Landeverbot für veraltete, mit Geräuschdämpfern nach­
gerüstete US-Flugzeuge) auch formell beendet. 

7. Organisation der VN für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) 
2003 hat sichtbare Erfolge für die Reformen gebracht,  die UNESCO-General­
direktor Koichiro Matsuura seit seinem Amtsantritt vor vier Jahren zielstre­
big durchgeführt hat. Mit dem Wiederbeitritt der USA per 1 .  Oktober wird 
die Organisation nach über 18  Jahren wieder ihrem Anspruch auf Universa­
lität gerecht und zählt nun, nachdem im Juni auch Timor-Leste beigetreten 
ist, insgesamt 1 90 Mitglieder. 
Die 32.  Generalkonferenz (29. September - 1 7. Oktober) verlief in überaus 
positiver Atmosphäre, leistete ein großes Pensum an sachorientierter Arbeit 
und war von sehr engagierten Debatten geprägt. Was Zahl und Rang der De­
legierten betrifft, war sie ebenfalls ein Großereignis, fünf Staatschefs spra­
chen vor dem Plenum, ebenso wie Laura Bush, die Frau des US-Präsidenten, 
die die künftigen Schwerpunkte der USA in der UNESCO skizzierte (Grund­
bildung, Erziehung zur Toleranz, Post-Konflikt-Bi ldung sowie Aufklärung 
über HIV / AIDS). Die österreichische Delegation wurde von Bundesministe­
rin Elisabeth Gehrer angeführt, die auch an der Plenardiskussion teilnahm. 
In einem Kernaufgabenbereich der UNESCO, bei der normativen Tätigkeit,  
konnten bei der Generalkonferenz mehrere wichtige Projekte abgeschlossen 
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werden. Nach intensiven Vorarbeiten, vor allem in den letzten beiden Jah­
ren, wurde die Konvention zum Schutz des immateriellen Kulturerbes ange­
nommen. Sie regelt Bereiche des Welterbes, welche durch die erfolgreiche 
Welterbekonvention aus dem Jahre 1972 nicht abgedeckt werden. 
Die Ausarbeitung einer Konvention zum Schutz der kulturellen Vielfalt, die 
von Österreich sehr begrüßt wird, wurde mit besonders regem Interesse de­
battiert. Die Generalkonferenz beauftragte Generaldirektor Matsuura damit, 
einen Entwurf für eine solche Konvention vorzubereiten. Er wird dabei insb 
Konsultationen mit der Welthandelsorganisation (WTOj, der VN-Konferenz 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD) sowie der Weltorganisation zum 
Schutz des geistigen Eigentums (WIPO) führen. Ein erstes Expertentreffen 
fand im Dezember in Paris statt. 
Die Generalkonferenz verabschiedete eine Internationale Deklaration zum 
Schutz menschlicher genetischer Daten, ein wichtiges neues Instrument im 
Bereich der Bioethik und beauftragte Generaldirektor Matsuura damit, als 
nächsten Schritt eine Erklärung über universelle Normen zur Bioethik aus­
zuarbeiten. 
Als weitere standardsetzende Instrumente wurden die Charta zur Wahrung 
des digitalen Erbes und die Empfehlung zur Förderung und Nutzung der 
Mehrsprachigkeit und des allgemeinen Zugangs zum Cyberspace beschlos­
sen . Die vor zwei Jahren unter dem Eindruck der Zerstörung der Buddha­
Statuen von Bamian initiierte Deklaration zur vorsätzlichen Zerstörung kul­
turellen Erbes wurde im Konsens angenommen. Schließlich wurde General­
direktor Matsuura das Mandat zur Vorbereitung einer Konvention gegen Do­
ping im Sport erteilt. 
Die Organisation stellte sich engagiert den Herausforderungen im Nach­
kriegs-Irak. Die Hilfe bei der Verteilung von Unterrichtsmaterialien für 
Schulen, die noch unter dem "Oi! for Food"-Programm der VN begonnen 
hatte, wird unter den neuen Bedingungen weiter geführt. Dazu kommt nun­
mehr die Aufgabe, den Wiederaufbau des irakischen Schulsystems zu unter­
stützen. Was die Plünderungen an Kulturgütern nach den Kriegshandlungen 
betrifft, berief Generaldirektor Matsuura schon im April ein Expertentreffen 
nach Paris ein, dem noch zwei Tagungen folgten; weiters wurden zwei Ex­
pertenmissionen in das Land entsandt. Die UNESCO erstellte u . a. gemein­
sam mit INTERPOL eine Datenbank gestohlener Objekte sowie ein compu­
tergestütztes Inventar von Artefakten irakischer Museen. 
Auch 2003 wirkte die UNESCO beim Wiederaufbau in Afghanistan mit (Er­
ziehungssystem, Unterstützung der Medien, Wahrnehmung der diversen 
Aspekte des kulturellen Erbes). 
Zum Weltgipfel für die Informati�:lOsgesellschaft (WSIS) hat die UNESCO 
mit ethischen und intellektuellen Uberlegungen zu Themen wie soziale Ein­
bindung, Jugend, "Gender" , kulturelle Vielfalt, Menschenrechte und inter-
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kulturellen Dialog beigetragen. Sie begleitete den Gipfel mit verschiedenen 
Veranstaltungen, darunter dem Runden Tisch der Informationsminister im 
Oktober am Rande der Generalkonferenz. 
Die feierliche Überreichung der Urkunden zur Eintragung der grenzüber­
schreitenden Kulturlandschaft Fertö/Neusiedlersee in die Welterbeliste er­
folgte im Mai ,  jene für das historische Zentrum von Wien im Oktober. Öster­
reich weist nunmehr acht Stätten in der Welterbeliste auf, die bereits 
754 Eintragungen in 129  Ländern der Welt umfasst. 
Eine weitere für die UNESCO erfreuliche Folge des Wiederbeitritts der USA 
war, dass in Würdigung der erfolgreichen Reformbemühungen der letzten 
Jahre das B iennalbudget nach sechs Jahren Nullwachstum auf 610 Mio. US­
Dollar angehoben werden konnte. 
Österreichs Anteil von 1 ,25% am UNESCO-Budget belief sich auf 1 ,488.361 
US-Dollar und 1 ,646 . 125  Euro. Hinzu �am noch der Beitrag zum WeIterbe­
fonds in Höhe von 33.894 US-Dollar. Osterreich leistete verschiedene frei­
willige Beiträge, so zum ICOMOS-Dokumentationszentrum (7.442 US-Dol­
lar und 8.231 Euro). zum Fonds zur Entwicklung der Kenntnisse der Men­
schenrechte (1 0.000 Euro) und zur Ausbildung von Bildungsplanern aus 
Entwicklungsländern ( 1 .1. E. P. ) 72 .600 Euro. 

8. Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

Die 56. Weltgesundheitsversammlung (Genf, 1 9. - 28. Mai) war vom Geist 
des Kompromisses und der Zusammenarbeit geprägt. Der Koreaner Jong 
Wook Lee wurde zum neuen Generaldirektor der WHO bestellt und trat am 
2 1 .  Juli sein Amt an. Di� WHO-Tabakrahmenkonvention wurde einstimmig 
angenommen und von Osterreich am 28. August unterzeichnet. Nach zähen 
Verhandlungen wurde das Budget 2004 - 2005 verabschiedet, wobei es ge­
lang, zur VN-Beitragsskala als Referenzwert zurückzukehren. Der Wechsel 
Zyperns von der "Eastern Mediterranean Region" (EMRO) in die "European 
Region" (EURO) wurde beschlossen. Je ein Vertreter folgender zehn WHO­
Mitgliedstaaten wurde in den Exekutivrat gewählt :  Ecuador, Frankreich, 
Guinea-Bissau, Island, Kanada, epal,  Pakistan, Sudan, Tschechische Re­
publik, Vietnam. Wiederum wurde eine Reihe von Resolutionen verabschie­
det - die meisten davon im Konsens - darunter solche zu SARS, Internatio­
nal Health Regulations und Intellectual Property Rights. Die Resolution zu 
Palästina und jene betreffend die Vertretung von Entwicklungsländern im 
WHO-Sekretariat wurden erst nach Abstimmung angenommen, wobei sich 
Österreich jeweils der Stimme enthielt. Österreich war durch Bundesminis­
terin Maria Rauch-Kallat vertreten, begleitet von Staatssekretär Reinhart 
Waneck. 
Die 53. Tagung des WHO-Regi�:)Oa1komitees für Europa fand von 8. - 1 1 .  Sep­
tember in Wien statt. Die von Osterreich ausgerichtete Veranstaltung, die von 
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Bundespräsident Thomas Klestil eröffnet wurde und an der sich sowohl Bun­
desministerin Rauch-Kallat als auch Staatssekretär Waneck aktiv beteiligten, 
war ein großer Erfolg. Rauch-Kallat wurde zur Präsidentin des Regionalkomi­
tees für Europa gewählt, Hubert Hrabcik, Leiter der Sektion Öffen�.iches Ge­
sundheitswesen im BMFG, in den Ständigen Ausschuss, in dem Osterreich 
nun zum ersten Mal vertreten ist. Auch Generaldirektor Lee nahm an der Re­
gionaltagung teil und stellte sein künftiges Programm im Regionalkomitee für 
Europa vor. Im Rahmen seines Aufenthaltes traf er auch mit Bundesministerin 
Ferrero-Waldner zu einem Arbeitsessen zusammen. 
Die wichtigsten Themen der Tagung beschäftigten sich mit Länderstrategien, 
HIV / AIDS und Thberkulose, Gesundheit von Kindern und Jugendlichen und 
mentaler Gesundheit. 
Im Anschluss an Konsultationen zwischen UNAIDS, dem Bundesministerium 
für Gesundheit und Frauen (BMGF) und dem Bundesministerium für auswär­
tige Angelegenheiten (BMaA) beschloss Österreich, UNAIDS 100.000 Euro 
zur Verfügung zu stellen. Die Mittel kommen aus dem Budget des BMGF 
und werden für Projekte in Schwerpunktländern der österreichischen Ent­
wicklungszusammenarbeit zum Einsatz kommen. Das BMaA wird UNAIDS 
mit Anfang 2004 für zwei Jahre einen Junior Professional Officer zur Verfü­
gung stellen und damit einen "human ressource"-Beitrag an das Programm 
leisten. 

Der "Global Fund to Fight AIDS, Thberculosis and Malaria" (GFATM), von 
einem dreiundzwanzigköpfigen Rat geleitet, ist darauf abgestellt, als unab­
hängiger Finanzierungsmechanismus die finanziellen Ressourcen zur nach­
haltigen Bekämpfung dieser drei Krankheiten bereitzustellen. Seit 2003 un­
eingeschränkt operationeIl ,  ist es dem Fonds gelungen, von Jänner 2002 bis 
Juli 2003 die Mittel von 1 ,7  auf 4,7  Mio. US-Dollar zu erhöhen. 

9. Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) 

Die 1 957 gegründete lAEO mit Sitz in Wien beschäftigt derzeit rund 
2 .200 Personen. Neben den Sekretariatseinheiten im Vienna International 
Centre umfasst i hr Amtssitz die internationalen Laboratorien in Seibersdorf 
(NÖ). Hauptaufgabe der lAEO ist die weltweite Förderung von Forschung 
und Entwicklung der friedlichen Nutzung von Kernenergie und ihrer viel­
fältigen praktischen Anwendungen sowie die Verifikation .. der Einhaltung 
der Verpflichtungen des Atomwaffensperrvertrages (NPT). Osterreichs Mit­
arbeit in der lAEO konzentriert sich insb auf die Bereiche nukleare Sicher­
heit und Strahlenschutz sowie auf das Sicherheitskontrollsystem der lAEO 
zur Verhinderung der Weiterverbreitung von Atomwaffen. Besondere Be­
deutung misst Österreich der Konvention über nukleare Sicherheit und 
dem Gemeinsamen Übereinkommen über die Sicherheit abgebrannter 
Brennelemente und radioaktiver Abfälle zu. Im Rahmen der letztgenannten 

172  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 187 von 422

www.parlament.gv.at



Sonder- und aIlgeschlossene Organisationen der Vereinten Nationen 

Konvention hat im November die erste Überprüfungskonferenz stattgefun­
den. Bei dieser wurden die Berichte der 33 Vertragsstaaten über die Umset­
zung der Vertragsverpflichtungen eingehend geprüft und zahlreiche Emp­
fehlungen für künftige Verbesserungen ausgearbeitet. 

1m Bereich Sicherheitskontrollen unterstützte Österreich weiter massiv den 
Aufbau des neuen Sicherheitskontrollsystems der IAEO. Eine zentrale Rol le 
spielt dabei das Zusatzprotokoll zu den bestehenden Sicherh.eitskontrollab­
kommen, das den Staaten umfangreichere lnformationspflichten auferlegt 
und den IAEO-lnspektoren raschen und ungehinderten Zugang zu sensiblen 
Anlagen ermöglicht. Dies wird der IAEO in Zukunft einen umfassenderen 
Einblick als bisher in sämtliche nukleare Aktivitäten der Mitgliedsländer er­
lauben. Bisher haben 79 Staaten und EURATOM Zusatzprotokolle mit der 
IAEO unterzeichnet. Nachdem Irland und Italien ihr Ratifikationsverfahren 
im Dezember abgeschlossen hatten, haben nun alle EU-Staaten dieses wich­
tige Instrument ratifiziert, sodass es 2004 in Kraft treten kann. 

Kurz vor Ausbruch des Irakkrieges zog die IAEO am 1 7. März ihre Inspekto­
ren aus dem Irak ab. Trotz weiterhin aufrechten Mandats konnte die IAEO 
nach Ende der Kriegshandlungen ihre Tätigkeit bis Jahresende nicht wieder 
aufnehmen. Keine Fortschritte gab es in Nordkorea zu verzeichnen. Die Re­
gierung in Pjöngjang ließ seit dem erzwungenen Abzug der IAEO-lnspekto­
ren im Dezember 2002 keine Kontrolle ihrer Nuklearanlagen mehr zu. Ihre 
Leistungsfähigkeit konnte die IAEO hingegen im Iran unter Beweis stellen: 

achdem im Herbst 2002 konkrete Hinweise über ein umfangreiches Nukle­
arprogramm im Iran aufgetaucht waren, konnte die IAEO im Laufe des Jah­
res zahlreiche Details zu diesem klären. Die iranische Regierung schwenkte 
nach starkem internationalem Druck Mitte Oktober zu einer Politik der akti­
ven Kooperation um und unterzeichnete am 18 .  Dezember das IAEO-Zusalz­
protokoll .  

Bei der 47. Tagung der IAEO-Generalkonferenz vorn 15 . - 19. September 
standen naturgemäß das iranische Nuklearprogramm sowie Maßnahmen zur 
Stärkung des Schutzes gegen nuklearen Terrorismus im Mittelpunkt. Da die 
Anforderungen im Bereich der nuklearen Verifikation in den letzten Jahren 
massiv gestiegen waren, beschloss die Generalkonferenz erstmals seit 
1 5  Jahren eine Erhöhung des IAEO-Budgets. Die Entwicklungsländer forder­
ten im Gegenzug mehr Mittel für die IAEO-Programme im Bereich der tech­
nischen Zusammenarbeit, die ebenfalls seit Jahren unterd<?tiert sind. Ange­
sichts der Krisen in Nordkorea, im Irak und im Iran legte Osterreich erneut 
seinen Schwerpunkt auf den Bereich Sicherheitskontrolle und arbeitete 
hierzu wie in den Vorjahren im Namen der EU eine Resolution aus, die nach 
intensiven Konsultationen im Konsens angenommen werden konnte. Der 
zweite österreichische Schwerpunkt lag traditionell erweise im Bereich nuk­
leare Sicherheit, wo Österreich weitere internationale Anstrengungen zu de­
ren Stärkung einforderte. 
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10. Welttourismusorganisation (WTO) 

Die Welttourismusorganisation mit Sitz in Madrid behandelt weltweit 
Aspekte des Tourismus. Sie bezieht in ihre Arbeit auch VertreterInnen aus 
der Privatwirtschaft der Mitgliedstaaten ein. Derzeit gehören ihr 142 Voll­
mitglieder, zwei Beobachter, sieben assoziierte und mehr als 300 affiliierte 
Mitglieder an. 2003 wurde die WTO eine Spezialorganisation der VN. 
Österreich ist seit 1995 Mitglied des Programmausschusses und führt seit 
September 1999 den Vors�.tz in diesem Gremium. Bei der XV. GV in Peking 
( 1 7 .-24.  Oktober) wurde Osterreich aufgrund seiner hervorragenden Arbeit 
in dieser Funktion bestätigt. 
Eine der Hauptaufgaben der WTO ist der Transfer von fremden verkehrs be­
zogenem Know-How an Entwicklungsländer, wobei sie hierzu als ausfüh­
rendes Organ für Aktivitäten der technischen Entwicklungshilfe im Rahmen 
von UNDP eingesetzt wird. Die wichtigste Veranstaltung 2003 war die erste 
internationale Konferenz über Klimaveränderungen und Tourismus im 
April in Djerba, Thnesien, an der über 1 50 Vertreter des öffentlichen Sektors, 
der Privatwirtschaft und von NGOs aus 42 Ländern sowie von sechs interna­
tionalen Organisationen teilnahmen. Die Konferenz befasste sich vor allem 
mit den Auswirkungen von Klimaveränderungen auf Küstenzonen, Inseln 
und Gebirgsregionen sowie auf Regionen, die von Dürre oder Überschwem­
mungen bedroht sind. Sie verabschiedete die Deklaration von Djerba über 
Klimaveränderung und Tourismus, in der die Auswirkungen von Klimaver­
änderungen auf den Tourismus anerkannt werden und in der zu weiterer 
Forschung sowie zur Förderung von Nachbaltigkeit im Tourismus aufgeru­
fen wird. 
Das in Peking beschlossene Arbeitsprogramm für 2004- 2005 setzt Schwer­
punkte in der nachhaltigen Tourismusentwicklung, im Kampf gegen Armut 
sowie in der Unterstützung der Destinationsentwicklung. 

11 .  Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 

Die WMO hat die Aufgabe, weltweit die Vernetzung der meteorologischen 
Dienste zu unterstützen. Sie arbeitet an der Standardisierung der Beobach­
tungsdaten sowie der Auswertungsmethoden, mit denen Informationen 
etwa für Luftfahrt, Schifffahrt und Landwirtschaft erstellt werden. Ihre Pro­
gramme sind weiters bei der Erforschung von Klimaveränderungen von Be­
deutung. Österreich leistete zum WMO-Budget einen Beitrag im Ausmaß 
von 0,93% (588.440 Schweizer Franken). 
Beim XIV. Generalkongress in Genf (5 .- 14. Mai) wurde Michel Jarraud 
(Frankreich) zum neuen Generalsekretär gewählt. Er löste damit 
G. O. P. Obasi (Nigeria) ab, der seit 1 984 an der Spitze der Organisation ge­
standen war. Ebenso wurden die Mitglieder des Exekutivrats gewählt, der 
bis zur nächsten Generalkonferenz (2007) die Geschäfte zu führen hat. 
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VII. Andere Einrichtungen der Vereinten Nationen 

Uniled Nations University (UNU) 

Die UNU wurde 1 972 mit Sitz in Tokio als autonomes Organ der VN gegrün­
det. Als Think-Tank (Schwerpunktbereiche: Umwelt und nachhaltige En­
wicklung sowie Friede und "Governance") bietet sie Studenten und Wissen­
schaftern ein weltweites Netzwerk, in dem durch Forschung und "capacity­
building" sowohl theoretische Lösungen als auch praktisch anwendbare Ak­
tionspläne erarbeitet werden. Ihr Verwaltungsrat besteht aus 24 Experten, 
die ad personam gemeinsam von der VN-GV und dem Generaldirektor der 
UNESCO bestellt werden. 
Neben dem Hauptsitz hat sie zwei Außenstellen in Paris und New York und 
1 3  ausgelagerte Zentren und Programme: für Entwicklungswirtschaft (Hel­
sinki), neue Technologien (Maastricht), Softwaretechnologie (Macaol. natür­
liche Ressourcen in Afrika (Accra), Studien zur nachhaltigen Entwicklung 
(Tokio), Biotechnologie in Lateinamerika und in der Karibik (Caracas) sowie 
Wasser, Umwelt und Gesundheit (Kanada), weiters die Führungsakademie 
(Amman) sowie Programme und Initiativen zu vergleichender regionaler In­
tegration (Brüggel. Ernährung (Cornell University, USA), geothermaler Ener­
gie und Fischerei (Island) und Konfliktlösung und Ethnizität (Ulster). 
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E. Internationale Abrüstung, Rüstungskontrolle 
und Nonproliferation 
Fortschritte in der strategischen, taktischen und konventionellen Abrüstung, 
Rüstungskontrolle durch vertragsgemäße Verifikation und die Nichtweiterver­
breitung von Massenvernichtungswaffen stellen wesentliche Elemente der 
Friedenssicherung dar. Schutz und Sicherheit des Individuums sind dabei 
Ausgangspunkt des österreichischen Engagements in diesen Bereichen. 

I .  Rüstungskontrolle und Abrüstung im Bereich der 
Massenvernichtungswaffen 

1 .  Nukleare Waffen 
Der Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (Non-Prolife­
ration Treaty, NPT) stellt seit vielen Jahren den Eckpfeiler für die nukleare 
Nonproliferation dar. Durch den Beitritt von Timor-Leste hat sich die Zahl 
der Vertragsstaaten auf 1 89 erhöht, womit der NPT das Ziel der Universalität 
fast erreicht hat. Indien, Israel und Pakistan verharren jedoch weiterhin au­
ßerhalb des NPT. 

Die 2 .  Sitzung der Vorbereitungskommission für die NPT-Überprufungskon­
ferenz 2005 im April/Mai 2003 in Genf verlief konstruktiv und sachlich. Vor 
dem Hintergrund des Irak-Kriegs sowie der Nuklearkrisen im Iran und in 
Nordkorea stand vor allem die Frage der Nicht-Einhaltung des NPT im Mit­
telpunkt der Beratungen. Die Frage der Universalität des NPT spielte demge­
genüber lediglich eine untergeordnete Rolle. Die Nicht-Nuklearwaffenstaa­
ten forderten von den fünf Nuklearwaffenstaaten erneut die rasche Umset­
zung ihrer Verpflichtungen in Art VI NPT zur vollständigen nuklearen Ab­
rüstung, insb hinsichtlich der in der NPT-Überprüfungskonferenz 2000 fest­
gelegten konkreten Abrüstungsschritte. Österreich brachte hierbei mit 
Schweden und Mexiko ein Arbeitspapier mit konkreten Vorschlägen zur Re­
duktion nicht-strategischer Nuklearwaffen ein. Außerdem sprach sich Ös­
terreich für eine deutliche Stärkung des IAEO-Sicherheitskontrollsystems, 
vermehrte Anstrengungen im Kampf gegen den illegalen Handel mit Nukle­
armaterial und weitere Maßnahmen im Bereich der Exportkontrollen aus. 

2. CfBT 
Der Comprehensive (Nuclear) Test Ban Treaty (CTBT) sieht ein Verbot aller mit 
einer nuklearen Kettenreaktion verbundenen Atomtests sowie aller sonstigen 
nuklearen Explosionen vor. Der Vertrag tritt in Kraft, wenn er von 44 nament­
lich angeführten Staaten, darunter auch Österreich, ratifiziert wird. Bisher 
wurde der CTBT von 1 70 Staaten unterzeichnet und von 108 ratifiziert, darun­
ter von 32 der 44 Schlüsselstaaten. Zwar nimmt die Zahl der Ratifikationen 
insgesamt stetig zu, doch schreitet die Ratifikation der Schlüssel staaten nur 
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zögerlich voran. pie Ratifikation Algeriens im Juli 2003 war die erste seit mehr 
als zwei Jahren. Osterreich ratifizierte den CfBT bereits am 13 .  März 1 998. 
Zur Förderung des Inkrafttretens des CTBT ist in dessen Art XIV die regel­
mäßige Abhaltung von Konferenzen der Ratifikanten vorgesehen. Nach Ok­
tober 1 999 und November 2001 fand vom 3 .-5 .  September in Wien eine 
weitere Art XIV-Konferenz statt, um über konkrete Maßnahmen zur Be­
schleunigung des Inkrafttretens des Vertrages zu beraten. Auf dieser Konfe­
renz wurde eine Schlusserklärung angenommen, die Aufrufe zur raschen 
Unterzeichnung und Ratifikation des CfBT, zur Beibehaltung des Test-Mo­
ratoriums, zur Unterstützung der Vorbereitungskommission der CTBTO und 
zur internationalen Zusammenarbeit enthält. Außerdem ist vorgesehen, 
dass ein Staat als Koordinator der internationalen Anstrengungen zur Förde­
rung des Inkrafttretens des CTBT fungieren soll ,  dem ein .. Special Represen­
tative" beigestellt werden wird. Noch diskutiert werden muss, ob ein 'frust 
Fund für die Finanzierung von .. outreach"-Aktivitäten errichtet werden soll .  
Das Provisorische Technische Sekretariat (PTS) der Vorbereitungskommis­
sion für die erBT-Organisation (CfBT PrepCom) ist seit März 1 997 in Wien 
tätig und beschäftigt rund 270 Mitarbeiter. Seine Hauptaufgabe ist der 
Aufbau des im Vertrag vorgesehenen Verifikationssystems mit weltweit 
321 Überwachungsstationen, 16 Radionuklid-Labors und einem Internatio­
nalen Datenzentrum in Wien. Mit der Fertigstellung des Gesamtsystems 
wird 2007 gerechnet. 
Im Rahmen des CTBT PrepCom setzt sich Österreich für einen möglichst ra­
schen Aufbau des Verifikationssystems ein. Die einzige in Österreich vorge­
sehene Einrichtung dieses Systems ist das Radionuklid-Labor in Seibers­
dorf, das .. verdächtige" Radionuklidproben untersuchen wird. Es wurde als 
erstes der weltweit 16  Labors vom PTS zertifiziert und nahm seinen Betrieb 
im Dezember 2001 offiziell auf. 

3.  Genfer Abrüstungskonferenz (CD) 

Auch 2003 gelang .. es trotz zahlreicher Bemühungen und leichter Anzeichen 
einer möglichen Uberwindung der jahrelangen PattsteIlung kurz vor Ende 
der CD-Session nicht, einen Konsens für ein Arbeitsprogramm zu erzielen. 
Damit konnten die seit langem überfälligen Verhandlungen für einen Vertrag 
über ein .. Verbot der Produktion spaltbaren Materials für Nuklearwaffen und 
anderer Sprengkörper" (Fissile Material Cut-off-Treaty, FMCf) noch immer 
nicht aufgenommen werden. 

4. Chemiewaffenkonvention (CWK) 

Die am 29. April 1 997 in Kraft getretene Chemiewaffenkonvention (CWK) 
sieht ein Verbot sowie die phasenweise Vernichtung sämtlicher Chemiewaf­
fen bis 2007 und zudem Maßnahmen zu deren Kontrolle vor. Sitz der Orga-
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nisation für .�as Verbot chemischer Waffen (OPCW), zu deren Gründungs­
mitg�.iedern Osterreich zählt, ist Den Haag. Bis Ende 2003 haben 158  Staaten 
das Ubereinkommen ratifiziert, 180 haben es unterzeichnet. 

2003 wurden 273 Inspektionen in 205 Anlagen (von 4.887 zu inspizieren­
den) durchgeführt; davon erfolgten 132  Inspektionen in kommerziellen che­
mischen Betrieben. Die Gesamtanzahl der seit Inkrafttreten der Konvention 
in den Mitgliedstaaten durchgeführten Inspektionen erhöhte sich auf 1 .600 
in 679 Anlagen. 

Bis 1 .  Dezember 2003 konnte die Vernichtung von insgesamt ca. 8.250 Ton­
nen Chemiewaffen (von 69.869 Tonnen deklarierten) und 1 . 992.556 Stück 
verbotener Munition (von 8,624.584 deklarierten Stück) überwacht werden. 
Die OPCW bestätigte die Zerstörung von 31  der 61  deklarierten Chemiewaf­
fenproduktionsanlagen, weitere 1 3  werden gerade dazu vorbereitet, zehn 
Anlagen wurden für zivile Zwecke umgebaut, weitere zehn sind für den 
Umbau vorgesehen. 

Die RF vernichtete bis Ende April 2003 (statt wie vorgesehen April 2000) 
nunmehr 1 %  ihrer Kategorie l -Chemiewaffen. Weitere Verzögerungen bei 
der Chemiewaffenvernichtung gibt es in den USA und in Südkorea. Bei der 
8. Vertragsstaatenkonferenz im Oktober 2003 wurden die Fristen für die RF 
zur Vernichtung von 20% ihrer Chemiewaffen auf 29. April 2007, für die 
USA zur Vernichtung von 45% ihrer Chemiewaffen auf 3 1 .  Dezember 2007 
sowie für Südkorea zur Vernichtung von 45% ihres Bestandes an Chemie­
waffen auf 3 1 .  April 2007 erstreckt. Die Annahme der Fristverlängerungen 
zur Vernichtung von 45% der deklarierten Chemiewaffen bis 3 1 .  Dezember 
2007 bedeutet eine Überschreitung der in der CWK ursprünglich vorgesehe­
nen 1 0-Jahres-Frist. Ungewiss erscheint damit auch die Einhaltung der 
grundsätzlich vorgesehenen maximalen Fristverlängerung der Chemiewaf­
fenvernichtung um fünf Jahre auf 2012. 

Die 1.  Überprüfungskonferenz der CWK fand vom 28. Apri l-9 .  Mai 2003 in 
Den Haag statt. Einstimmig angenommen wurde die Politische Erklärung so­
wie das bis zuletzt umstrittene Abschlussdokument, in denen jeweils die 
Weichen für die nächsten Jahre gestellt werden. Trotz Kompromissen konnte 
eine Aufweichung der Konvention verhindert werden. Die Vertragsstaaten 
bestärkten in den wichtigsten Teilbereichen - Chemiewaffenzerstörung, na­
tionale Implementierung der CWK, Universalisierung - ihren Willen zur 
Umsetzung ihrer Verpflichtungen. 
Seit Einrichtung des pr�.visorischen Technischen Sekretariates der Organi­
sation 1 993 unterstützt Os.�erreich aktiv den Aufbau der Arbeit der Organi­
sation und ihrer Organe. Osterreich ist seit Mai 2002 nicht mehr Mitglied 
des Exekutivrates (nächste Periode wird von 2008- 2009 sein). 

Das Gesamtbudget der OPCW beträgt 68,5 Mio. Euro für das Jahr 2003. Ös­
terreichs Mitgliedsbeitrag beläuft sich auf 605.984 Euro (0,946%) 
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5.  Übereinkommen über das Verbot von biologischen und 
Toxinwaffen (BTWK) 

Dieses Übereinkommen aus dem Jahre 1 972 umfasst das Verbot der Entwick­
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer (biologischer Waffen) und 
von Toxinwaffen sowie ihre Vernichtung. Es sieht keine Verifikationsmaß­
nahmen vor. Seit 1 995 wird daher versucht, die Biologiewaffenkonvention 
durch einen Verifikationsmechanismus zu stärken. Die Verhandlungen der 
dafür eingerichteten Ad-hoc-Gruppe gingen jedoch im August 2001 ohne 
Ergebnis zu Ende. 
Die 5. Überprüfungskonferenz im November und Dezember 2001 musste 
mangels Einigung über die Fortführung der Verhandlungen suspendiert wer­
den. Bei der im ovember 2002 wiederaufgenommenen Konferenz konnte 
Einigung über ein bescheidenes Arbeitsprogramrn erzielt werden. Dieses 
sieht in sb die jährliche Abhaltung einer Konferenz der Vertragsstaaten vor. 
Ziel ist es, einen verbesserten lnformationsaustausch zu erreichen. Das Ver­
tragsstaatentreffen im November 2003 befasste sich demgemäss mit Aspek­
ten der nationalen Implementierung und Gesetzgebung, der nationalen Si­
cherheit und der Überwachung von BTWK-relevanten Substanzen. 

6. Ballistische Raketen 

Die diesjährige Plenarversammlung des Missile Technology Control Regime 
(MTCR) fand vom 1 9 . - 26.  September in Buenos Aires statt. Ziel des MTCR 
ist die Kontrolle des Exportes von ballistischen Raketen, mit denen Massen­
vernichtungswaffen transportiert werden können. 
Die 33 Mitglieder des MTCR kamen überein, dass eine strikte Implementie­
rung von Exportkontrollen und eine Einführung qualitativ neuer Maßnah­
men, wie die von der EU vorgeschlagene Aufnahme einer "catch allu-Klau­
sel in die Richtlinien des MTCR, angesichts der globalen Bedrohungen 
durch die weiterhin fortschreitende Proliferation von Raketentechnologie 
und der wachsenden Gefahr des internationalen Terrorismus unerlässlich 
sind. 
Argentinien folgte Polen in die Funktion des Vorsitzes des MTCR. Die 
nächste Plenarversammlung wird im Herbst 2004 in der Republik Korea 
stattfinden. 
Der Internationale Verhaltenskodex gegen die Verbreitung von ballisti­
schen Raketen (HCDC), der Ende November 2002 bei einer Staatenkonfe­
renz auf Ministerebene in Den Haag angenommen worden war, zählte An­
fang Jänner 2004 bereits 1 1 1  Mitgliedstaaten (Subscribing States). 
Im Vordergrund dieses politisch verbindlichen multilateralen Abkommens 
stehen vertrauensbildende Maßnahmen (Vorankündigung von Raketenstarts 
und jährliche Meldungen von Weltraum programmen). 
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Auch wenn der HCOC aufgrund seiner Mitgliederzahl in allen Weltregionen 
vertreten ist, hat eine Reihe wichtiger Staaten wie Indien, Pakistan, China, 
Nordkorea, Syrien oder Israel den Haager Kodex noch nicht angenommen. 
Diese Staaten stehen daher im Zentrum des Interesses von sog. "outreach 
activities" im Bemiihen um eine Universalisierung des Verhaltenskodex. 
Vom 2 . - 3. Oktober 2003 fand das zweite reguläre Treffen der Teilnehmer­
staaten in New York statt. Chile löste die Niederlande als Vorsitzstaat ab. Im 
Zentrum des Treffens standen Universal isierungsbestrebungen (am 1 .  Okto­
ber wurde dazu ein "outreach seminar" in ew York veranstaltet), die Be­
miihungen um eine feste Verankerung im System der VN und technische 
Fragen wie eine Verbesserung der Kommunikation. Die nächste Konferenz 
der Mitgliedstaaten wird vom 1 7 . - 1 8. Juni 2004 in Wien stattfinden. 
Österreich ist mit der Funktion der Zentralen Kontaktstelle (Sekretariat) des 
Haager Kodex betraut. Dies bedeutet auf dem Verifikationssektor eine Stär­
kung des Amtsitzes Wien, der mit der Internationalen Atomenergiebehörde, 
der Organisation für die Überwachung des Umfassenden Atomteststoppver­
trages und dem Wassenaar Abkommen bereits wichtige Organisationen in 
diesem Bereich ansiedeln konnte. 

11 .  Beschränkung und Kontrolle konventioneller Waffen 

1 .  Antipersonenminen 

Auch 2003 setzt Österreich seine Bemiihungen im Kampf gegen Antiperso­
nenminen sowohl auf politischer wie auch auf operationeller Ebene fort. 
Das Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Her­
stellung und der Weitergabe von Antipersonenminen (APM) und deren Ver­
nichtung, kurz APM-Verbotskonvention oder auch Ottawa-Konvention ge­
nannt, wurde 1 997 unterzeichnet und konnte bereits am 1 .  März 1 999 in 
Kraft treten. Bis zum Jahresende 2003 hatten 1 50 Staaten die Ottawa-Kon­
vention unterzeichnet und 1 4 1  hatten sie ratifiziert. Für Österreich ist diese 
Entwicklung besonders erfreulich, da es eine der treibenden Kräfte des so­
genannten Ottawa-Prozesses für eine weltweite Ächtung dieser heimtücki­
schen Waffe war (unter anderem als Einbr�ger des Textentwurfes. auf dem 
die Konvention im wesentlichen beruht). Osterreich ratifizierte die APM­
Konvention bereits am 29. Juni 1 998. 2003 wurden durch den gleichzeiti­
gen Vertrags beitritt von Griechenland und der Türkei sowie durch die Bei­
tritte von Serbien und Montenegro. Litauen und Belarus in Europa und 
durch die Beitritte von Sudan und Burundi in Afrika große Fortschritte er­
zielt. 
Im September 2002 übernahm Österreich gemeinsam mit Peru den Ko-Vor­
sitz des intersessionellen Komitees "General Status of the Convention". In 
die Kompetenz dieses - politisch wichtigsten - Komitees der Ottawa Kon-
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vention fallen die Bereiche Universalisierung der Konvention sowie die zen­
tralen Fragen der Implementierung und Vertragseinhaltung. 
Bei der 5. Vertragsstaatenkonferenz der Ottawa-Konvention. die vom 15.-
19.  September 2003 in Bangkok stattfand. wurde der österreichische Bot­
schafter bei den Vereinten Nationen in Genf. Wolfgang Petritsch, zum Vorsit­
zenden der 1 .  Überprüfungskonferenz der Konvention bestellt. die vom 
29. November - 3. Dezember 2004 in Nairobi stattfinden wird. Die größte He­
rausforderung für den .. Nairobi Gipfel für eine minenfreie Welt" liegt darin. 
das politische und finanzielle Engagement der Vertragsstaaten im weltweiten 
Kampf gegen Antipersonenminen auch für die Zukunft sicherzustellen. Der 
Einsatz von Antipersoneominen ging in den letzten Jahren weltweit stark zu­
rück. Der Handel mit diesen Waffen kam ebenso fast gänzlich zum Erliegen. 
wie auch kaum mehr Antipersonenminen produziert werden. Die Konvention 
hat damit einen internationalen Standard und eine völkerrechtliche Norm ge­
schaffen. die auch von jenen Staaten weitgehend eingehalten wird. die der 
Konvention noch nicht beigetreten sind. 
Zum Schutz der von Antipersonenminen am meisten betroffenen Zivilbe­
völkerung förderte das Außenministerium im Rahmen seines Minenaktions­
programmes im Ausmaß von 1 , 100.000 Euro Minenräumungs- und Vernich­
tungsmaßnahmen. Bewusstseinsbildungs- und Opferhilfeprograrnme sowie 
Maßnahmen zur Stärkung der Ottawa-Konvention. Als Ergebnis der Evaluie­
rung des Minenaktionsprogrammes soll dieses auf wenige Schwerpunkte 
konzentriert werden. um den Mitteleinsatz effizienter zu gestalten und die 
Visibilität Österreichs zu erhöhen. Das Programm 2003 trägt dem Rechnung. 
indem es u .  a. mehrjährige Projekte in Südoste�opa (Bosnien-Herzegowina. 
Kroatien. Albanien) und Ostafrika (Mosambik. Athiopien) entwickelte. 
Um die wirtschaftlichen. sozialen und humanitären Folgen der Minenplage 
in das öffentliche Bewusstsein zu rücken. veranstaltete das BMaA am 4. Mai 
2003 im Wien er Musikverein mit Anne-Sophie Mutter und Lambert Orkis 
das Benefizkonzert "Welt ohne Minen", welches einen Erlös von 
200.000 Euro erzielte. 
Österreich setzt sich darüber hinaus aktiv für die Umsetzung der Verpflich­
tungen und Weiterentwicklung des Übereinkonunens über bestinunte kon­
ventionelle Waffen von 1980 (Konventionelle Waffenkonvention, CCWC) 
ein. Die Überprüfungskonferenz 2001 einigte sich darauf. den Wirkungsbe­
reich der Konvention und ihrer Protokolle auch auf nicht-internationale 
Konflikte zu erweitern und als weitere Priorität die Schwerpunkte .. Streu­
munition/militärische Altlasten des Krieges" ("Explosive Remnants of 
War") und "Minen, die keine Antipersonenminen sind" weiterzuentwi­
ckeln. Besonders durch den vermehrten Einsatz sogenannter Streubomben 
(Irak. Afghanistan. Kosovo) rückte das dadurch verursachte immense huma­
nitäre Problem verstärkt in das öffentliche Bewusstsein. In manchen Kon­
fliktgebieten übertreffen die von explosiven Kriegsüberresten resultierenden 
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Opferzahlen bereits jene von Antipersonenminen. 1m Gegensatz zu Antiper­
sonenminen gab es jedoch bisher keinen rechtlichen Rahmen zur Lösung 
dieses Problems. Bei der Vertragsstaatenkonferenz der Konventionellen 
Waffenkonvention (27./28. November 2003) konnte schließlich nach jahre­
langen Diskussionen und intensiven Verhandlungen ein neues internationa­
les Rechtsinstrument und weiteres Zusatzprotokoll zum Rahmenabkommen 
verabschiedet werden, welches diese Lücke schließen soll: Protokoll V sieht 
u. a. eine Räumungsverantwortung für explosive Kriegsüberreste und ent­
sprechende Informationen zum Schutz der Zivilbevölkerung vor. Das Proto­
koll tritt in Kraft, sobald 20 Vertragsstaaten das Abkommen ratifiziert haben. 

2. Kleine und leichte Waffen 

Mit einer Stärkung der Bemühungen zur Kontrolle der internationalen 
Klein- und Leichtwaffenproliferation konnte bei der vom 10.-21 .  Juli 2001 
in New York tagenden Konferenz der Vereinten Nationen ein politisch wich­
tiger Erfolg im Kampf gegen den illegalen Handel mit diesen oft sehr leicht 
verfügbaren konventionellen Waffen erzielt werden. Das von der Konferenz 
einvernehmlich verabschiedete Aktionsprogramm enthält insb Maßnahmen 
auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene zur Kontrolle von Pro­
duktion, von Exporten, von Vermittlungsgeschäften, sowie zur Markierung, 
zu Standards der Lagerkontrolle und zur Zusammenarbeit bei Post-Konflikt­
programmen. Die hohen Erwartungshaltungen wurden jedoch nur zum Teil 
erfüllt. Weder konnten extensive Exportkriterien festgelegt, noch konnten 
Verhandlungen zu rechtlich verbindlichen Instrumenten über die Markie­
runglVerfolgbarkeit von Klein- und Leichtwaffen und zu internationalen 
Vermittlungsgeschäften vereinbart werden. Mit der Festlegung eines syste­
matischen Follow-up von Staatentreffen und einer Revisionskonferenz 2006 
wurde von der Konferenz der Beginn eines Prozesses zur Stärkung der inter­
nationalen Zusammenarbeit eingeleitet, um das international immer deut­
licher wahrgenommene Problem der Klein- und Leichtwaffenproliferation 
besser in den Griff bekommen zu können. 

Die destabilisierende Ansammlung und unkontrollierte Verbreitung von 
Klein- und Leichtwaffen (SALW, Small Arms and Light Weapons) werden 
von immer mehr Ländern als ein ernstzunehmendes Sicherheitsrisiko wahr­
genommen. Die Ergebnisse der VN-Konferenz über Klein- und Leichtwaffen 
2001 blieben hinter den zuvor im Rahmen der OSZE bereits erreichten Er­
gebnissen zurück, doch konnte die wichtigste Grundlage für die Bemühun­
gen um eine Stärkung von Kontrollen zur Einschränkung der Klein- und 
Leichtwaffenproliferation gelegt werden. Es gilt nun, weiter auf regionaler 
Ebene, zum Beispiel in der OSZE-Region und in Afrika, weitere Fortschritte 
bei der Durchführung des Aktionsprogramms und darüber hinaus gehender 
Maßnahmen zu erzielen. 1m Juni 2003 fand in New York im VN-Rahmen ein 
Erstes Biennaltreffen des im Aktionsprogramm vereinbarten Follow-up-Me-
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chanismus statt, der zur Überprüfungskonferenz 2006 führen soll (siehe Ka­
pitel D.m.2.3 . ) .  

3.  Ausfuhrkonrrolle konventioneller Waffen 

Die Rechtsgrundlage für Waffenexporte stellen in Österreich das Bundesge­
setz über die Durchführung des Warenverkehrs der Ein- und Ausfuhr (Au­
ßenhandelsgesetzl BGBL Nr. 1 72/1995 in der gültigen Fassung bzw. für 
Kriegsmaterial das Bundesgesetz über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Kriegsmaterial BGBL. Nr. 540/1977, (Kriegsmaterialgesetzl, zuletzt geändert 
mit BGBL Nr. 1 25/2001 ,  dar. 
Der Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfubren (ange­
nommen am 8. Juni 1998) legt darüber hinaus politisch verbindliche ge­
meinsame Kriterien für die Genehmigung von konventionellen Waffenaus­
fuhren fest und sieht für den Fall der Verweigerung einer Genehmigung ge­
genseitige Unterrichtung und erforderlichenfalls auch Konsultationen zwi­
schen den Mitgliedstaaten vor. Die vom Verhaltenskodex erfassten Waffen 
und militärischen Güter sind in einer gemeinsamen Liste zusammengefasst 
(Erklärung 2000/C/191/01). Alljährlich erstellt der Rat der EU einen Bericht 
über die Durchführung des Kodex. 
Am 23. Juni 2003 hat der Rat der EU einen Gemeinsamen Standpunkt ange­
nommen, mit dem Waffenvermittlungstätigkeiten geregelt werden sollen, 
um eine Umgehung der von den VN, der EU oder der OSZE verhängten Em­
bargos für Waffenausfuhren zu verhindern. In Österreich wurden schon zu­
vor Waffenvermittlungsgeschäfte sowohl vom Außenhandelsgesetz als auch 
vom Kriegsmaterialgesetz erfasst. 

III. Multilaterale ExportkontroUregime 

Vorrangiges Ziel der bestehenden fünf Kontrollregime ist es, durch die Koor­
dination nationaler Exportkontrollen zu verhindern, dass sensitive Techno­
logie und Know-how in die Hände von Staaten geraten , die damit militäri­
sche Zwecke verfolgen könnten ( onproliferation). Hauptinstrumente die­
ser Regime sind Listen mit relevanten Waren bzw. Substanzen sowie Richt­
linien betreffend den Export in Nichtmitgliedsstaaten. Österreich gehört al­
len fünf Regimen an. Die innerstaatliche Umsetzung ihrer Regeln erfolgt im 
Wesentlichen im Rahmen des Außenhandelsgesetzes. 
1m Nuklearbereich bestehen das unter österreichischem Vorsitz stehende 
Zangger-Komitee (ZC) und die Nuclear Suppliers Group (NSG). Diese haben 
35 bzw. 40 Mitglieder und führen Kontrollisten sensibler nuklearer Güter 
und Ausrüstungen. Auf dem Gebiet der chemischen und biologischen Waf­
fen nimmt die 34 Mitglieder umfassende Australia Gruppe (AG) eine ähnli­
che Funktion ein. Das Missile Technology Control Regime (MTCR - derzeit 
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33 Mitglieder) wiederum dient dem Zweck, der Verbreitung von ballisti­
schen Raketen (das sind Raketen mit Steuerungssystemen) .  insb wegen ihrer 
Bedeutung als Trägermittel für Massenvernichtungswaffen, vorzubeugen. 
1m Bereich der konventionellen Waffen und der doppelverwendungsfähigen 
Güter und Technologien für die Herstellung solcher Waffen kommt dem 
Wassenaar Arrangement, dessen Sekretariat in Wien seinen Sitz hat, eine 
zentrale Bedeutung zu. Ziel dieser 33  Teilnehmerstaaten zählenden Einrich­
tung ist es im Wege des freiwilligen lnformationsaustausches die Friedens­
sicherung durch erhöhte Transparenz und Vermeidung destabilisierender 
Ansammlungen konventioneller Waffen und doppelverwendungsfähiger 
Güter zu stärken. Bei der Plenarversammlung im Dezember 2003 wurde die 
diesjährige, im Vierjahresrhythmus durchgeführte, umfassende Bewertung 
der Funktionsweise des Wassenaar Arrangements abgeschlossen. Die Ple­
narversammlung verabschiedete, insb vor dem Hintergrund der Terroris­
musbekämpfung, zahlreiche Maßnahmen, die unter anderem strengere Kon­
trollen des Exports von MANPADS ("Man-Portable Air Defense Systems), 
die Einführung einer "catch-all"-Klausel in die Richtlinien des Regimes so­
wie erhöhte Transparenz beim Transfer von KIein- und Leichtwaffen nach 
sich ziehen werden. 
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F. Der internationale Schutz der Menschenrechte 

I. Einleitung 

Die Förderung der weltweiten Umsetzung internationaler Menschenrechts­
standards war auch 2003 ein zentrales Anliegen Österreichs. Schwerpunkt­
themen waren vor allem die Abschaffung der Todesstrafe, der Schutz von 
Minderheiten, die Rechte von Frauen und Kindern, insb in bewaffneten 
Konflikten, die Situation intern vertriebener Personen, die Unterbindung 
von Menschenhandel, die wirksame Bekämpfung von Rassismus und Frem­
denfeindlichkeit sowie Menschenrechtserziehung. und die Förderung von 
Demokratisierung und guter Regierungsführung. Osterreich setzte wichtige 
Akzente in den mit Menschenrechten befassten EU-Gremien, im Rahmen in­
ternationaler Organisationen, wie den Vereinten ationen (VN), dem Euro­
parat (ER) oder der OSZE, sowie in bilateralen politischen Dialogen mit Re­
gierungen in aller Welt. Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner hatte von 
Juli 2002 bis Mai 2003 den Vorsitz in dem aus dreizehn Staaten bestehenden 
Netzwerk Menschliche Sicherheit (Human Security Network - HSN) ione; 
als Schwerpunktthemen des österreichischen Vorsitzes wählte sie die The­
men Menschenrechtserziehung und Kinder in bewaffneten Konflikten. Des 
weiteren setzte sich Österreich intensiv für die Stärkung der Bürgergesell­
schaft ein und unterstützte Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die im 
Menschenrechtsbereich aktiv sind. 

n. Menschenrechte in der Europäischen Union 

1 .  EU-Menschenrechtspolitik 

Die Entwicklung und Festigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit so­
wie die Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sind eine Ziel­
setzung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der 
Union. Fragen der EU-Menschenrechts politik werden von den EU-Men­
schenrechtsdirektorInnen in der Formation einer Ratsarbeitsgruppe (CO­
HOM) und in Zusammenarbeit mit geographischen Ratsarbeitsgruppen so­
wie dem von der Europäischen Kommission (EK) geleiteten Ausschuss für 
Menschenrechte und Demokratisierung diskutiert. Osterreich gestaltete insb 
die Entwicklung der EU-Leitlinien zu Kindern in bewaffneten Konflikten, 
die EU-interne Diskussion zu den in der VN-Menschenrechtskommission 
und der VN-Generalversammlung behandelten Themen sowie verschiedene 
länderbezogene Initiativen der EU mit. 
Nach einem intensiven Diskussionsprozess im COHOM - an dem sich Ös­
terreich aktiv durch Textvorschläge, insb zu den Bereichen Kohärenz und 
Zusammenarbeit zwischen der EK und den Mitgliedstaaten, beteiligte -
wurde beschlossen, die EU-Missionschefs vor Ort (Heads of Mission -
HOMs) verstärkt nicht nur in die Umsetzung internationaler Resolutionen 
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im Menschenrechtsbereich, sondern auch in die Formulierung und Ausar­
beitung von Menschenrechtsstrategien und - texten einzubinden. Zu die­
sem Zweck sollen die HOMs künftig für jedes Land "fact sheets" über die 
Menschenrechtslage in ihrem Amtsbereich erstellen und regelmäßig aktua­
lisieren. Ebenso von zentraler Bedeutung für bessere Information, Kohärenz 
und Konsistenz ist ein kontinuierlicher lnformationsaustausch, nicht nur 
zwischen EK und Mitgliedstaaten bzw. Ratssekretariat, sondern auch zwi­
schen den geographischen Ratsarbeitsgruppen und der Arbeitsgruppe Men­
schenrechte. Zur Erhöhung der 1i'ansparenz soll mehr Augenmerk auf eine 
stärkere Einbindung des Europäischen Parlaments (EP) sowie auf die Zu­
sammenarbeit mit NGOs gelegt werden. Auch der interessierten Öffentlich­
keit soll über verbesserte Websites der Zugang zu Informationen über die 
EU-Menschenrechtspolitik erleichtert werden. Menschenrechte und Demo­
kratisierung bilden nunmehr einen eigenständigen Tagesordnungspunkt bei 
der jährlichen Diskussion zur Identifizierung von Schwerpunkten der EU­
Außenpolitik. 
In Umsetzung der Wiener Erklärung vom 10. Dezember 1 998 wurde der 
fünfte EU-Jahresbericht zur Menschenrechtslage, der von allen EU-Partnern 
in gemeinsamer Arbeit verfasst wird, verabschiedet. Er informiert umfas­
send über die Politik der Union auf dem Gebiet der Menschenrechte und De­
mokratisierung im Bezug auf Drittstaaten und auf internationaler Ebene, 
geht aber auch auf Menschenrechtsstrategien und Problembereiche inner­
halb der EU ein. Der Bericht umfasst den Zeitraum 1 .  Juli 2002 bis 30. Juni 
2003. 

Ein wichtiger Bereich in der Umsetzung der EU-Menschenrechts politik sind 
die EU-Wahlbeobachtungsmissionen, die unter der Leitung der EK organi­
siert werden. Seit 2000 hat die EU 25 Wahlbeobachtungsmissionen entsandt. 
Damit leisten die EU-Mitgliedstaaten einen Beitrag zu Stabilität, 1i'ansparenz 
und Vertrauen in den beobachteten Ländern und damit letztlich zur Festi­
gung demokratischer Strukturen. Die EU konnte durch diese Missionen in 
den letzten Jahren ihr Profil als gla��würdiger und sichtbarer Akteur bei 
Wahlbeobachtungen weiter stärken. Osterreich hat 2003 an EU-Wahlbeob­
achtungsmissionen in Nigeria, Mos�.bik, Guatemala, Ruanda und Kambod­
scha teilgenommen. Dabei kamen 3 1  Osterreicherlnnen zum Einsatz. 
Im Dezember wurde das fiinfte EU-Menschenrechtsforum, das dem Mei­
nungs- und Erfahrungsaustausch zwischen EU-Mitgliedstaaten, Institutionen 
der Union und Vertreterlnnen der Zivilgesellschaft dient, in Rom abgehalten. 
Die Themenbereiche umfassten Kinder in bewaffneten Konflikten, sexuelle 
Ausbeutung von Kindern und Kinderhandel. Das Forum verabschiedete de­
taillierte Empfehlungen an alle Mitgliedstaaten und Gremien der EU. 
Beim Europäischen Rat von Brüssel wurde im Dezember Übereinstimmung 
darüber erzielt, dass das Mandat der in Wien ansässigen Europäischen Stelle 
zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit erweitert und 
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diese somit in eine Menschenrechts-Agentur umgewandelt wird. Die EK 
wird diesbezüglich einen neuen Verordnungsvorschlag erstatten. 

2.  Abschaffung der Todesstrafe 

Österreich und seine Partner in der EU haben die weltweite Abschaffung der 
Todesstrafe zu einer der Prioritäten ihrer Menschenrechtspolitik erklärt. 
Dieses Ziel wird anband der Leitlinien für eine Unionspolitik gegenüber 
Drittländern betreffend die Todesstrafe durch generelle und auf Einzelfälle 
bezogene Demarchen sowie durch die verstärkte Thematisierung dieser 
Frage in regionalen und internationalen Gremien verfolgt. Die EU appel­
lierte an eine Reihe von Staaten, vor allem die USA, aber auch an solche im 
afrikanischen und asiatischen Raum, die Todesstrafe abzuschaffen bezie­
hungsweise ein Moratorium einzuführen oder ein bestehendes Moratorium 
nicht aufzuheben. Länder, die an der Todesstrafe festhalten, wurden aufge­
fordert, die in den EU-Leitlinien formulierten Mindestnormen einzuhalten. 
Zu diesen zählt die icht-Verhängung der Todesstrafe gegen Personen, die 
zum Zeitpunkt der Begehung des Verbrechens noch nicht 18 Jahre alt waren, 
gegen schwangere Fr�uen oder Mütter von Neugeborenen sowie gegen geis­
teskranke Personen. Osterreich wirkte an verschiedenen Interventionen auf 
EU-Ebene aktiv mit. 

3. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe 

Die Arbeit der EU konzentrierte sich auf die sehr komplexe Umsetzung der 
im April 2001 vom Rat verabschiedeten Leitlinien für die Politik der EU ge­
genüber Drittländern betreffend Folter. Diese sehen unter anderem eine re­
gelmäßige gemeinsame Berichterstattung der Botschaften der Mitgliedstaa­
ten zur Folterproblematik in Drittländern, die Vornahme von Demarchen in 
solchen Ländern sowie eine verstärkte Zusammenarbeit mit VN-Sonderbe­
richterstattern und regionalen Einrichtungen zur Bekämpfung der Folter 
und die Unterstützung von NGOs, die sich mit der Beseitigung der Folter be­
fassen, vor. 
Dem Kampf gegen die Folter kommt ein hoher Stellenwert im Rahmen der 
internationalen Menschenrechtspolitik Österreichs zu. Die Unterzeichnung 
des von der VN-GV im Dezember 2002 angenommenen Fakultativproto­
kolls zum VN-Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, un­
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe wurde am 9. Sep­
tember vom Ministerrat genehmigt und von Bundesministerin Benita Fer­
rero-Waldner zu Beginn der 58. VN-GV vorgenommen. 
Das Fakultativprotokoll sieht die Einrichtung eines auf Prävention ausge­
richteten Systems regelmäßiger Besuche von allen Orten der Freiheitsentzie­
hung vor. Sein Abschluss nach schwierigen, mehr als zehnjährigen Verhand-
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lungen war ein von Österreich mitg��agenes prioritäres EU-Anliegen. Das 
zentrale Element ist ein nationaler Uberwachungsmechanismus. Mit dem 
im Bundesministerium für Inneres zur Überprüfung der Tätigkeit der Si­
cherheitsexekutive unter dem Gesichtspunkt de.� Wahrung der Menschen­
rechte eingerichteten Menschenrechtsbeirat hat Osterreich bereits für einen 
der vier Hauptanwendungsbereiche des Protokolls ein richtungweisendes 
nationales Instrument zur Folterprävention geschaffen. Daneben bestehen in 
Österreich Möglichkeiten der Freiheitsentziehung im Bereich der Strafvoll­
zugsanstalten, der psychiatrischen Krankenanstalten und des Bundesheers, 
die im Rahmen des Ratifikationsverfahrens nun auch entsprechend erfasst 
werden müssen. Die Ausgestaltung eines oder mehrerer den Bestimmungen 
des Fakultativprotokolls entsprechenden nationaler Überwachungsmecha­
nismen für die genannten Bereiche bedarf noch einschlägiger legistischer 
Maßnahmen. 

4. Strukturierte Menschenrechtsdialoge 

4.1 .  China 

Dieser im Jahre 1 996 initiierte Prozess wurde im März und November durch 
Treffen der EU-Troika mit VertreterInnen der chinesischen Regierung und 
anschließenden Seminarveranstaltungen auf Expertenebene fortgesetzt. Im 
Rahmen des Dialogs werden auch sensible Fragen wie das Folterverbot, die 
Todesstrafe, Tibet, die ungewöhnlich harte Verfolgung der Anhängerlnnen 
von Demokratiebewegungen, von religiösen Gruppen sowie der Falun Gong­
Bewegung einschließlich spezifischer Einzelfälle angesprochen. Der Men­
schenrechtsdialog mit China ermöglicht somit einerseits eine konstruktive 
Debatte wesentlicher allgemeiner Menschenrechtsthemen als auch anderer­
seits die Erörterung konkreter Fälle individueller Menschenrechtsverletzun­
gen. Der Rat machte im März die Aufrechterhaltung des Menschenrechtsdia­
logs der Union mit China erneut von konkreten Verbesserungen der Men­
schenrechtslage abhängig. Während sich in verschiedenen Bereichen Fort­
schritte abzeichnen - etwa bei der Kooperation Chinas mit VN- und EU­
Menschenrechtsmechanismen - sind in anderen Bereichen, wie z. B .  bei der 
Todesstrafe, wenig Verbesserungen zu vermerken. Trotz der nur langsamen 
Fortschritte stellt der Menschenrechtsdialog dennoch ein wichtiges Instru­
ment der Zusammenarbeit zwischen der EU und China dar. Die Bedeutung 
des Dialogs liegt insb darin,  dass die Achtung der Menschenrechte in China 
nur durch langfristige Bemühungen sichergestellt werden kann, weshalb 
Österreich seine Fortsetzung befürwortet. 

4.2. Iran 

Nach Aufnahme eines strukturierten Menschenrechtsdialogs zwischen der 
EU und dem Iran im Winter 2002 fanden 2003 zwei weitere Dialogrunden -
im März und Oktober - statt. Die bei den ersten Dialogrunden (Dezember 
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2002 und März) zu den Themen Diskriminierung und Folterprävention bzw. 
Rechtsstaatlichkeit und Faires Verfahren wurden grundsätzlich positiv be­
wertet. Enttäuschend war jedoch die mangelnde Kooperations- und Aus­
kunftsbereitschaft der iranischen Seite hinsichtlich individueller Fälle. 
Auch waren keine konkreten Verbesserungen der Menschenrechtslage im 
Iran als Auswirkungen des Dialogs feststellbar. Am 8./9. Oktober fand die 
dritte Runde in Brüssel statt, nachdem das ursprünglich für September in 
Teheran geplante Treffen wegen der iranischen Weigerung, Vertretern der 
NGOs "Human Rights Watch" und "Amnesty International" Visa auszustel­
len, von EU-Seite abgesagt worden war. Das Theffen war den Themen Recht 
auf freie Meinungsäußerung und - auf iranischen Wunsch - Recht auf Ent­
wicklung gewidmet und fand in offener und konstruktiver Atmosphäre statt. 
Auch wurde erstmals auf die von der EU übermittelte Liste individueller 
Fälle geantwortet. So wertvoll der Dialogprozess auch für eine Stärkung der 
Zivilgesellschaft ist und dazu beiträgt, die Kommunikation im Menschen­
rechtsbereich nicht abreißen zu lassen, sind in weiterer Folge konkret mess­
bare Fortschritte unabdinglich. 

IH. Menschenrechte in den Vereinten Nationen (VN) 

Die Wiener Weltkonferenz für Menschenrechte gab 1 993 den Anstoß für die 
Stärkung der operativen Menschenrechtskapazitäten der VN. Seither wird 
die Umsetzung internationaler Menschenrechtsstandards zunehmend durch 
Feldpräsenzen des VN-Hochkommissars für Menschenrechte und durch die 
Integratio.!1 der Menschenrechte in das Mandat internationaler Einsätze ge­
fördert. Osterreich unterstützt dabei insb Strategien zur Stärkung der 
menschlichen Sicherheit. Als wesentliche Instrumente zur Förderung der 
Menschenrechte, aber auch der Konfliktverhütung sowie der Friedenskon­
solidierung dienen dabei Aufbau und Stärkung von Rechtsstaatlichkeit 
("rule of law" ). guter Regierungsführung ("good governance") .  einer aktiven 
Zivilgesellschaft und lokaler Menschenrechtsstrukturen, aber auch breit an­
gelegte Maßnahmen im Bereich der Menschenrechtserziehung auf allen Ebe­
nen der Gesellschaft. 

Die ebenfalls auf der Wiener VN-Menschenrechtskonferenz von der Staaten­
gemeinschaft bekräftigten Prinzipien der Universalität, der Unteilbarkeit 
und der Interdependenz der Menschenrechte werden von Österreich aktiv 
unterstützt, wobei konsequent die Einbindung von Menschenrechtsaspek­
ten in die verschiedenen Arbeitsbereiche aller Programme und Aktivitäten 
der VN ("mainstreaming") gefordert wird. 

Das als ein wichtiges Resultat der Wiener Weltkonferenz ins Leben gerufene 
Amt des Hochkommissars für Menschenrechte war 2002 mit dem brasiliani­
schen VN-Beamten Sergio Vieira de Mello neu besetzt worden. Vieira de 
Mello, der von VN-GS Koli Annan zum Leiter der VN-Mission im Irak be-
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stimmt worden war, kam am 1 9. August bei einem Bombenanschlag auf das 
VN-Hauptquartier in Bagdad ums Leben; bis zum Jahresende hat der VN-GS 
keine Entscheidung über seine Nachfolge getroffen. Vieira de Mello wurde 
am Menschenrechtstag 2003 posthum der Menschenrechtspreis 2003 verlie­
hen. Weitere Empfänger dieses alle fünf Jahre verliehenen Preises für außer­
gewöhnliche Verdienste um den Schutz und die Förderung der Menschen­
rechte waren Enriqueta Estela Barnes de Carlotto aus Argentinien (Fürspre­
cherin für Verschwundene), das "Family Protection Project Management 
Team" aus Jordanien, Pu fang Deng aus China (behinderter Sohn des ehema­
ligen politischen Führers Chinas und Verteidiger der Menschenrechte von 
Behinderten) ,  Shulamith Koenig aus den USA (Aktivist im Bereich der Men­
schenrechtserziehung) und das Mano River Women's Peace Network in Si­
erra Leone, Liberia und Guinea. 

1 .  VN-Menschenrechtskommission (MRK) 

Die VN-MRK, formell ein Unterorgan des Wirtschafts- und Sozialrates (ECO­
SOC), ist die treibende und koordinierende Kraft in der universellen Men­
schenrechtsarbeit mit nicht zu unterschätzender politischer Signalwirkung. 
Als bestimmendes Organ für neue Initiativen, die weit über den VN-Rahmen 
hinaus ihre Wirkung zeigen, kommt ihr eine stark katalytische Aufgabe zu. 
Insgesamt nehmen an den Sitzungen rund 3000 Delegierte teil ,  darunter Ver­
treterInnen von fast 200 NGOs. Es werden rund 1000 Erklärungen abgegeben 
und etwa 100 Resolutionen und Entscheidungen verabschiedet. Auch wenn 
die konkreten Auswirkungen der zahlreichen thematischen oder länderbe­
zogenen Resolutionen limitiert sein mögen, können diese nicht unwesent­
lich zu einem Bewusstseinsbildungsprozess, einer Enttabuisierung sensibler 
Themenbereiche und einer Stärkung der internationalen Menschenrechts­
standards beitragen. Nicht zu unterschätzen ist die Wirkung, die kritische 
Resolutionen im Fall schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen auf 
die angesprochenen Regierungen haben können. Eine bedeutende Rolle 
kommt dabei auch den im Vergleich zu anderen internationalen Tagungen 
besonders aktiven NGOs zu, welche die Arbeit der MRK wesentlich beein­
flussen, ihre Ergebnisse verbreiten, über die öffentliche Meinung Druck auf 
die Politik ausüben und somit tatsächlich Veränderungen bewirken können. 
Die Arbeit der MRK bildet die Grundlage der Arbeit der VN-GV im Bereich 
der Menschenrechte. 

Die 59. Tagung der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen be­
gann wenige Tage vor Beginn der Kampfhandlungen im Irak. Vielfach 
wurde befürchtet, dass die Entwicklungen im Irak die Kommission ähnlich 
überschatten würden wie die Ereignisse in Israel und Palästina Oenin) im 
Jahr davor. Tatsächlich brachte auch eine Gruppe von Delegationen aus isla­
mischen Ländern einen Antrag auf eine Sondersitzung der Kommission 
zum Irak ein, wie sie im Vorjahr zur Lage in den von Israel besetzten Gebie-
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ten stattfand. Doch wurde dieser Antrag mit klarer Mehrheit abgelehnt, 
nachdem deutlich wurde, dass das vorrangige Motiv der Betreiber eine - au­
ßerhalb der Kompetenzen der Kommission liegende - Verurteilung der ame­
rikanisch-britischen Militäraktion war. Während sich somit die pessimisti­
schen Erwartungen einer Polarisierung der Kommission rund um das 
Thema Irak nicht erfüllten, war dennoch unübersehbar, dass die sich entwi­
ckelnde geopolitische Situation die Diskussionen beeinflusste. Zudem 
setzte sich der negative Thend einer Polarisierung der Positionen zwischen 
Nord und Süd - geprägt von zunehmender Polemik und damit bedauer­
licherweise Marginalisierung der eigentlichen menschenrechtlichen 
Aspekte - verschärft fort. Zu dieser Entwicklung trug neuerlich sehr stark 
die Zusammensetzung der Kommission bei (hoher Anteil von Mitgliedern 
mit restriktivem Menschenrechtsverständnis) . Dazu kam, dass das Verhand­
lungsklima bereits im Vorfeld durch eine von den USA verlangte Abstim­
mung über die von der afrikanischen Gruppe indossierte Vorsitzkandidatur 
Libyens belastet wurde, da dies eine Abkehr von der herrschenden Praxis, 
die Bestellung des Vorsitzenden sowie der weiteren BÜTomitglieder durch 
Akklamation nach Einigung in der Regionalgruppe, der die jeweilige Funk­
tion turnusmäßig zufällt, vorzunehmen, darstellte. 
Aus EU-Sicht verliefen die Beschlussfassungen über eine Reihe von spezifi­
schen Ländersituationen wiederum enttäuschend. Zumeist basierend auf 
den Berichten der zuständigen LänderberichterstatterInnen oder -beauftrag­
ten behandeln diese Resolutionen positive oder negative Entwicklungen im 
Menschenrechtsbereich, wobei meist sehr detailliert nicht nur auf die spezi­
fischen Problemsituationen vor Ort (z. B. auf Grund von militärischen Kon­
flikten oder post-konfliktuellen Spannungsverhältnissen), sondern auch auf 
konkrete Vorwürfe bzw. Situationen von Menschenrechtsverletzungen ein­
gegangen wird. Der Ansatz vieler Entwicklungsländer sowie der Russischen 
Föderation, Länderresolutionen als politisch motiviertes "fingerpointing" 
und als überholtes, missbräuchlich eingesetztes Druckmittel des Westens 
abzulehnen, stieß auch bei grundsätzlich eher gemäßigten Staaten des 
Südens auf immer mehr Verständnis. Der dadurch erzeugte Solidarisie­
rungsprozess mobilisierte eine ausreichende Mehrheit, welche die EU- Re­
solutionsinitiativen über den Sudan, Simbabwe und Tschetschenien zu Fall 
brachte. Der westlichen Gruppe gelang es nicht, dieser Entwicklung über­
zeugend entgegenzutreten. Als besonders bedauerlich ist dabei der Verlust 
des Sonderberichterstatters über den Sudan zu werten. Insgesamt verab­
schiedete die Kommission dennoch Resolutionen oder Entscheidungen zu 
19 Ländersituationen, darunter zum Nahen Osten, Kuba, Belarus, Myan­
mar, Nordkorea und Thrkmenistan (die drei letztgenannten EU-Initiativen). 
Zudem wurden wieder sehr viele thematische Resolutionen verabschiedet, 
denen zum Teil zentrale Bedeutung bei der Festlegung aber auch bei der dy­
namischen Weiterentwicklung menschenrechtlicher Standards zukommt. 
Hier zeigt sich auch die unterschiedliche Schwerpunktsetzung der Staaten 
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des Nordens bzw. des Südens: So werden Resolutionen aus dem Bereich der 
bürgerlich-politischen Rechte vor allem von europäischen Staaten, Resolu­
tionen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte mehrheitlich von 
Staaten des Südens betrieben. 
Im Gegensatz zur VN-GV, wo aus Sorge vor einer Abstimmungsniederlage 
auf eine diesbezügliche Resolution verzichtet wird, konnte zum Thema To­
desstrafe, einem Kernanliegen der EU im Menschenrechtsbereich, ein um­
fassender EU-Resolutionsentwurf mit sicherer Mehrheit angenommen wer­
den. Positives Signal im Zusammenhang mit den laufenden Beratungen der 
Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung eines neuen internationalen Rechtsinstru­
ments über die Rechte von Menschen mit Behinderungen war die gemein­
same Resolutionsinitiative Schwedens und Mexikos. Ebenso ist als positives 
Ergebnis zu werten, dass die mexikanische Resolutionsinitiative zum 
"Schutz der Menschen- und Grundrechte im Zuge von Anti-Terrormaßnah­
men" ohne Abstimmung angenommen werden konnte. Ebenso ohne Abstim­
mung gelang die Annahme der Kinderrechtsresolution, nachdem sich die 
USA auf Separatabstimrnungen zu den von ihnen abgelehnten Passagen zum 
verbindlichen Charakter der Kinderrechtskonvention und zur Abschaffung 
der Todesstrafe für jugendliche Straftäter beschränkten. Bedauerlicherweise 
wurden jedoch einige thematische Initiativen des Westens Gegenstand von 
Angriffen (insb durch islamische Staaten), die zum Teil durch das ambitio­
nierte Ziel zahlreicher westlicher Staaten ausgelöst wurden, über den beste­
henden Grundkonsens hinauszugehen und auch sensiblere Problembereiche 
ausdrücklich in Resolutionen zu verankern. Dies galt insb für die Thematik 
"sexuelle Orientierung" und diesbezügliche Verweise in den Resolutionen 
über "Beseitigung von Gewalt gegen Frauen" und "außergerichtliche, sum­
marische oder willkürliche Hinrichtungen".  Eine - überraschende - eigen­
ständige Resolutionsinitiative Brasiliens zu diesem Thema löste massiven 
Widerstand der islamischen Staaten aus, der zur Verschiebung ihrer Behand­
lung auf die 60. Tagung führte. Dennoch gelang es, das Gros der traditionel­
len thematischen Resolutionen im Konsensweg anzunehmen. 
Die zwei österreichischen Resolutionsinitiativen konnten im Konsens ver­
abschiedet werden. Bei der Resolution über intern Vertriebene (IDPs) gelang 
eine Stärkung des Textes, insb auch - im Sinne des "Human Security"-An­
satzes (siehe auch Kapitel F.VI.) - hinsichtlich einer Betonung der Verbin­
dungen mit dem Bereich Frieden und Sicher��it. Mehr Schwierigkeiten gab 
es bei der Resolution über Minderheiten, wo Osterreich für einen Sonderbe­
richterstatter plädiert hatte, der ethnische Spannungen im Sinne eines prä­
ventiven Ansatzes frühzeitig aufzeigen sollte. Diese Idee scheiterte aber be­
reits am Widerstand der EU, deren Mitgliedstaaten in dieser .. Frage unter­
schiedliche Haltungen einnehmen. Darüber hinaus übernahm Osterreich für 
die EU die Verhandlungen von drei weiteren Resolutionen zu Recht auf Ge­
sundheit, Förderung internationaler Zusammenarbeit im Menschenrechts­
bereich und Unabhängigkeit der Justiz. 
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2. Generalversammlung 

Auch die Debatte über Menschenrechtsfragen im 3 .  Komitee der Generalver­
sammlung verlief weniger konsensorientiert als in den vergangenen Jahren 
und war von zunehmender Politisierung geprägt. Prozeduraldebatten beein­
trächtigten die Arbeit erheblich und lenkten von substantiellen Diskussio­
nen ab. Die Anzahl an Konsensresolutionen nahm ab, die Bereitschaft, Ab­
stimmungen selbst bei traditionell konsensfahigen Resolutionen zu verlan­
gen, zu. Die Einbringung zahlreicher neuer Resolutionen unterminierte das 
westliche Bestreben, die Arbeit des Komitees und der GV insgesamt zu ratio­
nalisieren. 
Auch heuer standen wieder die thematischen und weniger die länderspezi­
fischen Resolutionen im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Die Resolution 
über den Schutz von Menschenrechten im Zuge von Antiterror-Maßnah­
men wurde mit klarem Abstimmungsergebnis, die umfassende Resolution 
zu Rassismus und Fremdenfeindlichkeit ebenfalls mit deutlicher Mehrheit 
angenommen. Nach schwierigen Verhandlungen zogen die Niederlande die 
Omnibus-Resolution zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen zurück. 
Stattdessen wurden eine Resolution über die Eliminierung von häuslicher 
Gewalt gegen Frauen und eine über die Beauftragung des VN-GS mit der Er­
steUung einer umfassenden Studie über alle Formen der Gewalt gegen 
Frauen im Konsens angenommen. Die gemeinsam von der EU und der 
Gruppe lateinamerikanischer Staaten (GRULAC) betriebene Resolution über 
die Rechte des Kindes kam über Verlangen der USA, die als einziger dagegen 
stimmten, wie bereits im Vorjahr zur Abstimmung, da diese nicht Vertrags­
partei der Kinderrechtskonvention sind und daher auf die Konvention auf­
bauende Formulierungen nicht akzeptieren. 
Österreich hat heuer wieder eine Resolution zu Menschenrechten in der 
Justizverwaltung und eine zu Minderheitenrechten eingebracht und erfolg­
reich verhandelt: beide Resolutionen wurden im Konsens angenommen. 
Weiters hat Österreich für die EU die Verhandlungsführung für vier weitere 
Resolutionen übernommen: die Resolution zu intern Vertriebenen, die in 
der MRK traditionell von Österreich eingebracht wird, die Resolution zur 
Menschenrechtsdekade, bei der erstmals eine geschlossen EU-Miteinbrin­
gung erfolgte, die Resolution zur Förderung der internationalen Zusammen­
arbeit im Menschenrechtsbereich sowie die Resolution zur Bedeutung von 
Kooperativen in der sozialen Entwicklung. 
Die EU verhandelte erfolgreich drei Länderresolutionen zu spezifischen 
Menschenrechtssituationen: Jene zu Turkmenistan wurde trotz erheblichen 
Widerstands durch Abstimmung angenommen, jene zu Myanmar wurde im 
Konsens und die Resolution zur DR Kongo durch Abstimmung klar ange­
nommen. Zum Iran gab es heuer nach einjähriger Unterbrechung auf Grund 
der weiterhin besorgniserregenden Menschenrechtslage eine lnitiative von 
Kanada, die von der Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten (einschließlich Öster-
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reich) miteingebracht und mit solider Stimmenmehrheit angenommen 
wurde. Japan brachte seine traditionelle Resolution zu Kambodscha ein, die 
im Konsens angenommen wurde. 
Die EU zeigte ein weniger einheitliches Stimmverhalten als in den vergan­
genen Jahren , konnte aber nach außen ihren politischen Einfluss wirkungs­
voll und erfolgreich einsetzen. Die USA verlangten bei den von ihnen abge­
lehnten Verweisen zur Kinderrechtskonvention, zum Internationalen Straf­
gerichtshof und zur Todesstrafe systematisch Abstimmungen. 
Zum Thema Konvention gegen das Klonen von Menschen siehe Kapitel 
D.ll . l l .  "völkerrechtliche Fragen". 

IV. Menschenrechte in der OSZE 

Die OSZE behandelt menschen- und minderheitenrechtliche Fragen im Rah­
men ihrer "menschlichen Dimension"; siehe hiezu Kapitel B.ll .3 .  

V. Menschenrechte im Europarat (ER) 

Das Menschenrechtssystem des ER beruht auf der Europäischen Konvention 
fiir Menschenrechte (EMRK) und der Tätigkeit des Europäischen Gerichts­
hofs fiir Menschenrechte (EGMR). Das Anwachsen der Mitgliedstaaten des 
ER von 23 im Jahr 1 989 auf 45 im Jahr 2003 bringt im Zusammenhang mit 
dem Direktzugang von individuellen Beschwerdeführern zum Gerichtshof 
sowie der durch die Öffentlicbkeitswirkung des Menschenrechtssystems 
verstärkten Sensibilisierung eine Zunahme der Beschwerden. Wurden 1 989 
ca. 4 .000 Individualbeschwerden eingebracht, so waren es 2003 bereits 
35.000. Trotz der Steigerung der Effizienz des Gerichtshofs im Vergleich zum 
Vorjahr harren derzeit mehr als 30.000 Beschwerden einer Entscheidung. 
Von den beim Gerichtshof registrierten und von die��m inhaltlich zu behan­
delnden Beschwerden sind derzeit etwa 400 gegen Osterreich anhängig. 
Im November verabschiedete der Lenkungsausschuss für Menschenrechte 
einen weiteren Zwischen bericht über die langfristige SichersteUung der Ef­
fizienz des Gerichtshofs. Durch den Überhang der eingebrachten Beschwer­
den, von denen zwar ein Großteil abgewiesen, aber etwa ein Zehntel einer 
Entscheidungsfindung zugewiesen wird, gegenüber den jährlich abgespro­
chenen Fällen (derzeit etwa 850) sind Durchschlagskraft und Glaubwürdig­
keit des EMRK-Systems vor eine schwere Probe gestellt. Über eine Reihe von 
Vorschlägen des Lenkungsausschusses besteht Konsens, darunter z. B .  die 
Notwendigkeit der Verbesserung der Konventionsanwendung und Umset­
zung auf nationalstaatlicher Ebene, die beschleunigte Behandlung von soge­
nannten Klonfällen, in denen die zugrundliegende Rechtsfrage vom Ge­
richtshof bereits entschieden worden ist, oder die Einsetzung von Dreiergre­
mien zur gestrafften und summarischen Behandlung von repetitiven Fällen. 
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Hinsichtlich der Frage der Einführung eines neuen Zulässigkeitskriteriums 
zu Art 35 der EMRK ist die Haltung der Mitgliedstaaten gespalten. Während 
auf der einen Seite radikale Lösungen bis zur Umwandlung des Gerichtsho­
fes in einen Menschenrechtsgerichtshof für Grundsatzfragen befürwortet 
werden. wobei der Gerichtshof selbst nach relevanten Kriterien die zum Ab­
spruch als ModelWille geeignete Fälle selektieren sollte. sind eine Reihe von 
Staaten gegen jede Aufweichung des Individualbeschwerderechts durch 
Einführung eines zusätz�.ichen Filters. Zu Jahresende lagen mehrere Kom­
promissvorschläge vor. Osterreich tritt für eine ungeschmälerte Beibehal­
tung des Individualbeschwerderechts ein. da die Entwicklungen in den 
Mitgliedstaaten des ER noch nicht so weit fortgeschritten sind. dass auf die­
ses nach wie vor sehr wirksame Instrument zur Förderung der Menschen­
rechte verzichtet werden könnte. 

Das 2002 im Ministerkomitee zur Unterzeichnung aufgelegte Protokoll Nr. 1 3  
zur EMRK über die gänzliche Abschaffung der Todesstrafe wurde von Öster­
reich unterzeichnet und vom Nationalrat genehmigt. Die bisherige Regelung 
durch das 6. Zusatzprotokoll ließ die gesetzliche Einführung der Todesstrafe 
in Kriegs-.. und Krisenzeiten zu. Die gänzliche Abschaffung der Todesstrafe ist 
ein von Osterreich seit langem verfolgtes außenpolitisches Ziel und wird 
auch im Rahmen der Europäischen Union betrieben. Bis dato wurde das Zu­
satzprotokoll von 41 Mitgliedstaaten unterzeichnet und von 21  ratifiziert. Für 
Österreich tritt das Zusatzprotokoll am 1 .  Mai 2004 in Kraft. 

Der Europäische Kommissar für Menschenrechte, Alvaro Gil Robles. setzte 
seine Besuche in den Mitgliedstaaten des ER fort und besuchte u. a. Russ­
land. die Tschechische Republik. Slowenien und Polen. Im Gegensatz zum 
rechtsförmlichen Verfahren unter der EMRK ist seine Aufgabe die der Bera­
tung und Bewusstseinsbildung in den Mitgliedstaaten des ER sowie die Sen­
sibilisierung der Mitgliedsstaaten und des Ministerkomitees für grundle­
gende oder systemimmanente Mängel und Probleme. Das Ende 2002 in Mos­
kau von Robles initiierte Seminar zum Thema "Streitkräfte und Menschen­
rechte" wurde 2003 in Madrid fortgesetzt. wobei diesmal Menschenrechts­
erziehung und Bewusstseinsschaffung für die Menschenrechte in den Streit­
kräften Thema der Veranstaltung war. Darüber hinaus fand in Zusammenar­
beit mit der WHO ein Seminar zum Schutz der Menschenrechte geistig be­
hinderter Menschen statt. 

VI. Netzwerk Menschliche Sicherheit 

Das Netzwerk Menschliche Sicherheit (Human Security Network - HSN) ist 
eine überregionale. themenübergreifende Interessensgemeinschaft von drei­
zehn Staaten. Im HSN arbeiten die Außenminister von Chile, Griechenland, 
Irland, Jordanien, Kanada, Mali, den Niederlanden, Norwegen, Österreich, 
der Schweiz, Slowenien, Thailand und Südafrika (letzteres als Beobachter) 
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mit VertreterInnen der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft zusammen. 
Österreich ist Gründungsmitglied des HSN, das 1 999 aus seiner erfolgrei­
chen Zusammenarbeit mit Norwegen und Kanada für ein internationales 
Verbot für Anti-Personenminen hervorgegangen ist. Treffen auf Minister­
ebene wurden in Bergen, Norwegen (1999), Luzern, Schweiz (2000), Petra, 
Jordanien (2001) ,  Santiago de Chile (2002) und zuletzt in Graz (Mai 2003) 
abgehalten. Das Land, in dem die Ministerkonferenz stattfindet, hat in dem 
der Konferenz vorausgehenden Jahr den Vorsitz. Für Österreich war dies im 
Zeitraum von Juli 2002 bis Mai 2003 der Fall .  Seit Mai hat Mali den Vorsitz 
für ein Jahr inne. 
Das Politikkonzept "menschliche Sicherheit" stellt die Sicherheitsbedürf­
nisse des Einzelnen in den Mittelpunkt. Menschenrechte, humanitäres Völ­
kerrecht und Flüchtlingsrecht sind wesentliche Fundamente menschlicher 
Sicherheit. Das HSN zielt darauf ab, diesen Denkansatz der Entwicklung 
und Durchführung nationaler und internationaler Politiken zu Grunde zu le­
gen. Die Perspektive der menschlichen Sicherheit hat das Potential, politi­
sche Prozesse zur Prävention und Lösung von Konflikten zu stärken und zur 
Friedenskonsolidierung und Entwicklung beizutragen. Zu den Schwer­
punktthemen zählen neben der Universalisierung der Anti-Personenminen­
Konvention und den erfolgreichen Bemühungen zur Schaffung des Interna­
tionalen Strafgerichtshofs der Schutz von Kindern in bewaffneten Konflik­
ten, Menschenrechtserziehung, die Kontrolle von Klein- und Leichtwaffen, 
HIV/AIDS, Fragen des humanitären Völkerrechts, der Kampf gegen das 
transnationale organisierte Verbrechen, sowie die Wechselbeziehung zwi­
schen menschlicher Sicherheit und Entwicklung. 

Österreichische Vorsitzstrategie 2002/2003 
• Fokussierung und Konsolidierung des HSN durch die zwei Arbeits­

schwerpunkte Menschenrechtserziehung und Kinder in bewaffneten 
Konflikten. 

• Erarbeitung jeweils eines Politikpapiers und themenbezogener Projekte 
bzw. Instrumente zu dessen Implementierung. Ziel war eine weitere Kon­
kretisierung des Konzepts der menschlichen Sicherheit durch stärkere 
Verankerung der Menschenrechtserziehung. Die wissenschaftliche Unter­
stützung erfolgte durch das European Training and Research Centre for 
Human Rights and Democracy (ETC) in Graz (Menschenrechtserziehung) 
und durch das Ludwig Boltzmann-Institut für Menschenrechte (BIM) in 
Wien (Kinder in bewaffneten Konflikten). 

• Aktivierung der Zusammenarbeit auf der Ebene der multilateralen Mis­
sionen der HSN-Länder an den VN-Arntssitzen mit dem Ziel einer Stär­
kung des HSN-Profils und Gewichts. Abgabe akkordierter Erklärungen mit 
Bezug auf HSN-Themen in einschlägigen internationalen Foren (u. a. 
VN-Sicherheitsrat, VN-Generalversammlung, VN-Menschenrechtskommis­
sion und OSZE). Im VN-Sicherheitsrat nahm Österreich etwa an den offe-
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nen Debatten zu "Frauen, Frieden und Sicherheit", "Schutz von Zivilisten 
in bewaffneten Konßikten" und "Kindern in bewaffneten Konßikten" in 
seiner Eigenschaft als Vorsitz des HSN mit vorab unter Netzwerk-Partnern 
akkordierten Erklärungen teil. Damit entwickelt sich das HSN zu einem 
festen Bestandteil der thematischen Beratungen des VN-Sicherheitsrats. 

• Stärkung des HS auch durch Erstellung eines mittelfristigen Arbeitspro-
gramms 2003 - 2005 und Regelung der Vorsitzfolge. 

Der Höhepunkt war eine Ministertagung des HSN vom 8.- 10. Mai 2003 in 
Graz, der ersten Menschenrechtsstadt Europas, bei der die unter österrei­
chischem Vorsitz erarbeiteten Dokumente angenommen und die Richtung 
der Arbeit für die nächsten Jahre beschlossen wurden. Kanada, Chile, Irland, 
Jordanien, Mali ,  Norwegen, die Schweiz und Thailand waren auf Minister­
ebene, Slowenien und Griechenland durch den Staatssekretär im Außenmi­
nisterium bzw. den Generalsekretär für internationale Wirtschaftsbeziehun­
gen und Entwicklung vertreten. Ferner haben der Generalsekretär der OSZE, 
der VN-Hochkommissar für Menschenrechte, die Exekutivdirektorin von 
UNICEF, die Ko-Vorsitzende der Human Security Commission und langjäh­
rige Hochkommissarin für Flüchtlinge, Sadako Ogata, der VN-Untergeneral­
sekretär für Kinder in bewaffneten Konflikten sowie hochrangige Vertreter 
von UNODC, UNESCO, IKRK ,  der Europäischen Beobachtungsstelle gegen 
Rassismus ebenso wie führende Experten aus dem nichtstaatlichen Bereich 
daran teilgenommen. 

Die wichtigsten Ergebnisse 

Auf Initiative des Vorsitzes und in enger Abstimmung mit den Partnern, in­
ternationalen Organisationen und über 50 internationalen Experten wurden 
über einen Zeitraum von acht Monaten folgende Dokumente erarbeitet und 
von den Ministern in Graz verabschiedet: 
• Grazer Erklärung des HSN über Prinzipien der Menschenrechtserziehung 

und der menschlichen Sicherheit (ein Politikpapier des HSN zur Bildung 
einer "Kultur der Menschenrechte" in Umsetzung der Ziele der VN-De­
kade über Menschenrechtserziehung 1 994- 2004). 

• HSN-Handbuch über Menschenrechtserziehung - "Menschenrechte ver­
stehen" (ein Basis-Ausbildungspaket für Menschenrechtserziehung für 
weltweiten Einsatz auf Grundlage der universellen Geltung der Men­
schenrechte mit einer "Train the Trainers" -Ausrichtung). 

• HSN-Strategie für die Unterstützung von Kindern in bewaffneten Konflik­
ten (ein Strategiepapier des HSN zur Stärkung der Kinderrechte in bewaff­
neten Konflikten, insb. Stärkung des kinderspezifischen Monitoring im 
VN-System, unterstützt durch eine "Alarm-Funktion" bei Kinderrechts­
verletzungen, Bekämpfung von Stratlosigkeit im Kinderrechtsbereich, 
Schutz von Mädchen in bewaffneten Konflikten und Integration der Inte­
ressen von Kindern in Friedensprozesse). 
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• HSN-Ausbildungsprogramm mit dem Ziel der Schaffung von qualifizier­
tem Personal für Feldeinsätze in Krisengebieten, insb. für Monitoring und 
Rehabilitation 

Der Vorsitz hat darüber hinaus folgende Initiativen eingeleitet: 
• Als sichtbares Zeichen für die Umsetzung des Vorsitzthemas Kinder in be­

waffneten Konflikten hat Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner ge­
meinsam mit ihren slowenischen und jordanischen Amtskollegen ein 
Hilfsprojekt im Irak mit dem Ziel ins Leben gerufen, kriegstraumatisierten 
Kindern professionelle psychologische Unterstützung und Hilfe zu ge­
währen. 

• In Zusammenarbeit mit VN-Untergeneralsekretär für Kinder in bewaffne­
ten Konflikten, Olara Otunnu, wurde ein Kompendium bestehender Kin­
derrechtsstandards ("Children and Armed Conflict - International Stan­
dards for Action") als greifbares Instrument für Feldeinsätze herausgege­
ben. 

• Im Hinblick auf die Polarisierung des Klimas in der VN-Menschenrechts­
kommission (MRK) und deren Auswirkungen auf das internationale Sys­
tem des Menschenrechtsschutzes sind die Minister in Graz übereinge­
kommen, ihre Zusammenarbeit mit dem Ziel einer Verbesserung der Ar­
beitsmethoden der MRK in Abstimmung mit dem Hochkommissar der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte zu intensivieren. 

In Graz haben die Minister auch ein unter ästerreichischem Vorsitz erstelltes 
Arbeitsprogramm des HSN für die Periode 2003-2005 verabschiedet. 

Weitere Zukunft des Netzwerks 

Neben der Regelung der Vorsitzfolge bis 2006 - Mali 2003 - 2004 , Kanada 
2004 - 2005 und Thailand 2005 -2006 - wurde auf Vorschlag von Bundes­
ministerin Benita Ferrero-Waldner beschlossen, dass der HSN-Vorsitz künf­
tig im Troika-Format fungieren wird. Eine wichtige Aufgabe der Troika ist 
es, die Umsetzung des Arbeitsplans 2003- 2005 zu überwachen und einen 
Katalog von zu erfüllenden Kriterien für eine spätere Erweiterung des HSN 
zu definieren, der zur Beschlussfassung durch die Minister anlässlich der 
Ministerkonferenz in Bamako/Timbuktu von 27 . - 29. Mai 2004 bereits vor­
liegt. 

VII. Schwerpunktthemen 

1. Frauenrechte 

Erstmals in ihrer nahezu fünfzigjährigen Geschichte musste die ordentliche 
Tagung der VN-Frauenstatuskommission (FSK) ergebnislos abgebrochen 
werden. Die allgemein angespannte politische Lage vor dem Ausbruch des 

1 98 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 213 von 422

www.parlament.gv.at



Schwerpunktthemen 

Irakkrieges und eine damit einhergehende Lagerspaltung ließen Verhand­
lungen über "Agreed Conclusions" zum - äußerst komplexen - Schwer­
punktthema "Menschenrechte für Frauen und Gewalt gegen Frauen" schei­
tern. Die Annahme der übrigen informell abgeschlossenen Texte musste auf 
eine Nachtragssitzung verschoben werden. Eine inhaltlicheVerbesserung im 
Follow-up zur 4. Weltfrauenkonferenz (Peking 1 995) wurde jedoch in den 
"Agreed Conclusions" zum zweiten Schwerpunktthema der FSK, "Frauen 
und Informationstechnologien", erzielt. 
Weiters verabschiedete die FSK in einer Nachtragssitzung am 25.  März eine 
detaillierte Resolution zur Lage von Frauen und Mädchen in Mghanistan. 
Diese wurde von der EU gegen den hartnäckigen Widerstand der USA einge­
bracht .. und verhandelt. Die USA wollten Afghanistan nach der Einsetzung 
einer Ubergangsverwaltung nicht isoliert behandelt sehen, fanden jedoch 
dafür keine Unterstützung. 
Im Rahmen des Vorsitzes des Netzwerks Menschliche Sicherheit (HSN) 
wurde Österreich von UNIFEM zur Vorbesprechung des UNlFEM-Strategie­
und Geschäftsplans beigezogen. Diese Einladung erfolgte aufgrund gemein­
samer Arbeitsschwerpunkte (Reintegration von ehern. Kindersoldatinnen 
in die Gesellschaft, Menschenrechtserziehung von Frauen). Als Vorsit­
zende des HSN initiierte Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner eine ge­
meinsame Strategie der Netzwerk-Partner zur Umsetzung der Empfehlungen 
des VN-Generalsekretärs zu "Frauen, Frieden und Sicherheit" . 
Österreich wirkte in den VN aktiv an den frauenrelevanten Resolutionen des 
3 .  Komitees der GV und der MRK (z. B .  Resolution über die "Eliminierung 
von �.äuslicher Gewalt gegen Frauen",  "Frauen und politische Beteiligung") 
mit. Osterreich finanziert darüber hinaus ein Projekt von UNIFEM, das die 
Reintegration und Rehabilitation von Frauen in der Demokratischen Repub­
lik Kongo unterstützt. 
Ein wichtiges Anliegen auf dem Gebiet der internationalen Frauenrechte 
war auch 2003 das Schicksal der nordnigerianischen Frauen, die zum Tod 
durch Steinigung verurteilt wurden. Auf Initiative von Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner hatten die Außenministerinnen bei ihrem jährli­
chen Treffen am Rande der VN-Generalversammlung 2002 eine Petition zu­
gunsten von Amina Lawal an den nigerianischen Außenminister unter­
zeichnet, die auch an den VN-Generalsekretär übergeben und als Dokument 
der VN zirkuliert wurde. Der Fall wurde zudem bei einem Besuch des nige­
rianischen Außenministers in Wien besprochen. Österreich hatte sich darü­
ber hinaus aktiv im Rahmen der EU dafür eingesetzt, dass diesem Thema 
durch Erklärungen der Europäischen Union weitere Publizität verliehen 
wird. Das weltweite Engagement führte am 25.  September 2003 zum Frei­
spruch von Amina Lawal. 
Sowohl im Rahmen der EU �s auch der österreichischen Entwicklungszu­
sammenarbeit unterstützte Osterreich weiterhin schwerpunktmäßig Pro-
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jekte zu Frauenrechtsfragen (z. B .  die Postgraduierten-Lehrgänge "Men­
schenrechte der Frau" in Uganda und "Sicherung der Rechte von Frauen" 
mit UNICEF in Afghanistan). 
Die Arbeiten zum 6. österreichischen Staatenbericht zur VN-Konvention 
zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frau wurden im 
Herbst begonnen. Der Bericht wird im ersten Halbjahr 2004 an den VN-GS 
übermittelt werden. 

2. Kinderrechte 

Das VN-Fakultativprotokoll betreffend den Verkauf von Kindern, die Kin­
derprostitution und die Kinderpornograprue wurde von der Bundesregie­
rung dem Nationalrat zur Genehmigung zugeleitet. 
Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner widmete den Kinderrechten be­
sondere Aufmerksamkeit, indem sie das Thema Kinder in bewaffneten Kon­
flikten als ein Schwerpunktthema ihres Vorsitzes im Netzwerk Menschliche 
Sicherheit bestimmte (siehe Kapitel F.VI. Netzwerk Menschliche Sicher­
heit) .  
Über österreichische Initiative wurden im Rahmen der EU-Arbeitsgruppe 
Menschenrechte Leitlinien für den Schutz von Kindern in bewaffneten 
Konflikten erarbeitet und vom Rat im Dezember verabschiedet. Die Leitli­
nien sehen eine Behandlung dieses Aspekts im Rahmen von politischen 
Dialogen, der multilateralen Zusammenarbeit, in Form von Demarchen wie 
auch im Zusammenhang mit Ausbildungsprogrammen für Krisenmanage­
mentoperationen vor. Das Ziel der EU ist die wirksame Umsetzung beste­
hender internationaler Standards durch Drittländer und nichtstaatliche Ak­
teure, die Durchführung effektiver Maßnahmen, um Kinder vor den Auswir­
kungen von bewaffneten Konflikten zu schützen, sowie die Beendigung des 
Einsatzes von Kindersoldaten und in diesem Zusammenhang die Straflosig­
keit. 

3 .  Kampf gegen Rassismus 

Die Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeind­
lichkeit (EUMC) in Wien hebt in ihrem Jahresbericht positiv hervor, dass bei 
rassistisch motivierten Tathandlungen eine rückläufige Tendenz feststellbar 
ist und dass das österreichische Strafrecht anders als in mehreren EU­
Ländern eine Strafverschärfung für rassistisch motivierte Tathandlungen 
vorsieht. Zudem würdigt sie die Praxis, dass nach dem NS-Verbotsgesetz 
verurteilte jugendliche Straftäter verpflichtet wurden. zeitgeschichtliche 
Seminare zu besuchen. Die Einrichtung einer Datenbank sowie Meldestelle 
für NS-Wiederbetätigung wurde ebenfalls hervorgehoben. Kritikpunkte be­
ziehen sich auf vereinzelte Fälle polizeilicher Gewalt gegen Ausländer. Hin­
sichtlich der Gleichbehandlung in der Arbeitswelt wurden im Rahmen von 
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Testreihen Hinweise auf Fälle von Diskriminierung von Personen auf Grund 
ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft im Zusammenhang mit der Einladung 
zu Aufnahmegesprächen festgestellt. 
In Reaktion auf öffentlichen Druck veröffentlichte die EUMC im Dezember 
den Entwurf einer beim Zentrum für Antisemitismusforschung in Berlin in 
Auftrag gegebenen Studie über Ausmaß und Urheber antisemitischer Gewalt 
in Europa. Diese Vorstudie. von deren Inhalt sich die EUMC ausdrücklich 
distanziert hat. erwähnt den Aspekt muslimischer Gewalt gegen Juden. Über 
Österreich heißt es in dem Bericht. dass sich der Antisemitismus eher auf 
diffuse und traditionelle Stereotypen zu konzentrieren scheint als auf Akte 
physischer Gewalt. 

ach den Spannungen während und in der Folge der VN-Weltkonferenz ge­
gen Rassismus 2001 war die EU bemüht. einerseits den internen Konsens zu 
erhalten. andererseits die Stimmung der Konfrontation mit der afrikani­
schen Gruppe in Genf im Hinblick auf die Umsetzung der Weltkonferenz zu 
überwinden. Erfreulich war. dass es der 58. VN-GV anders als der MRK ge­
lang. eine Passage zu Antisemitismus in der Resolution zu verankern. die 
auch in anderen Resolutionen Niederschlag fand. 
Hinsichtlich der vom ER im Dezember beschlossenen Aufwertung der 
EUMC zu einer vollwertigen Menschenrechts-Agentur vgl. Kapitel F.Il. l .  
"EU-Menschenrechts politik" . 

4. Minderheitenschutz 

Ethnische Spannungen zählen weiterhin zu den Hauptursachen für Kon­
flikte in aller Welt. Minderheitenschutz ist daher ein zentrales österrei­
chisches außenpolitisches und menschenrechtliches Anliegen. Österreich 
trat wieder als Initiator einer von der VN-MRK angenommenen Resolution 
zu Schutz und Förderung von nationalen. ethnischen. religiösen und 
sprachlichen Minderheiten sowie einer von der VN-GV angenommenen Re­
solution zum gleichen Themenkomplex auf. Wie in der Vergangenheit 
konnte eine konsensuale Annahme beider Resolutionen erreicht werden. 
die Verhandlungen hiezu gestalten sich jedoch zunehmend schwierig. 
Auch beim OSZE-lmplementierungstreffen zu Fragen der menschlichen Di­
mension war Österreich Sprecher der EU zum Thema " ationale Minder­
heiten" . 
Die Annahme einer Abschlussresolution durch das Ministerkomitee des Eu­
roparats zum ersten österreichischen Staatenbericht unter der Europäischen 
Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten wurde auf das Jahr 
2004 verschoben. Mitglieder des Expertenkomitees der Europäischen Charta 
der Regional- oder Minderheitensprachen statteten Österreich im Dezember 
einen Besuch im Zuge der Prüfung des ersten österreichischen Staatenbe­
richts zu dieser Charta ab. 
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Im Rahmen der Arbeiten für eine Verfassung der EU unterstützte Österreich 
einen ungarischen Vorschlag zur Verankerung kollektiver und nationaler 
Minderheitenrechte in der Verfassung. 

5. Menschenrechtserziehung 

Die konkrete Umsetzung international anerkannter Menschenrechtsver­
pflichtungen ist ein zentrales Anliegen der österreicruschen Menschen­
rechtspolitik. Ein lebhaftes Interesse der Öffentlichkeit sowie ein entspre­
chend tiefgreifendes Verständnis für das Wesen der Menschenrechte sind 
dabei bedeutsam. Das zentrale Instrument hierfür ist die Menschenrechtser­
ziehung. Dieser wird in der internationalen Debatte zunehmend eine Brü­
ckenfunktion für eine aktive Strategie zur Verwirklichung von Menschen­
rechten zugemessen - und zwar als unverzichtbares Werkzeug für die Be­
gleitung und Stärkung demokratiepolitischer Entwicklungen sowie als 
wichtige Grundlage für politische Teilhabe. Menschenrechtsschutz und 
seine Förderung dienen der Stabilität, dem Frieden und der Entwicklung. 

Im Rahmen der österreichischen HSN-Präsidentschaft hat Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner erreicht, dass in diesem Bereich zwei richtungswei­
sende Dokumente von großer praktischer Bedeutung erarbeitet und ange­
no=en wurden. Es sind dies eine Prinzipienerklärung über Menschen­
rechtserziehung und menschliche Sicherheit im Sinne der Ziele der VN-De­
kade über Menschenrechtserziehung 1994- 2004 sowie ein global einsetzba­
res Handbuch zur Menschenrechtserziehung zur konkreten Umsetzung die­
ser Ziele (siehe auch Kapitel F.VI " etzwerk Menschliche Sicherheit"). 

Bundesministerin Ferrero-Waldner setzt sich aktiv für eine weltweite Ver­
breitung des Handbuchs und des Kinderrechtsausbildungsprograrnms ein. 
Bisher hat sie neben der VN-GV und der EU alle internationalen und regio­
nalen Organisationen, deren Mandate Aspekte der Menschenrechtsbildung 
berühren, befasst und in vielen bilateralen Kontakten für den Einsatz des 
Handbuchs und des Ausbildungsprogramms geworben. Die Reaktionen fie­
len durchwegs sehr positiv aus. Eine Übersetzung des Handbuchs ins Fran­
zösische wurde durch UNDP vorgeno=en. Weitere fremdsprachige Ausga­
ben sind in Vorbereitung (spanisch und chinesisch) bzw. stehen in Diskus­
sion (arabisch und russisch). 

Das Engagement Österreichs für die Menschenrechtserziehung erfordert 
aber auch entsprechende innerstaatliche Maßnahmen. In diesem Zusam­
menhang hat Bundesministerin Ferrero-Waldner ihre Regierungskollegen in 
den für Bildungsprogramme zuständigen Fachressorts auf diese Dokumente 
aufmerksam gemacht und um Verwendung in den jeweiligen Ausbildungs­
programmen gebeten. In Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur ist in Aussicht geno=en, das Handbuch 
ins Deutsche zu übersetzen. 
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VllI. Humanitäres Völkerrecht 

Vom 2 .-6 .  Dezember fand in Genf die 28. Internationale Konferenz des 
Roten Kreuzes und des Roten Halbmondes (RKRH) statt. Die alle vier Jahre 
tagende Konferenz stand unter dem Generalthema "Schutz der menschli­
chen Würde" mit den Schwerpunkten vermisste Personen, Waffen als hu­
manitäre Gefahr, Krankheiten und Seuchen (insb HIV / AIDS) sowie Natur­
katastrophen. 
Die wichtigsten Ergebnisse aus österreichischer Sicht waren die Verabschie­
dung eines humanitären Aktionsplans für die n�chsten vier Jahre sowie ei­
ner politischen Absichtserklärung. Ferner gab Osterreich in nationaler Ei­
genschaft drei "Pledges" (d. h. rechtlich nicht verpflichtende Zusicherungen 
hinsichtlich bestimmter humanitätsrechtlicher bzw. -politischer Initiativen) 
sowie gemeinsam mitßen EU-Partnern vier weitere "Pledges" ab. Am Rande 
der Konferenz führte Osterreich namens des Netzwerks Menschliche Sicher­
heit einen gutbesuchten Workshop zu Kindern in bewaffneten Konflikten 
durch. 

IX. Veranstaltungen 

Anlässlich des 10.  Jahrestages der 1993 in Wien veranstalteten VN-Welt­
konferenz über Menschenrechte wurde am 24. November im Vienna Inter­
national Centre auf Initiative von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner 
ein von Österreich gemeinsam mit dem Hochkommissar für Menschen­
rechte konzipiertes internationales Symposium zum Thema "Die Rolle der 
Richter bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte - Stärkung 
der Zusammenarbeit der internationalen Akteure" abgehalten. Das Sympo­
sium stand unter dem Vorsitz des amtierenden VN-Hochkommissars für 
Menschenrechte, Bertrand Ramcharan. Der Teilnehmerkreis etzte sich aus 
hohen Vertretern von Regierungs- und Nicht-Regierungs-Organisationen so­
wie bedeutenden Richtern und Experten zusammen. Das Symposium wurde 
von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner eröffnet. 
Der Schwerpunkt des Symposiums lag auf der Rolle der Justiz, der eine zen­
trale Funktion bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte auf 
nationaler Ebene zukommt. Ausgangspunkt dieser Thematik war die Er­
kenntnis, dass gerade in kritischen Menschenrechtssituationen Richter bzw. 
das Justizsystem die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft drin­
gend benötigen, um die Einhaltung der Menschenrechte für den Einzelnen 
in der Praxjs sicherzustellen. Je schwieriger die Menschenrechtssituation in 
einem Land ist, umso schwieriger ist generell auch die Situation der Richter. 
Hauptanliegen des Symposiums war es, die Aufmerksamkeit der internatio­
nalen Gemeinschaft darauf zu lenken, dass Richter in vielen Fällen für die 
Wahrung ihrer Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Kompetenz und Integrität 
Unterstützung benötigen; ferner sollten effizientere Wege für alle internatio-
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nalen Akteure innerhalb und außerhalb des VN-Systems gefunden werden, 
um den einzelnen Ländern bei ihren Anstrengungen zu helfen, die Rolle der 
Richter bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte zu stärken. 
Ergebnis des praxisorientiert angelegten Symposiums war die Verabschie­
dung der bereits in einem schriftlichen Vorlaufprozess redigierten "Vienna 
Declaration on the Role of Judges in the Promotion and Proteetion of Hu­
man Rights and Fundamental Freedoms", in die dann noch während des 
Symposiums unterbreitete Überlegungen und Empfehlungen der Teilneh­
merInnen einflossen. Die Erklärung enthält spezifische Empfehlungen an 
Staaten, Regierungs- und Nicht-Regierungs-Organisationen sowie konkrete 
Vorschläge im Zusammenhang mit Konflikten und post-konfliktuellen Si­
tuation. 
Österreich brachte die "Vienna Declaration" als nationalen Beitrag am Men­
schenrechtstag 2003 (10. Dezember), der nicht nur dem 55. Jahrestag der 
Allgemeinen Erklärung für Menschenrechte, sondern auch dem 10. Jahres­
tag der Wiener Weltkonferenz gewidmet war, in die VN-GV ein. Neben der 
Verteilung des Textes als Dokument der GV und des SR wird die Umsetzung 
der Deklaration auch in anderen Organisationen, insb UNDP, ODIHR und 
ER, weiter betrieben werden. 
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G. Die humanitäre Dimension in den internationalen 
Beziehungen 
"Eine sichere Welt im 2 1 .  Jahrhundert" ist das Motto der Vereinten Nationen 
in ihrer Strategie für das begonnene Jahrtausend. Der zunehmenden Bedeu­
tung der humanitären Dimension in den internatil?nalen Beziehungen und 
der solidarischen Mitverantwortung hat sich auch Osterreich zu stellen. 

I. W anderungs- und Flüchtlingsfragen 

1 .  Migrations- und Flüchtlingsbewegungen in und nach Europa 

Das Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) be­
treute 2003 20,5 Mio. Menschen (rund 700.000 mehr als 2002), die vor 
Krieg, Verfolgung und massiven Menschenrechtsverletzungen über interna­
tionale Grenzen geflohen sind. Darüber hinaus gibt es eine kontinuierlich 
zunehmende Zahl von Menschen, die innerhalb ihrer Heimatländer auf­
grund innerstaatlicher bewaffneter Konflikte auf der Flucht sind. Das 
UNHCR betreut weltweit rund 4,6 Mio. dieser Binnenflüchtlinge ("inter­
nally displaced persons" / IDPs). 
Die Zahl der Asylanträge war weltweit deutlich rückläufig: Im Jahr 2003 
stellten in den Industrieländern 463.000 Personen einen Asylantrag, etwa 
20% weniger als im Vorjahr. Das ist die niedrigste Zahl seit 1997 und die 
drittniedrigste seit 1 988. Auch in der EU sank die Zahl der Asylanträge 
stark: Insgesamt wurden 288.000 Anträge gestellt (ein Minus von 22%). Die­
ser Trend geht offensichtlich zulasten der illegalen Migration. 
Innerhalb der EU wurden von Jänner bis September 2003 in Großbritannien 
die meisten Asylanträge gestellt (61 .050), wobei ein Minus von 41 % im Ver­
gleich zum Vorjahr zu verzeichnen war. An zweiter Stelle lag Frankreich mit 
nahezu unverändert 51 .400 Asylwerbern, gefolgt von Deutschland mit 
50.450 (Rückgang um 29%). Österreich lag mit einem Rückgang von 1 8% 
auf 32.364 im Mittelfeld. Die Tendenzen der Beitrittsstaaten waren 2003 un­
terschiedlich, generell steigend (insgesamt 16%),  gemeinsam ist ihnen je­
doch ein relativ niedriges Niveau an Antragszahlen. 
Die meisten AsylwerberInnen in den Industrieländern kamen aus Russland ­
größtenteils Tschetschenen - (insgesamt 33 .400 Personen, plus 68% ),  ge­
folgt vom Irak (24. 700, minus 50%) ,  Serbien und Montenegro (24.800, mi­
nus 23%),  der Türkei (22 .912 ,  minus 21 %) und China (21 .259, minus 1 9%) .  

2. Flüchtlings- und Migrationspolitik in Österreich 

Österreich legt in seiner Flüchtlings- und Migrationspolitik Wert auf einen 
umfassenden Zugang, bei dem politische, menschenrechtliche und entwick­
lungspolitische Aspekte entsprechende Berücksichtigung finden. 
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2003 haben in Österreich 32.364 Personen einen Asylantrag gestellt. Das 
sind 18% weniger als im Vorjahr. Die Zahl der abgeschlossenen Asylverfah­
ren betrug insgesamt 34.828, davon wurden 1 .829 positiv und 4.604 Verfah­
ren negativ erledigt. Die übrigen Verfahren wurden eingestellt, zurückgezo­
gen oder wurden gegenstandslos. Unter Berücksichtigung der rechtskräfti­
gen Refoulement-Entscheidungen entspricht dies einer Anerkennungsquote 
von 21%.  
Bei den Herkunftsländern steht die Russische Föderation (insb Tschetsche­
nen) im Jahreszeitrum an der Spitze (6713). gefolgt von der Türkei (2843), In­
dien (2823), Serbien und Montenegro (2521) ,  Afghanistan (2360), Nigeria 
(1846), Georgien (1517) ,  Irak (1452 ), Moldawien ( 1 175) und Armenien ( 1 1 12) .  
Am 23 .  Oktober wurde eine Novelle zum Asylgesetz (AsylG-Novelle 2003) 
vom Nationalrat beschlossen, die am 1 .  Mai 2004 in Kraft tritt. 

n. Humanitäre und Katastrophenhilfe 

Die Leistungen Österreichs im Bereich der humanitären Hilfe orientieren 
sich an den Leitlinien der EU und dienen der Vermeidung bzw. Linderung 
von menschlichem Leid und der Rettung von Menschenleben. Sie erfolgen 
auf der Grundlage der Nichtdiskriminierung der Opfer, unabhängig von eth­
nischer Abstammung, Religion, Gesellschaft, Staatsangehörigkeit, sozialer 
Stellung oder politischer Ansicht. 
Österreichs Hilfsprofil wird vor allem bestimmt durch die institutionalisier­
ten Beziehungen zu Staaten bzw. Staatengruppen und durch die Verfügbar­
keit von personellen und materiellen Ressourcen für spezielle Szenarien. 
Neben den Ländern, mit denen unmittelbare Verpflichtungen auf Grund bi­
lateraler Abkommen bestehen, zählen in erster Linie die Partnerländer der 
Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit sowie der Osthilfe zu den 
Empfängern österreichischer humanitärer Hilfe. 
Im Jahr 2003 wurden mit Unterstützung der Bundesregierung zwei große 
Hilfsaktionen durchgeführt: eine für die Erdbebenopfer in Algerien, die an­
dere für kriegsverletzte bzw. schwerkranke Kin9.er und Jugendliche aus dem 
Irak zur medizinischen Spezialbehandlung in Osterreich. 

a) Algerien 

Anlässlich eines Erdbebens in Algerien im Juni 2003, das 2.200 Tote und 
10.000 Verletzte forderte, entsandte Österreich mehrere Such- und Rettungs­
trupps mit Suchhunden und Ausrüstung nach Algier (insgesamt 130 Perso­
nen). Einem schwerverletzten Mädchen, das bei der Katastrophe beide El­
tern verlor, konnte durch eine medizinische Evakuierung nach Österreich 
das Leben gerettet werden. Ihre bei den ebenfalls schwerverletzten Brüder 
wurden zur Behandlung nach Österreich nachgeholt. 
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b) Irak 

Am 15 .  Mai 2003 erfolgte in Begleitung der Frau Bundesministerin ein me­
dizinischer Evakuierungstransport für elf kriegsverletzte bzw. schwerkranke 
Kinder und Jugendliche aus dem Südirak über Kuwait nach Wien. Die vom 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen organisierte, teils äußerst 
komplizierte medizinische Behandlung (u. a. infolge mitgebrachter lnfek­
tionen, schlechtem Körperzustand) in österreichischen Krankenhäusern 
konnte bei den meisten Patientlnnen bereits erfolgreich abgeschlossen wer­
den. Der Rücktransport der Patientlnnen in ihre Heimatorte im Irak erfolgte 
teilweise mit Unterstützung Tschechiens sowie der lnternationalen Organi­
sation für Migration (10M). 

c) Iran 

Anlässlich des Erdbebens in Iran am 26. Dezember 2003, bei dem die histori­
sche Stadt Bam großteils zerstört wurde und mehr als 30.000 Menschen um­
kamen, entsandte Österreich ein Bergungsteam aus Angehörigen von Bundes­
heer, Bundesministerium für Inneres und zivilen Hilfsorganisationen. 
Um Opfern von Naturkatastrophen oder bewaffneten Konflikten zu helfen, 
hat das BMI im Jahr 2003 folgende weitere Beiträge zur Verfügung gestellt: 
• aus Mitteln der Ost-Zusammenarbeit (OZA) 642 .000 Euro für Projekte in 

Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Serbien und Montenegro/Kosovo, 
Kroatien, Aserbaidschan, Mazedonien, Rumänien; 

• aus Mitteln der Entwicklungszusarnmenarbeit (EZA) 92.900 Euro für ein 
Projekt in Afghanistan; 312 .000 Euro für Entminungsprojekte in Afghanis­
tan und Äthiopien; 

• aus Mitteln der S�forthilfe 324.000 Euro für die Opfer des Erdbebens in 
Algerien und der Uberschwemmungen in Italien. 

Über diese Projekte hinaus leistet die Bundesregierung auch über das Amt 
für Humanitäre Hilfe der Europäischen Kommission (ECHO) weltweit hu­
manitäre Hilfe. Im Jahr 2003 betrug das Budget von ECHO rund 442 Mio. 
Euro, wobei die Republik Österreich rund 2,6% des Gesamtbudgets finan­
ziert. 

m. Internationale humanitäre Organisationen 

1 .  Die Internationale Organisation für Migration (10M) 

Die 1 95 1  durch europäische Staaten gegründete 10M ist heute die global be­
deutendste internationale Organisation für Wanderungsfragen. Zu den tradi­
tionellen Aufgaben der Registrierung und des Transports von Flüchtlingen 
ist in den vergangenen Jahren eine Reihe von neuen Aktivitäten im Zusam­
menhang mit Not- und PostkonfLiktsituationen hinzugekommen. Darüber 
hinaus gewinnt 10M zunehmend an Bedeutung als Plattform für einen poli-
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tischen Informationsaustausch zur Entwicklung eines nachhaltigen Migrati­
onsmanagements, das über rein fremdenrechtliche Maßnahmen hinausgeht 
und auch die ökonomischen und humanitären Aspekte von Migration stär­
ker berücksichtigt. Dabei sollen die bestehenden Initiativen genutzt und bes­
ser koordiniert werden. 
Generaldirektor Brunson McKinley (USA) wurde am 1 3 .  Juni während einer 
außerordentlichen Ratstagung für eine weitere Vier-Jahresperiode wiederge­
wählt. 10M unterhält seit 1 952 ein Büro in Wien, das seit 1 998 mit regiona­
len Funktionen für Mitteleuropa beauftragt ist. Im Jahr 2003 traten Malta, 
Mauretanien, Moldau und Neuseeland bei, sodass 10M mittlerweile 
102 Mitglieder zählt. 

2. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 

Von 2. bis 6. Dezember tagte in Genf die 28. Internationale Konferenz des 
Roten Kreuzes und des Roten Halbmonds unter dem Generalthema "Schutz 
der menschlichen Würde". Ein humanitärer Aktionsplan für die nächsten 
vier Jahre wurde mit folgenden Schwerpunkten verabschiedet: vermisste 
Personen, Waffen als humanitäre Gefahr, Krankheiten und Seuchen sowie 
Naturkatastrophen. Österreich organisierte und leitete einen Workshop zu 
Kindern in bewaffneten Konflikten und konnte gemeinsam mit dem IKRK 
und UNICEF dieses andauernde Problem erneut auf die humanitäre Agenda 
setzen. 

IV. Internationale Drogenkontrolle 

Der Drogenmissbrauch bleibt weiterhin eine weltweite Bedrohung, der in all 
ihren Aspekten (Anbau, Produktion, Handel, Konsum) und kriminellen Be­
gleiterscheinungen durch ausgewogene Maßnahmen im Bereich von Ange­
bots- und Nachfragereduktion begegnet werden muss. 
Die 46. Tagung der VN-Suchtgiftkommission (Commission on Narcotic 
Drugs - CND), einer funktionellen Kommission des Wirtschafts- und Sozial­
rats der Vereinten Nationen, die vom 8. - 1 7. April in Wien stattfand, stand 
im Zeichen der in einem Ministersegment durchgeführten Halbzeitevaluie­
rung des Aktionsplans der VN-Sondergeneralversammlung 1 998 zum Welt­
drogenproblem (UNGASS 1998) und der vom Exekutivdirektor des Drogen­
und Verbrechensbüros der Vereinten Nationen (ODC), Antonio Costa, erfolg­
reich fortgesetzten Konsolidierung des Wiener VN-Drogenkontrollpro­
gramms (UNDCP). Österreich, ein Mitglied der CND, war in diesem Minis­
tersegment durch Bundesministerin Maria Rauch-Kallat und Staatssekretär 
Reinhart Waneck vertreten. 
Vor fünf Jahren verpflichteten sich die VN-Mitgliedstaaten im Rahmen der 
politischen Erklärung der UNGASS, bis 2008 wesentliche Fortschritte bei 
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der Reduzierung des Anbaus von Opium, Koka und Cannabis sowie bei der 
Reduzierung der Nachfrage und bei der Bekämpfung des i llegalen Handels 
mit pysochotropen Substanzen zu erreichen. In der gemeinsamen Minister­
erklärung zur Halbzeitevaluierung, dem Hauptergebnis der 46. Tagung der 
CND, wurde festgehalten, dass einerseits Fortschritte in der Drogenbekämp­
fung erzielt werden konnten, diese aber andererseits uneinheitlich seien. 
Besorgniserregend seien insb die Verflechtungen zwischen illegalem Dro­
genhandel und Terrorismus sowie anderen Formen transnationaler und or­
ganisierter Kriminalität (Menschenhandel , Geldwäsche, Korruption, Waf­
fenhandel, etc . ) .  Stärkere und vor allem effizientere internationale Zusam­
menarbeit sei daher geboten. Vor dem Hintergrund einer sich durch großan­
gelegte Neuanpflanzungen verschärfenden Drogensituation in Afghanistan 
wurden die Staaten aufgerufen, die Bemühungen im Rahmen der umfassen­
den internationalen Strategie zur Bekämpfung des Opiumanbaus weiterhin 
zu unterstützen. 

Die Konsolidierung des UNDCP und die Reformbemühungen von Exekutiv­
direktor Costa wurden positiv bewertet. Im ersten Jahr seiner Amtszeit 
konnte er durch Verbesserung der Transparenz und Effizienz von Organisa­
tion und Abläufen das Vertrauen vieler Geberländer in das VN-Drogenpro­
gramm wieder herstellen. Dies spiegelte sich auch in der Annahme einer 
wegweisenden Resolutton zur Finanzierung der Organisation wider, an de­
ren Zustandeko=en Osterreich in monatelangen Verhandlungen maßgeb­
lich mitgewirkt hatte und die von vielen Ländern miteingebracht worden 
war. Auch der integrative Ansatz von Exekutivdirektor Costa für die Arbeit 
von UNDCP und CICP zur Erzielung von Synergien bei der Drogen- und Ver­
brechensbekämpfung sowie beim Kampf gegen den internationalen Terroris­
mus fand breite Unterstützung der Mitgliedstaaten. Im Herbst aufgetauchte 
gegenseitige KorruptionsvorWÜffe von Mitarbeitern des UNDCP, die auch in  
der internationalen Presse verbreitet wurden, konnten durch einen Bericht 
des VN-Rechnungshofs (0I0S) rasch entkräftet werden. 

Der Jahresbericht 2003 des ODC (Office on Drugs and Crime - VN-Drogen­
und VerbrechensbÜTo) über die weltweiten Trends des Drogenmissbrauchs 
sowie der Jahresbericht des Suc�tgiftkontrollrats (INCB), eines unabhängi­
gen Expertengremiums, in dem Osterreich seit dem Vorjahr durch den Wie­
ner Labordiagnostiker Professor Rainer Schmid vertreten ist, über die welt­
weite Drogenproblematik dokumentierten die uneinheitlichen Entwicklun­
gen. Der Bericht des INCB widmete sich aktuellen Fragen der Drogen- und 
Suchtthematik. Befürchtet wird, dass synthetische Drogen die wichtigsten 
Drogen der Zukunft werden, da sie im Vergleich zu konventionellen Drogen 
überall herstellbar und daher schwerer zu kontrollieren seien. Der INCB 
startete deshalb eine großangelegte Initiative, um zu verhindern, dass Vor­
läuferstoffe, d. h. Chemikalien, die zur Herstellung synthetischer Drogen be­
nötigt werden, in die Untergrundlabors in aller Welt gelangen. 
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V. Internationale Verbrechensverhütung 

Geringere staatliche Kontrollen, abgebaute Grenzen und freier Verkehr von 
Waren und Personen bedeuten nicht nur für Wirtschaftstreibende mehr Be­
wegungsfreiheit, sondern bieten auch organisierten kriminellen Gruppen 
mehr Aktionsspielraum. Als Gegengewicht für diese unerwünschten Neben­
effekte der Globalisierung ist daher eine verstärkte internationale Koopera­
tion gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität erforderlich. 

In Wien befindet sich das Internationale Verbrechensverhütungszentrum 
(CICP), das in enger Zusammenarbeit mit dem UNDCP Strategien zur Be­
kämpfung internationaler Kriminalität in all ihren Erscheinungsformen und 
verwandten Praktiken wie der Geldwäsche erarbeitet. Neben der Verfolgung 
von Allgemeinzielen wie der Erarbeitung globaler Standards in Verbre­
chensverhütung und Strafrechtspflege fuhren die Mitarbeiter des CICP kon­
krete Projekte zur Stärkung des Strafrechtssystems in einzelnen Ländern 
�urch und wirken bei der Ausarbeitung einschlägiger völkerrechtlicher 
Ubereinkommen mit. 

Die 12 .  Tagung der VN-Kommission zur Verbrechensverhütung und Straf­
rechtspflege (Commission on Crime Prevention and Criminal Justice -
CCPCJ) fand vom 13 . - 22 .  Mai in Wien statt. Sie widmete sich schwer­
punktmäßig den Themen Menschenhandel, Terrorismus und Standards 
und Normen der Vereinten Nationen in Verbrechensverhütung und Straf­
rechtspflege. Die Themen organisierte Kriminalität und Korruption stellten 
weitere Prioritäten der Kommissionstagung dar. Als für die Periode 2003-
2006 gewähltes Mitglied spielte Österreich eine aktive Rolle. Die ehemalige 
Bundesministerin für Frauen und nunmehrige Leiterin der Task Force 
,!.Menschenhandel" des Stabilitätspakts der EU für Südosteuropa, die 
Osterreicherin Helga Konrad, nahm als Expertin an der Podiumsdiskussion 
über Menschenhandel teil. Österreich übte ferner den Vizevorsitz der 
CCPCJ aus und brachte Resolutionen zu Terrorismusbekämpfung und zu 
Standards und Normen der VN in Verbrechensverhütung und Strafrechts­
pflege ein. Mit dem darin enthaltenen Auftrag an die CCPCJ, in Zukunft re­
gelmäßig den Stand der Implementierung der Anti-Terrorismuskonventio­
nen zu überprüfen, wird die Terrorismusbekämpfung zu einem festen Be­
standteil ihrer Tätigkeit. Außerdem wird das bisherige Mandat des CICP, 
technische Hilfe bei der Umsetzung der Anti-Terrorismuskonventionen zu 
leisten, auf die Zuständigkeit für die Verbindungen zwischen Terrorismus 
und anderen Formen von Verbrechen erweitert. Im Rahmen der nächsten 
Tagung der CCPCJ wird ein hochrangiges Expertentreffen über Fortschritte 
betreffend die strafrechtlichen Aspekte des Terrorismus, die internationale 
Kooperation und die Umsetzung der Anti-Terrorismus konventionen statt­
finden. 

Im Februar fand in Zusammenarbeit zwischen dem CICP und Österreich 
eine Expertentagung über die Anwendung von Standards und Normen der 
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Vereinten Nationen im Friedenszentrum Stadtschlaining im Burgenland 
statt. Im Rahmen der Tagung wurden die bisherigen Fortschritte bei der An­
wendung bestehender Standards und Normen der VN in der Verbrechens­
verhütung und Strafrechtspflege, die von der Gefangenenbehandlung bis 
zum außergerichtlichen Tatausgleich reichen, evaluiert und das bestehende 
Berichtssystem überprüft. Ergebnis der Tagung war die Ausarbeitung kon­
kreter Empfehlungen, die im Rahmen der CCPCJ angenommen wurden. 

Das Ad-hoc-Komitee zur Erarbeitung einer VN-Konvention gegen Korrup­
tion konnte dank einer zusätzlichen Verhandlungsrunde im Oktober seine 
Arbeiten abschließen. Österreich stellte einen der Vizevorsitzenden und lei­
tete die Verhandlungen des Kapitels über Überprüfungs- bzw. Umsetzungs­
mechanismen, dessen Regelung über den Minimalkonsens der VN-Konven­
tion gegen das transnationale organisierte Verbrechen hinausgeht und die 
Kontrolle der Einhaltung von Bestimmungen der Konvention durch die Mit­
gliedstaaten erleichtert. Auch die Verhandlungen über die Rückführung 
durch Korruption erworbener und ins Ausland verbrachter Vermögens­
werte, einem neuen und daher heftig diskutierten Bereich, konnten letztlich 
erfolgreich abgeschlossen werden. Im Dezember wurde die VN-Konvention 
gegen Korruption in Merida (Mexiko) im Rahmen einer Ministerkonferenz 
von knapp 100 Staatenvertretern unterzeichnet. 

Im Zuge der Reformen innerhalb der Organisation wurden die Details für die 
Weiterführung des "United Nations Vienna Civil Society Award" für den 
Zeitraum 2004- 2006 zwischen dem ODC, Österreich und der Stadt Wien 
verhandelt. 

VI. Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) 

Im Februar fand die Wahl der 18 RichterInnen des Internationalen Strafge­
richtshofs (IStGH) statt. Nach der feierlichen Einweihung des IStGH am 
1 1 .  März, im Zuge deren der Kanadier Phil ippe Kirsch zum Präsidenten ge­
wählt wurde, folgten im April die Wahlen des Argentiniers Luis Moreno­
Ocampo zum Ankläger und des Franzosen Bruno Cathala zum Gerichts­
kanzier. 

Die zweite Versammlung der Vertragsstaaten im September in New York be­
handelte noch ausstehende institutionelle und budgetrechtliche Fragen. Da­
runter fielen die Wahlen des stellvertretenden Anklägers und des Direktori­
ums des Opferfonds des IStGH sowie unter österreichischem Vorsitz die Er­
richtung eines selbstständigen Sekretariats der Versammlung der Vertrags­
staaten, das ab 1 .  Jänner 2004 seinen Sitz in Den Haag hat. 
Österreich hat am 1 7. Dezember als vierter Staat die Ratifikationsurkunde 
zum Übereinkommen über Privilegien und Immunitäten des IStGH in New 
York hinterlegt. 
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Die dritte Versammlung der Vertragsstaaten wird im September 2004 zum 
ersten Mal in Den Haag tagen. womit der IStGH auch formell von den Ver­
einten Nationen in New York losgelöst wird. Dementsprechend werden 
2004 auf Grundlage von Art 2 IStGH-Statut Verhandlungen über das Verhält­
nis zwischen dem IStGH und den Vereinten Nationen beginnen. Der Anklä­
ger hat angekündigt. 2004 die ersten offiziellen Ermittlungen im Zusammen­
hang mit Verbrechen. die unter das IStGH-Statut fallen. aufzunehmen. 
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H. Multilaterale Weltwirtschafspolitik 

I. Der Weltwirtschaftsgipfel 

Gastgeber des G8-Gipfels 2003 war Frankreich, wo in Evian von 1 . - 3. Juni 
die Regierungschefs der acht führenden Industrienationen zusammentrafen. 
Den Auftakt bildete erstmals ein von Staatspräsident Jacques Chirac initiier­
ter "erweiterter Dialog" mit den Staats- und Regierungschefs von 2 1  Staaten 
Afrikas, Lateinamerikas und Asiens (u.a. Chinas) sowie Vertretern interna­
tionaler Finanzinstitutionen. 

Das Gipfeltreffen setzte sich die Erörterung von Fortschritten in drei globa­
len Bereichen zum Inhalt: weltweites Wirtschaftswachstum, nachhaltige 
Entwicklung und weltweite Sicherheit. 

Die Wachstumsaussichten sollen durch eine Verbesserung der "Corporate Go­
vernance" und der Marktdisziplin gestärkt werden. Zugleich erinnerte der 
Gipfel zum ersten Mal die Unternehmen an ihre sozialen und ökologischen 
Verpflichtungen in Ergänzung zu ihren ökonomischen Aufgaben. In der Ent­
wicklungsthematik bekräftigten die Staats- und Regierungschefs den geogra­
phischen Schwerpunkt Afrika, weitere Akzente bildeten die Themen Wasser, 
Hungersnöte, Gesundheit, Aids und die Rolle von Wissenschaft und Technik 
für eine nachhaltige Entwicklung. Hinsichtlich der Sicherheitsproblematik 
wurden Deklarationen gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
und gegen den Terrorismus verabschiedet. Quer dW'ch die Tagungsthemen 
wurde der Präventionsgedanke betont, besonders für die Entwicklung interna­
tionaler Finanzkonstellationen und im Kampf gegen den Terrorismus. 

Zusätzlich zu diesen globalen Themenkreisen wurden am Ende der Konfe­
renz einige regionale Fragen und ihre Auswirkungen auf die Internationale 
Gemeinschaft angesprochen: Irak, Israel und Palästina, Nordkorea, Afgha­
nistan, Iran und Simbabwe. 

Der nächste G8-Gipfel wird unter Vorsitz der USA voraussichtlich von 8 . -
10. Juni 2004 in Sea lsland, Georgia, stattfinden. 

11 .  Die Welthandelsorganisation (WTO) 

DW'ch das ergebnislose Ende der 5. wrO-Ministerkonferenz ( 10. - 14. Sep­
tember in Cancun, Mexiko) unterblieb die erwartete Weichenstellung für ei­
nen erfolgreichen Abschluss der laufenden multilateralen Handelsrunde 
("Doha-Entwicklungsrunde") bis 1 .  Jänner 2005. So konnte auch der Be­
schluss ZW' Stärkung einzelner Bestimmungen ZW' differenzierten Sonder­
behandlung von Entwicklungsländern nicht gefasst werden. Die für techni­
sche Hilfe an diese Länder eingerichtete 'freuhandstiftung wurde in diesem 
Jahr mit mehr als 24 Mio. Schweizer Franken gespeist. Osterreich steuerte 
200.000 EW'o bei. 
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Beim Marktzugang blieb die Frage der Vorgangsweise bei den Zollverhand­
lungen mangels Einigung in CancUn offen. Die EG strebt wesentliche Zoll­
senkungen aller Mitglieder (auch der Entwicklungsländer) nach einer allge­
meinen Formel für sämtliche Industriewaren an, während die USA schwer­
punktmäßige Verhandlungen über einzelne Sektoren vorziehen. Die Ent­
wicklungsländer wehren sich - trotz des steigenden Handels untereinan­
der - gegen verpflichtende Zollsenkungen. Der Vorschlag der Industriestaa­
ten, dem ungleichen Entwicklungsstand der einzelnen Entwicklungsländer 
durch eine unterschiedliche Behandlung Rechnung zu tragen,  war bisher 
politisch nicht durchsetzbar. 

In der Landwirtschaft verstrich Ende März die Frist für die Festlegung der 
Vorgangsweise in allen drei Verhandlungssäulen (Marktzugang, Ausfuhrbei­
hilfen, innerstaatliche Stützungen) sowie bei nicht handelsbezogenen An­
liegen (z. B.  Verbraucher-, Umwelt- und Tierschutz). Durch weitreichende 
Anpassungen ihrer Gemeinsamen Agrarpolitik schuf die EG im Juni mehr 
Verhandlungsspielraum im Bereich innerstaatliche Stützungen. Mit den 
USA erzielte sie eine Annäherung bei Marktzugang (abgestufte Zollsenkung 
unter Berücksichtigung heikler Waren) und Ausfuhrwettbewerb (Gleichbe­
handlung aller Formen von Ausfuhrbeihilfen). Dieser gemeinsame EG-US­
Verhandlungsvorschlag scheiterte in CancUn an den Forderungen einer 
Gruppe von Entwicklungs- und Schwellenländern ("G20plus") unter Füh­
rung Brasiliens. Auch die "Baumwol linitiative" von vier afrikanischen Län­
dern für den völligen Abbau aller handelsverzerrenden Stützungen im 
Baumwollsektor blieb vorläufig erfolglos. 

Bei den Dienstleistungen konnte im März eine der Schlüsselfragen der 
GATS-Verhandlungen, die Anrechnung eigenständiger Marktfreigaben 
einzelner Mitglieder, gelöst werden. Bezüglich der Vorgangsweise für die 
Sonderbehandlung am wenigsten entwickelter Länder (LDCs) in den 
Dienstleistungsverhandlungen wurde ebenfalls Einigung erzielt. Die EG, 
die schon im Jahr zuvor ihre Forderungen an 1 09 WTO-Mitglieder gerich­
tet und selbst 38 Forderungen anderer Mitglieder erhalten hatte, übermit­
telte der WTO im April ein gemeinsames EG-Dienstleistungsangebot, das 
aus den Angebotslisten aller EG-Mitglieder zusammengesetzt ist. Seit 
März haben weitere 38 WTO-Mitglieder ihre Angebote vorgelegt. Die 
meisten sind als eher bescheiden einzustufen. Die bilateralen Verhandlun­
gen hierüber sind durch den Rückschlag von Cancun fast zum Stillstand 
gekommen. 

Der Schwerpunkt im Sektor Umwelt liegt einerseits auf der Klärung des Ver­
hältnisses multilateraler Umweltabkommen (MEAs) zu WTO-Vorschriften, 
andererseits auf verbessertem Informationsaustausch zwischen MEAs und 
WTO. Ein weiteres Ziel ist der Abbau von Zoll schranken und nichttarifären 
Handelshemmnissen für umweltfreundlich erzeugte Waren und Dienstleis­
tungen. Besondere Anliegen der EG sind die Umweltkennzeichnung von 
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Waren sowie die stärkere Verankerung der nachhaltigen Entwicklung im 
WTO-Regelwerk. 

Im Bereich der geistigen Eigentumsrechte (TRIPs) wurde kurz vor der Minis­
terkonferenz von CancUn ein verbesserter Zugang für Entwicklungsländer 
zu Arzneimitteln geschaffen: Sie dürfen zwecks Bekämpfung von Seuchen 
auch dann Zwangslizenzen nützen, wenn sie selbst über keine Erzeugungs­
stätten verfügen.  Hingegen ist die Schaffung eines Verzeichnisses von Ur­
sprungsangaben für Weine und Schnäpse wegen Uneinigkeit unter den Mit­
gliedern über dessen Schutzwirkung noch offen. 

Gemäß der Ministererklärung von Doha aus dem Jahre 2001 hätte anlässlich 
der Konferenz von CancUn auch die Entscheidung über die Eröffnung von 
Verhandlungen über die sogenannten "Singapur-Themen" (Investitionen, 
Wettbewerb, Handelserleichterungen und 1i"ansparenz im öffentlichen Be­
schaffungswesen) getroffen werden sollen. Viele Entwicklungsländer fühl­
ten sich an diese Beschlüsse aber nicht mehr gebunden und konnten auch 
dem EG-Vorschlag einer "Entkoppelung" (einstweilige Ausklammerung von 
Wettbewerb und Investitionen) bisher nichts abgewinnen. 

Für die Überprüfung des Streitschlichtungsmechanismus, der als Herzstück 
der multilateralen Handelsordnung gilt, wurde die Frist bis Mai 2004 er­
streckt. Die von der EG bekämpften 30-prozentigen Schutzzöl le der USA auf 
Stahleinfuhren wurden vom WTO-Schiedsausschuss für regelwidrig erklärt 
und daher von den USA am 5. Dezember aufgehoben. 

Durch die Beitritte Armeniens und Mazedoniens stieg die Mitgliederzahl 
auf 146. Als erste LDCs seit Gründung der WTO schlossen Kambodscha und 
Nepal die Beitrittsverhandlungen ab. Ihre Mitgliedschaft wird 2004 wirk­
sam. Aufnahmeverfahren laufen mit 24 Ländern, darunter Russland und 
Saudi-Arabien. Für Afghanistan, dessen Ansuchen im April einlangte, 
wurde noch keine Arbeitsgruppe eingerichtet. 

In der Mehrzahl der Außenbandelsfragen besteht eine ausschließliche Ge­
meinschaftskompetenz der EG. Die europäische Haltung zu WTO-Fragen 
wird in Brüssel und Genf in dem zur Unterstützung der Kommission einge­
richteten Ratsausschuss nach Art 1 33 EG-Vertrag abgestimmt. 

ill. Die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) 

Das Schwergewicht bei der inneren Erneue��ng der Organisation lag auf der 
Vorgangsweise in Erweiterungsfragen, der Anderung der Entscheidungsfin­
dung, der Neuordnung der Berechnung der Beiträge und der Neugliederung 
der Ausschüsse. Alle Entwicklungsangelegenbeiten wurden in einem ge­
meinsamen Bereich zusammengelegt. Mit einer neu�!l Darstellung der Haus­
haltsführung wurden Maßnahmen zur wirksamen Uberwachung und Aus­
wertung der Mittelverwendung eingeführt. 
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Der Mitarbeiterstand der OECD blieb bei ungefähr 1BOO Personen, der Ge­
samthaushalt betrug rund 264 Millionen Euro, wovon auf Österreich ein An­
teil von etwa einem Hundertstel entfiel. 

1. OECD-Erweiterung und Außenbeziehungen 

Im Berichtsjahr forderte die Ru�.sische Föderation die OECD zur Eröffnung 
von Betrittsverhandlungen auf. Osterreich setzte sich für die Aufnahme aller 
EU-Beitrittsanwärter, besonders Sloweniens und der baltischen Staaten, in 
die OECD ein. Die Tätigkeiten im Stabilitätspakt für Südosteuropa und die 
Zusammenarbeitsprogramme mit Drittländern wurden fortgesetzt. Die "Glo­
balforen" zur themenbezogenen Zusammenarbeit dienten wesentlich dem 
Meinungsaustausch mit Vertretern von Nichtmitgliedstaaten. 

2. Wirtschafts- und Finanzpolitik 

Die im Oktober veröffentlichte Länderprüfung Österreich bescheinigt dem 
Land, das seit Ende der BOer Jahre zu den fünf europäischen Staaten mit dem 
höchsten Pro-Kopf-BIP zählt, eine leistungsstarke Wirtschaft, die aber wei­
tere Strukturänderungen benötigt, um die vollen Wachstumsmöglichkeiten 
der EU-Erweiterung nützen zu können. Gewürdigt werden die wirtschaftli­
chen Neuerungen der letzten Jahre, insb die Pensionsreform als ein ehrgeizi­
ges Vorhaben zur Absicherung der öffentlichen Altersversorgung, doch wird 
die Vereinheitlichung der Pensionssysteme eingemahnt. Die Fortführung 
des Festigungskurses für den Staatshaushalt soll dem Staat wieder Hand­
lungsspielraum verschaffen und das Wirtschaftswachstum unterstützen. 
Weitere Forderungen sind die Steigerung der Erwerbsbeteiligung vor allem 
älterer Menschen, die Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen und der 
verstärkte Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente im Umweltbereich als 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung. 

Ein Entwurf für den Austausch von Bankauskünften in zivilrechtlichen 
Steuerangeleg!'lnheiten wurde wegen befürchteter Folgen für das Bankge­
heimnis von Osterreich und anderen europäischen Staaten abgelehnt. 

3. Studie zum Großraum Wien - Pressburg 

Die im ovember vorgelegte Untersuchung zeigt beträchtliche Entwick­
lungsmöglichkeiten beiderseits der Grenze auf und regt die engere Zusam­
menarbeit österreichischer und slowakischer Behörden in der Region an. 

4. Wohlfahrts angelegenheiten 

Die im September vorgestellte Studie "Kinder und Karriere - Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie" lobt Österreich dafür, dass die hohe Familienförde­
rung Kinderarmut und Armutsgefährdung von Eltern im Weltvergleich 
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niedrig halte. empfiehlt aber eine Anpassung der Zuverdienstgrenzen und 
die Bindung des Kindergeldes an die Inanspruchnahme von Betreuungs­
plätzen. 

5. Schwerpunkte in der Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 

Wie bereits 2002 beschlossen. wurden das Enwicklungszusammenarbeitsdi­
rektorat. das Entwicklungszentrum. der Sahel und West Africa Club sowie 
das Zentrum für die Zusammenarbeit mit Nichtmitgliedern in einem Be­
reich zusammengefasst. Dem Entwicklungsausschuss (DAC) unterstehen 
nunmehr zwei Arbeitsgruppen (zu Statistik und Wirksamer Hilfe) und sechs 
Netzwerke (Bewertung. Umwelt. Armut. Konfliktverhütung und Geschlech­
terfragen). Ein Plan zur Abstimmung des Geberverhaltens wurde im Februar 
verabschiedet. Das neue Strategiepapier zur weltweiten Entwicklung lenkt 
die OECD-Tätigkeit in Richtung multidisziplinäre Arbeit und einheitliche 
Vorgangsweise. Das Entwicklungszentrum geriel durch die Austrittserklä­
rungen Argentiniens und Brasiliens. die regelwidrig ihre Beitragszahlungen 
einstellten. sowie Dänemarks und Kanadas in große finanzielle Schwierig­
keiten. 

6. Die Internationale Energieagentur (IEA) 

Beim IEA-Verwaltungsrat auf Ministerebene vom 28.- 29. April in Paris 
wurde das Bekenntnis zu den energiepolitischen Zielen der Versorgungssi­
cherheit. des Umweltschutzes und des Wirtschaftswachstums bekräftigt. De­
ren Verwirklichung setzt die stetige Anpassung an sich wandelnde Rahmen­
bedingungen sowie ständig neue Anstrengungen voraus. besonders vor dem 
Hintergrund politischer Unsicherheit in wichtigen Erzeugerländern. Preis­
schwankungen. Energieverbrauchszunahme und wachsender Umweltge­
fährdung. 

7. Umwelt 

Die im November veröffentlichte Umweltländerprüfung Österreich stellt 
dem Zustand der Umwelt und Österreichs Maßnahmen hiefür ein gutes 
Zeugnis aus. betont aber die Verantwortung Österreichs. seinen Stand als 
Umweltrnusterland durch weitere Investitionen zu halten und seine Erfah­
rungen anderen Ländern nutzbar zu machen. 

8. Biotechnologie 

Schwerpunkte der von Österreich geleiteten Arbeitsgruppe waren Biotech­
nologie und Nachhaltigkeit. Netzwerke für Biologieforschungszentren und 
die Vorbereitung eines Werkstattgespräches in Tokio zu einer Forschungsda­
tenbank für menschliches Erbgut. 
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9 .  Landwirtschaft 

Bei einem Werkstattgespräch vom 1 0. - 13 .  Juni in Wien wurden die zuneh­
mende Nutzung von Biomasse als Energieträger und industriellem Rohstoff 
sowie die sich daraus ergebenden Möglichkeiten für die Landwirtschaft als 
Lieferantin dieser Rohstoffe mit Hauptaugenmerk auf die Auswirkungen für 
Volkswirtschaft und Umwelt untersucht. 

10. Informationstechnik 

Die OECD befasste sich mit Entwicklung und Herausforderungen des Breit­
bandsektors, der Schaffung neuer Märkte und den Produktivitätsgewinnen 
durch die neuen Datendienste. Das Joanneum-Institut für Technologie.: und 
Regionalpolitik erstellte eine Studie über elektronische Verwaltung in Oster­
reich. 

1 1 .  OECD-Ministertagungen 

Bei der unter neuseeländischem Vorsitz vom 29. - 30. April in Paris abgehal­
tenen OECD-Ratstagung auf Ministerebene unte� dem Leitgedanken "Ein 
Fahrplan für Wachstum und Entwicklung" war Osterreich durch Staatsse­
kretär Alfred Finz vertreten. Behandelt wurden die weltweiten Wachstums­
aussichten, Maßnahmen zur Beschleunigung des Aufschwungs, zur Wah­
rung des Vertrauens und zur Festigung des Wachstums, die Herausforderun­
gen der Bevölkerungsentwicklung sowie die Stärkung der multilateralen 
Handelsordnung. Im Mittelpunkt der Erörterungen zum Thema Entwick­
lung und Handelsfragen, an denen auch Vertreter aus Nichtmitgliedstaaten 
teilnahmen, standen Privatinvestitionen in Entwicklungsländern, öffentli­
che Mittel für Entwicklungshilfe und Handelsausweitung. 

Die Arbeits- und Sozialminister besprachen vom 29.- 30. September in Paris 
unter dem Titel "Mehr und bessere Arbeitsplätze" die Eingliederung be­
nachteiligter Gruppen wie ältere Arbeitnehmer, Frauen, Alleinerziehende 
und Behinderte in den Arbeitsmarkt sowie die Weiterentwicklung berufli­
cher Fähigkeiten der Arbeitnehmer. Sie beschlossen die Wiederaufnahme 
der vor zehn Jahren durchgeführten Arbeitsplatzstudie, um die getätigten 
Erfahrungen für künftige Entscheidungen auszuwerten. 

12. Runder Tisch zur nachhaltigen Entwicklung 

Dieses informelle Sachverständigengremium hielt Treffen zu internationaler 
Regierungsführung und nachhaltiger Entwicklung, zu weltweiten Auswir­
kungen nationaler Nachhaltigkeitsmaßnahmen und zur Überfischung ab. 

218  

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 233 von 422

www.parlament.gv.at



Follow-up des Weltgip[els für nachhaltige Entwicklung {WSSD} 

I .  Globale Nachhaltigkeitspolitik 
Während am Ende des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung in Johannes­
burg die nicht erreichten Verhandlungsziele das Urteil über die Zukunft des 
Nachhaltigkeitsprozesses beherrschten, verweist das dynamische und aktive 
Follow-up besonders in der EU auf die Konsolidierung des Konzepts und die 
steigende Akzeptanz der Interdependenz zwischen Wirtschaft, Sozial fragen 
und Umweltschutz. Alle internationalen Akteure bekennen sich heute 
grundsätzlich zu der Vision der nachhaltigen Entwicklung, welche Aspekte 
der Verteilungsgerechtigkeit, des schonenden Umgangs mit der Natur und 
den natürlichen Ressourcen sowie der Armutsreduktion und der Schaffung 
von Wohlstand in sich vereint. In seiner generationsübergreifenden und vor­
sorgeorientierten Perspektive unterstreicht das Konzept der Nachhaltigkeit 
auch die Notwendigkeit eines gesellschaftlichen Wertewandels. 

I. Follow-up des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung 
(WSSD) 

Die Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) bleibt das internatio­
nale Hauptgremium zur Umsetzung der Ergebnisse des WSSD. Ihre Arbeits­
weise wurde grundlegend verändert: Der Arbeitsablauf der CSD ist nunmehr 
auf zwei Jahre ausgelegt (= 1 Zyklus), bestehend aus einem "Review-Year" 
und einem "Policy-Year" . Das "Review-Year" dient der Evaluierung der Um­
setzung der Agenda 2 1 ,  von Rio+5 und des lmplementierungsplans von Jo­
hannesburg und soll sich auf die Identifizierung von Hindernissen im Um­
setzungsprozess im Bezug auf den thematischen Schwerpunkt des jeweili­
gen CSD-Zyklus konzentrieren. Die Session wird ein hochrangiges Segment, 
Diskussionsforen mit Experten und Berichte der Regionen über ihre Umset­
zungserfahrungen umfassen. Regionale lmplementierungstreffen bereiten 
die "Review"-Session vor. Das Ergebnis wird kein verhandelter Text, son­
dern eine Zusammenfassung des Vorsitzenden sein.  Aus diesem entsteht die 
Grundlage für die Verhandlungen über Politikoptionen und die Korrektur 
von Hindernissen bei der WSSD-Umsetzung für die "Policy"-Session. Diese 
verläuft nach bekannten multilateralen Mustern und hat auch ein Minister­
segment, wobei danach getrachtet wird, neben Umweltrninistern auch Fach­
minister der jeweilig zur Diskussion stehenden Themen einzubeziehen. 

Das österreichische Verhandlungsziel bei der CSD 1 1  im Mai bestand in der 
Verankerung des Themas "Energie" im zweiten Zyklus des Arbeitspro­
gramms, das Österreich damit 2006 voraussichtlich als EU-Präsidentschaft 
betreuen wird. 

Dynamisch entwickelten sich auch die am Weltgipf.el vom VN-GS angereg­
ten öffentlich-privaten Partnerschaften, wobei sich Osterreich v. a. für Initia­
tiven im Bereich Energie für nachhaltige Entwicklung engagierte. Das Sekre­
tariat der von der britischen Regierung initiierten Renewable Energy and 
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Energy Efficiency Partnership (REEEP), in dessen Arbeit Österreich aktiv in­
volviert ist, wurde im November im Vienna International Centre angesiedelt. 
REEEP will die Verwendung erneuerbarer Energie und energieeffizienter 
Systeme zur Verbesserung der Energiesicherheit und zur Bekämpfung des 
Klimawandels und die Ermöglichung des Zugangs zu modernen und ver­
lässlichen Energiedienstleistungen fördern, die internationale Zusammenar­
beit dazu stärken und den Marktanteil dieser Technologien erhöhen. Das auf 
eine österreichische Initiative zurückgehende .. Global Forum for Sustaina­
ble Energy" (GFSE) hielt im November sein erstes regionales Seminar zum 
Thema nachhaltige Fernwärmelösungen in Ländern des EU-Stabilitätspak­
tes in Wien ab. 

Die 5. VN-ECE-Ministerkonferenz .. Umwelt für Europa" vom 2 1 . -23.  Mai in 
Kiew war die erste umweltpolitische Großkonferenz, in die die Beitrittslän­
der vol l  in die EU-Koordination integriert waren. Die EU betonte ihre kon­
struktive Rolle als Motor zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
und Stärkung des Umweltpfeilers in Europa, vor allem auch vor dem Hinter­
grund der EU-Erweiterung. Politische Höhepunkte der Konferenz waren die 
Annahme und Unterzeichnung von drei neuen ECE-Protokol len (Strategi­
sche Umweltprüfung, Schadstoffregister, zivilrechtliche Haftung) und der 
Karpatenkonvention, die Genehmigung der Strategien für die osteuropäi­
schen, Kaukasus- und zentralasiatischen (EECCA-)Staaten sowie die An­
nahme einer Ministerklärung. 

Die VN-GV hatte 2001 mit Resolution 55/196 das Jahr 2003 als das Interna­
tionaleJahr des Wassers ausgerufen, das vorrangig die Bewusstseinsbildung 
in der Offentlichkeit durch nationale und internationale Aktivitäten fördern 
sollte. So war Wasser Schwerpunkt zahlreicher internationaler Konferen­
zen, in deren Zentrum das 3. Weltwasserforum im März in Kyoto Uapan), 
stand. Die EU stellte dort ihre auf dem WSSD lancierte Initiative .. Water for 
Life" vor, die konkrete Projekte für Entwicklungsländer beinhaltet. Öster­
reich präsentierte in Kyoto das Donauschutz-Übereinkommen als Beispiel 
für eine erfolgreiche grenzüberschreitende Initiative zum nachhaltigen 
Gewässerschutz der Donau und ihrer zufließenden Gewässer. Um die öster­
reichische Expertise im Bereich Wasserpolitik, Wassermanagement und 
Wassertechnologien sowie österreichische Wasserprojekte in der Entwick­
lungshilfe international bekannt zu machen, wurde die englischsprachige 
Broschüre .. B lue Austria Global Responsibility" aufgelegt. 

Ende Mai fand in Genf die 3. Sitzung des United Nations Forum on Forests 
(UNFF) mit den Schwerpunkten ökonomische Aspekte des Waldes, Waldge­
sundheit und Produktivität sowie Erhaltung der Bewaldung zur Bedeckung 
gegenwärtiger und zukünftiger Bedürfnisse statt. UNFF-3 beschloss die Ein­
setzung einer Expertengruppe, welche die Parameter eines Rechtsrahmens 
für die internationale Waldpolitik entwickeln soll .  Österreich wird in dieser 
Expertengruppe vertreten sein. 
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11 .  Umweltprogramm der Vereinten Nationen (United 
Nations Environment Programme - UNEP) 

Im Zentrum der Debatten der 22.  UNEP-Verwaltungsratstagung und der 
4. Tagung des Global Ministerial Environment Forum (GMEF) stand die

' 
Stär­

kung von UNEP als zentraler Pfeiler und als Koordinationsorgan der globa­
len Anstrengungen zum Schutz der Umwelt vor dem Hintergrund der Ergeb­
nisse des WSSD. Unterstrichen wurden auch die Zusammenhänge zwischen 
Umwelt und Armut sowie die Notwendigkeit der Einbindung der Zivilge­
sellschaft. Von besonderer Bedeutung sind die Entscheidungen zum "post­
conllict environmental assessment" ,  zur globalen Wasserpolitik, zum strate­
gischen Chemikalienmanagement, zum Quecksilberprogramm, zur Unter­
stützung für Afrika, zu den Konsum- und Produktionsmethoden sowie zur 
biologischen und kulturellen Vielfalt. 

Die Entscheidungen sind eine geeignete Basis für UNEPs Rolle in der Umset­
zung der Ergebnisse des WSSD und für eine Weiterentwicklung von globaler 
Umweltpolitik und globalem Umweltrecht. 

m. Globale Umweltschutz abkommen 

1 .  Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luft­
verunreinigung 

Im Dezember tagte die 2 1 .  Sitzung de.� Exekutivorgans gleichzeitig als .�rste 
zum Schwermetallprotokoll in Genf. Osterreich hat das Protokoll zum Uber­
einkommen von 1 979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunrei­
nigung betreffend Schwermetalle als 19 .  Vertragspartei ratifiziert. Für die 
Überprüfung dieses Protokolls (u. a. Ausweitung auf andere Substanzen) 
wurde eine "Task Force" eingerichtet. Weitere Schwerpunkte waren die 
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen der bisherigen Protokolle, 
der BerichtspOichten und der Entscheidung über eine "Task Force" über 
persistente organische Schadstoffe. Österreich ist eines der wenigen Länder, 
die bisher alle Anforderungen rechtzeitig und vollständig erfüllt haben. 

2. Wasserschutz- und IndustrieunfaIleübereinkommen 
(Helsinki-Übereinkommen) 

Im Mai fand die 2. gemeinsame Sondersitzung des Vertragsparteientreffens 
des ECE-Übereinkommens über die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
von IndustrieunfalIen und der Vertragsparteienkonferenz des ECE-Überein­
kommens über den Schutz und Gebrauch von grenzüberschreitenden Was­
serwegen und Seen statt, die das Protokoll zur zivilrechtlichen Haftung und 
zum Ersatz bei Schäden durch grenzüberschreitende Auswirkungen von ln­
dustrieunfällen auf grenzüberschreitende Gewässer verabschiedete. Öster-
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reich hat das Kiewer Protokoll ,  das einen haftungsrechtlichen Mindeststan­
dard begründet, im Dezember unterzeichnet. 

3.  Internationales Walfangübereinkommen (IWC) 
Im Juni fand die 55 .  Jahrestagung in BerUn statt, die "BerUn Initiative zur Stär­
kung der Schutzbemübungen der IWC" annahm. Diese hat die Gründung ei­
nes neuen "Schutzkomitees" im Rahmen der IWC zum Inhalt, das sich für den 
Schutz von Walen und Delfinen einsetzen wird. Die Initiative wird von den 
Walfangstaaten Island, Norwegen und Japan heftig bekämpft, die befürchten, 
dass das Walfangmoratorium dadurch "ewig" bestehen und die Arbeit an sei­
ner Revision verschleppt wird. Mitte August nahm Island trotz gegenteiliger 
Aufforderung der IWC die WaJjagd wieder auf, woraufhin die Walschutzstaa­
ten (23 Staaten, denen auch Osterreich angehört) eine Demarche unternah­
men, die Island aufforderte, seine Walfangpolitik zu überdenken. 

4. VN-Übereinkommen gegen Wüstenbildung (UNCCD) 

Die im August/September in Havanna abgehaltene 6. Vertragsparteienkonfe­
renz war politisch überschattet von den Sanktionen der USA und der EU 
wegen Menschenrechtsverletzungen Kubas und stand inhaltlich im Zeichen 
der Integration der Ergebnisse des WSSD in das vorrangig als Entwicklungs­
instrument anzusehende Übereinkommen. Armutsbekämpfung und ländli­
che Entwicklung bleiben daher Schwerpunkte der Arbeit, wobei die Auf­
bau- und Analysephase abgeschlossen ist. Ein neues Umsetzungskomitee 
(CRlC) wird diese Arbeiten überprüfen, die Finanzierung kann ab sofort 
auch durch die Globale Umweltfazi lität (GEF) erfolgen. 

5.  VN-Rahmenübereinkommen über Klimaänderung (UNFCCC) 

Die im Dezember in Mailand abgehaltene 9. Vertragsparteienkonferenz war 
geprägt von der offenen Frage, wann Russland das Kyoto-Protokoll ratifizie­
ren werde, um dessen Inkrafttreten zu ermöglichen. Das Protokoll wurde 
von bisher mehr als 100 Staaten ratifiziert, für das I.nkrafttreten müssen je­
doch 55% der C02-Emissionen der Industrieländer vom Protokoll erfasst 
werden. In der Zwischenzeit hat die Umsetzung der flexiblen Mechanismen 
des Protokolls begonnen. Mit einer Novelle zum Umweltförderungsgesetz 
und dem Erlass von Richtlinien hat das österreichische Joint Implementa­
tion/Clean Development Program im September seine Arbeit aufgenommen. 
Die 2 1 .  Sitzung des Internationalen Forums über Klimawandel (IPCC) fand 
im November in Wien statt. 

6. Cartagena Protokoll über biologische Sicherheit 
Österreich hat das Protokoll gemeinsam mit allen EU-Staaten ratifiziert, wo­
mit es im September in Kraft trat. 
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7. Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe 
(POPs, "Stockholmer Konvention") 

Die im Juli in Genf in Vorbereitung der ersten Vertragsparteienkonferenz ab­
gehaltene 7 .  Sitzung des Intergouvernmentalen Komitees (INC-7) verlief 
sachbezogen. Konfliktpunkt�. stellten die Positionen zu den Einhaltungsre­
geln ( "Compliance" ),  zum Uberprüfungsausschuss für persistente organi­
sche Schadstoffe (POPsRC) sowie zu Finanzierungsfragen (GEF) dar. Zu den 
wichtigen Punkten wie Geschäftsordnung, Streitschlichtungsverfahren und 
Finanzregeln bzw. -ordnung konnten weitere Fortschritte auf fachlicher 
Ebene erzielt werden. Bisher wurden von den 50 für ein Inkrafttreten benö· 
tigten Instrumenten 42 hinterlegt. 
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J. Auslandskulturpolitik 
1. Schwerpunkte und Projekte 2003 

Für die internationale Position, die Wahrnehmung und den politischen 
Handlungsspielraum Österreichs kommt der Kultm höchste Priorität zu. Ös­
terreich wird im Ausland als wichtige KultUInation wahrgenommen. Diese 
Erwartung erfordert eine aktive AuslandskultUIpolitik. Es gilt daher, den 
komparativen Vorteil Österreichs auf diesem Gebiet bestmöglich zu nutzen 
und die künstlerischen und wissenschaftlichen Leistungen unseres Landes 
zm Förderung von Sicherheit, Stabilität und Toleranz einzusetzen sowie die 
innovative Kraft zeitgenössischen Schaffens einem möglichst breiten Publi­
kum zu präsentieren. 

Die geografischen Schwerpunkte �er Auslandskulturpolitik im Jahr 2003 
wmden in erster Linie von den Osterreichischen KultUIforen New York, 
Moskau, London, Paris, Warschau, Krakau, Prag, Pressburg, Budapest, Lai­
bach, Agram, Belgrad, Rom, Mailand und Berlin umgesetzt. Zudem leisteten 
die Österreichischen Kultmforen in Kairo, Istanbul und Teheran in Fortfüh­
rung der langjährigen Bemühungen zur Stärkung des Dialogs der KultUIen 
und Zivilisationen mit ihrer Programmarbeit einen bedeutenden Beitrag. 
Darüber hinaus kommt den Aktivitäten der insgesamt 50 Österreich-Biblio­
theken, die sich vorwiegend im ost- und südostemopäischen Raum befin­
den, ein wich�ger Stellenwert zu. Intensiviert wmden auch die Beziehun­
gen zwischen Osterreich und Israel.  

In Anbetracht der ständig wachsenden internationalen Bedeutung Chinas 
wmden im Rahmen eines offiziellen Besuches von Bundesministerin Benita 
Ferrero-Waldner im Herbst 2003 die ersten offiziellen Schritte zm Errich­
tung eines Österreichischen Kulturforums in Peking gesetzt, das 4.n Früh­
jahr 2004 eröffnet werden soll .  Damit wird sich die Anzahl der Osterrei­
chischen Kulturforen auf 29 erhöhen. 
Inhaltlich verfolgte die österreichische Auslandskulturpolitik neben der 
Darstellung zeitgenössischen Kunst- und Kultmschaffens schwerpunktmä­
ßig drei Hauptthemen, nämlich die Förderung des Dialogs der Kultmen und 
Zivilisationen, die Stärkung der kultmellen Dimension der erweiterten Eu­
ropäischen Union sowie die Abhaltung herausragender Gedenktage (u.a .  der 
30. Todestag von Ingeborg Bachmann, der 50. Todestag von Stefan Zweig, 
der 70. Geburtstag von Helmut Qualtinger, der 1 00. Todestag von Hugo 
Wolf). Hervorzuheben ist insb die 300-Jahr-Feier der Stadt St. Petersburg, 
der ein ganz auf die österreichische Moderne ausgerichtetes Festival mit 
dem Titel .. Thaumlandschaften" gewidmet wmde. 

Im Vorfeld der Erweiterung der Europäischen Union um zehn neue Mit­
gliedstaaten, die in der Verg�genheit teilweise in sehr enger historischer 
und kultUIeller Beziehung zu Osterreich standen, befassten sich zahlreiche 
Projekte mit dem mitteleuropäischen Kulturraum. So fanden im Musikbe-
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reich eine Reihe von Konzerten unter der Bezeichnung "Musikerlebnis Mit­
teleuropa" statt, und wurden internationale Tagungen zum Thema "Mehr 
Kultur in Europa" abgehalten. Zahlreiche Ausstellungen, wie "Parallel Acti­
ons" - eine Präsentation von Konzeptkunst im Österreichischen Kulturfo­
rum New York - ergänzten das reichhaltige Programm. Ferner organisierte 
die im Rahmen der Regionalen Partnerschaft gegründete "Plattform-Kultur­
Mitteleuropa" anlässlich der griechischen EU-Ratspräsidentschaft ein dem 
mitteleuropäischen Theater gewidmetes Programm in Athen sowie im Rah­
men der EU-Ratspräsidentschaft Italiens eine dem Jazz gewidmete Konzert­
reihe in Rom (auch in Verbindung mit dem von der Europäischen Kommis­
sion geförderten Projekt "Discovering Europe") .  

Die Terroranschläge in den USA vom 1 1 .  September 2001 haben weltweit 
die Notwendigkeit bewusst gemacht, extremem Fundamentalismus und re­
ligiös begründetem Terrorismus den Boden zu entziehen. Gleichzeitig stieg 
damit das Bewusstsein, dass die gemäßigten Kräfte in der internationalen 
Gemeinschaft zueinander finden müssen, um die vermeintlichen oder tat­
sächlichen Unterschiede zwischen Völkern, beruhend auf Religion, Sitte, 
Thadition usw. , herauszuarbeiten und um Wege für ein friedliches Miteinan­
der zu finden. Ziel ist es, Andersheit als Bereicherung anzusehen und kultu­
relle Feindbilder durch eine differenzierte Betrachtung des jeweils Anderen 
zu ersetzen. Auf der Grundlage einer gemeinsamen Initiative von Bundesmi­
nisterin Benita Ferrero-Waldner, dem Oberhaupt der Islamischen Glaubens­
gemeinschaft in Bosnien und He�.zegowina und dem Präsidenten der Islami­
schen Glaubensgemeinschaft in Osterreich fand vom 13 .  bis 1 5 .  Juni in Graz 
eine "Konferenz der Leiter Islamischer Zentren und Imame in Europa" statt. 
Die rund 1 30 Teilnehmer verabschiedeten die "Grazer Erklärung", in der zu 
Fragen eines authentischen Islam unter voller Bejahung europäischer Werte 
Stellung bezogen wurde. Dabei wurden die Wahrung der Menschenrechte 
bejaht sowie die Bedeutung von Pluralismus und Demokratie unterstrichen. 
Außerdem soll ein "Ständiger Rat der Imame und muslimischer Seelsorge­
rInnen in Europa" künftig die Aufgaben und Ziele der Konferenz überneh­
men. Dieser "Ständige Rat" könnte in Wien angesiedelt werden. 

Am 8. und 9. November veranstaltete das Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten zusammen mit dem Institut für die Wissenschaften vom 
Menschen in Wien das Symposion "Kulturelle Vielfalt - das Streben nach 
einer gemeinsamen moralischen Basis und die öffentliche Rolle der Me­
dien" . Medienvertreter, Politikwissenschaftler und Philosophen aus der 
westlichen und der islamischen Welt diskutierten einschlägige Fragen, die 
die moralische Verantwortung der Medien betrafen, nämlich Vorurteile und 
Missverständnisse zwischen den Kulturen abzubauen. Weitere Dialogveran­
staltungen sind vorgesehen. 

Im Vorfeld zur Auslandskulturtagung 2003, die unter dem Motto .. Öster­
reich in einem Europa der Kultur" stand und zu welcher György Konrad ei-
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nen vielbeachteten Festvortrag hielt, fand erstmals auch eine Bilanzkonfe­
renz mit Vertretern aller 50 Österreich-Bibliotheken zum Thema "Chancen 
kultureller Netzwerke" statt. 

2. Musikprojekte 

Das im März 2001 vom BMaA präsentierte Projekt "The New Austrian 
Sound of Music" hat seine Breitenwirksamkeit weiter entwickelt. Ausge­
wählte Interpretlnnen sowohl im Bereich Klassik (das Hugo Wolf-Quartett, 
das Eggner Trio und das Trio Viennarte, das Duo Patricia Kopatchinska und 
Christoph Hinterhuber sowie die Solisten Wolfgang Sengstschmid, Gottlieb 
Wal lisch und Clemens Zeil inger) als auch im Bereich Jazz (das Sabina Hank 
Trio, Gansch'n Roses und das Klaus Paier Trio) erhielten zahlreiche Einla­
dungen und erzielten beachtliche Erfolge. Die Gruppe Landstreich/Weltmu­
sik und Monika Stadler/Harfe konnten auf ihre individuellen Stilrichtungen 
aufmerksam machen und größere Publikumsschichten erreichen. Bernhard 
Fleischmann aus dem Bereich DJ/Pop tourte erfolgreich durch Deutschland, 
Frankreich, die Schweiz und die USA. 

Von den österreichischen Orchestern wurden das Gustav Mahler Jugendor­
chester, das Klangforum Wien und das Vienna Art Orchestra bei ihrer inter­
nationalen Konzertlätigkeit unterstützt. Die Abhaltung von Meisterkursen 
und Workshops im Bereich zeitgenössischer Musik entwickelte sich zu ei­
nem Schwerpunkt, wobei großes Interesse von Bewerbern aus Asien, den 
GUS-Staaten und den EU-Beitrittsländern beobachtet wurde. 
Immer größerer Beliebtheit erfreuen sich die Vertreter von österreichischer 
Weltmusik und von Brass Ensembles. Sonus Brass "bestachen mit ihrer un­
bändigen Lust zu musizieren" in Istanbul,  die Vorarlberger SteUa Brass unter 
Josef Ammann beteiligte sich an der 300-Jahr-Feier in st. Petersburg und Pro 
Brass unter Alfred Lauss wurde in Mailand und Japan gefeiert. 

Das Kulturforum London startete die "acf new artists series" , bei der neben 
Nicholas Rimmer (Piano) und Ronan Collett (Bariton) das Nachwuchstrio 
der Musikuniversität Wien Dalibor Karvay, Milan Karanovic und Stefan 
Stroissnig vorgestellt wurde. 

Klassik: Das Duo Medici (Karin Leitner, Flöte und Duccio Lombardi,  Harfe) 
absolvierte mit dem English String Quartet eine erfolgreiche Tournee durch 
GB. Der Gitarrist Alexander Swete begeisterte mit einem Fll'ogramm von 
Schubert bis Piazzolla das britische Publikum. 

Gesang: Der österreichische Bariton Thomas Weinhappel überzeugte bei ei­
nem Schubert-Abend in �lstanbul zusammen mit seinem Begleiter Stephen 
Delaney am Klavier. 

Musik des 20. Jahrhunderts: Olga Neuwirth gastierte mit "Songs for a Coun­
ter Tenor" und einer "Hommage an Klaus Nomi" in der St. Mary Church in 
London und fand unter den renommierten Londoner Kritikern großen An-
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klang. Albert Sassmann gab an der Amerikanischen Universität in Kairo ein 
vielbeachtetes Konzert und hielt einen Workshop mit Klaviermusik des 
20. Jhts. ab. 

Jazz: Bertl Mütter und Christoph Cech traten im Rahmen der internationalen 
Kulturwochen in Algier auf. Auch Joe Zawinul gab im November in Alge­
rien ein Konzert. Das Ensemble "Kelomat" (Gewinner des Jazzwettbewerbs 
"Austrian Young Lions") feierte seinen ersten Erfolg im Londoner JazzClub 
"The Vortex" und trat erfolgreich in den USA auf. 

Internationale Jazzfestivals: Das Ensemble Criss-Cross unter Adriane Mutten­
thaler wurde in Ankara mit seinem "Vienna Style" gefeiert. Erfolgreiche Gast­
spiele gaben das Duo Muthspiel & Muthspiel beim 7. Int. Jazzfestival in Sara­
jewo sowie Karlheinz Miklin, Sigi Feigl und Ewald Oberleitner in Kroatien. 

Elektronische Musik: Das Kulturforum New York und MlCA setzten mit ih­
rem Festival "Moving pattern" einen einwöchigen Schwerpunkt. Beim Fes­
tival "Kill yr Idols" in Paris wurden die Formation "sluta leta" (Ramon 
Bauer, Gerhard Potuznik und Andi Pieper mit Video Projektionen von Tina 
Frank) und Peter Rehberg (interpretierte elektroakustische Musik von Luc 
Ferrari und Bernard Parmegiani) eingeladen. Die Experimentalmusiker Fen­
nesz, Dafeldecker, Siewert und Stangl begeisterten beim Festival "Kill Your 
Timid Notion" mit Originalsoundtracks zum Film "Ist" von Gustav Deutsch 
in Dundee/GB. Fennesz feierte zudem einen fulminanten Erfolg beim New 
Music Festival in Vancouver. Die Gruppe Pol wechsel (Michael Moser, Wer­
ner Dafeldecker, John Butcher, Martin Siewert) gastierte mit dem Gitarristen 
und Elektronik-Star Christian Fennesz bei der "internationalen Gesellschaft 
für neue Musik" in Zürich und war als Dafeldecker Trio beim Kidailak Fes­
tival in Tokio. Tina Frank und Peter Rehberg gehörten zu den erfolgreichsten 
Teilnehmern beim Festival für elektronische Musik in Montreal. 

Europäische Musikfestivals: Der Geiger Martin Thksa vertrat Österreich 
beim Festival "Acadernies Musicales de Saintes" im Oktober 2003 in Rio de 
Janeiro. "Entartete Musik" war Schwerpunkt eines Festivals im Oktober in 
Paris, das österreichischen, deutschen und französischen Komponisten ge­
widmet war, die während des Nazi-Regimes flüchten mussten. Werke von 
Erich-Wolfgang Korngold, Karl Weigl, Karol Rathaus, Ernst Toch, Egon Wel­
lesz, Erwin Schulhoff und Ernst Krenek sowie die Kinderoper "Brunibar" 
wurden unter großem Publikumsinteresse aufgeführt. 

Hugo Wolf-Jahr: Schwerpunktprogramme fanden in Amsterdam, Berlin, 
Bremen, Dresden, Dublin, Halle, Leipzig, London, New York, Ottawa, Stutt­
gart, Toronto, Utrecht, am ÖKF Istanbul, London und Washington sowie 
beim Festival Cervantino in Guanajuato in Mexiko statt. 

Das Wiener Hornensemble mit dem legendären Wiener Hornisten Roland 
Berger gab ein vielbeachtetes Konzert zusammen mit der Horngruppe der 
Königlichen Philharmonie in Stockholm. Die Wiener Saloniker wurden mit 
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Salonmusik der Jahrhundertwende beim II. lnternationalen Musikfestival 
Mersin/Türkei gefeiert. Anlässlich der Feierlichkeiten zum 40-jährigen Be­
stehen der diplomatischen Beziehungen mit der Republik Korea wurde eine 
Vielzahl von Projekten realisiert, u. a. der Auftritt von Andreas Weixler und 
Se-Lien Chuang bei einem Computer Music Festival. 

3. Literatur- und Theaterprojekte 

Die zeitgenössische österreichische Dramatik und das Wiener Theater­
schaffen des 20. Jahrhunderts erfreuen sich international ungebrochen gro­
ßer Beliebtheit. Besonderen Anklang finden nach wie vor die Stücke von 
Thomas Bernhard, Elfriede Jelinek, Felix Mitterer und Werner Schwab. Da­
rüber hinaus waren Werke von Wolfgang Bauer, Peter Handke, Ödön von 
Horvath, Johann Nestroy und Peter Thrrini weltweit erfolgreich. 

Auf der Theaterebene kann auf die Erfolge von Ensembles aus der österrei­
chisehen Freien Theaterszene verwiesen werden, allen voran das interna­
tional bereits mehrfach mit Preisen ausgezeichnete "Karin Schäfer Figuren­
theater" , das literarisch-musikalisch kreative "Kabinetttheater" , die Salzbur­
ger "Laroque Dance Company" und "Editta Braun Company" , das Gehörlo­
sentheater ARBOS sowie diverse Kinder-, Jugend- und Straßentheatergrup­
pen, die Österreich bei Festivals rund um den Globus vertraten. 

Besonders hervorgehoben seien das Internationale Frauentheaterfestival in 
Tornio, Finnland (5 . - 8. Juni) sowie das Internationale Experimentalthea­
ler-Festival in Kairo ( 1 . - 1 1 .  September). Beim Kairoer Festival, das alljähr­
lich eine gute Gelegenheit bietet, sich mit weltweiten Experimentaltheater­
trends auseinander zu setzen, war Österreich mit drei Produktionen vertre­
ten. Dies bekräftigte aufs Neue den Ruf des "Kulturlandes Österreich" und 
zeigte, dass österreichische Kulturschaffende nicht nur auf dem Gebiet tra­
ditioneller Kunstformen Bedeutendes leisten. Das Wiener Tanz*Hotel er­
oberte mit seiner Performance "Quadrat*Quadrat" die Herzen des Kairoer 
Publikums; die Kärntner Gruppe Omega Kai Alpha begeisterte mit "Con­
demned", ein Stück, das sich unter dem Thema "Steinigung" mit Humani­
tät, gesellschaftlichen Zwängen und Gewalt auseinandersetzt, das Publi­
kum. "Manifest" ,  ein Dialog der Choreographin Editta Braun zwischen ei­
nem sozialpessimistischen deutschen Soziologen und einem senegalesi­
schen Lebenskünstler, leistete schließlich einen interessanten Beitrag zur 
Vertiefung des interkulturellen Verständnisses. 

Mit gleichzeitiger Unterstützung des Bundesk�leramtes konnte beim Eu­
ropäischen Frauentheaterfestival in Tornio ein Osterreichschwerpunkt ge­
setzt werden: Bei den 23 eingeladenen Produktionen aus sechs europäi­
schen Ländern war Österreich mit insgesamt sieben Gruppen vertreten:  
Theater YBY, Nio, Eva Jankovsky, Toihaus Theater am Mirabellplatz, Thea­
ter Foxfire, Laroque Dance Company, Kunstverein am Donnerstag. Zwei ös­
terreichische Produktionen, und zwar "Love.Machine" der Wiener Perfor-
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mancegruppe Nio und "Solome" des Salzburger Toihaus Theaters, erhielten 
AnerkeDDungspreise der Festivaljury zugesprochen. 

International weiterhin äußerst gefragt sind die VertreterInnen der jungen 
und jüngeren österreichischen Tanz- und ChoreographInnen-Szene, die so­
wohl von renommierten einschlägigen Festivals als auch von lokalen Tanz­
veranstaltern regelmäßig zu Gastspielen ins Ausland eingeladen wurden, al­
len voran die Compagnie Wil l i  Dorner sowie die Ensembles rund um die 
Choreographinnen Milli Bitterli und Saskia Hölbling. D.�s von dietheater 
wien initiierte "A/J-Projekt" ,  eine Verbindung zwischen Osterreich und Ja­
pan im Bereich des zeitgenössischen Tanzes und der Performance, zeigte ja­
panische Gastauftritte in Wien (unter gleichzeitiger Einbindung anderer ös­
terreichischer Institutionen wie dem Theatermuseum und dem MAK) und 
wird mit weiteren Auftritten und Workshops von österreichischen Tänze­
rInnen und Choreographlnnen im kommenden Jahr in Japan fortgeführt. 

AutorInnenlesungen und Präsentationen literarischer Neuerscheinungen 
wurden nicht nur in den geographischen Schwerpunktregionen .. der Aus­
landskulturpolitik, sondern praktisch in allen Ländern, in denen Osterreich 
diplomatisch vertreten ist, durchgeführt. Die Liste der dabei präsentierten 
Autorinnen umfasst sowohl bekannte Namen wie Use Aichinger, Barbara 
Frischmuth, Norbert Gstrein, Ernst Hackl, Peter Handke, Josef Haslinger, AI­
fred Kolleritsch, Elfriede Mayröcker, Robert Menasse, Gerhard Roth, Mar­
lene Streeruwitz, Raoul Schrott, Julian Schutting und Franzobel als auch 
Martin Amanshauser, Zdenka Becker, Lilian Faschinger, Brigitta Falkner, 
Walter Grand, Ulrike Längle, Karl Lubomirs ki , Lydia Mischkulnig, Doron 
Rabinovici, Elisabeth Reichart, Werner Riess, Katbrin Röggla, Sabine Scholl, 
Margit Schreiner, Vladimir Vertlib und Re na te Welsh. 

Das Ziel, Verlage außerhalb des deutschen Sprachraums für Werke österrei­
chiseher AutorInnen zu interessieren, wurde nachhaltig verfolgt. Als ein 
diesbezüglich wichtiger Fixpunkt gilt die Zeitschrift "New Books in Ger­
man",  die Verleger im englischsprachigen Raum über deutschsprachige 
Neuerscheinungen informiert und an deren Finanzierung das Bundesminis­
terium für auswärtige Angelgenheiten und das Bundeskanzleramt beteiligt 
sind. Darüber hinaus tätigt das BMaA punktuelle Ankäufe von Druckwer­
ken, die gezielt an Bibliotheken, Schulen und andere Bildungseinrichtun­
gen im Ausland verteilt werden. Ebenso wird das Erscheinen von Austriaca 
im Ausland unterstützt . Das Bundeskanzleramt fördert weiters immer wie­
der Übersetzungen von Werken lebender österreichischer Autorlnnen. 

Bemerkenswert waren zwei internationale Erfolge im Bereich der Kinder­
und Jugendbuchliteratur: Christine Nöstlinger, die bereits 1 984 für ihr Ge­
samtwerk den "Hans-Christian-Andersen-Preis" - die wichtigste internatio­
nale Auszeichnung für Kinderliteratur - erhalten hatte, war im Vorjahr die 
erste Preisträgerin des von der schwedischen Regierung gestifteten "Astrid­
Lindgren-Gedächtnispreises", der ihr mit der Begründung verliehen wurde, 
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dass Nöstlinger .. eine wahre Nichterzieherin vom Kaliber Astrid Lindgrens" 
sei. Thomas Brezina wiederum verkaufte im Vorjahr in der Volksrepublik 
China mehr als eine Million Bücher. womit er sämtliche Verkaufsrekorde. 
inkl. der Verkaufszahlen von .. Harry Potter" • übertraf. 

4. Bildende Kunst 

Im Rahmen der Ausstellung "Serious Play. Metaphorical Gestures" über 
Funktionalität und Erkenntniseignung von metaphorischen Formen in der 
Gegenwartskunst präsentierte das Österreichische Kulturforum New York 
Werke von Elfie Semotan. Rudolf Schwarzkogler. Hans Weigand u. a .. Einen 
Rückblick über Lesereisen bekannter österreichischer Autoren wie Barbara 
Frischmuth. Robert Menasse oder Peter Rosei bot die Plakatausstellung 
"nach Japan" in der Galerie des Kulturforums Tokio. Die Akademie der 
Künste in Berlin zeigte mit "Mediale Anagramme - Valie Export" eine große 
Retrospektive. die von der Neuen Gesellschaft für Bildende Kunst Berlin or­
ganisiert wurde. Von Februar bis April wurde mit der Ausstellung "TRANS­
FER WIEN" eine thematische Auswahl von Wiener Künstlern in die Phoe­
nixhallen der Sammlung Falckenberg nach Hamburg geholt. Spektakuläre 
Beiträge zur "Arquitectura radical", der Vorstellung von Freiheit und Bewe­
gung in der neuen konstruktiven industriellen Architektur im Centro Allda­
luz de Arte Contemporaneo in Sevilla. leisteten u. a. Raimund Abraham. 
Coop Himmelb(l)au. Missing Link und Mario Terzic. Die Ausstellung "Fer­
rogramme" von Christoph Feichtinger - Unikatdrucke von Schachtabde­
ckungen. die vom Künstler an verschiedensten Orten auf handgeschöpftem 
Kitakata-Papier hergestellt wurden - begeisterte in Rio de Janeiro und in Me­
xiko ein breites Publikum. Mit Unterstützung eines Kuratorenteams der 
Middle East University Ankara und der Technischen Universität Istanbul so­
wie österreichischer Kuratoren wurde in Istanbul eine Ausstellung über die 
Bedeutung des Werkes von Clemens Holzmeister im nationalen und interna­
tionalen Kontext gestaltet. Im Rahmen des Meister Eckhart-Gedenkjahres 
wurde in Erfurt Max Weilers Meister-Eckhard-Zyldus präsentiert. Bei der 
Bienal de Valencia war Österreich mit der interaktiven Installation "corn­
mon ground" von "assocreation", einer Vereinigung junger. 2001 mit dem 
Prix Ars Electronica ausgezeichneter Künstler. vertreten. 

Unter dem Titel "Cultural Heritage" organisierte die Österreichische Bot­
schaft in Addis Abeba eine Ausstellung und einen Workshop mit Univ.­
Prof. Manfred Wehdorn über die Bedeutung der Erhaltung und Renovierung 
von Baudenkmälern. Die Schau "Sur de Viena" der Wiener Galerie SUR bot 
einen Überblick über das Schaffen junger aus Afrika und dem mediterranen 
Raum stammender Künstler. die in Österreich ausgebildet wurden und dort 
leben. Die Schmuckausstellung "Re-view - Aspects of Austrian Jewellery 
Art" in Tokio widmete sich österreichischer Schmuckkunst von 1900 bis zur 
Gegenwart, während "Der ironische Blick" im Österreichischen Kulturfo-
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rum Bratislava bisherigen Theorie-Diskussionen unmittelbar erfahrbare, 
sinnfreudige Kunstwerke entgegensetzte, die beweisen sollten, dass die 
Sicht der Dinge im Bereich der Gegenwartskunst auch weniger ernsthaft ge­
staltet sein kann. 

Unter dem Motto "Urban Tension" präsentierte das Kulturforum Rom Kunst 
im öffentlichen Raum am Bahnhof Roma Termini. In der Tschechischen Re­
publik wurde eine Ausstellung über zwei der bedeutendsten Theaterarchi­
tekten Mitteleuropas, das Wiener Architekturduo Fellner und Helmer, in al­
len sechs von ihnen erbauten Theatern gezeigt. Die erfolgreiche Wanderaus­
stellung über den österreichischen Staats preisträger für Fotografie, Erieb 
Lessing, wurde in Finnland, in der Slowakei und in Spanien präsentiert. In 
Luzern wurde "Nach der Natur. Konstruktionen der Landschaft" von Mar­
gherita Spiluttini präsentiert. 

5. Film und audiovisuelle Medien 

Das Jahr 2003 war für zahlreiche österreichische Filmproduktionen interna­
tional erfolgreich, wie z. B .  für die Spielfilmproduktionen Böse Zellen, 
Donau, Jesus, Du weißt, Struggle, Twinni und Am anderen Ende der Brücke 
sowie für den Kurzfilm Fastfilm. Böse Zellen ist al.� österreichischer Beitrag 
für den Auslandsoskar 2004 nominiert. Durch die Ubernahme von Reisekos­
ten wurde einer Reihe von Filmemachern die Teilnahme an internationalen 
Filmfestivals ermöglicht. Höhepunkte waren u .a. die Österreichischen 
Filmwochen in Agram, Bonn, Bukarest, Hongkong, Istanbul ,  London, Prag, 
Rom, Sarajewo, Singapur, Sofia, Skopje, St. Petersburg, Warschau und Zü­
rich. Das österreichische Filmschaffen konnte in eigenen Österreich-Filmta­
gen (insgesamt .�O) verstärkt im Ausland präsentiert werden. Darüber hinaus 
beteiligte sich Osterreich an den von der EU veranstalteten etwa 45 "Euro­
päischen Filmwochen". 

6. Internationale Jugendzusammenarbeit 

Das nach einer Idee von Simon WiesenthaI vom Bundesministerium für aus­
wärtige Angelegenheiten initiierte internationale Jugendprojekt zu Toleranz 
und Konfliktlösung wurde in erweiterter Form fortgesetzt: Eine von Jugend­
lichen aus 1 6  europäischen Ländern in mehrjähriger Vorarbeit konzipierte 
Ausstellung, die die Auseinandersetzung mit Interkulturalität und Toleranz 
in all ihren Erscheinungsformen zum Inhalt hat, wurde in Wien im Juli er­
öffnet. 

7. Internationale Sportbeziehungen 

Die "Salzburger Winterspiele 2010 GmbH" setzte ihre Bewerbung um Aus­
tragung der Olympischen Winterspiele im Jahr 2010 fort. Die Stadt Salzburg 
hatte sich gemeinsam mit den Bundesländern Salzburg und TIrol um die 
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Austragung dieser Spiele beworben und war 2002 von der Exekutive des 
IOC neben Vancouver und Pyeongchang (Republik Korea) als offizielle Kan­
didatenstadt nominiert worden. Die IOC-Generaiversammlung betraute am 
2. Juli bei ihrer Sitzung in Prag die Stadt Vancouver mit der Organisation der 
Olympischen Winterspiele im Jahr 2010.  Damit berücksichtigte die IOC-Ge­
neralversammlung wohl eine immer wieder vorgebrachte Forderung, nach 
den Olympischen Winterspielen im Jahre 2006 in Thrin nicht wieder ein eu­
ropäisches Wintersportzentrum für die Spiele auszuwählen. 

Die Anti-Doping Konvention des Europarates, die sich zum Ziel gesetzt hat, 
Normen der Anti-Doping Vorschriften zu harmonisieren, wurde von Öster­
reich 1991 ratifiziert. Das von Österreich in Warschau 2002 unterzeichnete 
Zusatzprotokoll zur Anti-Doping Konvention beabsichtigt eine weitere Ver­
besserung im Kampf gegen Doping im Sportbereich. Das Zusatzprotokoll 
wurde vom ationalrat am 3. Dezember genehmigt, seine Ratifikation dürfte 
im Jahr 2004 erfolgen. 

8. Kulturelle Förderungen 

Zur Umsetzung der im Auslandskulturkonzept "neu" genannten Ziele und 
Schwerpunkte vergibt das Bundesministerium für auswärtige Angelegen­
heiten auch kulturelle Förderungen. FörderungsWÜIdig ist ein kulturbezoge­
nes Projekt, das einen starken außenpolitischen Bezug aufweist. Die Reali­
sierung des Vorhabens kann dabei sowohl im Inland wie auch im Ausland 
erfolgen. Im Berichtsjahr wurden 84 Projekte aus allen Kunst- und Kultur­
sparten mit einem Budgetaufwand von 41 3.500 Euro gefördert. 

Erstmalig wurde im Rahmen der "Plattform Kultur Mitleleuropa" , einer Ini­
tiative Polens, der Tschechischen Republik, der Slowakei, Ungarns, Slowe­
niens und Österreichs zur engeren Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Aus­
landskultur, die Ausbildung von NachwuchskÜDstlerlnnen und - wissen­
schaftlerInnen im Rahmen ihrer Teilnahme an der Internationalen Sommer­
akadernie Prag-Wien-Budapest und der Sornmerakademie des Mozarteums 
Salzburg gefördert. Im Musikbereich wurden Auslandsauftritte des Klangfo­
rums Wien, des Vienna Art Orchesters, des Gustav Mahler Jugendorchesters 
sowie der Konzertvereinigung Junge Philharmonie Wien maßgeblich geför­
dert. Das vom Voice Mania Kulturverein veranstaltete A-Capella Festival 
2003,  das vom Verein Hallamasch Artist durchgeführte Hallamasch Festival 
der Kulturen 2003 in Wien und die Österreichische Werkwoche für Kirchen­
musik in Salzburg erhielten ebenfalls Unterstützungen. Für ein Gastspiel 
der Aserbaidschanischen Staatlichen Pantomime wurden ebenso wie für die 
Durchführung der Italienischen Kulturwochen 2003 in Wien Förderungs­
mittel gewährt. Für Konferenzen, Symposien und Tagungen, wie z. B. der 
Österreichischen Schülerunion in Wien, der Erzdiözese Graz Seckau (Euro­
patagung des Päpstlichen Rates für die Kultur), d�! Vienna Business School,  
des Osterreichischen Austauschdienstes und des Osterreichisch-Türkischen 
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Wissenschafts forums wurden Subventionen gewährt. Die Herausgabe von 
Publikationen von/über Erich Fried ("Auf der Flucht") ,  Karl Stojka ("Wo 
sind sie geblieben . . . ?"), Ruth Steiner ("Daheim in zwei Religionen") ,  Kurt 
Scharr ("Balthasar Hacquet") erhielt ebenso wie das Museum ohne Grenzen 
für seinen Katalog "Discover Islamic Art" und der Verein Kulturni Centar für 
die Zeitschrift "Balkan/Südosteuropäischer Dialog" eine Druckkostenförde­
rung. Wie in den Vorjahren wurden der Deutschunterricht in den Auslands­
österreicherInnen-Siedlungen in Südamerika, das St. Georgs-Kolleg in Istan­
bul sowie kulturelle Vorhaben der deutschsprachigen Gruppen in Slowe­
nien, Kroatien und Rumänien gefördert. 

9. Wissenschaftliche Projekte 

Weltweit fand eine Vielzahl von österreichbezogenen wissenschaftlichen 
Veranstaltungen (Symposien, Workshops, Vorträge etc. )  statt, die von Litera­
tur und Musik über Geschichte, Stadtplanung, Archite.�tur und Kulturphilo­
sophie bis hin zu Spezialgebieten wie Sozialmedizin, Okosoziale Marktwirt­
schaft und Cyberarts ein reichhaltiges Themenspektrum abdeckten. Beson­
dere Themenschwerpunkte im Wissenschaftsbereich waren Ingeborg Bach­
mann (30. Todestag). dem Dialog der Kulturen und Zivilisationen sowie der 
EU-Erweiterung gewidmet. 

Anlässlich des 30. Todestages von Ingeborg Bachmann wurden neben zahl­
reichen Lesungen und Filmvorführungen internationale wissenschaftliche 
Symposien sowie eine Reihe von Schwerpunktprogrammen (wie etwa 
mehrstündige Radiodokumentationen) organisiert. Weiters wurde die in Zu­
sammenarbeit mit den Bachmann-Erben konzipierte Ausstellung "Ingeborg 
Bachmann (1926- 1 973). Schreiben gegen den Krieg" in der Slowakei und in 
Italien präsentiert, ein Projekt, das bis zum Jahrestag 2006 in zahlreichen 
weiteren Ländern fortgeführt wird. 

Die Bemühungen um den interreligiösen Dialog, den Bundesminister 
a. D. Alois Mock 1 992 initiiert hatte und dem in der Vergangenheit bereits 
vielbeachtete Veranstaltungen in Österreich und im Iran gewidmet waren, 
bekamen in Folge der Ereignisse vom 1 1 .  September 2001 eine neue Bedeu­
tung. Der Dialog zwischen den Kulturen wurde zu einem - nicht nur kultur­
politischen - Schwerpunktthema der Außenpolitik. 

In Kooperation mit dem Adam Mickiewicz-Institut wurde in Warschau eine 
internationale Konferenz zum Thema "More Europe - Foreign Cultural Po­
licy in and Beyond Europe" organisiert. Ziel dieser Konferenz war es, ein 
Forum für einen Meinungs- und Erfahrungsaustausch über Perspektiven 
transnationaler Kulturpolitik mit Schwerpunkt auf Europa und darüber hi­
naus zu schaffen. Als Resümee der Diskussionen von VertreterInnen natio­
naler, internationaler, staatlicher und nichtstaatlicher Institutionen, Kultur­
schaffender, Kulturmittlerinnen und ExpertInnen aus 16 Ländern wurde ein 
"Dekalog" kulturpolitischer Anregungen präsentiert, der als Ansatz einen 
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sehr weit gefassten Begriff von Kulturpolitik verfolgt. Seine Hauptthesen be­
fassen sich mit der Unterstützung kritischer Öffentlichkeit, 'fransparenz und 
Rechtsstaatlichkeit, der Stärkung demokratischer Werte in der Kulturpolitik 
und umfassender Partizipationsmöglichkeiten am kulturellen Leben sowie 
mit der Einbeziehung formaler und informeller Netzwerke als Ausdruck mo­
derner und demokratischer Kooperation und Kommunikation. 

In Zusammenarbeit mit der Technischen Universität Istanbul fand in Istan­
bul das Internationale Symposium "Clemens HOLZMElSTER - Architekt 
zwischen Tradition und Moderne" statt, bei dem sich ehemalige türkische 
und österreichische Schüler des Architekten sowie Kunst- und Architektur­
historiker zu den vielfältigen Facetten des Werkes ihres Lehrers äußerten, 
den aktuellen Forschungsstand positionierten und sich mit der Bedeutung 
seines Werkes im architektur- und kulturgeschichtlichen Kontext auseinan­
dersetzten. Clemens Holzmeister (1886 - 1 983) zählt zu den wohl einfluss­
reichsten Architekten Österreichs im 20. Jahrhundert. Sein umfangreiches 
Werk, aber auch seine langjährige Lehrtätigkeit in Österreich und in der Tür­
kei sind von außerordentlicher Bedeutung für die Architekturlandschaft der 
Moderne. 

10. Österreichische Studienzentren und Österreich-Lehrstühle 
im Ausland 

Aufgabe der an zahlreichen ausländischen Universitäten bestehenden Ös­
terreichischen Studienzentren und ��hrstühlen ist es, in den jeweiligen 
Gastländern auf akademischer Ebene Osterreichs Kultur, Wirtschaft und Po­
litik zu präsentieren. In zunehmendem Ausmaß werden auch europäische 
Themen in die Prow.ammplanung einbezogen. Darüber hinaus verstärken 
sie die Einbindung Osterreichs in die internationale wissenschaftliche und 
kulturelle Zusammenarbeit. Anzuführen sind unter anderem der "Lehrstuhl 
für mitteleuropäische Studien mit Schwerpunkt Österreich" in Leiden, das 
"Canadian Center for Austrian and Central European Studies" an der Uni­
versität von Edmontonl Alberta, die "Arbeitsstelle für österreichische litera­
tur und Kultur-Robert Musil" an der Universität Saarbrücken, das "Center 
for Austrian Studies" an der Universität von Minnesota, das "Zentrum für 
Österreichstudien" und der "Kardinal König-Lehrstuhl" an der Hebräischen 
Universität Jerusalem, das Österreichzentrum an der Monash University 
Melbourne, die " Visiting Aus tri an Professorship" an der Universität Stan­
ford und der "Schumpeter Lehrstuhl" in Harvard. 

11 .  Österreich-Bibliotheken 

Derzeit bestehen 50 Österreich-Bibliotheken in 23 Ländern, vorwiegend im 
mittel-, ost- und südosteuropäischen Raum, die jährlich von etwa 
1 00.000 Personen besucht werden. Die Bibliotheksbestände umfassen insge­
samt 270.000 Bände. Die meisten Bibliotheken haben sich als zukunftswei-
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sende Einrichtungen bewährt und stellen ein innovatives, flexibles und sehr 
effektives Instrument der Auslandskulturpolitik dar. Im Jahr 2003 wurde die 
50. Österreich-Bibliothek in Cluj-Napoca (Rumänien) eröffnet, die organisa­
torisch der Babes-Bo�yai-Universität angegliedert ist. Bei der Errichtung und 
Ausstattung dieser Osterreich-Bibliothek beschritt man einen neuen Weg 
der Zusammenarbeit zwischen institutionellen Partnern, Sponsoren und 
Privatpersonen: Das Land Oberösterreich stellte beträchtliche Mittel für den 
Bibliotheksbetrieb und einen Teil  der Buchausstattung bereit. Bücher spen­
deten unter anderem auch die Universität Wien und die Karl-Franzens-Uni­
versität Graz. 

Einen Schwerpunkt der Kulturtätigkeit im Bereich Österreich-Bibliotheken 
stellten die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Ergebnisse der 
Konferenz "Chancen kultureller Netzwerke" dar, die vom 2 .  bis 4. Septem­
ber im neuen Gebäude der Hauptbücherei der Stadt Wien abgehalten wurde. 
Zu den Teilnehmern zählten neben den Repräsentanten der 50 Österreich­
Bibliotheken Vertreter der österreichischen Botschaften und Kulturforen, 
Diplomaten aus Standortländern der Österreich-Bibliotheken und des Fürs­
tentums Liechtenstein, österreichische Lektoren, Vertreter des Österrei­
chischen Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, der 
Österreich-Kooperation, der Österreichischen Gesellschaft für Literatur, 
dem Österreichischen Ost- und Südosteuropa-Institul, von KulturKontakt, 
des Österreich-Instituts, verschiedener Bibliotheken und Bibliothekenver­
bünden in Österreich sowie Vertreter von Bibliotheken im Saarland und in 
Rom. Ziel dieser Konferenz war es, einen breiten Informationsaustausch zu 
ermöglichen, Evaluierungen vorzunehmen, Probleme aufzuzeigen und die 
Reflexion über Verbesserungen anzuregen. Nach einer Präsentationsrunde, 
bei der die Bibliotheksvertreter die Situation ihrer jeweiligen Bibliotheken 
darlegten, wurden in drei Arbeitssitzungen die Themen VIrtualität und Ver­
netzung, Möglichkeiten und Pro!?leme bei der Erfassung von fremdsprachi­
gen Austriaca und die Rolle der Osterreich-Bibliotheken als kleine Kulturfo­
ren behandelt. Die Bilanzkonferenz zeigte, dass an den meisten Österreich­
Bibliotheken bemerkenswerte Leistungen erbracht werden, die vor allem 
dem Idealismus der MitarbeiterInnen zu verdanken sind. Zahlreiche Diskus­
sionsbeiträge von MitarbeiterInnen der Österreich-Bibliotheken machten 
deutlich, dass es an Ideen und Plänen nicht mangelt, dass diese aber aus fi­
nanziellen Gründen bisher teilweise nicht realisiert werden konnten. Die 
Tagungsergebnisse werden in eine� Broschüre veröffentlicht. Dieses Resü­
mee soll als Grundlage für weitere Uberlegungen zur Funktion und den Per­
spektiven der Österreich-Bibliotheken dienen. Im Rahmen der Bilanzkonfe­
renz wurden auch das Web-Portal http ://www.oesterreich-bibliotheken.at 
präsentiert und ein Workshop organisiert, der Vertretern der Österreich­
Bibliotheken die Möglichkeit gab, sich mit den Neuerungen auf dem Web­
Portal vertraut zu machen. Ferner �de eine großzügige Bücherspende des 
Fürstentums Liechtenstein in die Osterreich-Bibliotheken aufgenommen. 
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Neben den Österreich-Bibliotheken wurden Buchspenden an Germanistische 
Institute in Universitäten in aller Welt gewährt. Dank der zielgerichteten Ver­
gabe von Buchspenden wird eine Breitenwirkung erreicht. die das Interesse 
an österreichischer Literatur und Geschichte sowie Landeskunde nachhaltig 
fördert und vielfach zu Übersetzungen österreichische Literatur beiträgt. 

12.  Deutsch als Fremdsprache: die Österreich-Institut GmbH 

Die Österreich-Institut GmbH (http://www.oesterrreichinstitut.org) ist eine 
Initiative des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten aus dem 
Jahr 1 996. die zum Ziel hat. im Ausland den Deutschunterricht in seiner ös­
terreichischen Variante zu fördern. Schon seit einigen Jahren sind Institute 
in Warschau, Krakau, BrÜDn, Pressburg und Budapest erfolgreich tätig. 
2003 kamen die Standorte Laibach und Rom hinzu, während Mailand ge­
schlossen wurde. Damit gibt es in allen Staaten der Regionalen Partnerschaft 
Niederlassungen mit insgesamt über 9.200 HörerInnen. Besondere Bedeu­
tung wird der Professionalisierung vorhandener Kenntnisse im Fach- und 
Wirtschaftssprachbereich beigemessen. Erwähnt sei außerdem, dass die In­
stitutsleitung im Jahre 2002 für ihre eigenständig entwickelten Instrumente 
zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung das .. Europäische Siegel 
für innovative Sprachenprojekte" von der Europäischen Kommission ver­
liehen bekam. 

Darüber hinaus trägt das Lektoratsprogramm des Vereins Österreich-Koope­
ration. einer Initiative des Bundesministeriums für Bildung. Wissenschaft 
und Kultur. zur Verbreitung der deutschen Sprache. Literatur und Landes­
kunde Österreichs bei . indem es Graduierte geistes- und kulturwissenschaft­
licher Studienrichtungen an ausländische Universitäten entsendet. Im Be­
richtsjahr waren das 141  Lektoren in 27 Ländern. wobei das Schwergewicht. 
44 Lektoren. auf den fünf EU-Beitrittskandidaten der Regionalen Partner­
schaft lag. 

13 .  Stipendien und Mobilitätsprogramme im universitären Bereich 

Die Vergabe österreichischer Stipendien an ausländische Studierende wird 
vom Österreichischen Akademischen Austauschdienst (ÖAD) durchgeführt. 
Mit einem Ausländeranteil von 1 6 .9% an wissenschaftlichen und 38.2% an 
Kunstuniversitäten liegt Österreich im europäischen Spitzenfeld. Über die 
Hälfte der ausländischen Studierenden kommt aus EU-Ländern. vor allem 
aus Italien und Deutschland. Die akademische Mobilität in Europa wird 
durch das European Credit Transfer System (ECTS). ein System zur Standar­
disierung von Studienabschlüssen. wesentlich erleichtert. Ein weiterer 
Schritt zur Schaffung einer gemeinsamen akademischen Landschaft in Eu­
ropa ist die Implementierung der im Bologna-Prozess beschlossenen Maß­
nahmen zur Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung von Studienab-
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schlüssen. Von den österreichischen UniversitätsabsolventInnen haben 
mehr als 30% einen studienrelevanten Auslandsaufenthalt absolviert, wo­
bei beliebtestes Zielland außerhalb Europas die USA sind. 

14. Universitäre Zusammenarbeit - Europäischer Hochschulraum 

In Verwirklichung der Absicht der europäischen Bildungsminister, einen 
europäischen Hochschulraum zu schaffen (Bologna-Erklärung), setzte Öster­
reich im Rahmen des seit 1 995 bestehenden Austauschprogramms Central 
European Exchange Programme for University Studies (CEEPUS), das zu 
intensiver akademischer Mobilität mit den teilnehmenden Ländern Bulga­
rien, Kroatien, der Tschechischen Republik, Ungarn, Polen, Rumänien, der 
Slowakei und Slowenien geführt hatte, den nächsten Schritt (CEEPUS ll): 
dieser führt ab 2005 über gemeinsame Studienangebote der Hochschulen 
(Joint Programmes) zu gemeinsamen Abschlüssen (Joint Degrees).  Alle 
Kurse, Vorlesungen und Seminare können dann ohne Einschränkungen be­
sucht und an der Heimatuniversität ohne bürokratische Hürden wie Antrag­
steIlung, Anrechnungsklauseln etc . ,  anerkannt werden. 1m Rahmen von 
CEEPUS II werden Netzwerke zwischen Hochschuleinrichtungen in der Re­
gion mittels Stipendien gefördert. Dazu stellt jedes Mitgliedsland Vollsti­
pendien fiir StudentenInnen, ]ungakademikerInnen, Universitätsassisten­
tInnen und ProfessorInnen aus den anderen Vertragsstaaten zu seinen Richt­
werten und Konditionen zur Verfügung. 

15 .  Multilaterale wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
Österreich wird in einer Reihe internationaler Organisationen für wissen­
schaftlich-technische Zusammenarbeit durch das Bundesministerium fiir 
auswärtige Angelegenheiten gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir 
Verkehr, Innovation und Technologie vertreten. Es sind dies der Ausschuss 
Hoher Beamter der .. Europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiete der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung" (CaST) in Brüssel ,  der Rat 
der .. Europäischen Organisation fiir Kernforschung" (CERN) in Genf und der 
Rat sowie der Ausschuss fiir Internationale Zusammenarbeit der .. Europäi­
schen Weltraumorganisation" (ESA) mit Sitz in Paris. 

In COST setzte sich das BMaA für den Ausbau der Kooperation insb mit den 
Staaten des mittel- und südosteuropäischen Raumes ein. Weiters setzte es 
sich dafiir ein, nach Schließung des wissenschaftlichen COST-Sekretariates 
der Kommission einen möglichst effizienten und kostengünstigen Ersatz zur 
Wahrnehmung der wissenschaftlichen Sekretatriatsdienste durch die Euro­
pean Science Foundation (in Straßburg) und des zu errichtenden COST-Bü­
ros in Brüssel sicherzustellen. Österreich ist bemüht, die Stärken von COST, 
nämlich Selbstverwaltung, schlanke Verwaltungsstrukturen und Eigenver­
antwortlichkeit, weitgehend zu erhalten. 
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Österreich sieht sich in seinem jahrelangen Bestreben, Gewicht und Stellen­
wert der europäischen wissenschaftlichen und technischen Kooperationen 
zu steigern, bestätigt. Die EU sieht in der Stärkung der Kooperation mit Or­
ganisationen wie der ESA Mittel und Weg für die angestrebte Errichtung ei­
ner weltweit führenden europäischen Informationsgesellschaft und für die 
Erhöhung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit. Österreich trug in die­
sem Sinne das Rahmenabkommen zwischen ESA und EU sowie das Grün­
buch über europäische Weltraumpolitik mit und befürwortete ebenso die 
Ausformulierung des Weißbuches der EU über europäische Weltraumpoli­
tik. Die internationale Dimension dieser europäischen Weltraumpolitik 
reicht weit über die wissenschaftlich-technische Dimension hinaus und 
trägt zur Erreichung der politischen Zielsetzungen der EU bei. 

Von besonderer Dringlichkeit ist die Sicherung des freien und selbständigen 
Zugangs Europas zu weltraumwissenschaftlichen und weltraumtechni­
schen Diensten. Dies geschieht insb durch Err�.chtung des gemeinsamen eu­
ropäischen Navigationssystems GALILEo. Osterreich beteiligt sich am 
Raumsegment von GAI.II.EO ebenso wie an den Nutzersystemen, u. a. durch 
Beteiligung an einschlägigen ESA-Programmen. Gleichzeitig wird eine volle 
Mitwirkung an dem nächsten europäischen weltraumtechnischen Unter­
nehmen GMES und den darauf folgenden Pläne� für Digital pivide (Breit­
banddienste) angestrebt. Dies geschieht aus der Uberlegung, Osterreich be­
reits in der Planungsphase in zukunftsorientierte wissenschaftli�h-techni­
sche Kooperationsprojekte voll zu integrieren. Dabei unterstützt Osterreich 
die Weiterführung der erfolgreichen Zusammenarbeit mit den USA und den 
Aufbau einer langfristigen Partnerschaft mit Russland. 

Das BMaA nimmt darüber hinaus außenpolitische Belange der ,,Europäi­
schen Organisation zur Nutzung meteorologischer Satelliten" (EUMETSAT), 
der "Europäischen Konferenz für Molekularbiologie" (IMBC) und des "In­
ternationalen Instituts für angewandte Systemanalyse" (IIASA) in Laxen­
burg wahr. Das BMaA unterstützte die Bemühungen um Ausgestaltung der 
IIASA zu einer weltweiten Institution, womit der Standort Wien für interna­
tionale Organisationen weiter gestärkt wird. 

16.  Die Auslandskulturpolitik im Rahmen der Europäischen Union 

Die kulturelle Zusammenarbeit im Rahmen der EU ist in Art 1 5 1  des Ver­
trags über die Europäische Gemeinschaft verankert. Dieser legt fest, dass die 
Gemeinschaft einen Beitrag zur "Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaa­
ten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie gleichzei­
tiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes" leistet. Die Zustän­
digkeit für Kultur verbleibt grundsätzlich im nationalen Bereich, die Ge­
meinschaft kann lediglich Maßnahmen der Mitgliedstaaten ergänzen oder 
unterstützen sowie Förder- oder Koordinierungsmaßnahmen erlassen. Le­
gislativbefugnisse hat die Gemeinschaft nicht. 
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Einheitliches Finanzierungs- und Planungsinstrument zur Umsetzung von 
Art 1 5 1  ist das Rahmenprogramm Kultur 2000. Es wurde für eine Laufzeit 
von fünf Jahren (2000- 2004) eingeführt und mit einem Betrag von 167  Mio. 
Euro dotiert. 2003 bildeten die darstellenden Künste das Schwerpunkt­
thema. Österreich reichte 2003 21  einjährige Projekte ein , von denen vier 
eine Förderung erhielten; an 14  weiteren Projekten sind österreichische In­
stitutionen als Mitorganisatoren oder Partner beteiligt. Von zehn eingereich­
ten mehrjährigen Kooperationsprojekten erhielten zwei eine Förderung, an 
fünf weiteren sind österreichische Mitorganisatoren beteiligt. Insgesamt 
geht damit eine Gesamtsumme von 1 ,57  Mio. Euro an österreichische Pro­
jektträger. 

2003 wurde mit der Vorbereitung des Nachfolgeprogramms von Kultur 2000 
begonnen. Die Kommission führte eine öffentliche Konsultation sowie eine 
Halbzeitevaluierung von Kultur 2000 durch, auf deren Basis das Nachfolge­
programm vorbereitet werden soll .  Österreich setzt sich dabei vor allem für 
eine rasche Integration der neuen Mitgliedsländer sowie für eine Berück­
sichtigung der Länder Südosteuropas ein. Um zur Kontinuität des Förder­
programms beizutragen,  schlug die Europäische Kommission im April vor, 
angesichts der Veränderungen, die insb durch die EU-Erweiterung auf Kul­
tur 2000 zukommen werden, das derzeitige Programm unverändert um zwei 
Jahre bis Ende 2006 zu verlängern. 

Unter dem griechischen Vorsitz nahmen erstmals Vertreter der Beitrittslän­
der als aktive Beobachter an der Ratstagung teil .  Dabei wurden eine Ent­
schließung zur Erzielung größerer Synergien mit anderen Sektoren sowie 
eine Erklärung zur Rettung des kulturellen Erbes des Irak angenommen. Im 
zweiten Halbjahr wurde unter italienischer Ratspräsidentschaft eine Ent­
schließung für eine verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der Museen aus­
gearbeitet, die zur Verbesserung der Mobilität von Künstlern und Kunstwer­
ken in Europa beitragen soll und die eine politische Einigung über das Akti­
onsprogramm der Gemeinschaft zur Unterstützung europaweit tätiger kultu­
reller Einrichtungen erzielte. 

Im Bildungsbereich stehen für den Zeitraum von 2000- 2006 im Rahmen der 
Programme Sokrates II (allgemeine Bildung) und Leonardo II (Berufsbil­
dung) insgesamt 3 Mrd. Euro zur Verfügung, die in vollem Umfang auch den 
mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) zugute kommen. Mehr als ein 
Viertel dieser Mittel ist für Schulbildung vorgesehen - in den transnatio­
nalen Comenius-Schulprojekten kooperieren in diesem Raum jedes Jahr 
durchschnittlich 400 Schulen. Neben Sokrates/Comenius (Schulbildung) 
sind noch die Aktionen Sokrates/Erasmus (Hochschulen), Sokrates/Grundt­
vig (Erwachsenenbildung) und Sokrates/Minerva (Informations- und Kom­
munikationstechnologien im Bildungsbereich) hervorzuheben. Mit Unter­
stützung von "Erasmus" können jährlich mehr als 3.000 Studierende aus Ös­
terreich ein Auslandssemester in einem der 30 teilnahmeberechtigten Staa-
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ten absolvieren. Alle Projekte können durch zusätzliche Mittel des Bundes­
ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur gefördert werden. Eben­
falls bis 2006 wird das Aktionsprogramm Tempus (Hochschulen) laufen, das 
jenen MOEL, die nicht Beitrittskandidaten sind (Albanien, Bosnien und 
Herzegowina, Mazedonien und Kroatien), sowie den GUS-Staaten zugute 
kommt. 

Darüber hinaus wurde 2003 das Programm "Erasmus Mundus" mit einer 
Laufzeit von 2004 bis 2008 ins Leben gerufen. Damit sollen junge Forscher 
aus Drittländern mit Stipendien gefördert und die Zusammenarbeit mit Uni­
versitäten und Forschungseinrichtungen außerhalb der EU unterstützt wer­
den. Ziel ist es, die Qualität der Hochschulbildung in der EU zu verbessern 
und das interkulturelle Verständnis zu fördern. 

1 7. Bilaterale Abkommen in den Bereichen Kultur und 
Wissenschaft 

In Ausführung bestehender Kulturabkommen wurden Arbeitsprogramme 
über die kulturelle Zusammenarbeit für die nächsten Jahre mit Portugal,  Th­
nesien, Slowenien, Bulgarien, der Volksrepublik China und der Russischen 
Föderation vereinbart und unterzeichnet. Mit der Schweiz fand in Wien eine 
3.  Runde der seit 1 994 stattfindenden informellen Kulturgespräche auf Be­
amtenebene statt. 

Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner unterzeichnete am 6. Juni in 
Kiew das Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und 
dem Ministerkabinett der Ukraine über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wissenschaft und Technik. Es wird voraussichtlich im Jahr 2004 in Kraft 
treten. 

Am 1 2. März wurde in Zagreb das Abkommen zwischen der österrei­
chischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Kroatien über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit unterzeichnet. Das Abkom­
men trat am 1 .  August 2003 in Kraft. 

Am 22.  November wurde in Bratislava auf der Basis des Abkommens zwi­
schen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Slowa­
kischen Republik über die Zusammenarbeit in den Bereichen der Kultur, der 
Bildung und der Wissenschaft aus dem Jahr 2000 ein "Protokoll über die 
weitere Fortführung der Aktion Österreich-Slowakei, Wissenschafts- und 
Erziehungskooperation" unterzeichnet. Die Verständigung der slowakischen 
Seite über das Inkrafttreten dieses Protokolls auf österreichiseher Seite ist 
für Beginn des kommenden Jahres in Aussicht genommen. 
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K. Medien und Information 

I. Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten 

Das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten hielt auch im 
Jahr 2003 an dem bereits im Jahr zuvor eingeschlagenen Kurs, die Frage zu 
erörtern, ob bzw. auf welche Weise ein echter Dialog über die Grenzen un­
terschiedlicher Kulturkreise möglich ist und welche Rolle die Medien in 
diesem Dialog spielen, fest. Unter dem Titel "Kulturelle Vielfalt, das Stre­
ben nach einer gemeinsamen moralischen Basis und die öffentliche Rolle 
der Medien" organisierte das BMaA daher - gemeinsam mit dem Institut 
für die Wissenschaften vom Menschen - eine Konferenz, an der Intellek­
tuelle, Vertreter der Lehre und Medienvertreter aus aller Welt teilnahmen 
(u. a. etwa Arjun AppadurailProfessor für internationale Studien an der 
Yale Universität; Nik Gowing/BBC; Michael Grabner/Verlagsgruppe Georg 
von Holtzbrinck; Daoud Kuttab/Leiter des Instituts für moderne Medien 
an der Al Quds Universität; Mostefa Souag/ Al Jazeera). Dabei wurde insb 
der Frage nachgegangen , inwiefern die Medien das Verständnis von und 
damit die Verständigung zwischen verschiedenartigen kulturellen Grup­
pen beeinflussen und mitbestimmen und welche Verantwortung für die 
Medien daraus erwächst. Die zweitägige Konferenz war als öffentliche 
Plattform angelegt, in der Experten, Intellektuel le  und Medienvertreter so­
wie das Publikum diskutieren konnten, ob es eine gemeinsame moralische 
Basis für interkulturelle Verständigung, etwa im Sinne eines "kleinsten 
gemeinsamen Nenners" ,  gibt. Besonderes Augenmerk wurde dabei auch 
auf die Werthaltungen in der westlichen sowie der arabisch - moslemi­
schen Welt gelegt. Keynote-Redner dieser Veranstaltung war Charles Tay­
lor, Professor für Philosophie und Recht an der Northwestern University 
in Chicago. 

Im Mittelpunkt der Presserätetagung 2003, die von Bundesministerin Benita 
Ferrero-Waldner am 8. September in den Räumlichkeiten des Funkhauses in 
der Argentinierstraße eröffnet wurde, stand die Frage nach der Bedeutung 
der Diplomatie in einer modernen Informationsgesellschaft. Unter dem TItel 
"Diplomatie im Informationszeitalter - ein Anachronismus?" befassten sich 
dabei Diplomaten, Medienvertreter und Journalisten mit der Frage, welche 
Rolle die Diplomatie in einer zunehmend vernetzten, digitalen und globali­
sierten Welt spielen kann und soll .  Konklusion war dabei, dass die Diploma­
tie in der Informationsgesellschaft nicht an Relevanz verliert, sondern viel­
mehr mit einem stetig wachsenden Aufgabenfeld konfrontiert ist: Es exis­
tiert heute praktisch kein Bereich staatlicher Politik mehr, in dem nicht 
irgendeine Form internationaler Zusammenarbeit praktiziert wird. Eine in 
ihrer Arbeitsweise an die Informationsgesellschaft angepasste Diplomatie ist 
heute wichtiger denn je. 
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Der diesjährige österreichisch - polnische Journalistenpreis, von Bundesmi­
nisterin Benita Ferrero-Waldner und ihrem polnischen Kollegen im Jahr 
2001 initiiert und von der Bank.-Austria Creditanstaltgruppe gesponsert, 
wurde von der Jury an den österreichischen Journalisten Josef Kirchengast .  
Redakteur bei der Tageszeitung . .  Der Standard", verliehen. Dieser Preis dient 
der Intensivierung der polnisch-österreichischen Beziehungen und soll das 
gegenseitige Verständnis, abseits von Klischees und Vorurteilen, ermögli­
chen und fördern. 

Am 26. Oktober veranstaltete das BMaA im Rahmen der .. Leistungsschau 
der Bundesregierung" einen Tag der offenen Tür. Die Presseabteilung er­
stellte aus diesem Anlass eine Multimediapräsentation über die vielfältigen 
Aufgabenbereiche des BMaA und nützte diese Gelegenheit, um die Home­
page des BMaA einer breiten Öffentlichkeit vorzustel len. Insgesamt wurde 
der Tag der offenen Tür bei der Bevölkerung sehr gut angenommen, laut 
Polizeiberichten fanden sich ca. 20.000 Besucher ein. 

Internet: Anlässlich des Relaunches der Webseite des BMaA am 3. Septem­
ber wurden die Bürgerfreundlichkeit und der Servicecharakter des Webauf­
trittes des BMaA weiter erhöht. So wurde etwa ein neuer Bereich .. Mitarbei­
tersuche" geschaffen, der weltweit einen raschen und unmittelbaren Kon­
takt mit den Mitarbeitern des BMaA ermögl icht; die Bereiche .. Reisewarnun­
gen" und .. Reiseinformationen" , an denen großes öffentliches Interesse be­
steht, wurden noch übersichtlicher und benutzerfreundlicher gestaltet; eine 
Staatsvertragsübersicht wurde in die Homepage aufgenommen; eigene 
Bereiche zu den Themen Entwicklungszusammenarbeit und Auslandskul­
tur erweitern das reiche Informationsangebot. Die Zugriffsstatistiken bele­
gen, wie stark dieses Informationsangebot des BMaA genützt wird: So ver­
zeichnet die Homepage Monat für Monat über 50.000 Besucher, die etwa 
360.000 Seiten des Informationsangebotes abrufen. 

Im Sinne eines einheitlichen Internet-Auftrittes des BMaA werden die Web­
seiten der österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland nach dem Vor­
bild der Musterhomepage des BMaA gestaltet und nach und nach in das 
neue Konzept überführt. Auf die neu gestalteten Webseiten der österrei­
chischen Botschaften in Paris und Berlin sowie auf die Webseite des Kultur­
forums in Belgrad kann bereits zugegriffen werden. 

Publikationen: Auf Grund zahlreicher Anfragen aus den EU-Kandidatenlän­
dern zu den österreichischen Maßnahmen in Vorbereitung der Volksabstim­
mung über den Beitritt zur EU im Jahre 1994 wurde, in Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Akademie Wien, eine Broschüre mit dem Titel .. Die öster­
reicrusche Informationskampagne zum EU-Beitritt" herausgegeben. Diese 
umfasst neben einer Darstellung der damaligen Regierungskampagne ausge­
wählte Beispiele von Kampagnen in einzelnen Bundesländern sowie der In­
formationstätigkeit diverser Interessensvertretungen. 
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II. Internationale Kooperation auf dem Mediensektor 

Die Beratungen der Ratsgruppe Information der EU wurden durch verstärkte 
Bemüh�gen um die Ausarbeitung wirkungsvoller Strategien zur Informa­
tion der Offentlichkeit über EU-Vorhaben in Kooperation mit der Europäi­
schen Kommission (EK) und dem Europäischen Parlament (EP) bestimmt. 
Das EU-Programm PRINCE, das der Information der EU-Bürger über die Ent­
wicklungen in Europa dient, gab dafür die Themenschwerpunkte vor: Abso­
lute Priorität soll der Information der Bürger über die kommende EU-Erwei­
terung beigemessen werden, gefolgt von der Euro-Info-Kampagne. 

Erste Debatten wurden zum Thema .. Zukunft Europas" sowie zum Thema 
der Schaffung eines .. Raums der Freiheit der Sicherheit und des Rechts" ge­
führt. Der für 2004 festgelegten Priorität .. Rolle der EU in der Welt" war be­
reits eine um Experten der Verteidigungsministerien erweiterte Ratsgrup­
pensitzungen gewidmet. Der Rat hob im vergangenen Jahr die Bedeutung 
der Information der Bürger betreffend die Entwicklungen im Rahmen der 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik hervor; das EP stimmte 
einem eigenen Betrag von 1 Million Euro für ESVP - Informationsmaßnah­
men zu. 
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L. Die rechtliche und konsularische Dimension 
der österreichischen Außenpolitik 

I. Allgemeine Rechts- und Konsularfragen 

Zu den vordringlichsten Aufgaben des Bundesministeriums für auswärtige 
Angelegenheiten gehören Serviceleistungen an Ausiandsöstereicherlnnen 
(ständig im Ausland lebende österreichische StaatsbürgerInnen) und an jene 
MitbürgerInnen, die sich als TouristInnen oder aus beruflichen Gründen vo­
rübergehend im Ausland aufhalten und in eine Notlage geraten. Dies gilt 
nicht nur für die konsularische Betreuung im Einzelfall ,  sondern umfasst 
auch Maßnahmen zum Schutz von ÖsterreicherInnen in Krisensituationen 
und Katastrophenfallen. Die konsularische Betreuung erstreckt sich weiters 
auf Häftl inge, die bei ausbleibender Unterstützung durch Angehörige aus ei­
nem Hilfsfonds mit dem Nötigsten versorgt werden. 

Hilfestellung und Betreuung erfolgten in der Regel direkt durch die österrei­
chischen Vertretungsbehörden vor Ort. Bei Bedarf werden die zuständigen 
Behörden des jeweiligen Landes eingeschaltet. Gibt es in einem Staat keine 
österreichische Vertretungsbehörde, erfolgt die Hilfeleistung bei dringenden 
Notfallen unter Einschaltung einer vor Ort ansässigen Vertretung eines EU­
Mitgliedsstaates (EU-Konsularzusammenarbeit und Verpflichtung zu gegen­
seitiger Hilfeleistung an EU-Bürger gemäß Art 20 EGV). 

1 .  Bürgerservice 

Im Jahr 2003 haben sich vor allem im Rahmen der Irakkrise und der damit 
einhergehenden Verunsicherung vieler Reisender das Bürgerservice des 
BMaA und insb die Reiseinformationen auf der Homepage des BMaA als ob­
jektives Informationsmedium für Auslandsreisen bewährt. Bis zu 1 000 An­
rufer pro Tag erkundigten sich über die Einschätzung der Sicherheitslage 
von Reisezielen. Weitere Anfragen betrafen sowohl allgemeine Reiseinfor­
mationen als auch allgemeine konsularische Auskünfte (Visaerteilung, 
Staatsbürgerschaftsgesetz, Behördenwege etc.) .  

Einen weiteren Schwerpunkt des Bürgerservice während der Irakkrise stell­
ten die Planung und Koordination der Krisenvorsorge vor allem in den Staa­
ten des ahen und Mitlleren Ostens dar. Dabei wurde intensiv mit den ande­
ren EU-Mitgliedstaaten und den österreichischen Vertretungsbehörden vor 
Ort zusammengearbeitet. Mehrere österreichische Botschaften im ahen und 
Mittleren Osten luden AuslandsösterreicherInnen zu Informationsveranstal­
tungen ein oder informierten diese schriftlich über die zu treffenden Vorsor­
gemaßnahmen und Möglichkeiten der Unterstützung im Krisenfall. 

Anlässlich der SARS-Krise bot das BMaA in Zusammenarbeit mit den öster­
reichischen Vertretungsbehörden im Ausland sowie dem Bundesministe-
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rium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz eine lau­
fend aktualisierte sachliche Information als Entscheidungshilfe für Reisende 
an. 

Die Geiselnahme österreichischer Touristen in Algerien stellte im Frühjahr 
2003 die oftmals unter.schätzten Risiken von Auslandsreisen deutlich vor 
Augen. Durch das Bemühen des ..BMaA in Zusammenarbeit mit dem Bun­
desministerium für Inneres, der Osterreichischen Botschaft Algier und den 
algerischen Behörden sowie dem deutschen und dem Schweizer Krisenre­
aktionszentrum konnten nach langer Ungewissheit die österreichischen Gei­
seln in der Nacht vom 1 3 .  auf den 14 .  Mai befreit werden und nach Öster­
reich zurückreisen. 

Vor Jahresende konnte ein österreichischer Staatsbürger, der aus den Trüm­
mern der bei einem Erdbeben am 26. Dezember 2003 zerstörten Stadt Bam 
geborgen werden musste, zur medizinischen Betreuung nach Hause geflogen 
werden. 

Neben diesen herausragenden Ereignissen bot das Bürgerservice in Zusam­
menarbeit mit den österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland die 
übliche konsularische Hilfestellung bei otfällen im Ausland an. Hilfestel­
lungen erfolgten unter anderem bei der Rückholung in 634 Unglücksfällen 
sowie bei der Abwicklung von 785 Todesfällen im Ausland. Insgesamt stan­
den Budgetmittel in Höhe von 1 50.000 Euro zur Unterstützung von österrei­
chischen Staatsbürgern in Notsituationen im Ausland zur Verfügung. 

Die Reiseinformationen des BMaA auf der Homepage des BMaA wurden vor 
allem im Hinblick auf die Krisensituationen laufend aktualisiert und haben 
mittlerweile einen hohen Bekanntheitsgrad erreicht. Daneben stehen unter 
der Tel .-Nr. 05/01 1 50-44 1 1  rund um die Uhr Mitarbeiter des BMaA für 
Reiseinformationen und telefonische Auskünfte bei Notlagen im Ausland 
bereit. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Bürgernähe des BMaA nahm das 
Bürgerservice sowohl an der Wiener Ferienmesse vom 16. - 1 9. Jänner als 
auch am .. Tag der offenen Tür" des BMaA am Nationalfeiertag (26. Oktober) 
aktiv teil .  Bei diesen Gelegenheiten wurden dem Publikum sowohl die Reis­
einformationen auf der Homepage des BMaA präsentiert als auch die Bro­
schüre .. Tipps für Auslandsreisen" des BMaA ausgehändigt. 

2. Hilfeleistung in Zivil- und Strafsachen 

Sprach probleme und unterschiedliche Rechtsordnungen erschweren es ös­
terreichischen StaatsbürgerInnen im Ausland, ihre Rechte geltend zu ma­
chen oder zu verteidigen. Hilfesuchende Österreicherinnen werden in die­
sen Fällen durch informelle Beratung, Einschaltung der Vertretungsbehör­
den und gegebenenfalls Narnhaftmachung von VertrauensanwältInnen bei 
der Wahrnehmung ihrer Interessen in Zivil- und Strafsachen auf viel fältige 
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und möglichst unbürokratische Weise unterstützt. Bei Verhaftungen öster­
reichischer StaatsbürgerInnen im Ausland sind die Vertretungsbehörden um 
Klärung des Sachverhalts. Hilfeleistung zur Sicherung einer effizienten Ver­
teidigung. Verständigung der Angehörigen im Inland und Aufrechterhaltung 
der Verbindung zu diesen sowie um ausreichende Haftbetreuung bemüht. 
Sie versuchen. sofern dies erwünscht und nach der lokalen Rechtsordnung 
möglich ist. eine Überstellung der Angeklagten oder Verurteilten zur Straf­
verfolgung oder zum Strafvol lzug nach Österreich zu erwirken. 

3. Neue Verträge 

Am 20. November 2003 wurde in Zagreb das Abkommen zwischen der Re­
publik Österreich und der Republik Kroatien über die Ergänzung des Euro­
päischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen in der Fas­
sung des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die 
Rechtshilfe in Strafsachen und die Erleichterung seiner Anwendung unter­
zeichnet. Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Repub­
lik Polen über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 wird voraussichtlich 2004 in 
Kraft treten. 

Die Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Republik Polen über die Übernahme von illegal authältigen 
Personen sowie das Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesre­
gierung und der Regierung von Serbien und Montenegro über die Rückfüh­
rung und die Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt mit­
samt Durchführungsprotokoll  ( .. Rückübernahmeabkommen") werden vo­
raussichtlich 2004 in Kraft treten. Zudem fanden Delegationsverhandlungen 
zu gleichartigen Abkommen mit der Republik Nigeria und der Republik 
Tschechien statt. 

Das Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Republik Polen betreffend die Vorbeugung und Bekämpfung 
der Kriminalität (Polizeikooperationsabkommen) trat am 1 .  Dezember 2003 
in Kraft. Mit der Libanesischen Republik. der Republik Slowenien und der 
Republik Südafrika wurde im Jahr 2003 eine Reihe neuer Regierungsüber­
einkommen im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit unterzeichnet. 

Zu einem positiven Abschluss konnten auch die Verhandlungen mit der Slo­
wakischen Republik über einen Vertrag über die polizeiliche Zusammenar­
beit und die Verhandlungen über ein Ressortübereinkommen mit dem tune­
sischen Innenministerium gebracht werden. Die Unterzeichung dieser Ab­
kommen sowie eines Regierungsübereinkommens über die Polizeikoopera­
tion mit Lettland wird voraussichtlich im Jahr 2004 erfolgen. Zudem werden 
derzeit Verhandlungen über Polizeikooperationsabkommen mit der Repub­
lik Ungarn und der Tschechischen Republik geführt. 

246 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 261 von 422

www.parlament.gv.at



Reise- und Grenzverkehr 

4. Konsularische Zusammenarbeit 

Im Rahmen der EU-Ratsarbeitsgruppe für konsularische Angelegenheiten 
(COCON) stand der Ausbau der Vorsorge für Krisenfalle. insb der lnformati­
onsaustausch betreffend Reisehinweise und die verstärkte Zusammenarbeit 
bei Evakuierungen. im Mittelpunkt der Diskussionen. Auf der Basis von Vor­
arbeiten der COCON wurden die EU-Leitlinien für den Schutz von EU-Bür­
gern in Drittstaaten erneuert und ergänzt. Die Bemühungen um die Verbes­
serung der Haftbedingungen von EU-Bürgern in Drittstaaten und um Über­
stellung verurteilter Personen in den inländischen Strafvollzug wurden ver­
stärkt. 

11 .  Reise- und Grenzverkehr 

1 .  Sichtvermerks angelegenheiten 

Mit Ecuador erfolgte am 23.  Mai 2003 ein Notenwechsel .  auf Grund dessen 
Inhabern von Diplomaten- und Dienstpässen sowie Inhabern von ecuadoria­
nischen Spezialpässen die visafreie Einreise in den jeweiligen anderen Ver­
tragsstaat gewährt wird. Inhaber österreichischer gewöhnlicher Reisepässe 
können weiterhin ohne Visum in Ecuador einreisen. Der Notenwechsel trat 
am 1 .  Juni in Kraft. 

Serbien und Montenegro ermöglicht auf Grund eines einseitigen Aktes seit 
3 1 .  Mai 2003 Inhabern österreichischer Pässe die visafreie Einreise. 

Brunei gewährt Inhabern österreichischer Pässe die visafreie Einreise seit 
1 1 .  Oktober 2003. 
Österreichische Staatsbürger können in 1 00 Staaten. u. a. in die EWR-Länder 
und alle Nachbarstaaten. nach Kanada. Japan. Neuseeland. in die Vereinig­
ten Staaten. in die meisten Länder Lateinamerikas sowie nach Japan. Brunei. 
Hongkong und Macao mit gewöhnlichen Reisepässen visumfrei einreisen. 

Im Rahmen der Europäischen Union wurde der Rechtsbestand im Jahre 
2003 weiterentwickelt. Folgende Beschlüsse wurden dabei vom zuständigen 
Rat für Justiz und Inneres gefasst: 

• Verordnung (EG) Nr. 4 15/2003 des Rates vom 27. Februar 2003 über die 
Erteilung von Visa an der Grenze. einschließlich der Erteilung derartiger 
Visa an Seeleute auf der Durchreise 

• Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) r. 539/2001 
zur Aufstellung der Liste der Drittländer. deren Staatsangehörige beim 
Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen. so­
wie der Liste der Drittländer. deren Staatsangehörige von dieser Visum­
pflicht befreit sind (RA) 

• Katalog von Empfehlungen für die korrekte Anwendung des Schengener 
Besitzstands und der besten Praktiken auf diesem Gebiet: Visumerteilung 
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• Verordnung (EG) NR. 693/2003 des Rates vom 14.  April 2003 zur Einfüh­
rung eines Dokuments für den erleichterten 1i'ansit (FTD) und eines Do­
kuments für den erleichterten 1i'ansit im Eisenbahnverkehr (FRTD) sowie 
zur Änderung der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion und des Ge­
meinsamen Handbuchs sowie Verordnung (EG) NR. 694/2003 des Rates 
vom 14.  April 2003 über einheitliche Formate von Dokumenten für den 
erleichterten 1i'ansit (FTD) und Dokumenten für den erleichterten Thansit 
im Eisenbahnverkehr (FRTD) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 693/2003 
(betrifft 1i'ansitverkehr von und nach Kaliningrad).  

• Schlussfolgerungen des Rates über die Entwicklung eines Visa-Informati­
onssystems (VIS) 

• Entscheidung des Rates vom 13 .  Juni 2003 zur Änderung der Anlage 1 2  
der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion sowie der Anlage 1 4 a  des 
Gemeinsamen Handbuchs betreffend Visumgebühren 

• Entwurf für Sc�ussfolgerungen des Rates: Vorschlag für eine Verordnung 
des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1683/95 über eine ein­
heitliche Visagestaltung; Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Än­
derung der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 zur einheitlichen Gestaltung 
des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige 

Die österreichischen Vertretungsbehörden erteilten 420.1 84 Visa, das bedeu­
tet einen Rückgang von 1 ,2% gegenüber dem Vorjahr bzw. 6.888 Visa. 

Weiters wurden von den Vertretungsbehörden 40.387 Anträge auf Aufent­
haltstitel erteilt,  und zwar 28.344 Aufenthaltserlaubnisse bzw. Niederlas­
sungsbewilligungen der zuständigen Inlandsbehörden sowie 1 2.043 Aufent­
haltserlaubnisse im eigenen Wirkungsbereich. 

2. Grenzverkehr 

2 .1 .  Grenzübergänge 

Mit der Slowakei wurde ein Regierungsübereinkommen über die Errichtung 
eines gemeinsamen Kontaktbüros an der Autobahn-Grenzübergangsstelle 
Kittsee-Jarovce auf dem Staatsgebiet der Slowakischen Republik abgeschlos­
sen, welches am 1 .  Juni in Kraft trat. 

Mit der Schweiz wurde ein Regierungsabkommen über die Errichtung ne­
beneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen in Wolfurt abgeschlossen, 
welches am 1 .  Oktober in Kraft trat. 

2.2. Grenzverkehr 

Am 6./7. März fand die m. Tagung der Gemischten Kommission für den 
Grenzverkehr mit der Slowakischen Republik in Wien statt. Mit Ungarn 
wurde ebenfalls das m. 1i'effen der Gemischten Kommission am 1 5.116. Mai 
in Budapest abgehalten. 
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2 .3. Grenz- und Grenzgewässerverträge 

Mit der Schweiz wurde ein Abkommen betreffend die Nutzbarmachung des 
Inn und seiner Zuflüsse im Grenzgebiet am 29. Oktober 2003 unterzeichnet. 

m. Sozial-, Arbeits- und Gesundheitspolitik 

Die auf Grundlage der Art 36 Abs. 3 und Art 63 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) 1 408171 und des Art 105 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 5 74172 am 
3. Dezember 2001 mit dem Königreich Belgien unterzeichnete Vereinbarung 
über die Kostenerstattung von Sozialleistungen trat am 1 .  August 2003 rück­
wirkend ab 1 .  Jänner 1 994 in Kraft. 

Auf Grundlage des Abkommens über Soziale Sicherheit mit Bosnien und 
Herzegowina vom 12 .  Februar 1 999 (BGBI. m Nr. 229/2001 ) ,  welches am 
1 .  Oktober 2001 in Kraft getreten war, wurde mit 9. Dezember 2003 eine Pau­
schalierungsvereinbarung abgeschlossen, welche die Pauschalabgeltungsbe­
träge von Krankenversicherungsleistungen regelt und rückwirkend mit 
1 .  Jänner 2002 in Kraft tritt. 

IV. Die AuslandsösterreicherInnen 

Die Betreuung und Unterstützung der AuslandsösterreicherInnen sind 
wichtige Aufgaben der österreichischen Botschaften und (General-)Konsu­
late im Ausland. Da keine Verpflichtung besteht, einen dauernden Aus­
landsaufenthalt amtlich registrieren zu lassen, sind die Angaben über die 
Zahl der AuslandsösterreicherInnen vielfach Schätzungen und drücken 
nicht die tatsächliche große Zahl der im Ausland lebenden ÖsterreicherIn­
nen aus. 300.000 ÖsterreicherInnen sind bei den österreichischen Botschaf­
ten und (General-)Konsulaten mit aktuellen Adressen erfasst, die meisten 
davon in Deutschland (180.000). der Schweiz (25.000), den USA (10 .000) so­
wie in Großbritannien, Brasilien, Frankreich und Italien (je 5.000-7.000). 

Die Zahl der "HerzensösterreicherInnen" - das sind jene, die sich in Folge 
ihrer früheren österreichischen StaatsbÜfgerschaft oder in Folge ihrer Vor­
fahren oder anderer Verwandter Österreich besonders verbunden fühlen -
kann überhaupt nur geschätzt werden. Sie umfasst einige Hunderttausende. 
Von diesen ehemaligen ÖsterreicherInnen leben in ordamerika rund 
200.000, in Deutschland 50.000, in Lateinamerika 30.000, in Australien und 
Argentinien je 1 5.000, in Brasilien 1 0.000, und in Israel ,  Großbritannien und 
Frankreich je 5 .000. 

1. Organisation der AuslandsösterreicherInnen 

Die Beziehung zu Österreich wird vor allem in AuslandsösterreicherInnen­
Vereinen und anderen Vereinigungen im Ausland mit Österreichbezug ge­
pflegt. von denen beinahe 450 in fast 50 Ländern der Welt bestehen. Diese 
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Vereinigungen sind auf der AÖ-Website ­
www.AuslandsoesterreicherInnen.at 
- unter "Deutsch / Vereine" aufrufbar. 
Seit dem 1 .  Jänner 2003 besteht der Auslandsösterreicher-Welthund 
(AÖWB) als Dachverband, Interessensvertretung und Serviceorganisation 
der im Ausland bestehenden ÖsterreicherInnen-Vereinigungen und Aus­
landsösterreicherInnen mit Sitz in Wien. Der AÖWB entstand aus der Zu­
sarnmenführung des seit 1952 bestehenden Weltbunds der Österreicher im 
Ausland (WBÖA) und des 1 955  gegründeten Auslandsösterreicherwerks 
(AÖW) und übernahm alle Aufgaben bei der Institutionen. 
Der AÖWB umfasst auch österreichische "Roundtables Zentraleuropa" und 
.. Austrian-American Councils" in Nordamerika und gibt das viermal jähr­
lich erscheinende Magazin "ROT-WEISS-ROT" heraus. Präsident ist Fritz 
Molden, stellvertretender Präsident Gustav Chlestil, Generalsekretärin lrm­
gard Helperstorfer. 
Der Weltbund veranstaltet alljährlich ein AuslandsösterreicherInnentreffen, 
das im Jahr 2003 vom 4. bis 7. September in Graz stattfand. Über 800 Dele­
gierte von AuslandsösterreicherInnenvereinen aus aller Welt nahmen daran 
teil .  2003 erhielt der AÖWB eine Subvention des Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten in der Höhe von 1 77.000 Euro. 
Die Burgenländische Gemeinschaft ist der Dachverband aller Burgenländer 
im Ausland. Ihr Ziel ist die Erhaltung und Vertiefung der Heimatverbunden­
heit der Burgenländer in aller Welt. Dazu dienen Besuchsreisen, eine peri­
odische Zeitschrift "Die burgenländische Gemeinschaft", persönliche 
Dienstleistungen und die Interessensvertretung der Burgenländer im Inland. 
Präsident der Burgenländischen Gemeinschaft ist Walter Dujmovits. 

2. Unterstützung österreichischer StaatsbürgerInnen im Ausland 

Für die Betreuung in Not geratender österreichiseher StaatsbürgerInnen im 
Ausland sorgt der 1967 gegründete Fonds zur Unterstützung österrei­
chischer Staatsbürger im Ausland. Der vom Bundesrninisterium für aus­
wärtige Angelegenheiten und von den neun Bundesländern subventionierte 
Fonds leistete 2003 finanzielle Zuwendungen in der Gesamthöhe von 
631 .780 Euro an 931 bedürftige ÖsterreicherInnen in 60 Ländern. Zwecks 
Einsparung von Verwaltungskosten von jährlich mehr als 40.000 Euro und 
deren Umwidmung auf Unterstützungszahlungen wurde die Geschäftsfüh­
rung des Fonds mit 1 .  Oktober 2003 vom BMaA übernommen. Vorsitzender 
des im Herbst 2003 von der Bundesregierung neubestellten Kuratoriums des 
Fonds ist weiterhin Botschafter i .  R. Georg Hohenberg. 
Im Rahmen der alljährlichen Weihnachtsaktion des BMaA für bedürftige 
AuslandsösterreicherInnen wurden 2003 aus Mitteln des BMaA Geld- und 
Sachspenden an 606 bedürftige AuslandsösterreicherInnen in 56 Ländern in 
der Höhe von 58.000 Euro geleistet. 
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Im Ausland wohnhaften, betagten oder - körperlich oder geistig - schwer er­
krankten ÖsterreicherInnen, die nicht mehr imstande sind, für sich selbst zu 
sorgen, kann vom BMaA eine Rückkehr in ihre Heimat samt Unterbringung 
in einem Pflegeheim / Spital ermöglicht werden, sofern nicht durch Ver­
wandte oder eine lokale Organisation geholfen werden kann, der Zustand 
der / des Hilfsbedürftigen einen Transport.gestattet, und sie / er damit ein­
verstanden ist. Im Jahr 2003 wurden zwei OsterreicherInnen aus Australien 
und Spanien in die Heimat zurückgebracht und in inländischen Institutio­
nen untergebracht. 

3. Teilnahme der AuslandsösterreicherInnen an der politischen 
Willensbildung in Österreich und der Europäischen Union 

Seit 1990 besteht für Auslandsösterreicherlnnen sowie auch für am Wahl tag 
im Ausland befindliche "Inlandsösterreicherlnnen" das Wahlrecht bei atio­
nalrats- und Bundespräsidentenwahlen und das Teilnahmerecht an Volksab­
stimmungen. Die Europawahlordnung und das Europa-Wählerevidenzgesetz 
vom 1 4. März 1 996 (BGBI. Nr. 1 1 7/1996, zuletzt geändert durch BGBI. I 
Nr. 90/2003; bzw. BGBI. 1 1 8/1 996, zuletzt geändert durch BGBI. I Nr. 90/ 
2003) regelt auch die Teilnahme der Auslandsösterreicherlnnen sowie der 
nicht-österreichischen EU-Bürgerlnnen mit Hauptwohnsitz in Österreich an 
den Wahlen der österreichischen Mitglieder des Europäischen Parlaments. 

Bisher konnten Auslandsösterreicherlnnen an fünf Nationalratswahlen, 
zwei Bundespräsidentenwahlen, der EU-Volksabstimmung sowie an zwei 
Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments teilnehmen. Die Ände­
rung der Stichtage des aktiven und passiven Wahlalters auf den jeweiligen 
Wahltag (anstatt des 3 1 .  Dezember des Vorwahljahres) vom Herbst 2003 be­
traf auch AuslandsösterreicherInnen einschließlich deren Eintragungsmög­
lichkeiten in die inländischen Wählerevidenzen. 

Fragen der eventuellen Erleichter�g der Briefwahl aus dem Ausland sowie 
des E-Voting wurden u.a .  auch im "Osterreich-Konvent" diskutiert, E-Voting 
(insb aus dem Ausland) im Rahmen einer speziellen Arbeitsgruppe des 
Europarates, an der Österreich aktiv beteiligt war. Aktuelle Wahl (rechts)fra­
gen zu Auslandswahl,  EP-Wahlen und E-Voting w�en Inhalt eines 
Wahl(rechts)seminars der Regionalen Partnerschaft, das Osterreich am 15 .  
und 16 .  Dezember in  Wien veranstaltete. 

Erstmals fand im Rahmen der Europäischen Union eine Veranstaltung zu 
Fragen von AuslandsbürgerInnen statt. Am Rande des Europäischen Gipfels 
von Porto Carras hielt die griechische EU-Präsidentschaft vom 19 .  bis 
2 1 .  Juni in Thessaloniki ein Treffe� von prominenten Auslandsbürgerlnnen 
aus EU-Staaten ab - darunter drei OsterreicherInnen -, um Themen gemein­
samen Interesses wie z. B .  Migration, Sozialfragen,  Sprachförderung, Rück­
kehrmodalitäten und Wahlrecht zu diskutieren. 
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M. Der österreichisehe auswärtige Dienst 

I. Einleitung 

Wie schon in den vorangegangenen Jahren war auch das Bundesministerium 
für auswärtige Angelegenheiten durch personelle und budgetäre Kürzungen 
von den Bemühungen der Bundesregierung zur Konsolidierung des Bundes­
haushalts betroffen. Angesichts der gestiegenen Anforderungen an die Leis­
tungen des auswärtigen Dienstes (Erfordernis der diplomatischen Präsenz in 
im letzten Jahrzehnt neu entstandenen Staaten sowie der Mitarbeit in inter­
nationalen Organisationen und Gremien; verstärkte Inanspruchnahme der 
Vertretungsbehörden durch Fachressorts, die vermehrt Spezialattaches an 
ausländische Dienstorte entsenden, sowie durch Bundesländer und Gemein­
den, die vielfach Informations- und Interventionsersuchen an das BMaA 
richten; Ansteigen der Konsularfälle durch vermehrte Reisetätigkeit der Ös­
terreicherInnen) war das BMaA auf Grund dieser Einsparungsbemühungen 
vor schwerwiegende personelle und administrative Probleme gestellt. 

n. Vertretungsbehörden - Honorarkonsulate 
Österreich unterhält im Ausland 81 Botschaften (davon zwei in Form eines 
Büros des Handelsrates sowie eine vorübergehend geschlossen), sechs Stän­
dige Vertretungen bei internationalen Organisationen, eine Außenstelle der 
Botschaft Berlin in Bonn und 1 5  Generalkonsulate (davon eines in Form ei­
nes Büros des Handelsrates). Dies ist im Verhältnis zu vergleichbaren EU­
Staaten ein kleines Netz von Berufsvertretungsbehörden. Daneben bestehen 
28 Kulturforen (Agram, Belgrad, Berlin, Bern, Budapest, Bukarest, Brüssel, 
Istanbul ,  Kairo, Kiew, Krakau, Laibach, London, Madrid, Mailand, Mexiko, 
Moskau, ew York, Ottawa, Paris, Prag, Pressburg, Rom, Teheran, Tel Aviv, 
Tokio, Warschau und Washington). 

Die Botschaft Abu Dhabi, welche bis dahin als Büro des Handelsrates be­
stand, wurde Mitte 2003 als eigene Dienststelle des BMaA eingerichtet; auf 
Grund der Personal- und Budgetknappheit musste stattdessen das General­
konsulat Triest geschlossen werden. Die zum BMaA gehörigen Regionalbü­
ros für Entwicklungszusamrnenarbeit (EZA) in Kampala und Managua gin­
gen mit Ablauf des Jahres 2003 auf die Austrian Development Agency (ADA) 
über, welcher durch die EZA-Gesetz-Novelle 2003 per 1 .  Jänner 2004 die 
operativen Aufgaben der österreichischen EZA übertragen wurden. 
Österreich hat derzeit 265 honorarkonsularische Vertretungen im Ausland, 
welche die Arbeit der österreichischen Berufsvertretungen in wertvoller 
Weise unterstützen und ergänzen. HonorarkonsulInnen sind prominente, in 
der Regel in der Wirtschaft oder freiberuflich tätige Personen, die die Infra­
struktur für den Konsularbetrieb zur Verfügung stellen und ehrenamtlich für 
Österreich arbeiten. 
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m. Immobilienverwaltung und Bauangelegenheiten 

Im BMaA ist eine eigene Organisationseinheit mit dem Erwerb, der Anmie­
tung sowie der baulichen Adaptierung und Ausstattung der in erster Linie 
im Ausland benötigten Immobilien beschäftigt. 

Das Immobilienmanagement des BMaA betreibt durch laufende Objekteva­
luierungen eine möglichst zweckmäßige und kostengünstige Bereitstellung 
von Amts- und Wohnraum im Ausland. Durch die Einführung der Software 
SAP mit Jänner 2004 soll das Immobiliencontrolling des BMaA - in Verbin­
dung mit dem bereits bestehenden Facility Management-System - eine wei­
tere Verbesserung erfahren. 

Die Unterbringung des BMaA am ehemaligen Sitz der Niederösterrei­
chischen Landesregierung in der Herrengasse wird ab 2005 erstmalig eine 
Zusammenführung aller Organisationseinheiten des BMaA an einem Stand­
ort ermöglichen. Vor der Übersiedlung werden die Objekte derzeit general­
saniert. 

IV. Aufnahme in den auswärtigen Dienst 

Die Aufnahme in den höheren, gehobenen und mittleren Dienst des BMaA 
erfolgt nach erfolgreicher Ablegung des entsprechenden Auswahlverfahrens 
(Examen Prealable) vor einer unabhängigen Auswahlkommission. Die recht­
liche Grundlage bilden das Bundesgesetz über Aufgaben und Organisation 
des auswärtigen Dienstes - Statut (BGBI I Nr. 129/1 999 vom 23.  Juli 1 999) 
sowie die Verordnung des Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten 
BGBI Nr. 1 20/1989 vom 16.  Februar 1 989. Das BMaA ist an möglichst quali­
fizierten Bewerbungen für diese Auswahlverfahren interessiert und infor­
miert laufend im Rahmen von Vorträgen und berufsberatenden Veranstal­
tungen über die Voraussetzungen sowie die Laufbahnmöglichkeiten im aus­
wärtigen Dienst. 

Im Jahr 2003 fanden Auswahlverfahren für den höheren und den gehobenen 
auswärtigen Dienst statt. Es konnten zwölf bzw. 1 3  KandidatInnen aufge­
nommen werden. Für den mittleren Dienst fanden ebenfalls Auswahlverfah­
ren statt. bei denen sich insgesamt 1 9  KandidatInnen qualifizieren konnten. 

Für alle Verwendungsgruppen gibt es eine gesetzlich vorgeschriebene 
Grundausbildung. Das Ausbildungsprogramm für den höheren auswärtigen 
Dienst umfasst nach einer allgemeinen Einführungswoche. in der die Sek­
tionen und die Aufgaben des BMaA vorgestellt werden. mehrtägige fachspe­
zifische und persönlichkeitsorientierte Seminare an der Diplomatischen 
Akademie. diverse Vorträge und eine gezielte Förderung des Fremdspra­
chenstudiums. wobei vor allem auf �.as Erlernen bzw. die Vervollkommnung 
der Sprachen der Nachbarstaaten Osterreichs besonderes Gewicht gelegt 
wird. Ebenso erfolgt während der Ausbildung ein sechsmonatiger Stage an 
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einer österreichischen Vertretungsbehörde im Ausland, wo der/die Bediens­
tete in die praktische Arbeitsweise einer Vertretungs behörde eingeschult 
wird. 

Das Ausbildungsprogramm für den gehobenen auswärtigen Dienst umfasst 
ebenfalls einen Stage an einer Vertretungsbehörde im Ausland, wo der/die 
Bedienstete vor allem in die administrativen und konsularischen Aufgaben 
eingeschult wird. Zusätzlich gab es im Jahre 2003 Seminare am Zentrum für 
Verwaltungsmanagement des Bundeskanzleramtes sowie Schulungen an der 
Diplomatischen Akademie. Das Ausbildungsprogramm für den mittleren 
Dienst machte vor allem vom Seminarangebot des Zentrums für Verwal­
tungsmanagement Gebrauch und bietet überdies eine gezielte Fremdspra­
chenausbildung an. Ein auf die Bedürfnisse der Bediensteten des gehobenen 
und mittleren Dienstes abgestimmter Französischkurs wird in den Räumen 
des BMaA abgehalten. 

In der für Schulungszwecke eingerichteten .. Botschaft Wien" werden Be­
dienstete aller Verwendungsgruppen - insb vor der ersten Auslandsverwen­
dung - in konsularische und administrative Agenden eingeführt. 

v. Personal 

Ende Dezember 2003 hatte das BMaA 1 .374 MitarbeiterInnen: 606 waren im 
Inland, 768 in Auslandsverwendung. Davon waren sieben von anderen Bun­
desdienststellen dem BMaA zugeteilt, 1 9  durch Sonderverträge beschäftigt 
sowie zwei MitarbeiterInnen dienstfreigestellt (§ 25 Abs 4 PVG). Aus dem 
Personalstand des BMaA waren 22 MitarbeiterInnen anderen Bundesdienst­
stellen dienstzugeteilt, 1 1 0  karenziert (60 Mutterschutz/Elternkarenz, 14 für 
Tätigkeiten bei internationalen Organisationen, 24 für sonstige Tätigkeiten 
wie Diplomatische Akademie, EZA-Büros etc . ,  1 1  aus privaten Gründen z. B .  
Begleitung eines Ehegatten auf Auslandsposten, Pflege eines kranken Ange­
hörigen etc.)  und einer außer Dienst gestellt. Insgesamt gingen 55  Bediens­
tete aus dem Personalstand des BMaA im Jahr 2003 in Pension. 

Im Stellenplan für das Jahr 2003 wurden für das BMaA zwar 1 .498 Plan­
stellen (bzw. 1 543 unter Einrechnung der Planstellen für lokal im Ausland 
angestellte Vertragsbedienstete nach VBG) vorgesehen, doch steuert die 
Bundesregierung im Zuge ihrer Budgetkonsolidierungspolitik die Perso­
nalverwaltung des Bundes derzeit im Wesentlichen über ausgabenwirk­
same Vollbeschäftigungsäquivalente (auf Vollbeschäftigung umgerechnete 
Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse, für die Leistungsentgelt bezahlt 
wird). Mit Beschluss des Ministerrates vom 1 9 .  September 2000 wurden 
die dem BMaA im Jahre 2003 zustehenden Vollbeschäftigungsäquivalente 
mit 1 .376,60 festgelegt. Dies bedeutet, dass der für den Bereich des BMaA 
geltende Stellenplan zu einem relativ großen Teil nicht ausgenützt werden 
konnte. 
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Im Jahr 2003 betrug der Frauenanteil im Personalstand des BMaA 46,1 % ,  
davon im mittleren Dienst 65,4%, im Fachdienst 69 ,7%, im gehobenen 
Dienst 36,3% und im höheren Dienst 26,5% .  

Personalstand des BMaA 2003 nach Verwendung/Geschlechtern 

Allvl , Ala - höherer Dienst 334 1 20 454 26,5% 
A2/v2 , B/b - gehobener Dienst 163 93 256 36,3% 
A3/v3 , elc - Fachdienst 135 310 445 69,7% 
A4/A5/v4, - qualifizierter mittlerer 
D/d, P2!P3! Dienst bzw. mittlerer 
p2!p3, h21 Dienst 53 1 00 1 5 3  65,4% 
h3 
A7!v5 , Eie, - Hilfsdienst 42 5 47 10,6% 
p4/p5, h4! 
h5 

- Sonderverträge 1 3  6 19 3 1 ,6% 

Pensionseintrittsalter: Das durchschnittliche Pensionseintrittsalter der Be­
amtinnen im BMaA betrug im Jahre 2003 60,48 Jahre und befand sich damit 
über dem Schnitt der meisten anderen Ressorts. Wie aus nachfolgender Ta­
belle ersichtlich, lag das durchschnittliche Pensionsalter in den letzten zehn 
Jahren mit Ausnahme des Jahres 1 998 immer über der 60-Jahr-Grenze. 

VI. Budget 

Der Bundesvoranschlag 2003 sah für das BMaA ein Budget von insgesamt 
307 Mio. Euro vor. Nach Abzug der Budgetposten für Ost-Förderprogramme 
in den MOEL und GUS-Staaten (10,4 Mio. Euro), der Beiträge Österreichs an 
internationale Organisationen (43,9 Mio. Euro), sonstiger gesetzlicher Ver­
pflichtungen (2,7 Mio. Euro), der Aufwendungen für internationale Konfe­
renzen (2,5 Mio. Euro) und der Leistungen für Entwicklungszusammenar­
beit (52,7 Mio. Euro) verblieb dem BMaA ein operatives Budget (einschließ­
lich Personalausgaben) von 194,17  Mio. Euro. Der operative Anteil am Ge­
samtbudget des Bundes betrug 0,32%. 
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Der österreichische auswärtige Dienst 

Budget 2003 in 1 .000 Euro 

1 993 1 96,968 42,567 154 ,401 0,31 
1 994 21 9,648 53 ,132 1 66,51 6  0,32 
1 995 288,960 1 06 ,395 182 ,565 0,33 
1 996 292,889 1 1 3 ,380 1 79,509 0,33 
1997 292,837 1 1 3 ,747 1 79,090 0,33 
1 998 314 ,673 1 33,327 181 ,346 0,33 
1 999 297,232 1 1 3 ,901 1 83,331 0,33 
2000 305 ,662 1 27,165 1 78,497 0 ,31 
2001 303,409 122 ,652 1 80,757 0,31 
2002 299,775 1 2 1 ,938 1 77,837 0,30 
2003 307,000 1 1 2 ,298 1 94 ,172  0,32 

* ) Anmerkung: Der Anteil des operativen Budgets des BMaA in Prozenten des Bun­
deshaushalts wurde von 1993 - 1 998 ursprünglich auf Basis des Gesamtbudgets (All­
gemeiner Haushalt plus Ausgleichshaushalt) angegeben. Ab 1 999 wurde nur mehr der 
Allgemeine Haushalt (= Summe der effektiven Ausgaben-Voranschlagsbeträge aller 
Ressorts) ohne Berücksichtigung des Ausgleichshaushalts (= Summe der Ausgaben 
für die TIlgung von Schulden und kurzfristigen Verpflichtungen bzw. von Kapital aus 
Währungstauschverträgen sowie Einnahmen aus Kapitalzahlungen aus Währungs­
tauschverträgen und Einnahmen aus Aufnahmen kurzfristiger Verpflichtungen) he­
rangezogen. Die Prozentanteile 1 993- 1 998 wurden daher in Bezug auf die in den Au­
ßenpolitischen Berichten 1 993- 1 998 angegebenen Prozentangaben dementsprechend 
adjustiert. 

VII. Informationstechnologie (IT) und Außenpolitische 
Bibliothek 

Die IKT-Abteilung führte planmäßig die Neuausstattung von 1 1 0  Vertretun­
gen im Rahmen des Projekts MEDUSA - Modernisierung der Elektronischen 
Datenverarbeitung und IT-Systeme an den österreichlschen Vertretungsbe­
hörden im Ausland - durch. Diese im August 2000 begonnene weltweite 
Modernisierung wurde im Oktober 2003 erfolgreich abgeschlossen. Alle ös­
terreichlschen Berufsvertretungsbehörden sind nunmehr entweder über 
chiffrierte terrestrische WAN-Datenleitungen oder in einigen wenigen Fäl­
len über Satellit (VSAT) mit der Zentrale in Wien verbunden. Über diese Lei­
tungen erfolgt die Kommunikation mit allen österreichischen Behörden und 
wird der Informationsfluss über E-Mail - dem wichtigsten Kommunikati­
onsmedium im Außenministerium - und E-Fax abgewickelt. 
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Inforrnationstechnologie (IT) und Außenpolitische Bibliothek 

An allen Vertretungs behörden ist neben Büroautomation auch Software im 
Einsatz, die den administrativen sowie den konsularischen Arbeitsbereich 
abdeckt. Diese wurde von der IKT-Abteilung selbst entwickelt. Die Dienst­
rechnungssoftware ist eine Vorfeldapplikation zum bundesweit eingeführ­
ten SAP. Die Konsularsoftware ermöglicht den Vertretungsbehörden das 
Ausstellen von Visa, Aufenthaltserlaubnissen und Niederlassungsbewil li­
gungen. Die Vertretungsbehörden haben Zugriff auf das Schengener Infor­
mationssystem (SIS) und sind an das Konsultationsnetzwerk (VISION) der 
Schengener Staaten angeschlossen. 

Elektronisch verfügbare Informationen können direkt von den Vertretungs­
behörden wie auch von der Zentrale abgerufen werden: Jede einzelne Ar­
beitsstation ist an das Internet angeschlossen, ebenso sind Nachrichtenagen­
turen wie APA und Reuters sowie diverse Datenbanken (z. B .  Rechtsdaten­
bank) für FachreferentInnen anwählbar. Im neu konzipierten Intranet wer­
den BMaA-interne Informationen sowie wichtige Links angeboten. Die of­
fene Kommunikationsstrategie des Außenministeriums verbindet die Zen­
trale, Vertretungsbehörden und weltweite etze miteinander. 

In der BMaA-Zentrale wird der Elektronische Akt (ELAK) bereits seit Jahren 
ministeriumsweit verwendet. Dieses sehr erfolgreiche Pilot-Projekt wird 
nun auf alle anderen Ministerien ausgeweitet. Die Geschwindigkeit der Ar­
beitsabläufe sowie die Effizienz allgemein konnten dank diesem Instrument 
stark gesteigert werden. Dazu trug auch das elektronische Dokumentenma­
nagement wesentlich bei, das eine schnelle und zielgerichtete Suche von 
Akten und informellen Erledigungen ermöglicht. Darüber hinaus bewirkte 
der ELAK eine Reorganisation der Arbeitsabläufe im BMaA: Papierbasie­
rende Geschäftsprozesse werden durch elektronische Workflows ersetzt. 
Weitere zukunftsorientierte Visionen wie E-Learning, das Lernen direkt mit 
dem Computer ermöglicht, wurden konzipiert und umgesetzt. 

Die Außenpolitische Bibliothek konnte ihre Bestände planmäßig erweitern 
und ihrer Doppelfunktion als Amtsbibliothek des BMaA und als Studienbi­
bliothek der Diplomatischen Akademie gerecht werden. Die rückwirkende 
Erfassung der Bibliotheks��stände für den Verbundkatalog der wissen­
schaftlichen Bibliotheken Osterreichs (ALEPH) wurde weiter fortgesetzt . 
Durch die Einführung der elektronischen Entlehnverbuchung konnten die 
Buchverwaltung erheblich effizienter gestaltet und die Teilnahme am inter­
nationalen und nationalen Leihverkehr intensiviert werden. 
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Osterreichische Berufsvertretungen - DienststeJ/enleiterInnen 

IX. Österreich ische Berufsvertretungen -
Dienststellenleiterinnen 
ÄGYPTEN OB Kairo· Dr. Ferdinand 

Sudan TRAUTTMANSDORFF 
ALBANIEN OB Tirana Dr. Horst-Dieter RENNAU 
ALGERIEN OB AJgier Dr. Thomas BAIER 
ARGENTINIEN OB Buenos Aires Dr. Yuri STANDENAT 

Paraguay, Uruguay 
ÄTHIOPIEN OB Addis Abeba Mag. Brigitte OPPINGER-

Eritrea, Dschibuti, Somalia WALCHSHOFER 
AUSTRALIEN OB Canberra Dr. Johann DEMEL 

Fidschi, Klribati, Marshall-Inseln, 
Mikronesien, Nauru, Neuseeland, 
Niue, Palau, Papua-Neuguinea, 
Salomonen, Samoa, Tonga, 
Tuvalu, Vanuatu 

BELGIEN OB Brussel" Dr. Franz CEDE 
BOSNIEN-HERZEGOWINA OB Sarajewo Dr. Gehard JANDL 
BRASILIEN OB Brasilia Dr. Werner BRANDSTETTER 

GK Rio de Janeiro Rudolf LENHART 
GK Sao Paulo derzeit vakant 
(Büro des Handelsrates) 

BULGARIEN OB Sofia Dr. Karl DIEM 
CHILE OB Santiago de Chile Mag. Waller HOWADT 
CHINA OB Peklng Dr. Hans-Dietmar SCHWElSGUT 

DVR Korea, Mongolei GK Hongkong Dr. Brigitta BLAHA 
GK Shanghai Walter KALTEIS 

COTE D'IVOIRE ÖB Abidjan Dr. Heide KELLER 
Benin, Burklna Faso, Ghana, 
Uberia, Niger, Sierra Leone, Togo 

DÄNEMARK OB Kopenhagen Dr. Erich BUTTEN HAUSER 
Island 

DEUTSCHLAND OB Berlln" Dr. Christlan PROSL 
AußensteIle Bonn Dr. Senta WESSEL Y-STEINER 
GK Hamburg Adolf KLEMENT 
GK München Dr. Christian LASSMANN 

ESTLAND OB Tallinn Dr. Jakub FORST-BATTAGLIA 
FINNLAND OB Helsinki Dr. Christoph QUERNER 
FRANKREICH OB Paris' Dr. Anton PROHASKA 

Monaco GK Strassburg Dr. Eva HAGER 
GRIECHENLAND OB Athen Dr. Rene POLLITZER 

Zypern 
GROSSBRITANNIEN und ÖB London Dr. Alexander CHRISTIANI 

NORDIRLAND KF London derzeit vakant 
GUATEMALA OB Guatemala Dr. Monika GRUBER-LANG 

Costa Rica, EI Salvador, 
Honduras, Nicaragua 

HEILIGER STUHL OB Heiliger Stuhl Dr. Walter GREINERT 
San Marino, Souveräner Malteser 
Ritterorden 
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Österreichische Berufsvertretungen - Dienststellenleiterlnnen 

INDIEN OB New Delhi Dr. Jutta STEFAN-BASTL 
Bangladesch, Bhutan, Malediven, 
Nepal, Sri Lanka 

INDONESIEN OB Jakarta Dr. Bemhard ZIMBURG 
Singapur 

IRAK OB Bagdad derzeit vakant 
(Büro des 
Handelsrates) 

IRAN OB Teheran· Dr. Michael STIGELBAUER 
IRLAND OB Dublin Dr. HaraJd MJL TNER 
ISRAEL OB Tel Aviv· Dr. Kurt HENGL 
ITALIEN OB Rom Dr. AIIons KLOSS 

Malta KF Rom Dr. Andreas SCHMJDJNGER 
GK Mailand· Dr. Eva-Maria ZJEGLER 

JAPAN OB Tokio· Dr. Peter MOSER 
JORDANtEN OB Amman Dr. Heinrich QUERNER 
KANADA OB Ottawa· Dr. Otto DITZ 
KENIA OB Nairobi Mag. Klaus DERKOWITSCH 

Burundi, Komoren, DR Kongo, 
Ruanda, Seychellen, Tansania, 
Uganda 

KOLUMBIEN OB Bogota Dr. Hans-Peter GLANZER 
Ecuador, Panama 

DR KONGO OB Kinshasa vorübergehend geschlossen 
KOREA OB Seoul Dr. Helmut BOCK 
KROATIEN OB Agram· Dr. Hans KNITEL 
KUBA OB Havanna Dr. Helga KONRAD 
KUWAIT OB Kuwait Mag. Roland HAUSER 

Bahrain, Katar 
LETTLAND OB Riga Dr. Wollgang JILL Y 
LIBANON OB Beirut Dr. Helmut FREUDENSCHUSS 
LIBYEN OB Tripolis Dr. Thomas WUNDERBALOINGER 
lIECHTENSTEIN derzeit vakant 

(Sitz in Wien) 
LITAUEN OB Wilna Dr. Michael SCHWARZINGER 
LUXEMBURG OB Luxemburg Dr. Walter HAGG 
MALAYSIA OB Kuala Lumpur Dr. Oswald SOUKOP 

Brunei 
MAROKKO OB Rabat Dr. Gerhard DEISS 

Mauretanien 
MAZEDONIEN OB Skopje Dr. Philipp HOYOS 
MEXIKO OB Mexiko· Dr. Rudoll LENNKH 

Belize 
NIEDERLANDE OB Den Haag Dr. Erwin KUBESCH 
NIGERIA OB Lagos Dr. Christoph PARISINI 

Äquatorialguinea, Gabun, 
Kamerun, Kongo, Tschad, 
S1Io Tome und Principe, 
Zentralalrikanische Republik 

NORWEGEN OB 0510 Dr. Anton KOZUSNIK 
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Osterreichische Berufsvertretungen - DienststellenleiterInnen 

OMAN 

PAKISTAN 
Afghanistan 

PERU 
Bolivien 

PHILIPPINEN 

POLEN 

PORTUGAL 

RUMÄNIEN 
Moldau 

RUSSLAND 
Belarus 
Armenien, Aserbaidschan, 
Georgien, Kasachstan, 
Kirgisistan, Tadschikistan, 
Turkmenistan, Usbekistan 

SAUDI-ARABIEN 
Jemen 

SCHWEDEN 
SCHWEIZ 

SENEGAL 
Gambia, Guinea, Guinea-Bissau, 
Mali, Kap Verde 

SERBIEN und MONTENEGRO 
SIMBABWE 

Angola, Malawi, Mosambik, 
Sambia 

SINGAPUR 

SLOWAKEI 
SLOWENIEN 

SPANIEN 

SÜDAFRIKA 
Botsuana, Lesotho, Madagaskar, 
Mauritius, Namibia, Swasiland 

SYRIEN 
THAILAND 

Kambodscha, Laos, Myanmar 
TSCHECHISCHE REPUBLIK 
TUNESIEN 
TÜRKEI 

UKRAINE 

262 

OB Maskat 

OB Islamabad 

OB Lima 

OB Manila 

OB Warschau 
KF Warschau 
GK Krakau' 
OB Lissabon 

OB Bukarest' 

OB Moskau' 

OB Riyadh 

OB Stockholm 
OB Sem' 
GK Zürich 
OB Dakar 

OB Belgrad' 
OB Harare 

OB Singapur 
(Büro des 
Handelsrates) 

OB Pressburg­

OB Laibach' 

OB Madrid' 

OB Pretoria 
GK Kapstadt 

OB Damaskus 
OB Bangkok 

OB Prag' 
OB Tunis 
OB Ankara 
GK Istanbul 
KF Istanbul 

ÖB Kiew' 

Dr. Clemens CORETH 

Dr. Günther GALLOWITSCH 

Dr. Gerhard DOUJAK 

Dr. Christian KREPELA 

Dr. Georg WEISS 
Mag. Andreas STADLER 
Mag. Hermine POPPELLER 
Dr. Wolfgang KRIECHBAUM 

Dr. Christian ZEILEISSEN 

Dr. Martin VUKOVICH 

Dr. Heidemarie GÜRER 
(Sitz in Wien) 

DDr. Harald WIESNER 

Dr. Norbert PRAMBERGER 
Dr. Ursula PLASSNIK 
Dr. Bettina KIRNBAUER 
Mag. Gerhard WEINBERGER 

Dr. Hans PORIAS 
Mag. Michael BRUNNER 

Dr. Bemhard ZIMBURG 
(Sitz in Jakarta) 

Dr. Martin BOLLDORF 
Dr. Ferdinand MAYRHOFER­
GRÜNBÜHEL 
Dr. Ulrike TILL Y 

Dr. Kurt SPALLINGER 
Christine KIVINEN 

Dr. Karl SCHRAMEK 
Dr. Herbert TRAXL 

Dr. Klas DAUBLEBSKY 
Dr. Gabriele MATZNER-HOLZER 
Dr. Marius CALLIGARIS 
Mag. Franz WECHNER 
Dr. Ulrike OUTSCHAR 

Dr. Michael MIESS 
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6sterreichische Berufsvertretungen - DienststellenJeiterInnen 

UNGARN 

VENEZUELA 
Antigua und Barbuda, Barbados, 
Dominiea, Dominikanische 
Republik, Grenada, Guyana, Haiti, 
St. Vincent und die Grenadinen, 
Suriname, Trinidad und Tobago 

VEREINIGTE 
ARABISCHE EMIRATE 

VEREINIGTE STAATEN 
VON AMERIKA 
Bahamas 

VIETNAM 

OB Budapest 
KF Budapest 

OB Caraeas 

OB Abu Dhabi 

OB Washington' 
GK Chieago 
GK Los Angeles 
GK New York 
KF New York 

OB Hanoi 

Anmerkung: • Vertretungsbehörde mit Kulturlorum 

Ständige Vertretung bei den VN in New York 

Ständige Vertretung beim Büro der VN und den 
Spezialorganisationen In Gent 

Ständige Vertretung bei den VN, IAEO und UNIDO 
und CTBTO in Wien 

Ständige Vertretung bei der OSZE in Wien 

Ständige Vertretung bei der UNESCO in Paris 

Ständiger Vertreter bei der FAO in Rom 
(untersteht dem BMLFUW) 

Ständige Vertretung bei UNEP und HABITAT in Nairobi 

Ständige Vertretung bei der OECD in Paris 
(untersteht dem BKA) 

Ständige Vertretung beim Europarat in Strassburg 

Ständige Vertretung bei der EU in Brüssel 

Ständige Vertretung bei der WEU 
(Beobachterstatus) in Brüssel 

Ständige Vertretung bei der WTO 
(untersteht dem BMWA) in Gent 

Ständige Vertretung bei der OMT in Madrid 

Ständige Vertretung bei der Donaukommission 

Ständige Vertretung bei der OPCW in Den Haag 

Ständige Vertretung bei der NATO in Brüssel 

Dipl.-Dolm. Dr. Günter BIRBAUM 
Dr. Maria-Barbara LEE-STORCK 

Mag. Marianne DA COSTA 
DE MORAES 

Dr. Gerald KRIECHBAUM 

Dr. Eva NOWOTNY 
Dr. Elisabeth KEHRER 
Mag. Peter LAUNSKY 
Dr. Michael BREISKY 
DDr. Christoph THUN­
HOHENSTEIN 

Dr. Joset MÜLLNER 

Dr. Gerhard PFANZEL TER 

Dr. Woltgang PETRITSCH 

Dr. Thomas STELZER 

Dr. Margit WÄSTFELT 

Dr. Anton PROHASKA 

Mag. Natalie FEISTRITZER 

Mag. Klaus DERKOWITSCH 

Dkfm. Ulrich STACHER 

Dr. Aurel SAUPE 

Dr. Gregor WOSCHNAGG 

Dr. Franz Joset KUGLITSCH 

Dr. Woltgang PETRITSCH 

Dr. Ulrike TILL Y 

Dipl.-Dolm. Dr. Günter BIRBAUM 

Dr. Erwin KUBESCH 

Dr. Franz CEDE 

Stand: 3 1 .  März 2004 
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Anhang 

I. Länderinformationen: Afghanistan bis Zypern 

AHSt = AußenhOIldelsstelJe, A UA = Austrian Airlines, BMaA = Bundesministerium für aus­
wlirtige Angelegenheiten, GK = Generolkansulat, HGK = Honororgenerolkonsulat, HK = Ho­
norarkonsulat, KF = Kultur/arum, LA = Lauda Air, 051 = Ost- und Südasteuropainstitut, 
OZA = Ostzusammenarbeit, DAI = Dsterreichisches Archäologisches Institut, OB = Dster­
reich ische Botschaft, DBTZ = Dsterreichisches Büro für technische Zusammenarbeit, 
DEZA = Ds/erreichische Entwicklungszusammenarbeit, DHI = Dsterreichisches His/ori­
sches Institut, Dw = Dsterreich-Werbung, WKD = Wirtschaftskammer Dsterreich 

Afghanistan 
(Afghanistan), Kabul 
�taatsoberhaupt der 
Ubergaogsperiode 
Hamid Karzai 

�egierungschef der 
Ubergaogsverwal tung 
Hamid Karzai 

ÖB: siehe Pakistao; ARSt: siehe Iran 

Außenminister der 
Übergaogsverwaltung 
Abdullah Abdullah 

Besuche in Österreich: Frauenministerin Habiba Sarabi Gespräche mH Bundesministerin Maria 
Rauch-Kallat (Oktober in Wien). Außenminister Abdullah Abdullah anlässlich der X. UNrDO-Ge­
neralkonferenz (Dezember in Wien). 
Österreich laistete im Rahmen der EU und auch bilateral einen substantiellen Beitrag zum Wie­
deraufbau in Afghanistan. Die für den Zeitraum 2002- 2004 zugll�agte HiUe in der Höhe von 
12 ,3  Millionen Euro wurde bis Ende 2003 großteils ausbezahlt. Osterreich konzentriert seine 
Hilfe auf die Bereiche . .Drogenbekämpfung, Stärkung der Frauenrechte und Enlminung. Darüber 
hinaus beteiligte sich Osterreich zwischen Februar 2002 und August 20Q3 mit insgesamt 170 Sol­
daten an der VN-Friedenstruppe in Afghanistan (lSM). 2004 wird sich Osterreich erneut an ISAF 
beteiligen. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3,31 Millionen Euro (-42,1%1. die Importe 405.000 Euro 
(+158,6%). 

Ägypten 
(Arabische Republik Ägypten), Kairo 
Staatsoberhaupt Regierungschef 
Mohamed Hosni Mubarak Dr. Atef Mohamed Ebeid 

Kairo - ÖB, KF, ARSI, AUA, ÖAI; Alexaodria - HGK 

Außenminister 
Ahmed Maher EI Sayed 

Ägypten war auch 2003 einer der wichtigsten Handelspartner Österreichs im Nahen Osten. Die 
österreichischen Exporte betrugen 103,16 Millionen Euro (- 1 7,7%), die Importe 19,19 Millionen 
Euro (+5,4%). 
Die österreichische Kultur-, lnformations- und Öffentlichkeitsarbeit in Ägypten konnte durch das 
im Vorjahr eröffnete Kulturforum erheblich verstärkt werden. Einen Arbeitsschwerpunkt bildete 
die Betreuung eines digitalen Kommunikationszentrums in arabischer, englischer und deutscher 
Sprache sowie der Aufbau einer Bibliothek z.!1I Förderung des interlrulturellen Dialogs. Im Rah­
men der Nord-Süd-Partnerschaft unterstützt OS!!lrreich die gerufliche Fortbildung von Fachkräf­
ten, Akademikerinnen und Forscherinnen aus Agypten in Osterreich. Im Berichts�!litraum wur­
den 24 Personen - vorwiegend im Rahmen des bilateralen Kulturabkommens mit Agypten - ge­
fördert. 
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Albanien 
(Republik Albanien), Tirana 
Staatsoberhaupt 
Alfred Moisiu 
Kastriot Islami 
(seit 30. Dezember) 

Länderinformotionen 

Regierungschef 
Fatos Nano 

Außenminister 
llir Meta 

Tirana - ÖB, ARSt mit Sitz in Laibach, Koordinationsbüro der DZA, "Austrian" (ehemals 
AUA) 
Besuche aus Österreich: Bundesministerin Elisabeth Gehrer (30. April-4. Mai) - offizieller Be­
such; Abgeordneter zum Nationalrat Bürgermeister Wolfgang GroBruck; Abgeordneter zum Natio­
nalrat Reinhold Lopatka. 
Besuche in Österreich: Staatspräsident Alfred Moisiu zur Teilnahme am Treffen der Staatschefs 
der Länder Zentral- und Südeuropas auf Einladung von Bundespräsident Thomas Klestil (Salz­
burg, 22.-23. Mai); Wirtschaftsminister Arben Malaj und Abgeordneter Gazrnir Bizhga zur Teil­
nahme an Ministerkonferenz über Prinzipien der Investitionserleichterungen in Südosteuropa 
(Wien, 10. - 1 1 .  Juli ). 
Anfang Februar begannen die Verhandlungen zwischen der Europäischen Kommission (EK) und 
Albanien über ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen. Begleitende Gespräche auf tech­
nischer Ebene wurden fortgesetzt. im November stellte die EK fest, dass Albanien die Reformen 
beschleunigen müsse, um Fortschritte bei der Annäherung an die Europäische Union erzielen zu 
können. 
Albanien bleibt SchwerpunktJand der OZA des BMaA. Abgeschlossen werden konnten in diesem 
Rahmen die ersten bei den Phasen der Wasserversorgung für Shkodra und mehrere Dörfer in der 
Umgebung. Gegen Jahresende wurde der Vertrag über die Dritte Phase der Wasserversorgung 
(Wassermanagement) dieser wichtigsten Stadt Nordalhaniens unterzeichnet. Am Projekt der Reha­
bilitierung der DRIN-Kraftwerke wird mit österreichischer Beteiligung weiter gearbeitet. Andere 
OZA-Projekte werden vor allem auf dem Bildungssektor durcJ:!geführt. Die Vorarlberger Landesre­
gierung, einige Gemeinden sowie private Organisationen aus Osterreicb erbringen Hilfeleistungen 
für Schulen, Spitäler sowie für weitere Bereiche auf dem sozialen Sektor in entlegenen Gebieten 
im Norden des Landes. Ein besonderes Anliegen ist die Stärkung der Zivilgesellschaft, iosb die 
Förderung der Gleichstellung der Frau. 
Die österreichische Firma VA TECH erhielt einen Auftrag im Wert von 13  Millionen Euro zur Er­
neuerung von sieben albanischen \..lfI1spannwerken. Diesbezügliche Lieferungen werden haupt­
sächlich im Jahr 2004 zum Teil aus Osterreich getätigt werden. Exporterfolge gab es 2003 u.a. bei 
der Lieferung von Elektro-, Kraft- und Baumaschinen, Getreide., Zucker, Getriffi.ken und Tabak so­
wie von medizinischen und pharmazeutischen Produkten aus Osterreich. Die Osterreichische Mi­
neralölverwaltung (OMV) ist der bedeutendste österreichische Investor in Albanien und führt zur 
Zeit weitere Tief1?obrungen zur Erdölgewinnung bei Vlora durch. Ende 2003 gewann die Rajffei­
sen Zentralbank Osterreich AG (RZB) die internationale Ausschreibung zum Erwerb der "Savings 
Bank of Albania" , welche mit einem Anteil von über 50% am lokalen Bankensektor und ihrer en­
gen Verllechtung �� dem albanischen Staat die bedeutendste Bank Albaniens ist. Der albanische 
Ministerrat hat der Ubernahme inzwischen zugestimmt. Die Präsenz der RZB in Albanien sollte 
das bislang noch geringe Interesse österreichischer Unternehmen arn albanischen Markt erheblich 
steigern. In den ersten Quartalen 2003 kam es zu relativ geringfügigen Rückgängen im bilateralen 
Handelsverkehr. Der Warenaustausch zwischen beiden Ländern blieb jedoch wesentlich über den 
Werten von 2001 und den Jahren zuvor. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 7,47 Millionen Euro (+5,8%), die importe 3,57 Millionen 
Euro (+1 3,3%). 
Qie zentraleuropäische Kulturzusarnmenarbeit der Botschaften vOn Polen, Ungarn, Tschechien und 
Osterreich in Tirana wurde fortgesetzt. So wurde gemeinsam eine Ausstellung mit dem Titel "Haupt­
städte Zentraleuropas" in der albanischen ationalgalerie durchgeführt. Die Konzertreihe "Alle­
gretto Albania" fand wieder als Zusammenarbeit�projekt Italiens, DeutscbJands, Spaniens und Oster­
reichs in mehreren albanischen Städten statt. Osterreichische KünstlerInnen wirkten in mehreren 
kulturellen Veranstaltungen wie der Tirana Biennale 2 "U-Topos", Tiranaer Herbst 2003 etc. mit. Der 
Operngesangswettbewerb "Marie Kraja" wurde von der österreichischen Teilnehmenn gewonnen. 
Besonders erfolgreich war auch die Aufführung von Auszügen aus Mozarts "HocJ:!zeit des Figaro" 
mit albanischen KünstlerInnen in der Nationaloper von Tirana anlässlich des Osterreichischen 
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Nationalfeiertags. Insgesamt 14 AlbanerInnen erhielten österreichische Stipendien. Die Bildungs­
beauftragte des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, die auch die Agenden 
von KulturKontakt Austria i.!1 Albanien wahrnimmt, selzte ihre Tätigkeit 2003 fort. Gleichzeitig ar­
beiten drei Pädagogen aus Osterreich im Deutschunterricht an Mittel- und Fachschulen in Alba­
nien. Zwischen den Universitäten von Graz und KJagenfurt sowie der Universität von Sbkodra be­
steben Kooperationsabkommen. Am Germanistik-In�litut in Sbkodra unterrichten durchgehend 
österreichische LektorInnen; außerdem ist dort eine Osterreich-Bibliothek eingerichtet. Zwischen 
der Universität Wien und der Universität von Tirana besteht ein Rahmenabkommen. 
Mehrere österreichische Experten sind im Auftrag internationaler Organisationen beim Aufbau 
moderner Strukturen im Sicherheits- und justizbereich und bei der Zollverwaltung tätig. 
Im Norden des Landes werden albanische Familien altösterreichischer Abstammung betreut, die 
im diktatorischen Regime beson.gers benachteiligt wurden. Die Bedürftigen erhielten vom Aus­
landsösterreicherwerk und der Osterreichischen Landsmannschaft in feierlichem Rahmen eine 
weihnachtliche Geldzuwendung. 

AJgerien 
(Demokratische Volksrepublik AJgerien), AJgier 

Staatsoberhaupt 
Abdelaziz Bouteflika 

A1gier - ÖB, AHSt 

Regierungschef 
Ahmed Ouyahia 
(seit 5. Mai) 

Außenminister 
Abdelaziz BeLkhadem 

Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (8.-9. Februar) im Rahmen ei­
ner Irak-Mission im Auftrag der EU-Präsidentschaft llDd ( 1 1 .- 1 2. April) in einer Sonderrnission 
zur Erörteru!,g der Lage der in der Sabara vermissten Osterreicher. 
Besuche in Osterreich: Staatsbesuch von Präsident Abdelaziz Bouteflika (17.-18. juni) in Beglei­
tung von Finanzminister Abdelatif Benachenou und einer WLrtschaftsdelegation. 
Am 1 7. juni wurden in Wien ein Investitionsschutz- sowie ein Doppelbesteuerungsabkommen un­
terzeich!'et. Ein Katastrophenhilfeabkommen befindet sich in Vorbereitung. 
Die WKO unterhielt am Rande einer internationalen Umweltkonferenz in Algier (5.-6. Mai) einen 
Informationsstand für drei österreichische Firmen auf dem Umwelt- und Abfallsektor. Zahlreiche 
österreichische AussteUer waren bei dor internationalen Messe Algier (11 .- 19. juni) sowie der in­
ternationalen Transportmesse Algi.�r (27. September- 1 .  Oktober) vertreten. 18 österreicbische Fir­
men nahmen an einer von der WKO durchgeführten Wirlschaftsmission vom 1 7.-20. Oktober teil. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 7,88 Millionen Euro (+8,8%), die Importe 69,51 Millionen 
Euro (+45,8%). 
Anlässlich des Europäischen Kulturfestivals im Mai 2003 gab die oberösterreichische jaz.zgruppe 
"bleu" ein Konzert und einen Workshop in Algier, ferner wurde in Algier der Film "Der Uberfall" 
von Florian Flicker gezeigL Im November 2003 fanden in Algier zwei Konzerte und ein Workshop 
mit dem jazzpianisten joe Zawinul statt. Am 1 1 .  und 13.  Dezember hielt die Historikerin und 
Schriftstellerin Lisa Fischer in Algier und Oran Vorträge über Wiener Architekturgeschichte. Am 
1 1 . , 13 .  und 15.  Dezember konzertierten die jazzmusiker Bertl Mütter und Christoph Cech in Al­
gier, Oran und Constantine, wo sie auch Workshops abhielten. 

Andorra 
(Fürstentum Andorra), Andorra la Vella 

Staatsoberhaupt 
Kofürsten: 
Jacques Chirac 
(französischer Staatspräsident) 
Jo8O Marti Alanis 
(Bischof von Seu d'Urgell) 

Regierungschef 
Marc Forne Mo1ne 

ÖB, AHSt, HGK: siehe Spanien 

Außenminister 
Juli Minoves Triquell 

Die österreichischen Exporte betrugen 2,39 Millionen Euro (-18,4%). die Importe 241.000 Euro 
(+34,5%). 
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Angola 
(Republik Angola), Luanda 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Jose Eduardo dos Santos Fernando da Piedade Dias Joao Bernardo de Miranda 

Dos San tos 
ÖB: siehe Simbabwe ARSI: siehe SüdaIrika; Luanda - HK 
Die österreichischen Exporte betrugen 6,68 Millionen Euro (+209,9%), die Importe 3.000 Euro 
(-99,9%). 

Antigua und Barbuda 
( Antigua und Barbuda), St. Jobn's 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabeth [I. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
Sie James Beethoven Carlisle 

Regierungschef und Außenminister 
The Hon. Lester Bryant Bied 

ÖB, ARSI: siehe Venezuela; SI. John's - HK 
Die österreichischen Exporte betrugen 140.000 Euro (+101 %), die Importe 1 1 5.000 Euro (+34,4%). 

ÄquatoriaJguinea 
(Republik AquatoriaJ Guinea), MaJabo 

Staatsoberhaupt 
Teodore Gbiang Nguema 
Mbasogo 
ÖB, ARSI: siehe Nigeria 

Regierungschef 
�ndido M uatetema Rivas 

Außenminister 
Pastor Micha Gnde 
Bile (ab 1 1 .  2. 2003) 

Der bilaterale Handel blieb auch 2003 bescheiden. Die österreichlschen Exporte betrugen 
17.000 Euro (+100%), die Importe konnten nicht statistisch erfasst werden. 

Argentinien 
(Argentinische Republik ), Buenos Aires 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Nestor Carlos Kirchner Rafael Antonio Bielsa 
Buenos Aires - ÖB, ARSI; C6rdoba, Posadas, San Carlos de Bariloche - HK 
Am 20. Jänner weilte Außenminister Carlos RuckauI zu einem Arbeitsbesuch in Wien. Am Rande 
der 58. VN-GV traf Außenministerin Benita Ferrero-Waldner mit Außeruninister Rafael Bielsa zu 
einem bilateralen Gespräch zusammen. 
Höhepunkte im kulturellen Bereich waren die Teilnahme an der Il. lnternationalen Kunstbiennale 
im Museo Nacional de Bellas Artes (MNBA) in Buenos Aires mit großflächigen Fotoarbeiten von 
Lois Renner, welchem der "Internationale Preis für Fotografie" zuerkannt wurde, die Wanderaus­
stellungen "Harry Weber-Leben in Wien" (ebenfalls im Rahmen der Biennale) sowie "Austrian 10-
temational Architecture" in der Privatuniversität Belgrano (begleitet von Vorträgen und Workshops 
des Kurators Ramesh Kumar), Konzerte und Workshops des "Duo Fresacher" vom Brucknerorches­
ter Linz sowie der Gruppe "Concertino Amarilli" und der Neuen Wiener Cancert Schrammeln im 
Barockmuseum FemAndez Blanco in Buenos Aires. Die Theatergruppe Birte Brudermann nahm mit 
der Produktion "Mond(e)"am Experimentaltheaterfestival in Rosario (Provinz Santa F6) teil. Das 
Ensemble Pierrot Lunaire gastierte im Teatro Ca16n. Stücke der österreichischen Autoren Felix Mit­
terer und Peter Handke wurden in verschiedenen Theatern von Buenos Aires aufgeführt. 
Die österreichlschen Exporte konnten sich nach dem schweren Einbruch im Vorjahr wieder leicht 
erholen und betrugen 42,79 Millionen Euro (+4 1 ,7%),  die Importe betrugen 81,54 Millionen Euro 
(+50,5%). 
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Armenien 
[Republik Armenienl, Jerewan 

Staatsoberhaupt 
Robert Kotscharjan 

Regierungschef 
Andranik Markarjan 

Außenminister 
Wartan Oskanjan 

Wien - ÖB; Jerewan - AUA, Informationszentrum; ARSt: siehe Russland; GK Moskau zu­
ständig für Konsularangelegenheiten 
Besuche aus Österreich: B undesminister Ernst Strasser ( 1 1 .  Juli) 
.I\.n der OSZE-Mission und der EU-TACIS-Vertretung in Jerewan sind eine Österreicherin und ein 
Osterreicher tätig. 
Im Jänner wurde an der Europäischen Akademie in Jerewan in Zusammenarbeit mit der Außen­
handelsstelle Moskau ein österreicbisches Informationszentrum eröffnet. 
Im Rahmen des PIP-Konsortiums wurde unter österreichischer Leitung vom 2 1 .-24. November in 
Reichenau ein Seminar .. Seeurity Seetor Governance in Southern Caucasus - Challenges und Vi­
sions" unter Berücksichtigung armenischer Aspekte durchgeführt. 
Das bilaterale Investitionsschutzabkommen trat am 1 .  Februar in Kraft. Das bilaterale Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung wurde am 1 .  August vom österreichischen Parlament ra­
tifiziert. Im Oktober/November wurde der Notenwecbsel zum Inkrafttreten des bilateralen Luft­
verkehrsabkommens durchgeführt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3,88 Millionen Euro (-4,8%). die Importe 642.000 Euro 
(+40,4%). Vom 20. - 22. März wurde eine Wirtschaftsmission der Wirtschaflskammer unter Lei­
tung der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. 
Im Kultur- und Wissenschaftsbereich wurde die schwerpunktmäßige Zusammenarbeit auf dem 
Germanistiksektor fortgesetzt. Wesentlichste Punkte dabei waren die Entsendung eines Deutsch­
praktikanten und Lesungen der Autorin Ulrike Längle. Einige österreichische Fachhochschulen 
unterstützen die Europäische Akademie in Jerewan bei der Lehrplanentwicklung. 
�us Mitteln der OZA wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 20. März bis 14. April fand in 
Osterreich ein Fortbildungsseminar für Deutschlehrerlnnen aus Südkaukasien und Zentralasien 
mit armenischer Beteiligung statt. Das österreichische Studienzentrum für Frieden und Konflikt­
lösung in StadtscbJaining setzte ein für den gesamten Südkaukasus und somit auch für Armenien 
bestimmtes regionales KonfUktmanagementseminar fort. 

Aserbaidschan 
(Republik Aserbaidschanl, Baku 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
llham AJiyev Artur Rassi-Sade Vilayet QuJiyev 
Wien - ÖB; Baku - AUA; ARS!: siehe Russland; GK Moskau zuständig für Konsularangele­
genbeiten 
Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (12 .-13 .  Juli) 
Besuche in Österreich: Stellvertretender Minister für nationale Sicherheit Fuad Isqandarov 
( 1 1 .  Juni), Stellvertretender Minister für Jugend, Sport uod Tourismus Istiqam Babayev 
(4.- 1 0. November) 
Im Rahmen des PIP-Konsortiums wurde unter österreichischer Leitung vom 21.-24. November in 
Reichenau ein Seminar .. Security Sector Governance in Southern Caucasus - Challenges und Vi­
sions" unter Berücksichtigung aserbaidschanischer Aspekte durchgeführt. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 9,ll Millionen Euro (-39,1%),  die Importe 32,83 Millionen 
Euro (-23,9%). Vom 16.-18. März wurde eine Wirtscbaftsmission der Wirtschaftskammer unter 
Leitung der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. AUA nahm im August die Linienflugver­
bindung zwischen Wien und Baku auf. 
Am 24. Februar wurde ein Abkommen zwischen den beiden Akademien der Wissenschaften unter­
zeichnet. Ansonsten wurde im Kultur- und Wissenschaftsbereich die schwerpunktmäßige Zusam­
menarbeit auf dem GermanisUksektor fortgesetzt. Die wesentlichsten Punkte dabei waren die Ent­
sendung eines Deutschpraktikanten und Lesungen der Autorin Ulrike Längle. Im Zusammenhang 
mit dem seitens der Vereinten Nationen ausgerufenen Jahr der Behinderten gab Elisabeth Ofenböck 
am 5 .  Mai ein Konzert in Baku. Das Johann Strauß - Orchester gastierte am 25.-26. Juni in Baku. 
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.'\us Mitteln der OZA wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 20. März-14.  April fand in 
Osterreich ein Fortbildungsseminar für Deutschlehrerinnen aus Südkaukasien und Zentralasien 
mit aserbaidschanischer Beteiligung statt. Das österreich ische Studienzentrum für Frieden und 
Konfliktlösung in Stadtschlaining setzte ein für den gesamten Südkaukasus und somit auch für 
Aserbaidschan bestimmtes regionales Konfliktrnanagementseminar fort. 

Äthiopien " 
(Demokratische Bundesrepublik Athiopien), Addis Abeba 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Girma Woldegiorgis Meles Zenawi Seyoum Mesfin 

Addis Abeba - ÖB, Koordinationsbüro der ÖEZA; ARSt: siehe Ägypten 

Ende Februar besuchte eine äthiopische Wirtschaftsdelegation unter der Leitung von Handels­
und industriemiruster Girma Birru Wien uod nahm auf Einladung der Bundeswirtschaftskammer 
an einem Business Forum teil. Er traf auch mit dem GeneralsekrE!�är für auswärtige Angelegenhei­
ten, johannes Kyrie, zusammen. Ziel der Veranstaltung war es, Athiopien die Möglichkeit zu ge­
ben, sich als Markt für Handel unq. lnvestitionen darzustellen. in der Folge besuchten zwei öster­
reichische Wirtschaftsmissionen ALhiopieq. Uuni und Dezember), als deren konkretes Ergebrus 
auch erste österreich ische investitionen in Athiopien zu verzeichnen sind. 
Äthiopien ist seit 1993 Schwerpunktland der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. 
Das am 28. November unterzeichnete bindende Landesprogramm der OEZA für den Zyklus 
2004-2006 setzt die Schwerpunkte nach wie vor in den Bereichen Nahrungsmittelsicherheit, Ge­
sundheitsvorsorge, Energie sowie Gender, Menschenrechte und Demokratie. im juni wurde die 
erste Phase eines Vertrags über die Führung des Managements der äthiopischen Elektrizitätsge­
seUschaft durch eine österreichische Firma (Evaluierung und Verbesserung) abgeschlossen. Der 
auf dem Business Plan basierende Managementvertrag wird Anfang 2004 endverhandelt werden. 
im Rah!pen eines Ausbildungsprogramms wird die Fortbildung von 32 äthiopischen Studentin­
nen in Osterreich unterstützt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 5,50 MiUionen Euro (-22,7%), die importe 3,24 Millionen 
Euro (-50,7%). 
im juli wurde eine vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur �anzierte und 
v,on Univ.-Prof. Dr. Manfred Wehdom (TU Wien) erstellte Facilily Study der Osterreichisch­
Athiopischen Gesellschaft für die Renovierung des Menelik- (Addis Abeba) bzw. Yohannes-Palas­
tes (Mekelle) übergeben. im Berichtsjahr wurden an der MekeUe Uruversität der von der Stadt 
Wien finanzierte Lehrstuhl für Gender Studies und das vom Bundesministerium für Bildung, Wis­
senschaft und Kultur finanzierte erste äthiopische Uruversitätsinstitut für Paleoenvironm.�nt, Hu­
man Evglution and Cultural AnLhropology eingerichtet; beide gehen auf initiativen der Osterrei­
chisch-Athiopischen Gesellschaft zurück. Deren Präsident, Uruv.-Prof. Dr. Horst Seidler (Institut 
für Anthropologie der Universität Wien), führte im Februar und von November bis Dezember Gra­
bungen in der Soma li- und Afar-Region durch. Univ.-Prof. Seidler wurde im Dezef!1ber von der 
äthiopischen Regierung zum "Sonderbeauftragten für Kultur und Information" in Österreich er­
nannt. Dem Schauspieler KarLheinz Böhm ( .. Menschen für Menschen") wurden die Ehrenbürger­
schaft Äthiopiens sowie Ehrendoktorate der Uruversitäten jimma bzw. Alemaya verliehen. 

Australien 
(Commonwealth of Australia), Canberra 

Staatsoberhaupt 
Körugin Elizabeth U 
vertreten durch: 

Regierungschef 
lohn Howard 

Generaillouverneur 
The Right Reverend Dr. Peter HoLlingworLh bzw. 
Major General Michael Jeffery 

Außenminister 
Alexander Downer 

Canberra - ÖB: Sydney - HGK, ARSt, ÖW, LA: Melbourne - HGK, LA; Brisbane - HGK: 
Adelaide, Cairns, Perth, Hobart - HK 
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Auf Einladung des australischen Senates besuchte eine Delegation des Bundesrates unter Leitung 
von Präsident Hans Ager im Dezember Australien. 
Die Exporte der österreichischen Wirtschaft entwickelten sich 2003 besonders erfreulich. Die ös­
terreichischen Exporte betrugen 442 Millionen Euro (+18,1%), die Importe 45,96 Millionen Euro 
(+7,6%). 
Die vielfältige Zusammenarbeit zwischen österreich ischen und australischen Universitäten wurde 
fortgeführt. Die Aktivitäten des National Europe Centre an der Australian National University in 
Canberra entwickeln sich weiter dynamisch und bieten eine ideale Plattform für die wissenschaft­
liche Zusammenarbeit zwi.schen Australien und EU-Europa. 
Unter den mannigfachen Aktivitäten im Bereich Kunst und Kultur sind Ausstellungen in Bris­
bane, Canberra, Melboume und Sydney, Konzerte in Sydney, Melbourne, Perth, Adelaide und 
Canberra, Vorlesungen und Buchpreise zu erwähnen. Besondere Erwähnung verdient die inten­
sive und erfolgreiche Zusammenarbeit mit Musica Viva, Organisator von zwei erfolgreichen Kon­
zert-Tourneen von Julian Rachlin und Quatuor MosaIque. 

Bahamas 
(Commonwealth of The Bahamas), Nassau 

Staatsoberhaupt 

Königin Elisabeth ll. 
vertreten durch: 
Generalgouverneurin 
Dame Ivy Dumont 

Regierungschef 

Hon. Perry G. Christie 
Außenminister 

Hon. Frederick MitchelI, M.P. 

ÖB, ARSt (New York): siehe Vereinigte Staaten; Nassau - HK 

Die Bahamas generieren etwa 62% ihres Staatshaushaltes durch Zolleinnahmen. Der Beitrittsan­
trag zur WTO aus dem Jahr 2001 wird hier mittelfristig zu tiefgreifenden Veränderungen führen. 
Eine Arbeitsgruppe hinsichtlich des Beitritts wurde im Rahmen der WTO am 18. Juli 2001 einge­
richtet. Die Bahamas haben bis dato jedoch kein Memorandum hinsichtlich Ihres Freihandelsre­
gimes übermittelt. Ebensowenig ist die Arbeitsgruppe bis jetzt zusammengetreten. 
Die zweite HaupteinnahmequeUe sind ausländische Kapitalströme, die aus steuerlichen Gründen 
den Finanzplatz Bahamas erreichen. Eine entsprechende Umgestaltung der gesetzlichen Rahmen­
bedingungen fand auf Druck eier FATF bereits im Jahr 2001 statt. Noch ist es zu früh , um die kon­
kreten Auswirkungen dieser Anderungen abschließend bewerten zu können. 
Die österreichischen Exporte betrugen 701 .000 Euro (-51,4%), die Importe 1 ,48 Millionen Euro 
(+276,3%) 
Für Österreich sind die Bahamas von vorwiegend touristischer Bedeutung. 

Bahrain 
(Königreich Bahrain), Manama 

Staatsoberhaupt 

König Sheikh Hamad Bin 
Isa AI-Khalifa 

Regierungschef 

Sheikh Khalifa Bin 
SaJrnan AI-Khalifa 

ÖB: siehe Kuwait; ARSt: siehe Saudi-Arabien 

Außenminister 

Sheikh Mohammad Bin 
Mubarak AI-Khalifa 

Die österreicblschen Exporte betrugen 19,61 Millionen Euro (+74,7%), die Importe 2,43 Millionen 
Euro (+50,5%). 

Bangladesch 
(Volksrepublik Bangladesch), Dhaka 

Staatsoberhaupt Regierungschefin 

lajuddin Ahmed Begum Khaleda Zia 

ÖD, ARSt: siehe Indien; Dhaka - HK 
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Die österreichischen Exporte betrugen 1 3 ,59 Millionen Euro [-1 2,9%), die Importe 97,31 Millio­
�en Euro [+27,1%). Rund zehn österreichische Firmen sind in Bangladesch vertreten. 
Osterreich unterstützt im Rahmen der Nord-Süd-PartI!�rschaft die berufliche Fortbildung von 
Fachkräften und Akademikerlnnen aus Bangladesch in Osterreich sowie auch an regionalen Aus­
bildungsstätten. Im Berichtszeitraum erhielt ein Kandidat ein Nord-Süd-Stipendium. 

Barbados 
(Barbados), Bridgetown 

Staatsoberhaupt 

Königin Elizabetb 1I. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 

Regierungschef 
Owen Seymour Artbur 

Sir Clilford Straughn Husbands 

ÖB, ARSt: siebe Venezuela; Bridgetown - HK 

Außenminister 

Billie A. Miller 

Die österreichischen Exporte betrugen 526.000 Euro [-39,2%), die Importe 57.000 Euro [+11 ,7%). 

Belarus 
(Republik Belarus), Minsk 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Alexander G. Lukaschenko Sergej Sidorsky 

ÖB, ARS.: siehe Rußland; Minsk - AUA 

Außenminister 

Sergej Martynow 

Besuche in Österreich: Belarussische Delegation zur 4. Tagung der bilateralen Wirtschaftskommis­
sion von 19.-20. August in Wien und Graz [Delegationsleiter stv. Außenminister Alexander Syt­
schew). 
Wirtschaft: Ende März wurde in Minsk eine Filiale der Raiffeisenbank eröffnet, die im jänner um 
30,6 Millionen Euro 50% der Anteile an der Priorbank erworben hatte. Die Priorbank ist mit 
202 Millionen Euro Bilanzsumme, 2.700 Mitarbeitern und 70 Filialen die drittgrößte Bank Weiß.. 
russlands. 
Die österreichischen Exporte betrugen 49, 1 7  Millionen Euro [+26,5%), die Importe 18,49 Millio­
nen Euro [+37,7%). 
Kultur: Die Zusammenarbeit der Musikuniversität Graz mit dem Minsker StaaLlichen Konservato­
rium wurde fortgesetzt. Am 21 .  November fanden am Minsker Konservatorium ein Konzert und 
ein Workshop des österreichischen Pianisten Albert Sassmann statt. 
Humanitäre Hilfe I Know How Transfer: Die Caritas Oberösterreich setzte ihr starkes Engagement 
in Belarus mit 42 Einzelprojekten fort. Am 8. Oktober wurde in Anwesenheit des Generalsekretärs 
der Caritas Osterreich Franz Prüller, des Linzer Diözesanbischofs Maximilian Aicbem, des bela­
russischen Kardinals Kasirnir Swiantek und eines Vertreters der Österreichischen Botschaft Mos­
kau das auch mit Mitteln der OZA errichtete Caritas-Zentrum St. Lukas in Borowljani bei Minsk 
eröffnet. 

Belgien 
(Königreich Belgien), B russel 

Staatsoberhaupt 
König Albert ll. 

Regierungschef 
Guy Verbofstadt 

Außenmi nister 
Louis Michel 

Brüssel - ÖB, KF, ARSt, ÖW, AUA; Antwerpen, Namur, Gent, Eupen, Lütticb, Ostende -
HK 

Besucbe aus Österreich: Bundesrats\>räsident Herwig Hösele [3.-4. juli); erweitertes Präsidium 
des Vorarlberger Landtags, Besuch bei der deutschsprachigen Gemeinschaft in Eupen 
[22.-25. Mai), Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten johannes Kyrie [16. januar) bilate­
rales Gesprä.�h mit GS jan Grauls; Vizekanzler a.D. Alois Mock [13 .  Mai) 
Besuche in Osterreich: Kronprinzenpaar Philippe und Matbilde zu Privatbesuch in St. Christoph 
[18. - 24. April); lnnenminister Antoine Duquesne, Arbeitsgespräche mit Bundesminister Ernst 
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Strasser in Salzburg (4. August) Delegation der deutschsprachigen Gemeinscbaft in Niederöster­
reicb Uuli). 
Die österreicbischen Exporte betrugen 1 ,26 MHHarden Euro (+2,8%), die Importe 1 ,38 Milliarden 
Euro (-8,4%). 
Im Rahmen der Aktivitäten des Österreichiscben Kulturforums Brüssel sind insb die folgenden 
größeren Veranstaltungen zu nennen: Die Wanderausstellung Young Central Europe, die in Na­
mur, Brüssel und Bouillon in Kooperation mit den Plattform-Ländern gezeigt wurde. Diese Aus­
stellung über den Alltag junger Menscben in Tschechien, der Slo.�akei, Polen, Ungarn und Slowe­
nien, die von Christine Weis lein realisiert wurde, ist ein Beitrag Osterreicbs im Rahmen der initia­
tive "Plattform Kultur Mitteleuropa" zur Darstellung der gemeinsamen mitteleuropäischen Kul­
tur. In Namur wurde sie von Ministerpräsident Hazette eröffnet, in Brüssel wurde eng mit dem 
Tscbechischen Zentrum zusammengearbeitet, und Bouillon wurde als Ort gewählt, weil sich das 
dortige Museum speziell der Tbematik der EU-Erweiterung widmet. 
Im Rahmen des Rendez-Vous Litttlraire im Palais des Beaux-Arts fand eine Lesung mit Robert 
Menasse und weiteren Schriftstellern wie Nadine Gordimer., Claudio Magris, Harry Muliscb und 
Nancy Houston statt. Zusätzlich wurde ein Worksbop mit Ubersetzern veranstaltet. Dieses Event 
fand sehr großen Anklang beim Publikum. 
Das Konzert mit der österreichiscb-slowenischen Sängerin Marjana Lipovsek und dem Pianisten 
Oleg Maisenberg fand am 1 7. März im Königlichen Konservatorium statl. Auf dem Programm stan­
den Lieder von ]oseph Haydn, Hugo Wolf, Marjan Lipovsek.und Modest Mussorgsley. Das Konzert 
wurde von der Slowenischen Botschaft Brüssel und der Osterreichischen Botscbaft Brüssel im 
Hinblick auf den EU-Beitritt Sloweniens organisiert. .. 
Im Rahmen von CICEB, einem Konsortium europäischer Kulturinstitute in Brüssel, war das OKF 
Brüssel an der Konferenz "Cultures of Democracy" beteiligt, zu dem Tbomas Mayer vom Standard 
als Referent eingeladen wurde, sowie am Kinofestival "Cinedays", bei dem die Filme " ordrand",  
"Copy Sbop" und "Komm, süßer Tod" gezeigt wurden. 
Weitere Veranstaltungen im Bereich Tanz waren die Auftritte von Superamas und Birte Bruder­
mann, im Bereich Musik die Konzerte von Timna Brauer und EH Meir, Tonus und LandSlreich, die 
alle große Aufmerksamkeit auf die Kulturszene in Österreich lenkten. 

Belize 
( BelizeJ, Belmopan 

Staatsoberhaupt 
Königin E1izabeth ll. 
vertreten durch 
Generalgou vemeur 
Sir Colville N. Young 

Regierungschef 

Said W. Musa 

ÖB, KF, ARSt: siehe Mexiko; Belize - HGK 

Außenminister 

Godfrey Smith 

Ein Doppelbesteuerungsabkommen trat am 1 .  Dezember in Kraft. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,72 Millionen Euro (+40,2%), die Importe 258.000 Euro 
(-40,9%). 
Österreich nahm mit dem Film "Geboren in Absurdistan" von Houcbang Allahyari am 1. Interna­
tionalen Filmfestival von Belize teil. 
Zwei belizische Studentinnen erhlelten Stipendien für die Salzburger Tourismusscbule Kleßbeim. 

Bemn 
(Republik BeninJ, Porto-Novo; Regierungssitz: Cotonou 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Matltieu Kerekou 
ÖB: siehe ClIte d 'Ivoire; ARSt: siehe Nigeria 

Außenminister 

Rogatien Biaou 

Österreicb unterstützte das in Cotonou ansässige Internationale Institut für biologische landwirt­
schaft mit 80.028 Euro. 
Die österreicbischen Exporte betrugen 3,22 Millionen Euro (-23,6%), die Importe 24.000 Euro 
(+1 1 3 ,0%). 
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Bhutan 
(Königreich Bhutan), Thimphu 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
König Jigme Singye Lb��r.0 Jigmi Yoser Lyonpo Khandu Wangchuk 
Wangchuck T . ey 
ÖB, ARSt: siehe lndien; KoordinalionsbÜIo der ÖEZA - Thimphu 
Besuche aus Österreich: 2. Präsident des Nationalrates Heinz Fischer (2.-6. Oktober; Parlamen­
tarier- und Wirtschaftsdelegation). 
Besuche in Österreich: Finanzminister Lyonpo Yeshey Zimba; Generalsekretär des Außenministe-
riums Dasho Upyen Tshering. .. .. 
Bbutan ist das einzige asiatische Schwerpunktland der OEZA. Osterreich unterstützt Bhutan in 
den Bereichen Energie (Schwerpunkt Wasserkraft! .  Hochgebirgsökologie, Fremdenverkehr und 
Bewahrung des kulturellen Erbes. Seit 1994 besteht in Thimphu ein österreichisches Koordinati­
onsbüro für Entwicklungszusammenarbeit. Am 21.  Februar trafen Vertreter von Bhutan und Öster­
reich zur gemeinsamen Jahresplan�g für 2003 (Annual Consultations) in Wien zusammen und 
vereinbarten die Weiterführung der OEZA im etwa bisherigen Ausmaß. 
Mit der am 13 .  Jänner 2002 erfolgten feierlichen Einweihung der Oberstufe des Wasserkraftwerkes 
Basochhu (Basochhu .I) mit einer Leistung von 23 MW ist dieser Teil des Projektes im wesentli­
chen abgeschlossen. Osterreich stellt jedoch nach wie vor technische Assistenz bei der Betriebs­
führung zur Verfügung. Das Kraftwerk zeichnet sich durch exzellente Technologie und arbeits­
und personalsparende Führung des Betriebes aus. Bei der nach der feierlichen Grundsteinlegung 
am 24. April 2002 in Angriff genommenen zweiten Ausbaustufe des Kraftwerkes, die im Rahmen 
des österreichischen Exportförderungsverfahren finanziert wird, sind die Bauarbeiten voll im 
Gange und machen sehr gute Fortschritte. Am 17.  Mai erfolgte der Tunneldurchbruch. 
Ebenfalls problemlos läuft das Projekt "Rural Electrification", durch welches in drei Phasen knapp 
900 Haushalte im Osten des Landes an das öffentliche Elektrizitätsnetz angeschlossen werden. 
Das in Zusammenarbeit mit dem Institut für Waldökologie der Universität für Bodenkultur in 
Wien seit den 90er Jahren durchgeführte Nadelwald-Forschungs- und Ausbildungsprogramm 
wird fortgeführt (CORET II). 
Das im Jahre 1998 begonnene Hochgebirgsökologie-Projekt zur Analyse des Ausbruchsrisikos von 
Gletscherseen in der überaus risikoreichen Lunana-Region wurde mit einer umfassenden Präsen­
tation der österreichischen Experten im Mai in Thimphu im Wesentlichen abgeschlossen. Ergeb­
nis des Projektes sind die Installation eines Frühwarnsystems, Empfehlungen für Schutz- und Ver­
hütungsmaßnahmen sowie eine umfassende Ausbildung der Verantwortlichen. Im Jahre 1 994 war 
es zu einem großen Ausbruch eines Gletschersees gekommen, der 21 Tote gefordert hatte. 
Im Juni/Juli veranstaltete die Universität Wien den Trainingskurs "Applied Geological Remote 
Sensing" in Thimphu, an dem rund 30 Personen teilnahmen. 
Auf bhutanischen Wunsch wurden die Renovierungs- und Rest�.urierungsarbeiten an der Kloster­
burg Trongsa Dzong ausgedehnt und gleichzeitig beschleunigt. Osterreich sagte eine Zusatzfinan­
zierung zu. Die baulichen Sanierungsarbeiten der österreichischen Experten konzentrierten sich 
auf die besonders gefahrdeten und kunsthistorisch wertvollsten Teile des Dzong (Portal Building, 
Chorten Lakhang, Zimchungsab Monk Body School). Am 4. Juli fand die 5. Tagung des Steering 
Committee for Trongsa Dzong Renovation Project in Thimphu statt. 
Bhutan ist an einer stärkeren Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Tourismus interessiert, ein Sek­
tor, der auch im gegenwärtigen 9. Fünfjahresplan der Regierung einen besonderen Stellenwert ein­
nimmt. Im Berichtszeitraum wurde gemeinsam ein nationaler Tourismusplan für eine nachhaltige 
Entwicklung des Fremdenverkehrs ausgearbeitet. Am 8. Juli 2003 fand das erste Steering Commit­
tee Meeting Tourism statt. Zwei österreichische Experten wurden ausgewählt, welche die bhuta­
nischen Tourismusverantwortlichen beratend unterstützen sollen. 
Der bilaterale Handelsverkehr ist gering. Die österreichischen Exporte betrugen 9,89 Millionen 
Euro (±O%), die Importe 45.000 Euro (+42,4%). Lieferungen (kommerziell finanziert) für die 
2. Stufe des Wasserkraftwerkes Basochhu siod angelaufen. 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft unterstützt Österreich die berufliche Fortbildung von bhu­
tanischen Fachkräften und Akademikerlnnen in Österreich sowie an regionalen Ausbildungsstät­
ten (sechs Stipe!?dien für Asian Institute of Technology, AIT Bangkok und eines für Bangdung/ 
Indonesien). In Osterreich wurden insgesamt sechs Kandidaten aus Bhutan durch Stipendien ge­
fördert (davon vier Personen für den Lehrgang für Hotel- und Tourismusmanagement im Schloß 
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Kleßbeim). Für den neu geschaffenen Post-Graduate Lehrgang "Master in Mountain Forestry" an 
der Universität für Bodenkultur in Wien erbält .!3butan zwei Stipendien. lm Rahmen der einzelnen 
Projekte werden regelmäßig Trainingskurse in Osterreich abgehalten. 

Bolivien 
(Republik Bolivien), La Pax 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Gonzalo Slinchez de Lozada 
(bis 1 7. Oktober 2003) 
Carlos Mesa Gisbert dei Valle 
(seit 1 8 .  Oktober 2003) 

Außenminister 
Carlos Saavedra Bruno 
(bis 1 8. Oktober 2003) 
Juan 19nacio Siles 
(seit 1 9. Oktober 2003) 

ÖB: siehe Peru; AHSt: siehe Chile; La paz - HGK; Santa Cruz (vorübergehend geschlossen) -
HK 
Die österreichischeo Exporte betrugen 1 ,47 Millionen Euro (-7,8%), die lmporte 2,46 Millionen 
Euro (+29,5%). 

Bosnien-Herzegowina 
(Bosnien und Herzegowina), Sarajewo 

Staatsoberhaupt 
dreiköpfiges Staatspräsidium 
mit rotierendem Vorsitz 
Dragan Covie (Vorsitz) 
Sulejman Tihie 
Borislav Paravac 

Regierungschef 
Adnan Terzie 

Sarajewo - ÖB, ÖBTZ, AHSt, AUA 

Außenminister 
Mladen Ivanie 

Besucbe aus Österreicb: Präsident des Nationalrates Andreas Kbol mit den Abgeordneten Wolf­
gang Großruck, Marianne Hagenhofer, Ulrike Lunacek und Anton Wattaul (Sarajewo, 1 .-2.  Juli); 
Präsident des Bundesrates Hans Ager (Sarajewo, 21 . - 23.  Oktober); Generalsekretär für auswärtige 
Angelegenheiten Jobannes Kyrie (Sarajewo und Banja Luka, 10. - 1 1 .  Juni); Wiener Stadtrat An­
dreas MaHath-Pokorny und Bürgermeister von Baden August Breininger (Mostar und Sarajewo, 
3 1 .  Mai - 1 .  Juni); Koordinator des Stabilitäts paktes Vizekanzler a. D. Erhard Busek (Sarajewo, 
1 7. - 19. März und 27.-28. Oktober); Mititärbiscbof Christian Werner (Banja Luka, 2 1 . - 23.  Sep­
tember); Diözesanbischof Maximilian Aicbern (Sarajewo, 7.-10. ovember); Oberrabbiner der Is­
raelitiscben Kultusgemeinde Österreichs Paul Chaim Eisenberg (Sarajewo, 18.-20. November); 
Präsident der Gewerkscbaft der Privatangestellten Hans Sallrnutter (Sarajewo, 3 1 .  Jänner - 1. Feb­
ruar). 
Besucbe in Österreich: Premierminister Adnan Terzie (Salzburg, 30. Juli - 1 .  August); Außenmi­
nister Mladen Ivan.ie (Wien, 10. - 1 1 .  März und 8.-10. Oktober); Außenhandelsministerin Mila 
Gadtic (Wien, 10. - 1 1 .  Juli); Reis-ul-ulema Mustafa Cerie (Graz, 14.- 16. Juni und 6.-9. Juli); Prä­
sident der Jüdiscben Gemeinde Bosnien-Herzegowinas Jakob Finci (Wien, 18.-20. Juni); Bürger­
meister von Sarajewo Muhidin Hamamdfie (Graz, 9.- 12. Jänner und 5. -8. Juli) 
Sarajewoer Stadtparlamentsvorsitzende Mira Jadrie-Winterbalter (Wien, 9. - 1 1 .  November); Ko­
Bürgermeister von Mostar Hamdija Jahie und Ljubo Bestie (Klagenfurt, 27.-28. Juni und Wien, 
16. - 1 7. Juli). 
Österreicb beteiligte sicb mit drei Offizieren an der internationalen Friedenstruppe SFOR, mit drei 
Offizieren bzw. Unteroffizieren an der EU-Beobachtermission EUMM, sowie mit fünf Gendarmen 
und drei Zivilexperten an der EU-Polizeimission EUPM. 
Die Wiederaufbauhilfe für Bosnien-Herzegowina aus den Mitteln der OZA des Außenministe­
riums betrug im Jahr 2003 ca. eine Million Euro und kam prioritär den Sektoren Höbere Bildung, 
Wasser/Umwelt, FlücbtlingsTÜckkehr sowie Klein- und Mittelunternehmen zugute. 
Am 1 1 .  Juli wurde ein Abkommen zur Kooperation im Energiesektor und am 9. Dezember eine 
Pauschalierungsvereinbarung zum österreichisch-bosnischen Sozialversicherungsabkommen un­
terzeichnet. Am 1 .  Mai 2003 traten drei bereits im Jahre 1995 unterzeichnete bilaterale Straßen ver­
kehrsabkommen mit Bosnien-Herzegowina in Kraft. Bilaterale Verband lungen über ein Doppelbe-
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steuerungsabkommen und über ein Abkommen zum .. Clean Development Mechanism" wurden 
2003 fortgesetzt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 210,99 Millionen Euro (-9,1 %), die Importe 50,02 Millio­
nen Euro ( 18,1%). 
Die österreichische Wirtschaft ist mit einem Investitionsvolumen von insgesamt ca. 500 Millionen 
Euro der größte Investor in Bosnien-Herzegowina und spielt eine herausragende Rolle im Rehabi­
litierungsprozess der bosnisch-herzegowinischen Infrastruktur und Wirtschaft. 
Die Bo�.chaft führte in Sarajewo und anderen Städten ca. 40 Kulturveranstaltungen durch. Die 
beiden Osterreich-Bibliotheken in Sarajewo und Tuzla wurden weiter ausgebaut. Neben einem 
Bildungsbeauftragten de.� Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur waren im 
Berichtszeitraum zwei Osterreich-Lektoren an den Universitäten Sarajewo, Tuzla und Bihal: 
tätig. 

Botsuana 
(Republik Botsuana), Gaborone 

Außenminister Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Festus G. Mogae General Mompati S. Meraphe 
ÖB, AHSl: siehe Südafrika; Gaborone - HK 

Von 5 . - 1 2. Juli fanden das von der ÖEZA finanzierte Spezialisierungsseminar für African Peace 
Builders sowie von 27. Oktober - 13.  November das Grundlagenseminar .. Peace-building: Educa­
tion, Practice and ParInership in Africa" statt. 
Da der bilaterale Handel größtenteils über Südafrika abgewickelt wird, ist keine verlässliche Sta­
tistik verfügbar. Die statistisch erfassten österreichischen Exporte betrugen 1 , 1 2  Millionen Euro 
(+71,3%), die Importe 104.000 Euro (- 1 2, 1 %). 

Brasilien 
(Föderative Republik Brasilien), Brasilia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Luiz Jmkio Lula da Silva Celso Amorim 
Brasilia - ÖB, Rio de Janeiro - GK; Sao Paulo - HGK, AHSl; Belo Horizonte, Curitiba, Ma­
naus, Porto Alegre, RecHe, SaJvador, Treze Tilias (DreizehnlindenJ. Vit6ria - HK 

Politik: Ein Jahr nach dem Amtsantritt von Präsident Lula zeigen die Wirtschaftsdaten, wenn auch 
nicht alle Zielvorgaben erreicht wurden, nach oben. Innenpolitisch konnten mit dem Programm 
zur Hungerbekämpfung und der Einführung einer Familienbeihilfe sozialpolitische Fortschritte 
erzielt werden. Reformen zur Verbesserung der Sicherheitslage sowie im Bereich der Menschen­
rechte sind jedoch noch weitgehend ausständig. Außenpolitisch ist Brasilien bemüht, sich als re­
gionale Führungsmacht zu präsentieren. 
Verhandlungen zur Errichtung einer den gesamten amerikanischen Kontinent (ohne Kuba) umfas­
senden Freihandelszone (Area de Livre Com6rcio das Am6ricas = ALCA) sowie eines Freihandels­
abkommen z�ischen der EU und MERCOSUR sollten 2004 abgeschlossen werden. 
Besuche aus Osterreich: Offizielle Teilnahme des Präsidenten des Bundesrates, Ludwig Bieringer, 
an der Amtsübernahme von Luiz ln�cio Lula da Silva (31 .  Dezember 2002-2. Jänner 2003 in 
Brasilia). 

eunköpfige Del�ation der SPÖ (SPÖ-Parteivorsitzender Alfred Gusenbauer, Außenpolitischer 
Sprecher der SPÖ Peter Schieder, 2. Präsident des Nationalrat�s Heinz Fischer, Abgeordnete zum 
Nationalrat Barbara Prammer, Internationaler Sekretär der SPO Professor Albrecht Konecny u.a.) 
anlässlich der Tagung der Sozialistischen Internationale in Säo Paulo (19.-27. Oktober 2003). 
Kulturaustausch: Dem großen brasilianischen Interesse an österreichischer Kultur wird durch 
Wanderausstellungen, Vorträge, Filmvorführungen und musikaliscbe Darbietungen weiterhin 
Rechnung getragen. Hervorzuheben sind die Wanderausstellung .. Harry Weber - Ein photographi­
sches Bilderleben" in Brasilia, die Herausgabe eines Sonderstempels zu .. 70 Jahre österreichische 
Einwanderung - Treze Tilias - Santa Catarina", das Konzert der Neuen Wiener Concert Schram­
meIn sowie die Teilnahme von Univ.-Prof. Snell-Hornby am XI. Lateinamerikanischen Germanis­
tenkongress. 
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Die österreichischen Exporte betrugen 192,83 Milliarden Euro (-23,2%), die Importe 1 77,72 Mil­
lionen Euro (- 1, 1%).  

Brunei 
(Brunei DarussaJam), Bandar Seri Begawan 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Sultan Haji Hassanal Bolkiah 
M u'izzaddin Waddaulah 

Außenminister 
Prinz Haji Mohamed Bolkiah 

ÖB, AHSt: siehe Malaysia; Bandar Seri Begawan - HGK (seit 17 .  November 2002 geschlos­
sen) 
Die österreichlschen Exporte betrugen 255.000 Euro (-81,7%), die Importe 126.000 Euro 
(+298.8%). 
Auf Grund einer Vereinbarung zwischen Österreich und Brunei können Österreicher seit Oktober 
für einen Aufenthalt bis zu 30 Tagen sichtvermerks frei nach Brunei einreisen. 

Bulgarien 
(Republik Bulgarien), Sofia 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Georgi Parvanov Simeon SakskoburggOlski Solomon Passy 
Sofia - ÖB, AHSt, AUA, Austrian Science and Research Liaison Office, BiJdungsbeauf­
tragte (KulturKontakt) 

Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Schüssel, Treffen mit Präsident Parvanov und Premiermi­
nister Sakskoburggotski am Rande des Gastspiels der Wiener Staatsoper (Sofia, 25. März); Bundes­
ministerin Ferrero-Waldner, Treffen mit Premierminister Sakskohurggotski und Außenminister 
Passy (Sofia, 22.-23. Mai); Bundesminister Böhmdorfer, Arbeitsbesuch (Sofia, 8. Oktober); Staats­
sekretär Morak, Arbeitsbesuch (Sofia, 15. -16. November). 
Besuche in Österreich: Präsident Parvanov, Teilnahme am 10. Zentraleuropapräsidententreffen 
(Salzburg, 22.-23. Mai); Premierminister Sakskoburggotski, Arbeitsbesuch (Wien, 30.-31 . 1uli); 
Europaministerin Meglena Kuneva, Treffen mit Bundesministerin Benita Ferrero-WaJdner (Alp­
bach, 24. August); Energieminister Kovatschev, Arbeitsbesuch (Wien, 14. Oktober). 
Der Handel zwischen Österreich und Rumänien nahm weiter zu. Die österreichischen Exporte be­
trugen 295,24 Millionen Euro (+11 ,4%), die Importe 157,41 Millionen Euro (+32,1 %). 
Österreichische Unternehmen sind mit einem InvesUUonsvolumen von 430 Millionen Euro wich­
tige Investoren in Bulgarien (5. Stelle aller FOn. 
Die OZA des BMaA unterstützte Projekte im Bereich medizinische Versorgung, Trinlcwasseraufbe­
reitung, Umweltschutz und Beschäftigung. 
Im Kulturbereich wurde mit dem Besuch der Wiener Staatsope� in Sofia am 25. März ein Großer­
eignis organisiert. In Sofia und Veliko Trnovo bestehen zwei Österreich-Bibliotheken. Ein reger 
Austausch von Wissenschaftern erfolgt über das Austrian Science and Research Liaison Office in 
Sofia. Fast 5.000 bulgarische Studierende sind in Österreich inskribiert. 

Burkina Faso 
(Republik Burkina Faso), Ouagadougou 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Blaise Compaor� Paramanga Ernest Yonli Youssouf Ou�draogo 
ÖB: siehe COte d'!voire; AHSt: siehe Marokko; Ouagadougou - Kooperationsbüro der ÖEZA 
Burldna Faso ist Schwerpunktland der ÖEZA. Von 24 .. :-26. März fanden die 2. jährlichen offiziel­
len Programmgespräche zwischen Burldna Faso und Osterreich statt, die mit Unterzeichnung ei­
nes Protokolls im Hinblick auf dio Umsetzung des IndikaUvprogramms der Zusammenarbeit für 
den Zeitraum 2002-2004 abgeschlossen wurden. 
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In jedem der beiden Schwerpunklsektoren der ÖEZA in Burkina Faso - ländliche Entwicklung 
(nachhaltige Landwirtschaft und HandwerksfOrderung) sowie technischer Unterricht und Berufs­
bildung - konnte 2003 je ein neues Projekt vergeben werden. 
Ebenso erfreulkh ist die Ausweilu!?g der Nord-Süd-Partnerschaft: Die Fortbildung von acht Fach­
kräften und AkademikerInnen in Osterreich wurde gefördert. Im Rahmen der Süd-Süd-Koopera­
tion konnte 2002 die Weiterbildung von fünf BurkinaMs in der Region unterstützt werden. 
Regen Austausch zwischen Österreich und Burkina Faso gab es auch im Bereich kultureller Akti­
vitäten (unter anderem Auftritt von Hubert von Goisern im April) sowie im Rahmen nichtstaatli­
cher Organisationen (z. B. gegenseitige Besuche von Bäuerinnen-Vereinigungen). 
Die österreichischen Exporte betrugen 435.000 Euro (-57,5%), die Importe 332.000 Euro 
(+67,0%). 

Burundi 
(Republik Burundi), Bujumbura 

Staatsoberhaupt Vizepräsident 
Pierre Buyoya Dornitien Ndayizeye 

ÖD: siehe Kenia; ARSt: siehe Südafrika 

A ußenminister 
Th�rence Sinunguruza 

Besuche in Österreich: Industrieminister Charles Karikurubu anlässlich der X. UNIDO General­
konferenz. 
Burundi ist Kooperationsland der ÖEZA. Ein Vertreter der ÖEZA !st im Rahmen der EU-Delega­
tion in Bujumbura stationiert. Seit ovember arbeitet ein weiterer Österreicher (]PO) bei UNDP in 
Bujumbura. Bei einem Erfolg des - von Ö�terreich personell und finanziell unterstützten - Frie­
densprozesses wird der Schwe.rpunkt der OEZA von Wiederaufbau auf langfristige Entwicklungs­
zusammenarbeit verlegt. Weitere Schwerpunktsektoren sind Demokratie und Menschenrechte. 
1m Rahmen der Nord-Süd:.Partnerschaft wurde die berufliche Fortbildung von zwei Fachkräften 
und AkademikerInnen in Osterreich gefördert. 
Die österreichischen Exporte betrugen 725.000 Euro (+65,1%), die Importe 247.000 Euro 
(-46,6%). 

Chile 
(Republik Chile), Santiago de Chile 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Ricardo Lagos Escobar 

Außenrninisterin 
Maria Soledad Alvear 
Valenzuela 

Santiago de Chile - ÖD. ARSt; Arica, Valdivia, Valparaiso - HK 

Besuche aus Österreich: An der Tagung der Interparlamentarischen Union in Santiago de Chile 
vom 6. - 1 2. April nahmen Abgeordnete aller im Parlament vertretenen Parteien teil und nützten 
dies auch für bilaterale Kontakte. 
Besuche in Österreich: Im Rahmen der politischen Zusammenarbeit auf humanitärem Gebiet 
nahm die chilenische Außenministerin Marfa Soledad Alvear Valenzuela an der Ministertagung 
des unter österreichischem Vorsitz stehenden Netzwerks Menschlicher Sicherheit vom 
8. - 1 0. Mai in Graz teil. In Erwiderung des Chilebesuchs f!iner Delegation des Bundesrates 2002 
stattete der chilenische Senatspräsident Andr�s Zaldfvar Österreich vom 21 .-27. Juni einen offi­
ziellen Besuch ab. 
Am 1. Februar trat das umfassende politische und wirtschaftliche Assoziierungsabkommen zwi­
schen Chile und der EU provisorisch mit sofortigem weitestgehenden Freihandel in Kraft. 
Die österreichischen Exporte betrugen 39,46 Millionen Euro (+0,9%), die Importe 42,79 Millionen 
Euro (+9,5%). 
Österreich unterstützte weiterhin kleinere regionale Entwicklungsprojekte, u.a. gemeinsam mit 
der EU, in armen Regionen Chiles. 
Im Bereich der Kulturpolitik gaben die Neuen Wiener Concert Schrammeln mit Moderation von 
Otto Brusatti vier sehr erfolgreiche Konzerte in Santiago, Valdivia und Viila deI Mar. Die österrei­
chischen Maler Inge Hochhäusler und Kurt Herdan stellten in Santiago aus. 
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China 
(Volksrepublik China), Peking 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Hu Jintao Wen Jiabao Li Zhaoxing 

Peking - ÖB, AHSt, ÖW, AUA; Shanghai - GK, AHSt, AUA; Hongkong - GK, AHSt, Wien­
Büro; Chongqing, Guangzhou, Shenyang - Marketing-Kleinbüro 
Besuche aus Österreich: Bundesratspräsident Hans Ager (10. - 1 7. November), Bundesratsvizeprä­
sidentin Anna Haselbach ( 1 1 . - 2 1 .  April), Bundesministerin Elisabeth Gehrer und Bundesministe­
rin Maria Rauch-Kallat (6. August), Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (2 .-7. Ngvember), 
Bundesminister Herbert Haupt (17.-23. November), Präsident der Wirtschaftskammer Osterreich 
Christoph Leitl (7.-8. April). 
Besuche in Österreich: Präsident des Obersten Volksgerichtshofes }(iao Yang (14 .-19. Jänner), 
Leiter der Organisationsabteilung der Kommunistischen Partei Chinas Minister HE Guoqiang 
(5. - 12.  Juli), Oberbürgermeister von Shanghai HAN Zheng ( 11 .- 13.  November). 
Der fortgesetzte hochrangige Besuchsaustausch unterstreicht den Stellenwert, der den bilateralen 
Beziehungen zu China zukommt, obwohl die SARS-Krise im 1 .  Halbjahr naturgemäß zur Absage 
und Verschiebung von Besuchen in beide Richtungen führte. Trotz der Krise, die zum Testfall für 
die neue Führung wurde, konnte das Land seinen wirtschaftlichen Aufstieg fortsetzen. Die sechst­
größte Wirlschaftsrnacht der Welt ist nicht nur für die Europäische .!Jnion insgesamt der wich­
tigste überseeische Handelspartner nach den USA, sondern auch für Osterreich. 
Von besonderer Bedeutung für die Weiterentwicklung der bilateralen Beziehungen war der China­
Besuch von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, der nur wenige Tage nach dem erfolgrei­
chen EU-China-Gipfel vom 30. Oktober stattfand. Als wesentliche Ergebnisse des Besuchs sind vor 
allem die Einrichtung eines politischen Kon�ultationsmechanismus auf Ebene Minister. Vize­
minister und politischer Direlctor. die Absicht Osterreichs. im Jahr 2004 in Peking ein Kulturforum 
zu errichten, sowie die Vereinbarung eines Informationskanals über konkrete Investitions- und 
wirtschaftJiche Zusarnmenarbeitsvorhaben anzusehen. 
Die österreichischen Exporte betrugen 897,22 Millionen Euro (-23.3%). die Importe 1 .76 Milliar­
den Euro (+25.4%). Rund 170 österreichische Unternehmen sind mit eigenen Repräsentanzen 
oder Vertriebsniederlassungen in China vertreten, wovon 70 bereits in China produzieren und 30 
zu 100 Prozent in österreichischem Eigentum stehen. 
Auch der Tourismus entwickelte sich im Anschluss an die SARS-Krise '!ieder positiv in beide 
Richtungen. So wurden 2003 ca. 170.000 Nächtigungen von Chinesen in Osterreich verzei<;):met. 
Durch die 2004 in Kraft tretende Vereinbarung über den "Authorised Destination Status" Oster­
reichs ist eine weitere Zunahme chinesischer Touristen zu erwarten. Am 23. Olctober fand in Pe­
king ein erstes Gespräch der durch das bilaterale Tourismusabkommen eingerichteten Gemischten 
Tourismuskommission statt. 
Die durch das bilaterale Kulturabkommen eingerichtete Gemischte Kulturkommission hielt am 
1 .  Dezember in Peking ihre erste Tagung ab. Es wurde ein Kulturaustauschprogramm für die Jahre 
2003-2007 unterzeichnet. mit dem eine deutliche Intensivierung des Kulturaustausches zu er­
warten ist. Weitere Höhepunkte des Kulturjahres waren die von Bundesrats-Vizepräsidentin Ha­
sei bach im April eröffnete Ausstellung über den österreichischen Arzt und späteren General in der 
chinesischen Armee. Dr. Jakob Rosenfeld. im Museum der Chinesischen Geschichte in Peking. die 
China-Tournee der Wiener Sängerknaben (September-Olctober) und die Teilnahme von Maria 
Lessnig an der 1 .  Internationalen Kunstbiennale in Pe.king (September-Oktober). 
Die diversen Forschung�projekte auf wissenschaftlichem und universitärem Gebiet wurden wei­
tergeführt. 2003 fand in Osterreich eine weitere "S�er School" für chinesische Studenten statt. 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft unterstützte OS!!lrreich 2003 die berufliche Fortbildung 
von 36 Fachkräften und Akademikerlnnen aus China in Osterreich. 

Sonderverwaltungsregion Hongkong 

Hongkong - GK, AHS!, Wien Büro 

Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner. 6.-7. November. 
Bilaterale Wirtschaftsbeziehungen: Die österreichischen Exporte betrugen 432.09 Millionen Euro 
(-25.0%).  die Importe 138.53 Millionen Euro (-2.9%). 
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Mehr als 60 österreichische Unternehmen, welche mit eigenen Niederlassungen bzw. Repräsen­
tanzen in Hongkong vertreten sind, dokumentieren die Bedeutung sowie die Chancen für die 
österreichische Wirtschaft, die sich aus der Rolle Hongkongs als Drehscheibe in Südostasien er­
geben. 
Der starke Euro drückte auf die österreichischen Ausfuhren. Auf Grund der SARS - Krise sahen 
sich die österreichlschen Exporteure in der e.rsten Jahreshälfte schwierigen Rahmenbedingungen 
gegenüber. Im Vergleich zu 2002 gab es einen Rückgang der österreichischen Exporte. Die Ausfuh­
ren waren im Jahre 2002 zu zwei Drittel von den beiden größten Branchen (Glasprodukte und 
Nachrichtengeräte) abhängig. Dieses Missverhältnis hat sich relativiert, der gesunde Branchenmix 
dürfte das österreichischB Exportergehnis in Zukunft stärker gegen sektorale Einflüsse absichern. 
Kulturelle Veranstaltungen: Trotz der geringen Aktivitäten im ersten Halbjahr auf Grund der 
SARS Epidemie konnten gegen Ende des Jahres einige Projekte verwirklicht werden, wobei der 
Schwerpunkt bei FiImfestivals lag. 27. Internat. HK Film Festival, Teilnahme des österreichischen 
Films "My Camera Doesn't Lie". MAX! Filmfestival 2003, Teilnahme mit den Filmen "Am Ande­
ren Ende Der Brücke", "Poppitz", "Blue Moon" und "Fast Film" 
Internationale Konferenz zum Thema "Authority Contr.�1 & Resource Sharing", Lingnan Uni ver­
sity Library Hongkong, Teilnahme von Max Kaiser (Osterr. Nationalbibliothek). 10. European 
Filmfestival in Hongkong und Macao, Teilnahme des Films "Ravioli". Jüdisches Filmfestival, 
Teilnahme des Films "Allantic Drift". 
Lesung von ]osefHaslinger i n  Hongkong und Guangzhou. Univ.-Prof. Max Deeg, Universität 
Wien, zwei Vorträge an der University of Hong Kong, Center of Buddhist Stu dies 

Sonderverwaltungsregion Macao 

Die bilateralen Handelsbeziehungen bewegen sich weiterhin auf bescheidenem Niveau. Die öster­
reichlschen Exporte betrugen 2,89 Millionen Euro (+54,6%), die Importe 15,86 Millionen Euro 
(- 13,1  %). 
Kulturelle Veranstaltungen: Macao International Music Festival, Konzert der Wien er Sängerkna­
ben, Aufführung der Oper "Die Zauberflöte" unter Teilnahme österreichlscher Künstler (Dirigent, 
Sänger), Liederabend Peter Edelmann und Paul-Armin Edelmann. 10. European Filmfestival in 
Hongkong und Macao, Teilnahme des österreichischen Films "Ravioli". 

Costa Rica 
(Republik Costa Rical, San lose 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Abel Pacheco Roberto Tovar Faga 

ÖS: siehe Guatemala; San Jose - HGK; ARSt: siehe Mexiko 
Costa Rica hat im Rahmen der ÖEZA den Status eines Kooperationslandes, wobei das berufsbil­
dende Schulwesen und der Gesundheitssektor (Arbeitsmedizin) besonders gefördert werden. 
Hervorragende Entwicklung der Exporte, wobei auch in der Landwirtschaft und im Energiesektor 
Investitionen getätigt wurden (Ausbildungsstätte für ökologischen Landbau in La Gamba). 
Die österreichischen Exporte betrugen 7,52 Mmionen Euro (-22,8%1. die österreichischen Im-
porte 28,66 Millionen Euro (-6,0%). , 

Cöte d'Ivoire 
(Republik Cöte d'Ivoire), Yamoussoukro; Regierungssitz: Abidjan 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Laurent Gbagbo Seydou Diarra 
Abidjan - ÖS; ARSt: siehe Marokko 

Außenminister 
Mamadou Bamba 

Die Botschaft Abidjan �urde aus SicherheitsgrÜflden vom 5. Februar- 28. März nach Accra/Ghana 
evakuiert, wo sie vom Osterreichischen Honorarkonsluat aus operierte. 
Der Club 0,7% für Entwicklungszusammenarbeit im BMaA unterstützte ein Brunnenprojekt für 
ein Schulpensionat in Fresco (östlich von Abidjan) mit 2.667 Euro. 
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Univ.-Ass. Dr. Karl Stöger am In.stitut für VerwaItungs- und Verfassungsrecht an der Universität 
Wien bielt im Okteber Verträge und Seminare an der lverischen Verwaltungsakademie, ver Mit­
gliedern der Höchstgerichte und der Iverischen Richtervereinigung, über die Reine Rechtslehre 
ven Hans Kelsen. 
Die österreichischen Experte betrugen 4,23 Millienen Eure (-41 ,5%). die Imperte 42,29 Millienen 
Eure (+9,8%). 

Dänemark 
(Königreich Dänemark), Kopenhagen 

Staatseberhaupt Regierungschef Außenminister 
Königin Margrelhe II Anders Fegh Rasmussen Per Stig Meller 
Kopenhagen - ÖD, ARSt, ÖW, AUA; Apenrade, Arhus, Odense - HK 
Nach erfelgreichem Abschluss des dänischen EU-Versitzes durch den Erweiterungsbeschluss 
beim Eurepäischen Rat ven Kepenhagen vem Dezember 2002 war die Europapelitik im Berichts­
jahr ven der Diskussien über den neuen EU-Vertrag bestimmt. Hauptziel der Regierung für die Re­
gi.erungskenferenz war dabei, die dänischen verbebalte auch im neuen Traktat beibehalten zu 
kennen. 
Das wichtigste außenpelitische Ereignis waren der Eintritt des Landes in die "Kealitien der Willi­
gen" an der Seite der USA und Greßbritanniens sewie die militäriscbe Teilnahme am Irakkrieg. 
Osterreich war kulturell sehr präsent, insb im Bereich Musik durch ein Kenzert der Pianistin In.­
geberg Baldaszti und einen Auftritt des Sabine-Hank-Tries beim Cepenhagen Jazz Festival. Zudem 
wurde die Greßausstellung "Himmelschwer" aus der "Kulturhauptstadt Eurepas" Graz übernem­
men und in Odense gezeigt. 
Die österreichischen Experte betrugen 532,62 Millienen Euro (-4,9%). die Imperte 470,26 MiLlie­
nen Eure (+4,0%). 

Deutschland 
(Bundesrepublik Deutschland), Berlin 

Staatseberhaupt Regierungschef Außenminister 
Jehannes Rau Gerhard Schröder Jeseph Fischer 
Berlin - ÖB, ARSt, ÖW; Bonn - ÖB/Außenstelle; Harnburg - GK; München - GK, ARSt, 
AUA; Dortmund - HK; Dresden - HK, AußensteUe ÖB Berlin; Frankfurt a. M. - HK, ARSt, 
AUA; Bremen - HK; Hannever - HK; Kiel - HK; Lübeck HK; Rostock - HK; Stuttgart - HK 
Besuche aus Österreich: Natienalratspräsident Andreas Khel auf Einladung der Adenauer Stiftung 
anlässlicb des 70. Geburtstags von Ministerpräsident Vegel, u.a. Gespräcbe mit Bundestagspräsi­
dent Thierse, Fraktiensvorsilzender Angela Merkei, Abgeerdnetem Pflüger (Berlin, 1 6.-17. jän­
ner); Bundesminister Wilhelm Melterer anIässlicb "Grüne Woche", U.a. Termine mit dem steLlver­
tretenden Russischen Premiermini.ster (Berlin, 17.- 19. Jänner); Landeshauptmann josef Pührin­
ger anlässlich "Griin.e Woche" (Berlin, 16.- 18. jänner); Landesrat Ernest Gabmann, Niederöster­
reich Wirtschaftspräsentation (Frankfurt, 22.  jänner), Präsident Christeph LeitI, Wirtschaftskam­
mer Österreich (Frankfurt, Düsseldorf und Duisburg, 29.-31.  jänner); Generalsekretär für auswär­
tige Angelegenheiten johannes KyrIe zu Gesprächen im Auswärtigen Amt (Berlin, 10. Februar); 
Landesrat Ernest Gabmann, Niederösterreich (Düsseldorf, 26. Februar); Botschafter Walter Siegl 
zu Gesprächen im Auswärtigen Amt (Berlin, 28. Februar); Bundeskanzler a. D. Franz Vranitzky an­
lässlich der Preisverleihung des Bruno Kreisky-Buchpreises an G. Tabori (Berlin, 6. März); Bun­
desminister Martin Bartenstein anIässlich der In.ternationalen Teurismus Börse ,,!TB" (Berlin, 
7. März); Landesrat Ernest Gabmann, Niederösterreich Wirtschaftspräsentation (Berlin, 19. März); 
Staatsekretär Franz Morak anlässlich der Leipziger Buchmesse 2003 (Leipzig, 20. März); Landes­
hauptmann und Bürgermeister Michael Häupl,  Präsident Walter Netlig und Delegatien anlässlich 
einer Wirtschaftspräsentation des Landes I der Stadt Wien (Berli�., 26.-27. März); Staatssekretär 
Franz Morak, Buchpräsentation des Springer Verlages "Export - Osterreicher bauen für Europa" 
(Berlin, 28.-29. März); Amtsführender Stadtrat Andreas Mailath-Pokorny, Bundesministerin 
a. D. Hilde Hawlicek auf Einladung der Kulturpolitischen Gesellschaft Deutscblands (Berlin, 
29. -30. März); Austrian Business Agency, In.formationstag (Neuss, 24. April); Salzburger Land-

280 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 295 von 422

www.parlament.gv.at



L(i I l (  jeri nfOrlll<1 t je }ne Il  

T()ur isml ls  in S k i h , d l t ·  :\ t ' l IS� U'\ t � I I�S .  �4. :\ p r i l J :  ParidI I lPll tar i t � rd \ · l ! 'gdt i { ) 1 l  l l 1 1 t , 'r  Lpi t l l l lg  \ 'Oll  Pri l­
s idt ' l l t  P"t. >[ SLl I i"dt�r  , 1 Idi lSs l i ch t ' i l l t � r  Tilgung dt �r  Pd r L I I I U � l l l i t r isdH�1l  \'t·rs.l l l l l l l l l l l lg dt!s EUf( ) j l f l ­
rats ( U"rI i 1 1 .  27. - LI!.  :\ p r i l  J :  Lall  dps ha \l  p I  mal1 l1 J "spt' Pli  h r i  I 1gP r .  ( ) 1  l I '  riis I pm' i (h. d I l l  E i  1 1 1  ad 11 l1g " Oll  
1 I 1npnl l l i l l i s t t � r  LUl l t hnr Bt � l .kski l l  ( N l lfllhprg. 2. l\la i J ;  Ntit i t l l l , t ! r, l Ispr; is idt � ! l t  :\Ildn�.ts J\. h o !  <lnl;iss­
l i e h  dpf En itlll l i l i g  dt�r \Vpi lPf-:\ \ l s sk l l l lng ( Erfu r t ,  :L \ l d i ) :  Ldl ldt 'Sfdl K u rt 1; ! t 'Lk., 'r .  S t tdpfmark.  
1 1 . < 1 .  Cps p r;i l . h  mit  SPI ld t l l r i n  J\. I l .lk.t�-\\,prJl t 'r  ( Bprl i n .  7 . - Q . i\la i ) :  B I J l U !pski l l l/, ] . ' r  \\! ( ) l fg,lI l.� SchüsSI ' !  
dUr E i n l a d u l l .Li dl �r  ( : I l l ' i ln l;is s l i c h  r ips \' ( )r t rags .. I\. o l l \'P l i t  1. 1 1 1 l l  }( ( ) I l \'pI l I " ( Hi 'r l i n .  1 2 . \ LI i J :  I h i l l ­
dt !skanzlt>r \\' ( ) l t�dllg Sch l lsSPI ,  T I · j l l l , d l l l l l '  , 1 1 1  C :Sl - -\'prdll s 1 . t ! t l l n g  ( \1 ilf1 ( ,hi ' IL  � 1 .  \1 d i ) ;  SP( )-Pilrt i ' i ­
\ ' i l fS i t zPlldl!f  :\ I t

"
ft ,( (  ( ; USt ' llb.ll l t 'r , i I l l . 1s" l i L h  dt's SPE-Pdrt l l i \' ( l r-.. i l zj ' ! I ( i t � l l ! ft , t l 'm l i n d  dl'r  h' i t > r  d l ' ''' 

1 -l0-i ; ih rigi' 1 l  Bi'st l 'h t > [ l S  d l � r  SPD ( HI ' rl i n .  � � . - 2:L \Ll i l :  l .dud" :-,r ; ! 1  \ L l H frt ,d RI ' i l l ,  \'ur, lf lb, 'rg.  \'I 'r­
kdlrspo ! i t i sclw.., Tr, ' !li'll ( I . i l l d ' l l l .  �Ii .  \ L l i ) :  ( ;imt�rd l d i n'J... ! ( )i fl l r  d i t ·  ( )ffi � l l t l i l  t J "  S i L l u ' r l w i t  Er ich 
B tlxbalL J I l  , 1 I 1 1d .-.. s l i l  h I � i l l f '."; ;\rht ' i ts)H �S llLhps ( \1 i i ndw l l .  2 7 .  \1i l i ) :  I l l i lldpskdl l/. l t · l' l I [ H i  \' iz , �ka( )zl l ' r  
' l . l l  .. \ !ois  \1od" ( B, > r l i l l .  I H .  / l l l l i l : L.Hldt�shil l L p t lJ1all l l  Fr,H I I. S I , h , l l l.s I H·rgt'r ,Hl l dss l i l  h l � iJH�r S<l I / ­
hl l rg-Pf�isP! l t .d i ( l [ ]  ( l ) \ Js:-..t d d l lrf.  � :) .  l \ l l l i ) :  .. \ u :--i l r id l l  B l l s i l l " s", ,\Li ' � J l {  \' (S<! ,nhn H . k. I ' 1 1 .  2 ! i .  r \ l ll i ) ;  B U Il ­
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h , ' r ) .  C ls ! l 'r n � i t  h i ..,dl i '  ] l' j ] · la l l l ' · l l ! . t r i l ' rd' . ] I 'gat i ol l .  :\hgPl lrd l l t ' ! I '  .' l l l l l  \'; a t i ( ) l la lrd t :  :\ I I '\.dIldl'I "  \-;1 1 1  d" r 
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g , l I lg S, j l I LS�t ' :  ,ndds" l i c h  , · i l l l'." I I !Ti z i , · l l t ' I l  Bt 'Sl l t  ht ,S  < l Id L i I l J , l t l l l l lg \'( ) I l  

B l I l ld , 'skdl lZ ] I 'I" { ; , ' rhdrd SLhrot! t 'J' ( B, ·r l i l l .  � 7 .  :'\O\' p [ l } ! J I ! r ) :  L j j l l d , �  .... h a l l J l t l l l d l l l l  I I I ' f \\' i g  \'<ln S t ild 
dIlLis.., l i L ! J  d, ' 1' [ ' ! H ' rg, ! I w \ t l  11 \\'t , j J l Il.U h h hd l J l l l t ' l I  dllS T i n d  l lnd \\' i rtst  h , d t s prrl:-'t ' l lL l l i o l l .  L L d .  i l l  
Bt·g l p i  I \ l l lg \'Oll ( ,d I l l  1 , ' s i L d  1 1  p t  " I r l [ 1 1 1 - S I  , , 1 1  \"I 'rl r l ' t ,  'I" h'rt! i I l d n d  Lht'r I t ' .  I , d i l l  I ( ',,, l id  I I  pt I I ld  1 1  I I - S I , d  I \ " I �rtrt'­
t J � r  f LII 1 I I t !S ( ; �dl\\"" l l t l l " r .  B l l rgt 'r l lwi s t t ' r i l l  l f i l d l '  Zach ( B J 'J'l i I l .  1 .  - � I h�;;I � I l I ! H ' r ) ;  B ll l ld ( �:-' I l l i l l i skr 
I J i " t l 'J" B (" h I l l t !orft·I" .  1. 1 I SdI l l I l l I ' I 1 I I "t>fll � 1 l  I l l i t  s , � i npr dputsdwlI  1<,'ss ( J r t k o l l l 'g i l l  B r i g i t t , �  I.\ 'prips.  gt'­
I 1wi I lSaI l lP  [ : l l t l 'rZt � i t :h l l l lg  dp,.., d t � l l tsch -i ls1 t 'ITPit :h isclwlI  /\ hk.I J l I l I l l " I lS  zur gl'P l l z I l I H � rs ( . h f f � i t f !ndl ' I l  
pl l l i zpi l i t : !WIl I I l ld i l J S t i z i p l l l � 1 l  ZllSillll l l 1 t ' l larht� i t  [ s i tdw ] 0, ;-"'; ( ) \' t � l I d H �r', Hprl i l l ,  } C J . Dt'/,t ' l l I ht · r ) .  
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Anhang 

Besuche in Österreich: Staatsminister für Bundes- und Europaangelegenheiten Bayern, Reinhold 
Boeklet, Besuch des Opernballs (Wien, 27. Februar); Präsident des Bayerischen Landtages, Johann 
Böhm, Besuch des Opernballs (Wien, 27. Februar); Ministerpräsident von Sachsen Georg Milbradt 
zu Gesprächen mH Landeshauptmann Joser Pühringer (Linz, 16. April); Staatssekretär im Bayeri­
schen Staatsmirusterium für Wirtschaft Hans Spitzner, Verkehr und Technologie, Wirtschaftsreise 
in die Steiermark, Treffen mit Frau Landeshauptmann Klasnic (Graz, 12.  Mai); Delegation des 
Bayerischen Landtages (Wien. 20. Mai); Bundespräsident )ohannes Rau anlässlich des 10. Treffens 
der Staatspräsidenten Mitteleuropas (Salzburg, 22.-23. Mai); Bayerischer Staatsminister Huber 
(Linz, 4. Juni); Landwirtschaftsminister Joser Milier bei Bundesminister Josef Pröll (Wien. 6. Juni); 
Staatsminister für Bundes- und Europaangelegenheiten Reinhold Bocklet in Salzburg, 8. Europa­
politisches Nachbarschaftstreffen von Salzburg, Tuol, Vorarlberg und Bayern (Mattsee, 25. juni); 
Staatsminister für Bundes- und Europaangelegenheiten Reinhold Bocklet anlässlich der 34. Kon­
ferenz der Regierungschefs der ARGE ALP (lnnsbruck, 27. juni); Verkehrsminister Wiesheu. Tref­
fen mit Landeshauptmann Herwig van Staa (lnnsbruck, 4. Juli); Ministerialdirektor Bernd Mützel­
burg (Bundeskanzleramt) zu Gesprächen im Bundeskanzleramt und im Außenministerium (Wien, 
4.-6. juli); CSU-Landesgruppe Wien-Besuch (Wien, 14. - 1 7. juH); Bayerischer lnnenminister 
Günther Beckstein, Besuch betreffend die weitere Intensivierung der polizeilichen Zusammenar­
beit ( 1 2. August); Außenminister Joschka Fischer anlässlich der Eröffnung der Albrecht-Dürer­
Ausstellung; u. a. Zusammentreffen mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner (Wien, 3. September); Kultusministerin Dr. Annette Schavan (Baden­
Württemberg), Teilnahme an einer schul politischen Podiumsdiskussion (Wien, 3.-4. November); 
Wirtschaftsminister und stellvertretender Ministerpräsident Dr. Walter Döring (FDP) anlässlich 
einer Präsentation von Baden-Württemberg (Wien, 19.-20. November); Ministerpräsidenten von 
Baden-Württemberg ErwiQ. Teufel, Ehrengast der diesjährigen Generalversammlung der Deut­
schen Handelskammer in Osterreich und Gespräche mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (Wien. 
20. -21 .  November). 
Die österreichlschen Exporte betrugen 25,01 Milliarden Euro (+0,9%), die Importe 32,61 Milliar­
den Euro (+4,9%). 
Die Kulturarbeit der Botschaft orientiert sich schwerpunktmäßig an der Betonung der Eigenstän­
digkeit der österreichlsc;hen Kultur und an der Weiterentwicklung eines ent1;prechenden Bewusst­
seins in der deutschen Offenilichkeit, an der Präsentation eines modernen Osterreich-Bilds durch 
Akzentuierung eines gegenwartbezogenen Profils sowie an der Betonung der europ�ischen Di­
mension österreichlscher Kultur. Die Herausgabe der Programmzeitschrift .. Kosmos Osterreich" , 
eine Ausstellung von Gerwald Rockenschaub, Lesungen von Sophie Rois anlässlich des Bach­
mann-Jahres, Lesungen renommierter Autoren wie Erich Hackl sowie Konzerte des Altenberg­
Trios, von Toni Stricker und Sabine Hank sind nur einige Beispiele der ca. 50 Veranstaltungen, die 
an der "Hans Hollein-Botschaft" in BerUn gezeigt wurden. 

Dominica 
(Commonwealth Dominica), Roseau 

Staatsoberhaupt 
Dr. Nicholas Joseph Orville 
Liverpool , Dab 
ÖB, ARSt: siehe Venezuela 

Regierungschef und Außenminisler 
Hon. Pierre Charles 

Die österreichischen Exporte betrugen 573.000 Euro (+281 ,5%). die Importe 240.000 Euro 
(+44,5%). 

Dominikanische Republik 
(Dominikanische Republik), Santo Domingo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Ing. Rafael Hip6lito Mejla Domfnguez Lic. Francisco Guerrero 
Prats 
ÖB, AHSt: siehe Venezuela; Santo Domingo - HGK; Puerto Plate - HK 
Die österreichischen Exporte betrugen 3,77 Millionen Euro (-45.1 %l.  die Importe 5,43 Millionen 
Euro (+51,4%). 
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Länderin[ormationen 

Dschibuti 
(Republik Dschibuti), Dschibuti 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Ismael Omar Guelleh Dilaita Mohamed Dilaita 
ÖB: siehe Äthiopien; Dschibuli - HK; AHSt: siehe Ägypten 

Außenminister 
Ali Abdi Farab 

Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,04 Millionen Euro (-34.4%), die Importe 14.000 Euro 
(-48,0%). 

Ecuador 
(Republik Ecuador), Quito 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Lucio Gulitirrez Nina Pacari 
(seit 1 5. Jänner 2003) ( 1 5. Jänner 2003 - August 2003) 

Patricio ZuquiIanda 
(seit 22. August 2003) 

ÖB: siehe Kolumbien; Quito - HGK; Guayaquil - HK, AHST - siehe Chile 
Die österreichischen Exporte betrugen 7,13 Millionen Euro (-16,3%), die Importe 36,81 Millionen 
Euro (+6,1 %).  
Im September wurde ein Seminar zur Thematik MülllAbwasser in Quito im Beisein von drei 
österreichischen Experten abgehalten. 
Eine Kandidatin erhielt ein Stipendium für die Tnurismusausbildung in Schloss Kleßheim. 

EI SaJvador 
(Republik EI SaJvador), San SaJvador 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Francisco Guillermo Flores P(\rez (bis Juni 2004) 

Außenministerin 
Maria Eugenia Brizuela 
de AvUa 

ÖB: siehe Guatemala; AHSt: siehe Mexiko; San Salvador - HGK 
EI Salvador hat ihm Rahmen der ÖEZA den Status eines Kooperalionslandes, wobei vor allem die 
Integration von KleinproduzenUnnen, Frauen und DemokratiefOrderung einen wichtigen Stellen­
wert einnimmt. Die Gemeindeentwicklung in Zaragoza, die nicht nur den Wiederaufbau nach dem 
Erdbeben von 2001, sondern auch die Entwicklung kommunaler Strukturen umfasst, wurde wei­
terhin betreut. 
Das Wirtschaftswachstum wird auf 2% geschätzt und basiert auf den Sektoren Bauwesen, Elektri­
zität und Handel. 
Die österreichischen Exporte betrugen 4,36 Millionen Euro (-3 1 ,4%), die Importe 2,96 Millionen 
Euro (-17,8%). 

Eritrea 
(Staat Eritrea), Asmara 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Issaias Afework.i 
ÖB: siehe Äthiopien; Asmara - HK; AHSt: siehe Ägypten 

Außenminister 
Ali Said Abdella 

Wegen eines 1998 getroffenen Beschlusses der Regierung Eritreas, keine Mitakkreditierung von in 
Addis Abeba residierenden Botschaftern in Eritrea zuzulassen, ist es seit 2001 nicht möglich, die 
Botschafterin in Addis Abeba in Eritrea zu akkreditieren. 
Oie österreichischen Exporte betrugen 904.000 Euro (+165,3%), die Importe 158.000 Euro 
(-24,5%). 
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Estland 
(Republik Estland), Tallinn 

Staatsoberhaupt 
Arnold Rüütel 

Anhang 

Regierungschef 
Siim Kallas 
Juhan Parts (seit 10. April) 

Tallinn - ÖB, HK; AHSt: siehe Finnland 

Außenministerin 
Kristiina Ojuland 

Besuche aus Österreicb: Generalsekretär des Versöhnuogsfonds Richard Wotava (Tallinn, 27. Ok­
tober). 
Besuche in Österreich: Außenministerin Kristiina Ojuland (Wien, 29. Jänner); LandwirtscbaItsmi­
nister Tiit Tarnmsaar, Landwirtschaftsminister-Konferenz (Ried, 3. September). 
Die österreichischen Exporte betrugen 73,13 MilUonen Euro (+6,2%), die lmPorte 37,55 Millionen 
Euro (+68,5%). Unter den auslänruschen Direktinvestoren in Estland ist Osterreich 2003 auf den 
9. Platz vorgeruckt. 
Kultur: Ende März bis Mitte April: Ausstellung Wolfgang Ebner (Kärnten) in der Galerie Draakon 
in Tallinn; Mitte August bis Anfang Dezember: Ausstellung Peter Rieder (Salzburg) in Tallinn, Ku­
ressaare, Kärdla und Rapla; Mitte bis Ende November: Workshop mit Barbara Wais (Univ. für ao­
gewandte Kunst Wien) und Ausstellung an der Kunstakademie Tallino. 
Anfang April: lI:1eisterklasse und Konzert Prof. Florian Kitt (Graz) und Rita Medjimorec; 
3.-4. August: Österreich-Tage {Europa-Bus) der Botschaft auf der Insel Saaremaa mit dem estni­
schen OPE!msänger Prof. Ma.!-i Palm. 
1 2. März: Uberreichung der Uberselzerpriin),ie des BKA an Mati Sirke!. 12. Mai: Gustav Meyrink-Le­
seabend mH estnischen Germanisten und Uberselzem in Tallinn samt Vortrag von Bol. Forst-Bat­
taglia. Ende März: Fortbildungsseminare für Deutschlehrer des österreichlschen Lektors Alexander 
Burka. 13.- 15. Mai: Autorenlesungen Julian Schutling in Tallinn und Tartu. 10.- 12. September: 
Vorträge und Lesungen mH Barbara Huemer-Mayer: Paul Celan, Rose Ausländer und die Buka­
wina. 24. Oktober: Literatur-Nachmittag mit Wolfgang Maxlmoser (erution innsalz), österreichische 
Ausgabe des estnischen Romans ,Olivia' von Erwin Ounapuu. 28. November: Präsentation der Est­
land-Nummer des Literaturmagazins Lichtungen (Graz) und des Sammelbandes Tallinn (Wieser 
Verlag, Klaget:lfurt) mit Markus Jaroschka, Jürgen Weil, Imbi Sooman und Botschafter Forst-Battag­
lia. Mehre� Österreich-Beiträge in einigen Ausgaben der Literaturzeitschrift Looming. 
20. März: Österreichs Kultur und Gesellschaft. 1 .  Oktober: Osterreichlscber Versöhnungsfonds, 
Pressekonferenz des Generalsekretärs Richard Wotava in Tallinn. 27. Oktober: Seminar Museums­
pädagogik von Friederike Forst-Battaglia im Kunslmuseum Tallinn. 31 .  Oktober: Juristl1nkonfe­
renz über Hans Kelsen in der Estnischen Nationalbibliothek mit den Professoren Tbeo Öhlinger 
und Thomas Olechowski (Universität Wien) sowie Meinrad Handstanger und Klaus Zeleny (Ver­
waltungsgerichtshoO. 6.-7. November: Prof. Wolfgang Mayrhofer (WU Wien) Wirtschafts vorträge 
in Tallinn. 15. Nove�.ber: Estnischer Deutschlehrertag: Graz als Kulturhauptstadt Europas 2003 
mit Wolfgang Malik (Osterreich-Zentrum Skövde) sowie Botschafter Forst-Battaglia. 

Fidschi 
(Republik Fidschi-Inseln), Suva 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Ratu Josefa lloiJovatu Uluivuda Laisenia Qarase KaJiopate Tavola 
ÖB, AHSt: siehe Australien 
Die österreichischen Exporte betrugen 93.000 Euro (+1 71,1 %), die Importe 62.000 Euro (-43,3%). 

Finnland 
(Republik Finnland), Helsinki 

Staatsoberhaupt 
Tarja Halonen 

Regierungschef 
Paavo Lipponen 
(bis 17. April) 
Anneli Jääteenmäki 
(bis 1 8 .  Juni) 
Matti Vanhanen 

Außenminister 
Erkki Tuomioja 

Helsinki - ÖB, HGK, AHSt, AUA; Turku, Tampere, Oulu, Vaasa, Mikkeli - HK 
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Länderinformatianen 

Besuche in Österreich: Ministerpräsident Matti Vanhanen in Salzburg (8.-9. August); 
Außenminister Erkki Tuomioja zu einem Arbeitsgespräch anlässlich einer VN-Konferenz in Wien 
(3. September); Parlamentspräsident Paavo Lipponen anlässlich der Feiern zum 65. Geburtstag 
des 2. Präsidenten des Nationalrates Heinz Fischer (18. Oktober); Landwirtschaftsminister Juha 
Korkeaoja nahm an einer vOn der Europäischen Kommission organisierten Konferenz über land­
wirtschaftliche Entwicklung in Salzburg teil (12.-14.  November); lnnenminister Kari Rajamäki 
erschien zu Fachgesprächen und zur Vertiefung der Zusammenarbeit in EU-Angelegenheiten 
(20. November). 
Im kulturellen Bereich lagen die Schwerpunkte in der Vermittlung österreichischer Gegenwartsfo­
tografie. Größere Ausstellungen gab es in Oulu, Turku, Rovaniemi und Kuopio sowie in Helsinki. 
Die österreichlschen Exporte betrugen 453,86 Millionen Euro (+3,8%), die Importe 689,74 Millio­
nen Euro (-6,9%). 

Frankreich 
(Republik Frankreich), Paris 

Staatsoberhaupt 
Jacques Chirac 

Regierungschef 
Jean-Pierre Raffari n  

Außeruninister 
Dominique Galouzeau 
de Villepin 

Paris - ÖB, KF, ARSt, ÖW, AUA, LA; Straßburg - GK, ARSt, ÖW; Marseille - HGK; Ajaccio, 
Bordeaux, Lille, Lyon, Nizza, Papeete - HK 
Besuche aus Österreich: Präsident des Obersten Gerichtshofes Johann Rzeszut in Begleitung einer 
Delegation von Senats präsidenten, Antrittsbesuch und Arbeitsgespräche mit dem Ersten Präsiden­
ten der Cour de Cassation und Höchstrichtern (Paris, 10.- 1 1 .  Jänner); Präsident Prof. Werner Jung­
wirth, Kurator des Joanneums Graz, ehemaliger Landesrat der Steiermark, Buchpräsentation "La Du­
chesse de Berry" an der österreichischen Botschaft (Paris, 22. Mai); Bundesminister Ernst Strasser 
und Staatssekretär Reinhart Waneck, Teilnahme an der intemational�n Konferenz "Drogenrouten 
von Zentralasien nach Europa" (paris, 22. Mai); Generalstabskurs des Osterreichlschen Bundeshee­
res, Treffen mit französischen Generalstabskollegen (paris, 6. Juni); Bürgermeister von Wien Michael 
Häupl, Arbeitstreffen der Bürgermeister zur Städteplanung und Eröffnung der Ausstellung über Ar­
chitektur der Gegenwart in Wien, gemeinsam mit dem Bürgermeister von Paris Bertrand Delanoii 
(paris, 13.-16. Juni); Amtsfiihrender Stadtrat von Wien Rudolf Schicker, Vorstellung des Projekts 
"Magistrale" Paris-Wien-Budapest (paris, 13.-16. Juni); Bundesminister Huber! Gorbach, Treffen 
mit Verkeo/.sminister Gilles de Robien, Besuch der Luft- und Raumfahrtmesse in La Bourget (paris, 
16. Juni); Osterreichisch-französische Generalstabsgespräche (paris, 18.-19. Juni); Staatssekretär 
Franz Morak und Landeshauptmann Herbert Sausgruber, Treffen mit Kulturminister Jean-Jacques 
Aillagon und Eröffnung der Ausstellung "Vorarlberger Experimentalarchitektur" (Paris, 24. Juni); 
Bundesministerin Elisabeth Gehrer, Treffen mit französischen lntellektuellen (lnstitut de France, Vi­
zepräsident der französischen UNESCO-Kommission) im Rahmen eines Mittagessens an der Öster­
reichischen Botschaft, Rede vor der UNESCO-Generalkonferenz (Paris, 6. Oktober); Bundesminister 
Ernst Strasser, offizieller Besuch bei lnnenminister Nicolas Sarkozy, Besichtigung der Polizeipräfek­
tur Paris und des Stade de France (Paris, 27. Oktober); Generalsekretär für aus�ärtige Angelegenhei­
ten }ohannes Kyrie, Eröffnung der }ubiläumskonferenz zum 25. Jahrestag des Osterreichisch-franzö­
sischen Zen�, Mittagessen mit Generalsekretär Colin de Verdi/)re (paris, 27. November); Gene­
ralsekretär des Osterreichisch-französischen Zentrums Bundesminister a.D. Pater }ankowitsch, 
Rede anlässlich der Jubiläumskonferenz zum 25. Jahrestag des Österreichisch-französischen Zen­
trums (paris, 27. -28. November); Bl!!ldesminister a.D. willibald Pahr, Mitwirkung an der Jubilä­
umskonferenz zum 25. Jahrestag des Osterreichisch-französischen Zentrums (Paris, 27.-28. Novem­
ber); Bundesrat a. D. Botschafter a. D. Friedrich Hoess, Berater des Vorstandes der Industriellenverei­
nigung und Mag. Michael Löwy, Bereichsleiter internationale Angelegenheiten, Treffen mH der fran­
zösisch-österreichischen Freundschaftsgruppe der Nationalversammlung und nationalen Entschei­
dungsträgem (Paris, 2.-5. Dezember); Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Teilnahme an einer Ta­
gung der EVi' auf Einladung von Premierminister Jean-Piarre Raffarin (paris, 4. Dezember). 
Besuche in Osterreich: Sonderbeauftragter für Mehrwertsteuerfragen Minister a.D. Francois Leo­
tard, Gespräche mit Staatssekretär Morak und Staatssekretär Finz zur Frage der Senkung der Um­
satzsteuer auf Tonträger (Wien, 6. Februar); Gesundheitsminister Jean-Frano;:ois Mattei, Gespräche 
mit Bundesministerin Rauch-Kallat und Besichtigung des Allgemeinen Krankenhauses [Wien, 
16.  April); Europaministerin Noälle Lenoi.r, offizieller Besuch, Gespräche mit Bundeskanzler 
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Anhang 

Wolfgang Schüssel und Bundesministerin Ferrero-Waldner, Treffen mit Intellektuellen im Institut 
für die Wissenschaft vom Menschen (Wien, 29. April); Generaldir!Jktor der französischen Gendar­
merie Pierre Mutz, Gespräche mit dem Generaldirektor für die Öffentliche Sicherheit Erik Bux­
haum (Wien, 29. -30. April); Außenminister Dominique de Villepin, offizieller Besuch, Treffen 
mit Bundespräsident Thomas Klestil, Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Bundesministerin Be­
nita Ferrero-Waldner und Nationalratspräsident Andreas Khol, Vortrag im Parlament, Besichti­
gung der Nationalbibliothek und der Dürer-Ausstellung in der Albertina (Wien, 29.-30. Septem­
ber) ; Europaministerin Noälle Lenoir, Gespräche mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und Bun­
desministerin Benita Ferrero-Waldner, Teilnahme am Seminar über Europäische Solidarität und 
Transatlantische Beziehungen (Wien, 10. - 1 1 .  Oktober). 
Die Intensivierung der bilateralen Beziehungen ko�t in der Vielfalt des Besuchsaustausches auf 
allen Ehenen zum Ausdruck. Der 25. Jahrestag des Österreichisch-französischen Zentrums bot Ge­
legenheit, eine Bilanz der Aktivitäten zu ziehen und einen Nachdenkprozess über die neuen Auf­
gaben des Zentrums angesichts der EU-Erweiterung zu lancieren. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3,49 Milliarden Euro (+1,8%), die Importe 3,82 Milliarden 
Euro (+28,2%). 
Schwerpunkte der weiterhin unter dem Gesichtspunkt der Reform des Standortes Paris stehenden 
Arbeit des österreichischen Kulturforums in Paris waren der Bereich Architektur sowie die The­
matik "entartete Musik". 
Mit einem Workshop Wiener- und Pariser Architekten sowie den Ausstellungen "Emerging archi­
tecture 3" in Straßburg, "Curves & Spikes", "Wien Stand der Dinge rv", u.nd "eine konstruktive 
Provokation - Architektur und nachhaltige Entwicklung in Vorarlberg" in Paris und Lyon konnte 
in Zusammenarbeit mit den wichtigsten städtischen und nationalen institutionellen Architektur­
partnern Frankreichs ein wichtiger Akzent gesetzt werden (insgesamt ca. 50 000 Besucher, starkes 
Medienecho). 
In Folge des "Max Deutsch-Festivals" 2002 wurde in Saintes, Paris und VendOme der für mehrere 
Jahre anberaumte Zyklus "entartete Musik" eingeleitet: eine Kooperation des Kulturforums und 
des 2003 gegründeten Vereines " Voix Etouffoos", welche beabsichtigt, die von den Nazis vertrie­
benen Komponisten in Frankreich wiederentdecken zu lassen. Gespielt wurden Werke von Wolf, 
Korngold, Weigl, Rathaus, Toch, Wellesz, Schulhoff und Schrecker sowie die Kinderoper Brundi­
bar von Hans Krasa. 
Im Bereich der bildenden Kunst wurden Eimar Trenkwalder, Elke Krystufek, C�ile Nordegg und 
Jonathan Berkh, Axel Amann, Susanne Fritscher, Valie Export und Dorit Margreiter in den bedeu­
tendsten französischen Museen (Plateau, CNP, Musoo Chagall ,  MAM, Cath6drale de Bourges) so­
wie Werke von Alexandra Wacker, Gabriela Klocker und Gerhard Klocker zum Thema (In-)Kom­
munlkation und Ausgrenzung am UNESCO-Sitz ausgestellt. 

Gabun 
(Gabunisehe Republik), Libreville 

Staatsoberhaupt 
Omar Bongo 

ÖB, ARSt: siehe Nigeria 

Regierungschef 
Jean-Fran�ois 
Ntoutoume Emane 

Außenminister 
Jean Ping 

Im Oktober hielt sich Gesundheitsminister Faustin Boukoubi zu Gesprächen über die Zusammen­
arbeit beim weiteren Ausbau des Gesundheitswesens in Wien auf. 
Die Wirtschaftsbeziehungen sind relativ gering. Die österreichischen Exporte betrugen 13,56 Mil­
lionen Euro (-4,5%). die Importe 723.000 Euro (+37,2%). 

Gambia 
(Republik Gambia), Banjul 

Staatsoberhaupt und Regierungscbef 
Colonel (rtd.) Yabya A . J . J. Jammeh 
ÖB: siehe Senegal; Banjul - HK; ARSt: siehe Marokko 

Außenminister 
Baboucarr Blaise [smaila Jagne 

Die österreichischen Exporte betrugen 741 .000 Euro (-52,8%). die Importe 34.000 Euro (+240,9%). 
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Georgien 
(Georgien), Tbilisi 

Länderinformationen 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Nino Burdschanadse Tedo Dschaparidse 
(seit 24. November interimistisch, (seit 30. November, 
vorher Eduard Schewardnadse) vorher Irakli Menagarischwilil 

Wien - ÖB; Tbilisi - HK, AUA; ARSt: siehe Russland; GK Moskau zuständig für Konsu lar­
angelegenheiten 
Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser ( 1 1 .  juli) 
Besuche in Österreich: Umweltschutzmlnisterin Nino Tschchobabadse (28. Mai). 
Österreich beteiligt sich weiterhin an UNOMIG (Uni ted atioDS Mission of Observers in Georgia) 
und entsendet Mitarbeiterlnnen an die OSZE-Mission in Tbilisi, besonders auch für die Grenz­
überwachung zwischen Georgien und Russland. 
Im Rahmen des PCP-Konsortiums wurde unter österreichischer Leitung vom 21 .-24. November in 
Reichenau ein Seminar "Security Sector Governance in Southern Caucasus - Challenges und Vi­
sions" unter Berücksichtigung georgischer Aspekte durchgeführt. Der georgisch-abchasiche Dialog 
auf NGO-Ebene wurde vom 15.- 19. Dezember am österreichischen Studienzentrum für Frieden 
und Konflilctlösung in Stadtschlaining fortgesetzt. 
Die Ratifikationsurkunden für das bilaterale Investitionsschutzabkommen wurden am 10. Dezem­
ber ausgetauscht. 
Die öSlerreichischen Exporte betrugen 12 ,98 Millionen Euro (+13,1%), die Importe 3,17 Millionen 
Euro (+221 ,5%). Vom 18.-20. März wurde eine Wirtschaftsrnission der Wirtschaftskammer unter 
Leitung der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. 
Im Kultur- und Wissenschaftsbereich wurde die schwerpunktmäßige Zusammenarbeit auf dem 
Germanistiksektor fortgesetzt. Die zwischen dem Institut zur Erforschung und Förderung öSlerrei­
chiseher und internationaler Literaturprozesse begonnene Zusammenarbeit wurde durch eine 
Reihe von Veranstaltungen fortgeführt. So war die llia Tschawtschawadse Staatliche Universität 
für westeuropäische Sprachen und Kulturen Mitveranstalterin des internationalen Seminars 
"Unifying Aspects of Culture" vom 8.-9. November in Wien. Weiterhin wurden einige Werke 
österreicblscher Literatur ins Georgische übersetzt, wie z. B. von Rainer Maria Rilke, Paul Celan, 
Karl Lubomirskl, und die Ubersetzung des zweiten Teils des Ausstellungskatalogs "Die dritte Ge­
neration" angefertigt. Eine Delegation des BIT (Büro für Internationalen Technologietransfer) hielt 
sich im Oktober in Georgien auf. Das Projekt "Steirische Schülerlnnen helfen kachetischen Schü­
lerlnnen" wurde durch den weiteren Ausbau der Grundschule in Telawi fortgesetzt. 
�us Mitteln der OZA wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 20. März- 14. April fand in 
Österreich ein Fortbildungsseminar für DeutschlehrerInnen aus Südkaukasien und Zentralasien 
mit georgischer Beteiligung statt. Das österreichische Studienzentrurn für Frieden und Konflikt­
lösung in Stadtschlaining setzte ein für den gesamten Südkaukasus und somit auch für Georgien 
bestimmtes regionales Konfliktmanagementseminar fort. 

Ghana 
(Republik Ghana), Accra 

Staatsoberhaupt 
john Agyekum Kufuor 

Regierungschef 
joseph Henry Mensah 

ÖB: siehe CÖte d'lvoire; Accra - HK; AHSt: siehe Nigeria 

Außenminister 
Hackman Owusu-Agyemang 

In Ghana befindet sich das Regionalbüro von SOS-Kinderdorf International für Westafrika. Es be­
treut zehn SOS-Kinderdörfer in der Region. 
V AMEn erhielt den Auftrag zum Bau eines dritten Krankenhauses (allerdings mit niederländi­
scher Finanzierung). 
Prof. Roland Horvath, Hornist bei den Wiener Philharmonikern und Prof. Friedrich Brucker, Chor­
leiter des Wiener Schubertbundes, gaben im Zusammenwirken mit dem Goethe-lnstitut Meister­
klassen in Horn, Vorträge über Musik in drei jahrhunderten mit musikalischen Beispielen, sowie 
Konzerte im Oktober in Accra. 
Die österreichischen Exporte betrugen 23,63 Millionen Euro (+80,6%), die Importe 8,88 Millionen 
Euro (-32,4%). 
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Grenada 
(Grenada), Saint George's 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabeth TI. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
Sir Daniel C. Williams 

ÖB, ARSt: siehe Venezuela 

Anhang 

Regierungschef 
Dr. Keith Claudius 
Mitchell 

Außenminister 
Elvin Nimrod 

Die österreichischen Exporte betrugen 35.000 Euro (+42,8%), die Importe 1 72.000 Euro 
(+109,8%). 

Griechenland 
(HeUenische Republik), Athen 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Konstantinos Stefanopoulos Kostas Similis Georgios Papandreou 

Athen - ÖB, HGK (dzt. nur Vizekonsul), AllSt, VAGR, AUA, ÖAI, ÖW (wurde Ende 2001 
geschlossen, Betreuung durch ÖW in Mailandl; Thessaloniki - HGK, AUA; Heraklion, Rho­
dos (vorübergehend geschlossen) ,  Korfu, Patras, Syros - HK 
Die Östef!.llichische Botschaft in Athen hat nach einer über 50-jährigen räumlichen "Cohabitation" 
mit dem Osterreichischen Archäologischen Institut in Athen per 1 .  Dezember neue Amtsräume im 
Stadtzentrum .. Athens bezogen. 
Besuche aus Ost erreich im Rahmen der griechischen EU-Ratspräsidentschaft : 
Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner ( 1 6.- 1 7. April, Un­
terzeichnung der EU-Beitrittsverträge in Athen; 19.-22. Juni, Europäischer Rat Thessalonild, Bal­
kangipfel), Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (27.-28. März, EU-Lateinamerikatreffen in 
Athen; 1 .-4.  Mai, Gymnich in Rhodos; 26.-27. Mai, EUROMED-Ministerrat in Heraklion), Bun­
desminister Herbert Haupt (23.-25. Jänner, Informeller Arbeits- und Sozialministerrat in Naf­
plion), Bundesminister Günther Platter (13 .-15 .  März, Informeller Verteidigungsministerrat in 
Athen), Bundesminister Ernst Strasser und Bundesminister Dieter Böhmdorfer (27.-29. März, In­
formeller Ministerrat für Justiz und Inneres in Veria), Bundesministe.r Heinz Grasser (4.-6. April, 
Informeller Finanzministerrat in Athen), Bundesminister Josef Pröll (2.-4. Mai, Informeller Um­
weltministerrat in Athen; 10.-13. Mai, Informeller Landwirtschaftministerrat in Korfu), Bundes­
minister Hubert Gorbach (15.- 19. Mai, Informeller Verkehrsministerrat, Cruise in Griechenland), 
Staatssekretär Franz Morak (24.- 25. Mai, Informeller Kulturministerrat in Thessaloniki), Staatsse­
kretär Alfred Finz (6. Juni, Informeller Ministerrat öffentliche Verwaltung in Rhodos), Wirtschafts­
kammerpräsident Christoph Leitl (20.- 22. März, EURO-CHAMBRES Treffen in Athen), Parla­
mentsabgeordneter Werner Fasslabend ( 1 9.- 20. März, Konferenz der Europaausschüsse in 
Athen), Abgeordnete zum Nationalrat Barbara Prammer (31.  März, EU-Parlamentstreffen zur 
Gleichstellung der Frau in Athen), Volksanwalt Ewald Stadler (7.-8. April, Treffen der Nationa­
len Ombudsmänner der EU in Athen). 
Bilaterale Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (9.-10. Februar, Ge­
spräche zur lrakkrlse und EU-Konvent), Bundesminister Matthlas Reichhold (1 1 . - 1 2. Februar, 
Gespräche zum Transit und kombinierten Güterverkehr), Bundesminister Hubert Gorbach 
( 1 9. März, Gespräche zu Transit und Wegekostenrichtlinie), Landeshauptmann Franz Schausber­
ger (28.-31 .  März, Olympiabewerbung Salzburg 2010), Wiener Gemeinderatsausschuss unter Lei­
tung von Senatsrat Schicker (21 .-23. Oktober, Gespräche über Stadtentwicklung).  Wiener Um­
weltstadträtin Isabella Kossina (6.-8. November, Symposium über moderne Abfallwirtschaft in 
Athen), Delegation der Wien er und oberösterreichischen Arbeiterkammern, Werner Muhm und 
Josef Peisch�r (21.-24. Mai, in Athen und Zypern). 
Besuche in Osterreich: Ministerpräsident Kostas Similis (13.-14.  Juni, Tour des Capitales), Justiz­
minister Philippos Petsalnikos (12 .-14.  Mai, UN Crime Prevention & Penal Justice Comrnittee). 
Die regelmäßigen bilateralen Konsultationen auf hoher Beamtenebene der beiden Außenministe­
rien wurden fortgeführt, insh auch während der EU-Ratspräsidentschaft Griechenlands im ersten 
Halbjahr. 
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Die österreichischen Exporte betrugen 520,33 Millionen Euro (+12,8%), die Importe 132,83 Mil­
lionen Euro (+2,9%). 
Kulturell war Österreich im jahr der griechischen J;:.U-Präsidentschaft in allen Sparten der Kunst 
y,ertreten: Europäisches Festival "Licht-Bild/die Agina-Akademie 2003" vom 9.- 1 8. Mai auf 
Agina, ein interdisziplinäres Kunstprojekt über Abbild oder Realität-Sein oder Schein (Ausstel­
lungen, Film, Symposien, Installationen etc), initiiert und ko-organisiert von den österreichischen 
Künstlern Gustav Deutsch und Hanna Schiml'k; Ausstellung "Good Morning Balkan" mit Werken 
von Künstlern aus den BalkanJändern, aus Österreich (Hermann Nitsch, Alfred Frohner, Robert 
Kabas, Oliver Dorfer) und Griechenland vom 2.-20. juni in Athen, initiiert und mitorganisiert 
vom Forum Weltoffen Wien; Europäisches Theaterevent "Mindscape" im Rahmen der Plattform 
Mitt!lleuropa vom 25.- 28. Juni in der Römischen Agora in Athen unter der künstlerischen Leitung 
des Österreichers Beda Percht; Teilnahme der Editta Braun Cor:;g:y am Internationalen Tanzfes­
tival in Thessaloniki Anfang September; österreichische Teiln e (Gruppe jazz4You) am Euro­
päischen Jazzfestival im Mai in Athen, Teilnahme von Franz Pomassl, Dieter Kovacic, Billy Roisz 
am Dritten International Sound Media Festival vom 3.-5. Oktober in Athen, johann-Strauss Kon­
zert am 1 5. November in Athen anlässlich des 20jährigen Bestehens des Auslandsösterreicherver­
eins in Griechenland; Konzerte der Camerata Salzburg vom 16.-18. Dezember im Konzerthaus 
Megaron Musikis in Athen, Konzertreise des jung-Wien Chores im Rahmen internationaler Weih­
nachtsfeiern der Stadt Alhen vom 19.-21.  Dezember. 

Großbritannien 
(Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirlandl, London 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Königin Elisabeth lJ The Rl.Hon. Tony Blair The Rl.Hon Jack Straw 

London - ÖB, KF, AHSt, ÖW, AUA; Edinburgh, Birmingham - HK 

Besuche aus Österreich: Landesrat Georg Wurmitzer (Kärnten) in Edinburgh, Ausstellung über 
zeitgenössische Architektur in Kärnten (19.-20. März); Landeshauptmann und Bürgermeister Mi­
chael Häupl samt Delegation der Stadt Wien, Wirtschafts präsentation der Stadt Wien in London 
(12.  Juni); Delegation des Gemeinderatsausschusses für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung 
der Stadt Wien in Manchester und Leeds (29. September - 2. Oktober); Stadträlin Renate Brauner 
und Delegation des Wiener Landtages in Liverpool (20.-21.  Oktober); österreichisch-britische 
Stabsgespräche im britischen Verteidigungsministerium ( 1 1 .-12.  Dezember) 
Besuche in Österreich: Parlamentarischer Unterstaatssekretär im Ministerium für Umwelt, Ernäh­
rung und Landwirtschaft Elliot Morley in Wien, Arbeitsgespräche im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (27.-30. April); stellvertretende Leite­
rin des Europasekretariates im Cabinet Office Catrina Williams, Arbeitsgespräche im BKA 
( 1 . -2.  Oktober); Ministerin für Kunst Estelle Morris, britische Tage im Rahmen der Veranstal­
tungsreihe der Kulturhauptstadt Graz (22. 0letober); Vorsitzende des British Council Baroness 
Kennedy, Arbeitsgespräche im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (1 .  De­
zember); Ständiger Unterstaatssekretär im Ministerium für Handel und Industrie Robin Young zu 
Arbeitsgesprächen im Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (10. Dezember). 
Bilaterales Aktionsprogramm "Action 21" :  Die Umsetzung dieses Programms findet auf allen Res­
sortebenen statt und dient der Intensivierung der bilateralen Beziehungen. Im Rahmen der 
"Action 21" wurde der Beamtenaustausch fortgesetzt (Aufenthalte in britischen Ministerien eines 
Beamten des Bundesministeriums für [nneres sowie einer Beamtin des Bundesministeriums für 
soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz). Eine Reihe von Seminaren wurde von 
der Österreichischen Botschaft mitveranstaltet (Seminar über Investitionsmöglichleeiten in Nord­
irland gemeinsam mit der nordirischen lnvestitionsagentur und der Delegation der Europäischen 
Kommission, 13.  März; Worlcshop zu "Governance" im neuen Europa gemeinsam mit dem Robin­
son College, Cambridge und Chatham House, 1 1 .-12 .  April; Worlcshop "Vom Konvent zur Regie­
rungskonferenz" im Rahmen des "EU Constitution Project" des Federal Trust, 10.- 1 1 .  Juli; Semi­
nar zur Bedeutung der Regionen im erweiterten Europa gemeinsam mit dem Europainslitut der ju­
ristischen Fakultät der Universität Edinburgh, 26. September). Der Botschafter hält des öfteren 
Vorträge an britischen Universitäten und Schulen. 
Die grundSätzlich positive Entwicklung der österreich ischen Exporte selzte sich 2003 nach den 
ausgezeichneten Zuwächsen in den jahren 1998 bis 2001 (+9,1 % ,  + 12,3%, + 14,6%, + 14,1%) so-
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wie +4,1  % im Jahr 2002 in etwas gemäßigterer Form fort. Dies ist auf das leicht rückläufige briti­
sche Wirtschaftswachstum seit 2002 zurückzuführen; eine Entwicklung, die wiederum einen 
Rückgang österreichlscher Lieferungen von preisempfindlichen und konsumahhängigen Produk­
ten zur Folge hatte. Trotz dieseI Tendenz hält Großbritannien jedoch weiterhin Rang 6 unter den 
bedeutendsten Exportmärkten Oste.rreichs. Die österreichlschen Exporte betrugen 3,39 Milliarden 
Euro (-6,1 %),  die Importe 1 ,79 Milliarden Euro (- 1 1 ,0%). 
In den bilateralen Kulturbeziehungen nimmt das österreichisehe Kulturforum London (KF). das 
vor allem im Bereich der modemen und zeitgenössischen Kunst pro Jahr mehr als 100 Projekte ab­
wickelt, eine besondere Position ein. Thematisch ausgerichtete Veranstaltungsreihen und ein me­
dial vielbeachtetes Galerieprogramm geben dem KF in der Kulturmetropole London ein besonde­
res Profil und sind eine wichtige Ergänzung der kommerziellen Kulturveranstaltungen, die sich 
auf klassische Musik konzentrieren. Osterreichische Kammermusik-Ensembles treten vier bis fünf 
mal pro Jahr vor einem ausgewählten Publikum in der Residenz des Botschafters auf. GB als Wir­
kungsstätte großer österreichlscher Denker und Wisse.nschaftler - Ludwig Wittgenstein, Karl Pop­
per, Friedrich Hayek, Max Peru tz - spielt eine wichtige Rolle für das intellektuelle und geistige 
Erbe Osterreichs. In diesem Bereich hat das KF eine besondere Vermittlerfunktion. 
Im literarischen Bereich hat das vom KF mitinitiierte und unterstützte Ingeborg Bachmann Centre 
for Austrian Literature in London seine Tätigkeit aufgenommen. 
In der schottischeo Hauptstadt Edinburgh, die kulturell besonders aktiv ist, konnte die österrei­
chlsche Präsenz mit Projekten in den Bereichen Architektur, Film und Tanz verstärkt werden. Die 
Universitätsstädte Oxford und Cambridge sind weitere Schwerpunkte der österreichlschen Kul­
turarbeit. 

Guatemala 
(Republik Guatemala), Guatemala - Stadt 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Alfonso Portillo Cabrera Edgar Guti�rrez Gir6n 

Guatemala-Stadt - ÖB; AHSt: siehe Mexiko 
Am 28. Dezember fanden Stichwahlen für das Amt des Präsidenten statt, aus denen der Vorsit­
zende der Gran Alianza Nacional, Öscar Berger Perd6mo als Sieger bervorging. 
Außenminister Edgar Guti�rrez nahm vom 1 6.- 17. April an der 46. Tagung der Suchtgiftlc.ommis­
sion der VN teil und traf mit dem Exekutivsekretär der erBTO, Wolfgang Hoffmano, zusammen. 
An der 10. UNIDO-Generalkonferenz Anfang Dezember nahm Vize- Präsident Juan F. Reyes Lopez 
als Vertreter Guatemalas teil. 
Guatemala hat im Rahmen der ÖEZA den Status eines Kooperationslandes, wobei weiterhin an 
Projekten zur Umsetzung der Friedensverträge von 1996 festgehalten wird. Die Zusammenarbeit 
konzentriert sich vor allem auf die Unterstützung der Zivilgesellschaft. Schwerpunktregion ist da­
bei das westliche Hochland. Gefordert werden vor allem Projekte in den Bereichen ländliche Ent­
wicklung, Entwicklung von Klein- und Mittelbetrieben sowie Sozialwesen �cl Menschenrechte. 
Um den Marktwert der kleinbäuerlichen Produktion zu erhöhen, fordert die OEZA Initiativen für 
Verarbeitung und Vermarktung. Die Gemeinde Quetzaltenango wurde bei der Lösung ihrer Was­
serprobleme unterstützt. 
Zu den Schwerpunkten im sozialen Bereich gehören die Förderung der Maya-Institutionen und 
des traditionellen Rechtssystems sowie die zweisprachige interkulturel1e Erziehung. Zivile Pro­
jekte haben die Aufklärung der indigenen Bevölkerung über ihre staatsbürgerlichen Rechte und 
über die im Friedensabkommen festgeschriebenen Beschlüsse zum Ziel. 
Die österreichischen Exporte betrugen 8,76 Millionen Euro (+27,1 %), die Importe 4,07 Millionen 
Euro (-20,5%). 
Ein Investitionsschutzabkommen wurde paraphiert und ist unterzeichnungsreif. 
Vom 7.-18. Juli fand eine vielbeachtete Konzertreihe des Kaufmännischen Gesangsvereins Vil­
lach mit gleichzeitiger Eröffnung eines österreichlschen Gastronomiefestivals statt. Zum Ab­
schluss wurden die Chormitglieder in einer Zeremonie im Rathaus zu .. visilantes distinguidos" er­
nannt. 
Herausgabe des Gedichtbandes .. Movimientos" der ÖSlerreicherin Elisabeth Mendoza; Buchprä­
senlation mil Lesung in Antigua. 
An der österreichischen Schule wurden im Laufe des Schuljahrs 992 SchülerInnen am Instituto 
Austriaco Gualemalteco und 899 am Colegio Viena von 25 öSlerreichischen und 52 guatemalteki-
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sehen Lehrerinnen unterrichtet. Die Schule beging im Berichtsjahr ihr 45-jähriges Jubiläum. Ne­
ben der Eröffnung einer neuen Bibliothek wurden die Physik- und Chemiesäle neu adaptiert sowie 
die Schule mit kabellosem lntranet und weiteren 30 Laptops ausgestattet. Für den Schulbesuch 
werden auch Stipendien vergeben. Die Schule betreut darüber hinaus acht Schulen in ländlichen 
Regionen. 

Guinea 
(Republik Guinea), Conakry 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenmirnster 
Lansana Cont6 Lamine Sidime Louss6rn Franc;;ois Fall 

ÖB: siehe Senegal; Conakry - HK: ARSt: siehe Marokko 

Die österreichischen Exporte betrugen 19,61 Millionen Euro (-20.3%). die lmporte 752.000 Euro 
(-43,1 %). 

Guinea-Bissau 
(Republik Guinea-Bissau), Bissau 

Staatsoberhaupt 
Henrique Pereira Rosa 

Regierungschef 
Mario Ant6nio Artur 
SanM Joao 

ÖB: siehe Senegal; ARSt: siehe Marokko 

Außenminister 
Jos6 Silva Monteiro 

Die österreich ischen Exporte wurden statistisch nicht erfasst, die lmporte betrugen 16.000 Euro 
(+100%). 

Guyana 
(Kooperative Republik Guyana), Georgetown 

Staatsoberhaupt 
Bharrat Jagdeo 

ÖB, ARS!: siehe Venezuela 

Regierungschef Außenminister 
Samuel Archlbald A. Hinds Samuel Rudolph lnsanally 

Die österreicbischen Exporte betrugen 77.000 Euro (+41.7%). die lmporte 16.000 Euro (+1 13.8%). 

Haiti 
(Republik Haiti), Port-au-Prince 

Staatsoberhaupt Regierungscbef 
Jean-Bertrand Artistide Yvon Neptune 

ÖB, ARSt: siehe Venezuela; Port-au-Prince - HGK 

Außenmiruster 
Joseph Philippe Antorno 

Die österreich ischen Exporte betrugen 1 ,58 Millionen Euro (-57,7%), die lmporte 1 13.000 Euro 
(+164.9%). 

Heiliger Stuhl 
(Staat der Vatikanstadt), Vatikan 

Staatsoberhaupt 

Papst Johannes Paul II. 

ÖB: siehe Rom 

Regierungschef 

Kardinal-Staatssekretär 
Angelo Sodano 

Sekretär für die Beziehungen 
mit den Staaten 
Erzbischof 
Giovanni Lajolo 
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Besuche aus Österreich: Bundesratspräsident Herwig Hösele führte Gespräche mit Außenminister 
]ean-Louis Tauran und mit dem Präfekten der Glaubenskongregation Kardinlil, Joseph Ratzinger 
(19. Juni); Frau Landeshauptmann Waltraud Klasnic wurde anlässlieh der OVP-Landtag�reise 
durch den Papst persönlich begrüßt (3. September); der Präsident der Wirtschaftskammer Öster­
reich. Christoph LeitI. wurde durch den Papst persönlich begrüßt und führte mitsamt 30-köpfiger 
Wirtschaftsbunddelegation ein .. Europagespräch" mi.\ Kardinal Joseph Ratzinger (8. bzw. 1 1 .  Ok­
tober); Bundesministerin Maria Rauch-Kallat vertrat Osterreich bei der Seligsprechung von Ladis­
laus BatLhyany-Strattmann (23. März); Vizebfugermeister Sepp Rieder vertrat das Land Wien bei 
der Seligsprechung von Marco D'Aviang (27. April); Bundesmirtister GünLher Platter und Landes­
hauptmann Herwig Van Staa vertraten Osterreich bei der Heiligsprechung von Josef Freinadametz 
(5. Oktober). 
Die österreicbischen Exporte betrugen 589.000 Euro (+10.5 %). die importe 107.000 Euro 
(+64.2%). 
Kultur: Konzert der Wiener Philharmoniker in der päpstlichen Basilika San Paolo fuori le Mura 
(22. November); Ausstellung des lkonenmalers Anton Wollenek im Palazzo San Calisto anlässlich 
des 25-jährigen Amtsjubiläums des Papstes (15.  Oktober - 10. November). 

Honduras 
(Republik Honduras), Tegucigalpa 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Lic. Ricardo Maduro Joest Guillermo Perez Arias 

ÖB: siehe Guatemala; AHSt: siehe Mexiko; San Pedro Sula. Tegucigalpa - HK 
Österreich exportiert vor allem Papier. Kunststoffe. Webmascbinen. Mess- und prüfinstrumente. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3.19 Millionen Euro (-8.2%). die Importe 4.89 Millionen 
Euro (+4.9%). 

Indien 
(Republik Indien), New Delhi 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
A P. ]. Abdul Kalam Atal Bebari Vajpayee Yashwant Sinha 

New Delbi - ÖB, AHSt, AUA, ÖW; Mumbai - HGK; Kalkutta. Chennai. Goa - HK 

Besuche aus Österreich: Vizepräsidentin des Bundesrates Anna ElisabeLh Haselbach Uänner in 
New Delhi; 50-Jahr-Feier Lndisches Parlament); 
2. Präsident des Nationalrates Heinz Fischer (7. - 1 1 .  Oktober in New Delbi und Hyderabad; Par­
lamentarier:. und Wirtschaftsdelegation). 
Besuche in Osterreich: Minister für Wasserwirtschaft des Bundesstaates An<ihra Pradesh Kadiyam 
Srihari (Dezember). 
Am 28. Juli fanden Politische Konsultationen der bei den Außenministerien auf Ebene de.r Politi­
schen Direktoren in New Deihi statt. Die Politischen Konsultationen wurden erstmals im Oktober 
2000 in Wien abgehalten. 
Am 1 7. und 18. November fand in New Deihi die 9. Tagung der Gemischten Wirtschaftskommis­
sion statt. 
im Mai tagte die indisch-österreichiscbe Arbeitsgruppe Eisenbahn. die im Vorjahr durch ein Me­
morandum of Understanding über infrastrukturelle Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen einge­
setzt worden war. 
Der Vizepräsident der Wirtschaftskammer Österreich. Adolf Maser. unterzeichnete am 10. Okto­
ber in New Delhi mit seinem indischen Gegenüber FICCI ein Abkommen über Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Wirtschaftskammern. 
Die österreichischen.,Exporte betrugen 194.14 Millionen Euro (+5.6%). die lmporte 182.17 Millio­
nen Euro (+0.8%). Osterreichische Firmen arbeiten derzeit in rund 50 Joint Ventures mit indi­
schen Partnern zusammen. zahlreiche weitere österreichische Unternehmen schlossen technische 
Kooperationsabkommen mit indischen Firmen ab. Darüber �aus sind mehr als 500 österrei­
chische Firmen im bilateralen Handel mit Lndien involviert. Osterreichische Firmen beteiligten 
sich im Berichtszeitraum an der Plastindia (Februar) und an der Buildindia (Dezember). im März 
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fand in Wien, Graz und Linz eine Seminarreihe über Indien statt, an der rund 150 Wiruchaftsver­
treter teilnahmen. Mit den beiden indischen Bundesstaaten Uttaranchal und Amihra Pradesh 
wurde ein Memorandum of Understanding abgeschlossen (Zusammenarbeit insb auf den Gebieten 
Wasserkraft, Bewässerung, Gesundheitswesen, Fremdenverkehr, Infrastruktur). 
Austrian Airlines fliegt seit 1997 die Strecke Wien - Delhi. Mit 26. Oktober wurde die Anzahl der 
Flüge auf sieben pro Woche (während der Wintermonate) erhöht. 
1m März gaben die Wiener PhHharmoniker unter Leitung des indischen Maestros Zubin Mehta 
nach beinahe 50 Jahren Abwesenheit zwei viel beachtete Konzerte in Mumbai. Von den weiteren 
Veranstaltungen sind das Gastspiel der Tanzgruppe Milli Bitterli, die Ausstellung Günther Nuß­
baumer und Sybille Pfeiffer in Delhi, die Vorführung des Nild List Filmes "Mein Boß bin ich" 
(Special International Film Festivals) und des Filmes "Am anderen Ende der Brücke" von Hu Meil 
Ursula Wolte (Cinemaya Film Festival) sowie die Konzerttournee des Concilium Musicum in New 
Delhi , Bangalore und Madras im Rahmen der Europäischen Kulturwochen anlässlich des 4. EU-in­
dien Gipfels hervorzuheben. 
Univ.-Prof. Anton Pelinka befand sich im September zu einer Vortragsreise und zur Präsentation 
seines neuen Buches "Democracy Indian Style, Subhas Chandra Bose and the Creation of India's 
PoUtica] Culture" in Chennai, Kolkata und New Delhi. 
1m Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft unter�tützt Österreich die Aus- und Fortbildung von indi­
schen Fachkräften und AkademikerInnen in Österreich. Im Jahre 2003 wurden drei Personen an 
österreich ischen Hochschulen, Lehrgängen und Seminaren gefördert; davon erhielten zwei ein 
Nord-Süd-Stipendium. 

Indonesien 
(Republik Indonesienl, Jakarta 

Staatsoberhaupt und Regierungschefin 
Megawati Soekarnoputri 
Jakarta - ÖB, AHS! 

Außenminister 
Hassan Wirayuda 

Besuche aus Österreich: Bundesminister Karl-Heinz Grasser (ASEM-Treffen, 4.-5.  Juli auf Bali); 
Landeshauptrnann Herwig van Staa (offizieller Besuch,14.- 18. Juli in Yogyalc.arta und Jalc.arta). 
Besuche in Österreich: Außenminister Hassan Wirajuda (offizieller Besuch, 6.-7. Juli in Wien). 
Die österreicbischen Exporte betrugen 89,95 Millionen Euro (- 14,1%), die 1mporte 155,60 Millio­
nen Euro (+2,9%). 
Österreich fördert in Indonesien insb wissenschaftlich-technische Nord-Süd Partnerschaften und 
wissenschaftliche Süd-Süd- wie auch Nord-Süd-Netzwerke (ASEA-Uninet). Österreich unter­
stützte die Fortbildung von indonesischen StudentInnen und AkademikerInnen durch Stipendien 
an indonesischen Universitäten sowie durch Forschungsaufenthalte an österreichischen Universi­
täten. 1m Berichtszeitraum wurden insgesamt 24 Personen gerq.rdert. 1m Rahmen des "Austrian 
Student Program - Indonesia" hielten sich 17  Teilnehmer aus Osterreich an indonesischen Uni­
versitäten zu Kurzstudien auf. 

Irak 
(Republik Irakl, Bagdad 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Hoshyar Zebari 
Bagdad - ÖB (dzt. eingeschränkter Konsularbetriebl. AHSt 
Der Österreichische Handelsdelegierte bzw. Handelsrat wurde vor Kriegsbeginn einberufen. Der 
österreichlsche Geschäftsträger im lralc. amtiert weiter von Jordanien aus. 
Am 20. März �annen die Streitkräfte der Koalition unter Führung der USA den Krieg gegen den 
lralc., der offiziell mit der Besetzung des Landes und dem Sturz von Saddam Hussein am 1 .  Mai be­
endet wurde. Am 13.  Dezember wurde Saddam Hussein von amerikanischen Truppen in der Nähe 
von Tikrit festgenommen. Auf Grund von Plünderungen, Zerstörungen und eine Welle von An­
griffen gegen die fremden Truppen, internationalen Organisationen und andere Einrichtungen ist 
die Sicherheits lage seit Beendigung der kriegerischen Kampfhandlungen stark beeinträchtigt. 
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Das Programm der Vereinten Nationen "Öl für Nahrungsmittel" wurde auf Grund der SR-Resolu­
tion 1483 bis zum 2 1 .  November beendet und die Wirtschaftssanktionen wurden aufgeboben. Am 
22. November ging die Verwaltung aller noch verbleibenden Tätigkeiten im Rahmen des Program-
'Pes an die Koalitionsübergangsbehörde über. .. 
Osterreich beteiligt sich an humanitären Hilfsaktionen (Behandlung kriegsverletzter Kinder in Os­
terreich, Projekt zur Rehabilitation traumatisierter Kinder, Wiederaufbau von Krankenhäusern) 
sowie durch Hilfslieferungen privater Organisationen. 
Die Staatsgewalt im Lande wird von der Koalisationsübergangsbehörde (Coalition Provisional 
Authority - CP A) unter der Leitung des von den USA ernannten Paul Bremer ausgeübt. Diese Be­
hörde wurde am 16. Mai errichtet und von der SR-Resolution 1483 vom 22. Mai als Trägerin der 
für die Koalitionsstaaten "nach dem anwendbaren Völkerrecht bestehenden spezifischen Befug­
nisse, Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen als Besatzungsmächte unter gemeinsamer Füh­
rung" anerkannt. 
Am 13.  Juli wurde ein interimistischer Regierungsrat gebildet. dem 25 Mitglieder verschiedener 
Parteien, Volksgruppen und Konfessionen des Landes angehören. Sein Vorsitz wechselt monat­
lich. Er hat beratende Befugnisse. 
Die österreichischen Exporte betrugen 19,77 Millionen Euro (-77,7%). die Importe 35,61 Millio­
nen Euro (-81,7%). 

Iran 
(Islamische Republik Iran), Teheran 

Revolutionsführer und 
Geistlicher Führer 

Staats- und Regierungschef AuBenminister 

Ayatollah Seyyed All Hojjatoleslam Seyyed 
Khamenei Mohammad Khatami 
Teheran - ÖB, KF, AHSt, AUA 

Seyyed Kamal Kharrazi 

Besuche aus Österreicb: Auf politischer Ebene sind erwähnenswe.rt: Vizekanzler a.D. Alois Mock 
hielt von 1 .-8. März einen Vortrag im Rahmen eines Seminars über den Persischen Golf am Außen­
politischen Studienzenlrum des iranischen Außenministeriums und traf bei dieser Gelegenheit 
unter anderem mit Präsident Mobammad Khatami. Ex-Außenminister Ali Velayati und dem Leiter 
der staatlichen Organisation für Kultur und Islamische Beziehungen, Mahmoud Araqi, zusammen. 
Von 7.- 10. Juni führte der Kabinettsdirektor des Herrn Bundespräsidenten, Helmut Tfuk. Gesprä­
che in Teheran (Empfang durch Präsident Mobammad Khatami. Gesprä.che mit dem Kabinettsdirek­
tor des iranischen Staatspräsidenten, All Khatami, dem Protokollchef der Präsidentscbaftskanzlei. 
Reza Modir. und dem Vizeaußenminister All Ahani) .  Von 14.-1 6. September besuchte der Staats­
sekretär Reinhart Waneck den Iran und führte Gespräche mit Gesundheitsminister Masoud Pe­
zeshkian und Vizepräsidentin Masoumeb Ebte.kar. Wichtige Besuche auf wirtschaftlichem Gebiet: 
Von 19.-22. Jänner kam eine Delegation der Osterrei�hisch-iranischen Gesellschaft unter Leitung 
des ehemaligen Präsidenten der Wirtschaftskammer Osterreich Leopold Maderthaner in den Iran 
und führte Gespräche mit dem Präsidenten der iranischen Wirtscbaftskammer Aünaghi Khamoushi 
und Wirtschaftsvertretern. Im April verhandelte eine bochmngige Delegation von Austrian Airlines 
unter Leitung von Vorstandsdirektor Josef Burser mit leitenden Funktionären der iraniseben Zivil­
luftfahrtbehörde und Iran Air über die Beziebungen im Bereich des zivilen Luftverkehrs. Ende Sep­
tember besucbte Vorstands direktorin Regina Prehofer von Bank Austria. begleitet von weiteren Mit­
arbeitern. Teheran, traf Repräsentanten iranischer Banken und hielt eine große PR-Veranstaltung ab. 
Weitere Besuche betrafen di.e kulturellen und wissenschaftlichen Beziehungen: Ende Februar wurde 
in Tebe.raD die 3. lraniscb-Osterreichische Interreligiöse Dialog-Konferen.z Christentum-Islam ahRe­
halten; die österreichische Delegation leitete Prof. Andreas Bsteh. Die Osterreichische Geographi­
sche Gesells�haft führte von 12.-25. April eine Exkursion in den Iran durch. 
Besuche in Osterreich: Die Vizepräsidentin für Umwelt fragen der Islamischen Republik Iran. Ma­
soumeb Ebtekar, führte am 23. und 24. Oktober in Wien Gespräche mit Bundesminister Martin 
Bartenstein. Bundesm.inisterin Maria Rauch-Kallat und Bundesministerin Benita Ferrero-Wald­
ner. Sie wurde außerdem von Bundespräsident Thomas Klestil empfangen und besuchte im Um­
weltbereich tätige österreichische Unternehmen. Der Vi.zepräsident für Sportverbandsangelegen­
beilen ip der Organisation für Leibeserziehung der Islamischen Republik Iran . All Kafashian, be­
suchte Osterreicb ebenfalls im Oktober. Am 4. und 5. Dezember wurde in Wien die 7. Tagung der 
Osterreichisch-lranischen Gemischten Wirtschafts kommission abgehalten. Die iranische Delega-
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tion stand unter der Leitung von Industrieminister Eshaq Jahangiri; bei der österreichischen Dele­
gation führte Bundesminister Martin Bartenstein den Vorsitz. 
Der österreichische Außenhandel entwickelte sich zufriedenstellend. Die österreichischen Ex­
port�. betrugen 318 Millionen Euro (+43,5%), die Importe 15,55 Millionen Euro (-14,5%). 
Das Osterreichische Kulturforum in Teheran ist das einzige voll funlct.ionierende westliche Kultur­
institut im Iran und wird auch von iranischer Seite hoch geschätzt. Aktivitäten: Sprachausbildung 
(etwa 2.000 Kursteilnehmer in ca. 120 Kursen und 12 Niveaustufen), Lehrerfortbildungsveranstal­
tungen, Know-How für andere Sprachinstitute, sehr gut besuchte Bibliothek und Mediothek, re­
gelmäßige kulturelle und wissenschaftliche Veranstaltungen (ca. 70). Dem Dialog der Zivilisatio­
nen �rd besonderes Augenmerk gewidmet. Im Berichtsjahr konnte höchste musikalische Qualität 
aus Osterreich im Umfeld von iranischen Architekturdenkmälern, z. B. in der Golestan-Palast-An­
lage, vor dem Hintergrund farbig beleuchteter Säulen, Kacheln und Nischen, gebracht werden. So 
traten z. B. das Streichquartett "Auris" unter der Leitung von Roland Roninger sowie die Gruppe 
"Unicorn" unter der Leitung VOn Michael Posch auf. Beide erhielten äußerst gute Kritiken. Weiters 
wurden Gastvorlesungen österreichischer Professoren an den wichtigsten Universitäten im Iran 
forciert, Studiengänge mit österreichischer Hilfe eingerichtet und zahlreiche Ausbildungsveran­
staltungen organisiert, wobei der Schwerpunkt auf tourismusbezogene Ausbildung gesetzt wurde. 
Die wichtigsten politischen Entwicklungen im Iran im Jahr 2003: 
Innenpolitisch begann das Jahr 2003 im Iran mit einer deutlichen Niederlage der Reformer um 
Präsident Khatami bei den Gemeinderatswahlen im Februar. Das Reformprograrnm war kaum er­
folgreich, und wenige der progressiveren Gesetze passierten die Kontrolle des konservativen 
"Wächterrates" .  Studenten unruhen im Mai und Juni richteten sich erstmals auch gegen den Präsi­
denten und seine Parteigänger. Sie waren so auch ein Ausdruck der Frustration der Jugend, die 
sich in zunehmendem Maße VOn ihren bisherigen Hoffnungsträgern abzuwenden scheint. Der Fall 
der an den Folgen eines Verhörs in Haft verstorbenen iranisch-kanadischen Journalistin Zebra Ka­
zerni wurde zum Symbol einer immer noch sehr problematischen Menschenrechtslage. Der Dialog 
mit der EU im Menschenrechtsbereich brachte auch im Berichtsjahr keine erwähnenswerten Fort­
schritte. Der Iran war aber bereit, zweimal Berichterstatter der Vereinten Nationen über Men­
schenrechtsfragen zu empfangen. 
Die überraschende Verleihung des Friedensnobelpreises an die iranische Menschenrechtsaktivis­
!in Shirin Ebadi wurde von breiten Bevölkerungskreisen mit Begeisterung aufgenommen. Die kon­
servative Kritik an der Preisverleihung blieb angesichts dieser allgemeinen Zustimmung fast un­
bemerkt. In außenpolitische Schwierigkeiten kam der Iran durch die Kritik der USA und anderer 
westlicher Staaten am iranischen Nuklearprogramm, dessen geringe Transparenz Anlass zur Be­
sorgnis bot. Nach einer Reihe von unbefriedigend verlaufenen Inspektionen durch die lAEO 
konnte der Iran im Oktober durch das gemeinsame Auftreten der Außenrninister Großbritanniens, 
Frankreichs und Deutschlands zu entscheidenden Zugeständnissen auf diesem Gebiet bewegt 
werden: der Iran wird sein Nuklearprograrnrn gegenüber der lAEO offen legen, mit der lAEO stän­
dig kooperieren, ein Zusatzprotokoll zum Atomsperrvertrag unterzeichnen und alle Aktivitäten 
zur Arueicherung von Uran suspendieren. 

Irland 
( Irland), Dublin 

Staatsoberhaupt 
Mary McAleese 
Dublin - ÖB, ARSt, AUA 

Regierungschef 
Bertie Ahern 

Außenminister 
Brian Cowen 

Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (Dublin, 25.-26. September), Generalse­
kretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie (Dublin, 29. Oktober), Wirtschaftskarnrner­
präsident Christoph Leitl [Dublin, 13. November), Bundesminister Dieter Böhrndorfer (Dublin, 
21 .  November). 
Besuche in Österreich: Staatssekretär für Handelsfragen Michael Ahern (Wien, 27. Mai), Staatsse­
kretär für Forstfragen John Browne (28.-30. Mai), Ministerpräsident Bertie Ahern (Wien, 24. Juli), 
Staatssekretär für Entwicklungszusammenarbeit und Menschenrechtsfragen Tom Kitt (Graz, 
8.- 10. Mai). 
Im Rahmen der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen besteht weiterhin großes österreichisches In­
teresse an den zahlreichen irischen Infrastrulcturprojekten. Die österreichischen Fertighausfirmen 
ELK und Griffner eröffneten Produktionsstätten in Irland. 
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Die österreichjschen Exporte betrugen 214,7 Millionen Euro (-1,9%), die lmporte 725,61 Millio­
nen Euro (-24,9%). 
Die kulturellen Aktivitäten umfassten Tanztheater, Dichterlesungen sowie diverse Musiktourneen 
österreichlscher Ensembles, darunter auch ein Konzert der Wien er Philharmoniker in der National 
Concert Hall, sowie ein eigenes dem Liederwerk Hugo Wolfs gewidmetes Festival aus Anlass sei­
nes 100. Todestages. 
Mar�te Ereignisse im Bereich der wissenschaftlichen Zusammenarbeit waren die jährlichen von 
der Osterreichlschen Nationalbank geforderten Schrödinger-Vorlesungen, diesmal von Univ.­
Prof. Johann Mulzer in Dublin, Cork und Limerick, und das bereits 5. Wittgenstein-Symposium 
mit Univ.-Prof. Peter Kügler in der Royal lrish Academy und an den Universitäten Galway und 
erstmals Limerick. Auch die Austrian History Lecture wurde mit einem Vortrag von Univ.­
Doz. Thomas Angerer erfolgreich fortgesetzt. 

Island 
(Republik Island), Reykjavik 

Staatsoberhaupt 
Ölafur Ragnar GrUnsson 

Regierungschef 
Davfd Oddsson 

Außenminister 
Halld6r AsgrUnsson 

ÖB: siehe Dänemark; AHSt: siehe Norwegen; Reykjavik - HGK 
Nach den Parlamentswahlen vom 10. Mai wurde neuerlich eine Koalitionsregierung aus Unabhän­
gigkeitspartei (IP) und Fortschrittspartei (PP) gebildet. Es wurde ein Abkommen geschlossen, 
demzufolge Regierungschef Davfd Oddsson (IP) im September 2004 zu Gunsten von Außenminis­
ter Halld6r Asgrfmsson (PP) zurücktreten wird. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 1 5,17  Millionen Euro (+7,3%), die Importe 14,03 Millionen 
Euro (+217,6%). 

Israel 
(Staat Israel). Jerusalem (West) 

Staatsoberhaupt 
Moshe Katsav 
Silvan Shalom 
(seit Februar) 

Regierungschef 
Ariel Sharon 

Außenminister 
Benjamin Netanjabu 

Tel Aviv - ÖB. ICF, HK, AHSt, AUA, ÖW; Jerusalem - HK, Haifa - HK, Eilat - HK 
Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, Treffen mit Außenmjnister Sil­
van Shalom und Staatspräsident Moshe Katsav; Kranzniederlegung in Yad Vashem Oerusalem, 
29. Juli); Staatssekretär Franz Morak anlässlich der 50-Jahr-Feier der Holocaust-Gedenkstätte Yad 
Vashem, Treffen mit dem 1 .  Stellvertretenden Ministerpräsidenten Industrie- und Handelsminister 
Ehud Olmert und mit dem Bürgermeister von Tel Aviv Ron Huldai (13 .-17. September); 2. Präsi­
dent des Nationalrates Heinz Fischer aus Anlass des 60. Geburtstages von Shimon Peres (21.  Sep­
tember); l.aI)�eshauptmann Joseph Pühringer anlässlich Aktion Friedenslicht (24.-27. November). 
Besuche in Osterreich: Außenminister Silvan Shalom, Treffen mit Bundesministerin Benita Ferre­
ro-Waldner und Bundeskanzler WoUgang Schüssel (18.-1 9. November). 
Die österreich ischen Exporte betrugen 1 1 6,44 Millionen Euro (-16,1  %). die lmporte 61,51 Millio­
nen Euro (-21,6%). 
Israel hatte auch nach dem Ende der S�onen seitens der 14 EU-Mitgliedstaaten seine politischen 
und diplomatischen Beziehungen zu Osterreich niedrig gehalten. Durch die großen Bemühungen 
und Leistungen der österreichlschen Bundesregierung auf den Gebieten Kampf gegen Antisemitis­
mus, Wiedergutmachung und Entschädigungen sowie durch eine ausgewogene Außenpolitik im 
Nahostkon1likt ermuntert, gab die israelische Regierung anlässlich des Besuches von Bundesminis­
teriD Benita Ferrero-Waldner ihre Bereitschaft zur völligen NormaJjsierung ihrer Beziehungen mit 
Österreich bekannt; die Bekräftigung dieser Erklärung erfolgte durch den Gegenbesuch des israeli­
schen Außenministers sowie durch die Nominierung eines neuen israelischen Botschafters in Wien. 
Kulturpolitischer Höhepunkt war der Besuch von Staatssekretär Franz Morak, bei dem zwei Werke 
von Gottfried von Einem ihre Erstaufführung in Israel erlebten. "Voices of Peace" mit Timna Brauer, 
Elias Meiri und einem jüdischen und arabischen Chor konzertierten erfolgreich an der Neuen lsrae-
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lischen Oper. Darüber hinaus spannte sich der musikalische Bogen vom klassischen Pianisten 
Albert Sassmann über .. Maximo Lieder" und das Klaus-Paier-Trio bis zu DJ Richard Dorfmeister. 
Von großer Nacbbaltigkeit ist die Aufführung des Theaterstückes "Eyewilness" von Yehoshua So­
bol über den österreich ischen Wehrdienstverweigerer Franz JägerstäHer am Cameri Theater Tel 
Aviv unter der Regie von Paulus Manker. Christoph Bochdansky eröffnete erfolgreich das interna­
tionale Puppentheaterfestival in Jerusalem. Mit der abcdance company nahm erstmals ein öster­
reichisches Ensemble am .. DaneEuropa"-Festival teil. Wolf Werdigier zeigte seine Ausstellung 
"Hidden Images" ,  die sich mit den Traumata von Israelis und Palästinensern auseinandersetzl. in 
JerusaJem, Tel Aviv und RamaJlah. Jugendaustauschprogramme, wie das seit 1994 jährlich statt­
findende .. Spurensuchprojekt" , wurde nicht zuletzt auf Grund des großen israelischen Interesses 
�!>rtgesetzt: eine Gruppe israelischer Jugendlicher befand sich .. auf den Spuren der Vorfahren" in 
Osterreich; wegen der angespannten Sicherheitslage kam aber keine österreicbische Gruppe nach 
Israel. Inhaltlich stand bei vielen österreicbischen Projekten auf dem Gebiet der Kultur und Bil­
dung die österreicbische Zeitgeschichte im Mittelpunkt. 

Autonome Palästinensische Gebiete 

Vorsi tzender 
der Palästinensisehen 
A utonomiebehörde 

Premier Minister Außenminister 

Yassir AraIat Ahmed Qurei'a Nabeel S haath 
Ramallah - Österreichisches Vertretungsbüro bei der Palästinensischen Autonomiebe­
hörde 
Keine nennenswerten Besuche im Jahr 2003. Vor dem Hintergrund einer sich durch den bewaff­
neten Konflikt dramatisch zuspitzenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage erreichten 
die österreicbischen Exporte und lmporte ähnlich wie im Vorjahr kaum signifikante Werte. Die ös­
terreichischen Exporte betrugen 1 04.000 Euro (+36,5%), die lmporte 1 12.000 Euro (+8,3%). 
Die Rahmenbedingungen des bewaffneten Konfliktes beeinträchtigen die Fortführung laufender 
und die Formulierung neuer Projekte. Die österreichische Zusammenarbeit fokussiert vor allem 
auf die Bereiche Soziales/Gesundheit, Wasser/Umwelt und humanitäre Hilfe. 
lm Rahmen der Nord-Süd Partnerschaft unterstützt Österreich die berufliche Fortbi!.dung von 
Fachkräften und AkademikerInnen aus den autonomen palästinensischen Gebieten in Osterreich. 
Im Berichtszeitraum konnte die Weiterbildung von 13  Personen gefördert werden. 

Italien 
(Italienische Republik), Rom 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Carlo Azeglio Ciampi Silvio Berlusconi Franeo Frattini 
Rom - ÖB, KF, öm, ÖW; Mailand - GK, KF, AHSt, ÖW, AUA; Triest - GK (per 3 1 .  8 .  2003 
geschlossen) ;  Venedig. Bari. Bologna, Florenz. Genua. Neapel. Palermo. Turin. Venedig. Ve­
rona - HK; Padua - AHSt 
Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Arbeitsbesuch bei Ministerpräsident 
Silvio Berlusconi (Rom. 1 1 .  November); Nationalratspräsident Andreas Kbol, offizieller Besuch in 
Rom ( 1 .  Oktober), Besuch in Südtirol (9. Jänner, 28. - 29. März); 3. Präsident des ationalrates 
Thomas Prinzhom, Besuch der Abgeordnetenkammer gefolgt von Treffen der österreicbisch-italie­
nischen Parlamentarischen Freundschaftsgruppe (Rom. 14.-15. Oktober); Bundesrats-Präsident 
Herwig Hösele. offizieller Besuch (Rom. 18.-20. Juni); Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner. 
Arbeitsbesuch in Rom (28. Mai); Bundesminister Hubert Gorbach. Arbeitsbesuch bei Verkehrs­
und Infraslrukturminister Pielro Lunardi (Rom, 10. September); Besuch vo.!1 Bundesminister Ernst 
Strasser in Südtirol (30. Juli), Staatssekretär Franz Morak, EröfIn\J.Og des Osterreich-PavilJons bei 
der Biennale (Venedig, 13.  Juni). Staatssekretär Karl Schweitzer. Ubergabe eines Schecks der öster­
reichischen Bundesregierung in der Höhe von 200.000 Euro als KataslrophenbilIe für die Bevölke­
rung des Kanaltals (Malborghetto. 7. Oktober). 
lm zweiten Halbjahr 2003 besuchten anJässlich der italienischen EU-Präsidentschaft zahlreiche 
Regierungsmitglieder Italien im Rahmen von informellen Ministerlreffen; Bundeskanzler Wolf-
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gang Schüssel und Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner nahmen überdies am 4. Oktober an 
der Eröffnung der EU-Regierungskonferell2 in Rom teil. 
Besuche in Österreich: Arbeitsgespräch von Außenminister Franco Frattini mit Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner am Rande der Salzburger Festspiele (26. juli); Arbeitsbesuch von Ver­
kehrs- und Infrastrulcturminister Pietro Lunarw (Wien, 1 .  April); Inne�.inister Giuseppe Pisanu, 
Teilnahme am "Forum Salzburg" , dem Treffen der Innenminister von Osterreich, Polen, Tsche­
chien, Slowakei, Ungarn und Slowenien (Fuschl/See, Salzburg, �7 .-19. juli). 
Verträge: Im Hinblick auf anstehende Universitätsreformen in Osterreich und Italien wurde am 
23. Mai in Wien der Text eines weiteren Notenwechsels über we gegenseitige Anerkennung aka­
demischer Grade und Titel paraphiert. Nach Abänderungsvorscblägen beider Seiten soll dieser 
Notenwechsel ehestmöglich finalisiert werden. 
Weiters stehen derzeit österreichische Entwürfe für folgende zwischenstaatliche Vereinbarungen bei 
den zustänwgen italienischen Ministerien in Begutachtung: Notenwechsel betreffend we Mowfizie­
rung des Abkommens über die Instandhaltung der Grenzzeichen sowie we Vermessung und Ver­
markung der gemeinsamen Staatsgrenze; Abkommen über gegenseitige Hilfeleistung bei Katastro­
phen oder schweren UnglücksfaIlen; Vertrag über Rechts- und Amtshilfe in Verwaltungssachen. 
Wirtschaft: Die österreichischen Exporte betrugen 6,9 Milliarden Euro (+5,5%). we Importe 
5,59 Milliarden Euro (+0,8%). 
Italien ist für Österreich �llit einem Anteil von 8,65% (2003) an den Gesamtexporten der zweit­
wichtigste Exportmarkt Osterreichs, unter den Exportmärkten Italiens nimmt Osterreich mit ei­
nem Anteil von ca. 2,4% am Gesamtvolumen die achte Stelle ein. 
Unter den österreichischen Exporten nach Italien stellen nach wie vor traditionelle Exportpro­
dukte wie Holz, Eisen und Stahl we wichtigsten Posten dar, auch we Ausfuhr von Nahrungsmit­
teln und Getränken (v.a. Fruchtsäfte) entwickelte sich in der letzten Zeit dynanlisch (u.a. eine 
Steigerung der Ausfuhr von Getränken im Jahr 2002 von 87,8%). Wohl vor allem aufgrund eines 
konjunkturbedingten Abflauens der Investitionstätigkeit in Italien waren bei den sich zuletzt 
ebenfalls gut entwickelnden österreichischen Ausfuhren von Maschinenbauprodukten und Fahr­
zeugen im 1 .  Halbjahr 2003 Rückgänge von ca. 4,3% zu verzeichnen. 
Regional betrachtet liegt der Schwerpunkt des österreichischen Handels mit Italien eindeutig im 
Norden: Ca. 80- 90% der österreichischen Lieferungen sind für wesen Landesteil bestimmt und 
auch der Großteil der etwa 200 von österreichischen Unternehmen in Italien unterhaltenen Nie­
derlassungen und Zweigstellen befindet sich in wesem Raum. 
Tourismus: Im Jahr 2002 ging we Zahl der Nächtigungen von österreich1sche!.l Gästen in Italien ge­
genüber 2001 (8,4 Mio.) um etwa 2% zurück. Im selben Zeitraum wurden in Osterreich ca. 2,8 Mio. 
Nächtigungen von italienischen Touristen registriert, was einem Zuwachs von 4,8% entspricht. 
Im Winterhalbjahr 2002/03 waren in Österreich etwa eine Million Nächtigungen italienischer 
Gäste zu verzeichnen, was einen Rückgang gegenüber 2001/02 von ca. 5% darstellt. 
Kultur: Das italienische Kulturleben ist geprägt von zahlreichen Initiativen, die um Internationa­
lisie�g und Einbindung der EU-Partnerländer bemüht sind. Vor diesem Hintergrund erfreute 
sich Osterreich als Nachbarland mit reichem kulturellem Erbe weiterhin großen Interesses. Auf 
dem Gebiet des zeitgenössischen künstlerischen Schaffens kam der Vermittlungs- und Vernet­
zungsfunlction der Kulturforen in Rom und Mailand besonders große Bedeutung zu. 
Angesichts der großen Dichte an kulturellen Initiativen in den Metropolen Italiens erforderte die 
Zielsetzung einer starken österreichisehen Präsenz we vermehrte Fokussierung der Ressourcen 
der Kulturforen auf Programmschwerpunkte und we enge Zusammenarbeit mit lokalen Partnern. 
In wesem Sinne exemplarisch waren in Rom eine Programmreihe zum 30. Todestag von Ingeborg 
Bachmann, ein in Kooperation mit der Accademia w Santa Cecilia organisiertes Alban Berg-Festi­
val, der Elelctromusik-Zyklus "Vienna hype" sowie eine dem österreich1schen Künstler der Zwi­
schenkriegszeit Herbert Reyl-Hanisch gewidmete Ausstellung. In Mailand ragten die Architektur­
ausstellung "Austria West" im Rahmen der Triennale, eine Retrospektive über den Wiener Aktio­
nismus und die Mitteleuropa-Ausstellung "Paesaggi dei Desiderio" mit Künstlern aus sieben zen-
traleuropäischen Ländern hervor. .. 
Bedeutende kulturelle Ereignisse waren w�jters Osterreichs Beteiligung an der Kunstbiennale von 
Venewg mit Werken Bruno Gironcolis im Osterreich-Pavillon sowie Arbeiten von josef Dabernig, 
"Museum in Progress", Franz West u.a. in weiteren Biennale-Ausstellungen. Hinzu kamen Kon­
zerte der Wiener Philharmoniker und der Camerata Salzburg in Rom. Einen großen Erfolg feierte 
der österreichische Kurzfilm beim Mailänder Film-Festival, wo u.a. "Fast Film" von Virgil Wi­
drich zwei Auszeichnungen erhielt. Peter Kubelka war mit einer Retrospektive seines Schaffens in 
Bologna zu Gast. 
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Konsularisches: Auch 2003 haben die österreichischen Verlretungsbehörden in Italien eine große 
Zahl von österreichiscben Bürgern konsularisch betrE!.ut, was einerseits auf die Beliebtheit Italiens 
als Urlaubs land (ca. 8,25 Millionen österreichische Ubernachtungen im Jahr 2002). andererseits 
auf die .�röße der Auslandsösterreichergemeinde (bei den Konsulaten sind über 6000 in Italien le­
bende Osterreicher registriert) zurückzuführen ist. 

Jamaika 
Oamaika) , Kingston 

Staatsoberbaupt 
Königin Elisabeth n 
vertreten d urcb: 
Generalgouverneur 
Sir Howard F. Cook 

Regierungschef 
Percival J. Patterson 

Außenminister 
K.D.  Knight 

ÖB: siehe Kanada; ARSt: siehe Venezuela; Kingston/Montego Bay - HGK 
Die österreich ischen Exporte nach Jamaika betrugen 702.000 Euro (-74,4%), die lrnporte 
996.000 Euro (+5,0%). 

Japan 
Oapan), Tokio 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenministerin 
Kaiser Akiliito Junichiro Koizumi Yoriko Kawaguchi 
Tokio - ÖB, AHSt, ÖW, AUA, Wien-Büro; Osaka - HGK, AUA; Fukuoka, Hiroshirna, Sap­
poro, Nagoya - HK 
Besuche aus Österreich: Präsident der Wirtschaftskarnmer Österreich Christoph Leitl 
( 10. - 13.  Ap�il) 
Besuche in Osterreich: Außenrninisterin Yoriko Kawaguchi (3. September) 
Außenrninisterin Yoriko Kawaguchi besuchte im September Wien und setzte damit den regelrn­
mäßigen außenpolitischen Dialog mit Bundesrninisterin Benita Ferrero-Waldner fort. Im Mittel­
punkt des Meinungsaustausches über die aktuelle weltpoHtische Lage standen mittelostbezogene 
Themen und die Lage auf der koreanischen Halhinsel. Für das "EU-Japan Year of People-to-People 
Contacts" w�rden die Vorbereitungen von beiden Ländern in Angriff genommen. Die Arbeit des 
"Japanisch-Osterreichischen Komitees des 2 1 .  Jahrhunderts", das im Juli seine siebente Tagung in 
Tokio abhielt, wurde von bei den Außenrninisterinnen als wichtiger Beitrag zum interdisziplinä­
ren Diskurs über Z.ukunftsthemen gewürdigt. 
Japan bleibt für Osterreich einer der wichtigsten überseeischen Handelspartner. Die österrei­
chischen Exporte betrugen 855,25 Millionen Euro (-6,2%), die Importe 1 ,79 Milliarden Euro 
(+9,0%). Trotz eines leicbten Rückgangs der Exporte wurde das hohe Exportniveau der vergange­
nen Jahre gehalten. Bei weiterhin schwieriger Konjunkturlage auf dem. japanischen Markt und ei­
ner stärkeren Bewertung des Euros gegenüber dem Yen konnte .�ich Osterreichs Wirtschaft auch 
im Vergleich zu anderen europäischen Ländern gut behaupten. Osterreich bleibt auch als lnvesti­
tionsstandort für Japans Industrie attraktiv. 
Nach einem spürbaren Einbruch der Tourismusza.hlen in den vergangenen b iden Jahren entwi­
ckelte sich der Fremdenverkehr aus Japan nach Osterreich wieder günstiger, sodass das Niveau 
des Jahres 2000 erreicht wurde. Ein wichtiger Faktor ist die direkte Flugverbindung der Austrian 
AirHnes zwischen Wien und Tokio bzw. Osaka mit insgesamt 1 3  wöchentlichen Frequenzen. 
Gemeinsam mit der tschechischen Botschaft und der Tokai Universität veranstaltete die österrei­
chische Botschaft in Tokio ein internationales Symposium unter dem Titel "Europe on its way to 
unity - from Richard Coudenhove-Kalergi's Pan-European vision to the Treaty of Athens". Das 
Symposium wurde von Parlamentspräsident Yohei Kono eröffnet, das Hauplreferat hielt EU-Sta­
bilitätspakt-Koordinator Erhard Busek. Historiker, Journalisten und Diplomaten aus Europa und 
Japan diskutierten über die geistigen Wurzeln des europäischen Einigungswerkes, die Erweite­
rung der Europäischen Union und die Vertiefung der Be;.iehungen Japans zu Europa. 
Den Höhepunkt der diesjährigen musikalischen Präsenz Osterreichs in Japan bildete ein Gastspiel 
der Wiener Philharmoniker. Mit der Bestellung von Thomas Novohradsky zum Leiter des neuen To-
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kioter Opernhauses und von Christian Arming zum Chefdirigenten des New Japan PhHharmortic Or­
chestra haben nunmehr zwei Osterreicher leitende Positionen im japanischen Musikbetrieh inne. 
In Zusammenarbeit mit großen japanischen Museen konnten auch dieses Jahr wieder prestigerei­
che Ausstellungen bekannter österreichischer Museen im Bereich der traditionellen bildenden 
Kunst in Japan gezeigt werden, darunter einE! Ausstellung des Kunsthistorischen Museums Wien, 
in de.r 140 Objekte aus der weltbe.rühmten Agyptisch-Orientalischen Sammlung des Hauses prä­
sentiert wurden, eine Biedermeier Ausstellung des Historischen .. Museums der Stadt Wien und 
eine große Gustav Klimt-Schau mit wertvollen Leihgaben aus der Osterrreichischen Galerie Belve­
dere, dem Historischen Museum der Stadt Wien und der Akademie der Bildenden Künste. In Zu­
sammenarbeit mit dem bekannten Kaufhaus Wako im Zentrum Tokios gelang es, erstmals in Japan 
eine historische Bestandsaufnahme und aktuelle Standortbestimmung der österreichischen 
Schmuckkunst der Moderne in einer repräsentativen Schau zu geben. Akzente wurden auch wie­
der in Richtung zeitgenössische Kunst gesetzt: sowohl in der Galerie des Osterreichischen Kultur­
forums Tokio als auch in anderen etablierten Kunstinstitutionen fanden Zeitgenossen aus der ös­
terreichischen Kunstszene, wie etwa der in New York lebende graphische Designer Stefan Sag­
meister, regen Anklang beim Publikum. 
Aktuelle Literaturentwicklungen konnten wieder im Rahmen des bereits zwölften Seminars zur 
österreichischen Gegenwartsliteratur diskutiert werden, das sich beuer mit zwei jungen Autorin­
nen, nämlich Margit Schreiner und Sabine Scholl, auseinandersetzte. Univ.-Prof. Wolfgang Wies­
müller aus Innsbruck war der diesjährige österreichische Vertreter bei der traditionellen Jahresta­
gung des japanischen Germanistenverbandes und der bekannte Mediävist und Oswald vOn Wo 1-
kenstein-Forscher Univ.-Prof. Anton Schwob aus Graz hielt das Hauptreferat bei einem Sympo­
sium japanischer Mediävisten an der renommierten Sophia Universität in Tokio. 
Rund 25 österreichische Vortragende an Urtiversitäten - vorwiegend in den Fachgebieten Germa­
nistik und Deutsch als Fremdsprache - leisten einen wichtigen Beitrag zur Verbreitung österrei­
chischer Kultur. A uI technisch-naturwissenscha.ftlichem Gebiet findet ein kontinuierlicher Aus­
tausch VOn Gastprofessoren und Wissenschaftern statt. So wurden zwischen der Urtiversität Salz­
burg und der Waseda Urtiversität und der Universität Graz und der Urtiversität Hiroshima zwei 
weitere wissenschaftliche Kooperationsabkommen geschlossen. 

Jemen 
(Republik Jemen), Sana'a 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
All  Abdullah SaJeh AbduJ Kader BajammaJ 
ÖB: siehe Oman; Sana'a - HK: AHSt: siehe Saudi Arabien 

AtUßenminister 
Abu Bakr Abdullah AI-Qirbi 

Vom 1 . -4. September stattete der Bürgermeister der Haupststadt Sana'a, Ahmad Mobammad AI 
Kohlani, der gleichzeitig Staatsminister ist, über Einladung von Bürgermeister Michael Häupl der 
Stadt Wien einen offiziellen Besuch ab. Dabei standen insb die Zusammenarbeit auf den Sektoren 
der AbfaJlwirtschaft sowie der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung im Vordergrund des 
Besuches. 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft unterstützt Ö�.terreich die berufliche Fortbildung der Aka­
demikerlnnen und ForscherInnen aus dem Jemen in Osterreich. 
Die österreichischen Exporte betrugen 7,20 Millionen Euro (-9,0%), die Importe 19.000 Euro 
(- 13,6%). 

Jordanien 
(Haschemitisches Königreich Jordanien), Amman 

Staatsoberhaupt 
König Abdullah II. 
Bin Al-Husse i n  
Amman - ÖB 

Regierungschef 
Faisa) Fayez 

A tUßeruninister 
Marwan Muasher 

Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (5.-6. Mai) 
Im Rahmen der österreichischen humanitären Unterstützung für den Irak fand vom 18.-21.  Okto­
ber in Amman ein "Workshop über die psychologische Unterstützung für Kinder, Familien und 
Lehrer im Irak" mit österreichischer Beteiligung statt. Österreich war beim Mediterranen Seminar 
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der OSZE. das vom 20. -22. Oktober stattfand. durch die Ständige Vertreterin Österreichs bei der 
OSZE. Margit Wästfelt. vertreten. 
Vier österreichische Polizisten sind seit Ende November 2003 als Ausbildner irakischer Polizisten 
im Rahmen einer internationalen Kooperation in Jordanien im Einsatz. 
Die österreichischen Exporte betrugen 23.41 Millionen Euro (-26.8%). die Importe 1.18 Millionen 
Euro (+52.3%). 
Am 7. Oktober fand in Amman ein Konzert der Wiener lnstrurnentalsolisten statt. Am 14. und 
15. Oktober wurde im Rahmen des EU-Film festivals in Amman der österreichische Film .. Gehoren 
in Absurdistan" vorgestellt. 

Kambodscha 
(Königreich Kambodscha), Phnom Penh 

Staatsoberhaupt 
König Norodom Sihanouk 

ÖB, AHSt: siehe Thailand 

Regierungschef 
Hun Sen 

Außenminister 
Hor amhong 

Sonderbeauftragter von VN-Generalsekretär KoR Annan für Menschenrechtsfragen in Kambod­
scha ist der ehemalige stellvertretende Generalsekretär des Europarates. der Österreicher Univ.­
Prof. Peter Leuprecht. der u. a. im Zusammenhang mit den kambodschanischen Parlamentswah­
len am 27. Juli seine 9. und 10. Mission nach Kambodscha absolvierte. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 .22 Millionen Euro (+52.5%). die Importe 16.39 Millionen 
Euro (+9.2%). 

Kamerun 
(Republik Kamerun), Jaunde 

Staatsoberhaupt 
Paul Biya 

ÖB. AHSt: siehe igeria 

Regierungschef 
Peter Mafany Musonge 

Außenminister 
Francois-Xavier Ngoubeyou 

Die österreichischen Exporte betrugen 3.08 Millionen Euro (- 16.1 %). die lmporte 5.37 Millionen 
Euro (-23.3%). 

Kanada 
(Kanada), Ottawa 

Staatsoberhaupt 
Königin Elisabeth n 
vertreten durch 
Generalgouverneurin 
Adrienne Clarkson 

Regierungschef 
Jean Chretien 

Außenminister 
William Graham 

Ottawa - ÖB; Montreal. Toronto. Vancouver - HGK; Toronto. Montreal - AHSt, Toronto -
ÖW; Calgary. Halifax. Reglna. Winnipeg - HK 
Besuche aus Österreich: Sektionschef Josef Mayer (Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit) 
zu Wirtschaftsgesprächen in Ottawa und Toronto. 10.-16. März. Wirtschaftskammerpräsident 
Christoph Leitl beim Weltkongress der Wirtschaftskammern in Qu6bec. 16.- 1 7. Septomber. Am 
Rande Gesp��ch mit dem Wirtschaftsminister der Provinz Quebec. Michel Aude!. 
Besuche in Osterreich: Parlamentspräsident (Speaker of the House of Commons). Peter Milliken. 
in Wien. 2. -5. März. Gespräche mit Bundespräsident Thomas Klestil. Bundesministerin Benita 
Ferrero-Waldner. Parlamentspräsidium. Parlamentsausschüssen. Außenminister William Graham 
an lässlich des Ministertreffens des .. Netzwerk Menschliche Sicherheit". wo Österreich seit Juli 
2002 den Vorsitz innehatte. in Graz. 8. -10. Mai. Staatssekretärin für multikulturelle Angelegen­
heiten. Jean Augustine. anlässlich der OSZE-Konferenz zu Rassismus. Diskriminierung und Xeno­
phobie in Wien. 3.-7. September. Dabei führte sie auch Gespräche mit Gesundheitsministerin 
Maria Rauch-Kalla!. Präsident des Provinzparlamentes von Alberta. Ken Kowalski. in Wien. 
18. -21 .  Juli. wo er mit der zweiten Landtagspräsidentin. Erika StubenvoLl. zusammentraf. 
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Der Liniennugverkehr der AUA zwischen Wien und Toronto bzw. Montr6al wurde per Sommer­
flugplan 2003 auf eine Frequenz von fünf bzw. vier wöchentlichen Flügen ausgebaut und trotz 
Einbrüchen auIgrund der SARS-Problematik in Toronto aufrechterhalten. Während die Direkt­
flüge nach Montr6al während des Winterflugplanes 2003/04 eingesteUt werden, wird für Sommer 
2004 wieder die gleiche Frequenz wie 2003 angestrebt. 
Trotz der weltweiten Konjunkturflaute konnte der Umfang des bilateralen Handelsaustausches im 
Jahre 2003 gesteigert werden. Die österreichischen Exporte betrugen 594,35 Millionen Euro 
(+12,5%), die Importe 335,66 Millionen Euro (+3,8%). Wie in den vergangenen Jahren besteht der 
Großteil (zwei Drittel) der österreicwschen Exporte aus Maschinen und Fahrzeugen, besonders 
Motoren. Maschinen und Fahrzeuge, insb Luftfahrzeuge (K)!l"ZStreckenflugzeuge), dominieren 
auch mit ca. drei Viertel der Gesamtlieferungen die Einfuhren Osterreichs aus Kanada, danach fol­
gen Zellstoff und Holz. 
Günstige Standortfaktoren bringen mit sich, dass ca. 80 österreich ische Tochtergesellschaften 
bzw. Konzembelriebe in Kanada angesiedelt sind, davon 26 Produktionsniederlassungen. Diese 
nehmen einen Großteil des Handelsaustausches vor (ca. 60% der österreichischen Exporte). Ande­
rerseits nutzen kanadische Großkon�!lrne wie Magna und Bombardier, im lT-Bereich Nortel, Co­
gnos und Arithrnetics, den Standort Osterreich als Standbein ihrer Europaaktivitäten. 
Die Kulturbeziehungen gestalteten sich kontinuierlich lebhaft. Unter der Vielzahl von Kulturver­
anstaltungen sind besonders die Veranstaltungen zum Hugo-Wolf-Jahr hervorzuheben, die in ei­
nem Symposium und drei FesLkonzerten, u.a. am Amtssitz der GeneraJgouverneurin Adrienne 
Clarkson, gipfelten. Daneben nahmen österreichische Musiker, Literaten und Wissenschafter an 
verscbiedensten kanadischen Festivals und wissenschaftlichen Symposien teil und hielten Le­
sungen sowie Gastvorträge. Das mittle�eile als Dank für eine äußerst großzügige Spende auf 
Wirth Institut umbenannte Zentrum für Osterreich- und Zentraleuropastudien an der Universität 
Alberta in Edmonton stellt weiterhin ein wichtiges Zentrum dieses Austausches dar, wodurch 
auch ein geographisches Gegengewicht zu den traditionell in Ostkanada konzentrierten kulturel­
len Aktivitäten hergestellt werden konnte. 
Das 2002 angelaufene "Student Work Abroad Programme" zwischen Parlnerorganisationen in Ös­
terreich und Kanada, das es Studenten ermöglicht, einen Arbeitsurlaub im jeweils anderen Land 
zu verbringen, entwickelte sich weiter ausgezeichnet, ergänzt bestehende Jungarbeiterausta.�sch­
programme und trägt damit zum weiteren Ausbau der studentischen Mobilität zwischen Oster­
reich und Kanada bei. 

Kap Verde 
(Republik Kap Verde), Praia 

Staatsoberhaupt Regierungschef A ußenministerin 
Pedro Pires das Neves Jos� Maria Pereira Veiga Maria de Flltima Lima 

ÖB: siehe Senegal; Praia - Koordinationshüro der ÖEZA; ARSt: siehe Marokko 
Das im Juli 1 999 unterzeichnete indikative Kooperationsabkommen bestimmt generell die öster­
reichische EntwickJungszusammenarbeit mit Kap Verde. Diese konzentriert sich auI die Bereiche 
Förderung von Mikro-, Klein- und Mittelbetrieben, Bildung und Ausbildung, sowie Stärkung der 
ländlichen Gemeinden der HaupLinsel Santiago im Management der knappen Wasserressourcen 
und im DezenLralisierungsprozess. 
AußeDJIlinjsterin Lima Veiga welt sich vom 30. März - 1 .  April in Wien auf und traf am 31.  März 
mit Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner zusammen. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,03 Millionen Euro (+2,4%), die Importe 2000 Euro 
(-80,5%). 

Kasachstan 
(Republik Kasachstan), Astana 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Nursultan Nasarbajew Daniel Achmetow Kasymscbomart Tokajew 
Wien - ÖB; Almaty - HK; ARSt: siebe Russland; GK Moskau zuständig für Konsularange­
legenheiten 
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Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (16. Mai) 
Zwei Österreicherinnen sind bei der EU-Delegation in Almaty tätig. 
Zwischen Niederösterreich und Almaty wurde im November in St. Pölten ein Zusammenarbeits­
abkommen unterzeichnet. 
Bilaterale Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und über die wirtschaftliche, land­
wirtschaftliche, industrielle, technische und technologiscbe Zusammenarbeit wurden am 7. Mai 
in Astana paraphiert. 
Die österreichischen Exporte betrugen 86,54 Millionen Euro (+88,3%), die Importe 21 5,96 Millio­
nen Euro (-41,9%). 
Das Bundesministeriurn für Inneres leitet das auf mehrere jahre angelegte BOMCA (Border Ma­
nagement in Central Asia) - Projekt der EU in Zentralasien, an dem auch Kasachstan teilnimmt. 
Das dritte SOS-Kinderdorf in Karaganda wurde begonnen. Die Regionalleitung für die SOS-Kin­
derdörfer in Zentralasien in Almaty obliegt einem Osterreicher. 
Vom 7 .- 10. April fanden in Almaty österreichische Kulturtage statt. Ansonsten wurde im Kultur­
und Wissenscbaftsbereicb die scbwerpunktrnäßige Zusammenarbeit auf dem Germanisliksektor 
insb durch die Entsendung eines Deutschprakt.ikanten fortgesetzt. Im juli fand in Wien eine Aus­
stellung zentralasiatischer Künstlerinnen unter kasachischer Beteiligung statt. Raschid Nurekejew 
war für drei Monate .. Artist in Residence" in Wien. 
J\us Mitteln der OZA wurden folgende Projekte durchgeführt: Von 20. März- 14. April fand in 
Osterreich ein Fortbildungsseminar für DeutschlehrerInnen aus Südkaukasien und Zentralasien 
mit kasachischer Beteiligung statt. Das Projekt der Vernetzung österreichischer mit kasachischen 
Universitäten wurde vom BIT (Bundesinstitut für Internationalen Bildungstransfer) fortgeführt. 
Von 7.- 18. juli fand in Wien ein gemeinsam mit den USA durchgeführtes Seminar zu Fragen der 
lokalen Selbstverwaltung für zentralasiatische TeilnehmerInnen unter kasachischer Beteiligung 
statt. Ein österreichischer Musikexperte der Gemeinde Wien, Heydar Sari, besuchte Kasachstan, 
um beim Aufba.u zeitgemäßer Musikstrukturen behililich zu sein und neue Zusarnrnenarbeitsmög­
Iichkeiten mit Osterreich auszuloten. 

Katar 
(Staat Katar), Doha 

Staatsoberbaupt 
Emir Sbeikh Hamad Bin 
Khalifa Al-Thani 

Regierungschef 
Sbeikh Abdullah Bin 
Khalifa AI-Thani 

Außenminister 
Sheikh Hamad Bin Jassim 
Bin Jabr AI-Thani 

ÖB: siebe Kuwait; AHSt ; siehe Vereinigte Arabische Emirate 
Besuche in Österreich: Wirtschafts- und Handelsminister Hamad bin Faisal Al-Thani, Arbeitsge­
spräch mit Bundesminister"Marlin Bartenstein (10. juli). Anlässlich dieses Besuches fand auch 
das erste Wirtschaftsforurn Osterreich-Katar statt. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 13,12 Millionen Euro (-49,0%), die Importe 67.000 Euro 
(-6,3%). 

Kenia 
(Republik Kenia), Nairohi 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Mwai Kibaki 

Außenminister 
Stephen Kalonzo Musyoka 

Nairobi - ÖB; Mombasa - HK; AHSt: siehe Johannesburg, Südafrika 
Kenia ist Kooperationsland der ÖEZA mit den Schwerpunkten Wasserversorgung und Demokra­
tiefOrderung. 
Die langjährige institutionelle Kooperation zwischen Universitäten in Kenia und Österreich 
konnte auch 2003 fortgeführt werden. 1m Rahmen der Nord-Sü�-Partnerschaft wurde die beruf­
liche Fortbildung von 15 Fachkräften und AkademikerInnen in Osterreich gefOrdert. 
Die bisher von einem ständigen Geschäftsträger geleitete Botschaft Kenias in Wien wurde durch 
Entsendung eines residenten Botschafters aufgewertet. 
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Die österreichischen Exporte betrugen 5,31 Millionen Euro (-1 , 1  %),  die Importe 6,26 Millionen 
Euro (+97,6%). 
Es wurden unter der Leitung des österreichlschen Gastdirigente" Dr. Ernest Hötu im April zwei 
klassische Konzerte mit dem Nalrobi Orchester veranstaltet. Osterreich nahm mit dem Film 
"Komm, süßer Tod" von Wolfgang Murnberger am 12 .  Europäischen Filmfestival teil. 

Kirgisistan 
( Kirgisische Republik), Bischlcek 

Staatsoberhaupt 

Askar Akajew 

Regierungschef 

Nikolaj Tanajew 

Außenminister 

Askar Aijtmatow 

Wien - ÖB; AHSI: siehe Russland; GK Moskau zuständig für Konsularangelegenheiten 

Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (16. Mai) 
An der OSZE-Mission in Bischkek ist ein Österreicher tätig. 
Das bilaterale Abkommeo zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ist in Kraft getreten. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3,17 Millionen Euro (+1 76,3%)' die Importe 91 .000 Euro 
(-77,5%). Am 10. Dezember wurde eine Wirtschaftsmission der Wirtschaftskammer unter Leitung 
der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. 
Das Bundesministerium für Inneres leitet das auf mehrere Jahre angelegte BOMCA (Border Ma­
nagement in Central Asia) - Projekt der EU in Zentralasien, an dem auch Kirgisistan teilnimmt. 
Im Kultur- und Wissenschaftsbereich wurde die schwerpunktmäßige Zusammenarbeit auf dem 
Germanistiksektor fortgesetzt. Die wesentlichsten Punkte dabei waren die Entsendung eines 
Deutschpraktikanten und die Lesungen der Autorin Ulrike Längle. Im Juli fand in Wien eine Aus­
stellung zentralasiatischer Künstlerinnen unter kirgisischer Beteiligung statt. 
�us Mitteln der OZA wurden folgende Projekte durchgeführt: Von 20. März-4. April fand in 
Osterreich ein Fortbildungsseminar für DeutschlehrerInnen aus Südkaukasien und Zentralasien 
mit kirgisischer Beteiligung statt. Das Projekt der Vemetzung österreichlscher mit kirgisischen 
Universitäten wurde vom BIT (Bundes institut für Internationalen Bildungstransfer) fortgeführt. 
Dabei wurden insb über das DiS (Institut für Höhere Studien) neue Kontalcte entwickelt. 
Von 7. - 18. Juli fand in Wien ein gemeinsam mit den USA durchgeführtes Seminar zu Fragen der 
lokalen Selbstverwaltung für zentralasiatische TeilnehmerInnen unter kirgisischer Beteiligung 
statt. Ein österreichischer Musikexperte der Gemeinde Wien, Heydar Sari, besuchte Kirgisistan, 
um beim Aufba.� zeitgemäßer Musikstrukturen behilflich zu sein und neue Zusammenarbeitsmög­
lichkeiten mit Osterreich auszuloten. 

Kiribati 
(Republik Kiribati), Tarawa 

Staatsoberhaupt, Regierungschef und Außenminister 

Teburoro Tito bzw. Anote Tong 

ÖB, AHSI: siehe Australien 

Der bilaterale Handelsverkehr blieb gering. Die österreichischen Exporte betrugen 207.000 Euro 
(±O%), die Importe 26.000 Euro (- 20,2%). 

Kolumbien 
(Republik Kolumbien), Bogolli 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Alvaro Uribe V�lez 
(Amtsantritt 7. August 2002) 

Außenministerin 

Carolina Bareo lsakson 
(Amtsantritt 7. Augusl 2002) 

Bogota - ÖB; Barranquilla, Cali, Cartagena Medellin, San Andr�s - HK; AHSt: siehe Vene­
zuela 
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Besuche in Österreich: Vizeverteidigungsminister Andres Peil.ate (Oktober). Der kolumbianische 
Vi.zeentwicldungsminister Carlos Alberto Zarruk Gomez absolvierte am Rande von UNIDO-Sit­
zungen auch bilaterale Termine. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 26,89 Millionen Euro (-10,4%). die Importe 15,87 Millio­
nen Euro (-35,2%). 
Der kulturelle Austausch mit Kolumbien manHestierte sich u.a. in folgenden Projekten: 
• Teilnahme der Vokalistin Sainkho Namchilak am Poesiefestival in Medellfn; Konzerte und 
Meisterklassen der klassischen Gitarristen Alvaro Pierri und Brigitte Zaczek in Bogot�, Cartagena 
und Medellfn Uuni) 
• Teilnahme am Festival Eurocine (Hundstage, Film von Ulrich Seidel) 
• Ausstellung Innovative Austrian Architecture (September-Dezember), Medellfn und Bogotl! 
• Workshops zum Thema Müll und Abwassermanagement im September in Bogotll, Medellfn 
und Quito im Beisein der österreichischen Professoren Mamna Ableidinger, Bemhard Wett und 
Güoter Langergraber 
• Gedenksitzung zum 100. Geburtstag von Konrad Larenz (Universidad EI Bosque, Bogotll) 
• Besuch der österreichischen Strafrichterin (Internationaler Gerichtshof für Sierra Leone) Renate 
Winter, Thema u. a. alternativer Strafvollzug für �ufständische (Guerrilla und Paramilitärs). 
Obwohl Kolumbien kein Schwerpunktland der OEZA ist, konnte private Unterstützung für Pro­
jekte gefunden werden: Bau einer Schule im Reservat der Paez-lndianer in Gaitania, Munizip Pla­
nadas, Tolima; Projekt der Einrichtung einer Schul-Instrumenten werkstatt in Medellfn (Zusam­
menarbeit mit der Schule für Instrumentenbau in Hallstatt). 
Drei Kandidaten erbielten Stipendien des Österreichischen Austauschdienstes; eine Kandidatin 
erhielt ein Stipendium für EPU-Peace Studies in Stadtscblaining. 

Demokratische Republik Kongo 
(Demokratische Republik Kongo), Kinshasa 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Joseph Kabila 

ÖB: siehe Kenia; Kinshasa - HK; ARSt: siehe Nigeria 

Außenminister 
Leonard She Okitundu 

Im Rahmen der Nord-Süd�!,artnerschaft wurde im Berichtszeitraum die berufliche Fortbildung 
von einern Akademiker in Osterreich gefördert. 
Die österreichischen Exporte betrugen 934.000 Euro (-24,7%). die Importe 310.000 Euro (:t0%). 

Kongo 
(Republik Kongo), Brazzaville 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Denis Sassou-Nguesso 
ÖB, ARSt; siehe Nigeria 

Außenminister 
Rodolphe Adada 

Die Republik Kongo errichtete im April ein Honorarkonsulat in Wien. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,51 Millionen Euro (+1 21 ,1%) ,  die Importe 596.000 Euro 
(+327,7%). 

DVR Korea 
(Demokratische Volksrepuhlik Korea), Pjängjang 

Staatsoberhaupt (informell) 
KIM Jong n 
( in seiner Eigenschaft als 
Vorsitzender der Nationalen 
Verteidigungs kommission) 
ÖB, ARSt: siehe China 

Regierungschef 
PAK Pong Ju 

Außenminister 
PAEK Nam Sun 

Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,90 Millionen Euro (-58,3%), die Importe 1 ,52 Millionen 
Euro (+5,6%). 
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Korea 
(Republik Korea), SeouJ 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
ROH Moo-hyun GOH Kun 

Seoul - ÖD, ARSt; Busan - HK 

Außenminister 
YOON Young-kwan 

Besuche aus Österreich: Präsident der Wirtschaftskammer Österreich Christoph Leitl und Wirt­
scha[tsdelegation (8. - 1 0. April, Seoul) - Treffen mit Handelsminister Hwang Doo-yun; Präsident 
des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Fritz Verzetnitsch. Präsident der Industriellen verein i­
gung Peter Mitterbauer und Guido Schmidt-Chiari (April. Seoul) - Teilnahme an der Tagung der 
.. Trilateral Commission"; Univ.-Prof. Gerhart Bruckrnann (September. Seoul) - Einladung der 
.. Korea Foundation"; Vertreter österreichischer Weltraumindustrieunternehmen I Austrospace 
sowie der Austrian Space Agency I ASA und Austrian Research Centras I ARC-Seibersdorf 
(26. April - 1 .  Mai) - Teilnahme an den .. 2nd Korean-Austrian Space Co-operation days" . 
Besuche in Österreich: Wissenschafts- und Technologieminister Park Ho-Koon (15.- 1 7. Septem­
ber) - 47. IAEO-Generalkonferenz; Nationaler Sicherheitsberate.r Ra Jong-yil (November); diverse 
Parlamentarier-Delegationen (Februar I März) - Besuch hei der IAEO sowie in Salzburg I Olympia­
hewerbung 2010 bzw. Treffen mit österreichischen Parlamentariern; Richter am Obersten Ge­
richtshof. Yoo Ji-Dam (4-6. August) - Treffen mit dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofes Jo­
hann Rzeszut. 
Der Amtsantritt des am 19. Dezember 2002 gewählten Präsidenten Roh Moo-hyun erfolgte am 
25. Fehruar. Pyeongchang (Gangwon-Provinz) bewarb sich neben Salzburg und Vancouver für die 
Austragung der Olympischen Winterspiele 2010. 
Die außen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Österreich und der Republik Korea entwickel­
ten sich angesichts der Rekordergehnisse des Jahres 2002 weiterhin dynamisch. Die österrei­
chischen Exporte betrugen 336.14 Millionen �!ll'0 (-4.1 %). die Importe 514.36 Millionen Euro 
(-3.3%). Im März fand in Kooperation mit der Osterreich-Werbung der jährliche Tourismuswork­
shop mit zehn österreichischen Ausstellern und 100 koreanischen Teilnehmern in Seoul statt; an 
der Internationalen Ausstellung Food & Hotel Korea 2003. ebenfalls im März in Seoul. erfolgte 
eine österreichische Beteiligung durch einen Informationss\�d der Außenhandelsstelle. Anläss­
Iich des Besuches vom Präsidenten der Wirtschaftskammer Osterreich Christoph Leitl in Seoul im 
April wurde ein Standortseminar mit 80 koreanischen Firmen organisiert. Im Juni nahm die Ös­
terreich-Werbung an der Korean Tourism Fair 2003 (KOTFA) mit einem Informationsstand teil ;  an 
der Marine- und Schifffahrlsausstellung KORMARlNE im Oktober in Busan war Österreich durch 
einen Gruppenstand der Auslrian Marine Equipment Manufacturers vertreten und im November 
organisierte die Außenhandelsstelle einen Informationsstand an der Korean Machinery Fair (KO­
MAF) 2003 in Seoul. Im Dezember wurde eine Pressekonferenz über den österreichischen Touris­
musmarlct mit 15 koreanischen Medienvertretern organisiert. 
Im .. Jubiläumsjahr" 2003 - 40-jähriges Bestehen diplomatischer Beziehungen - fand auch eine 
Vielzahl VOn kulturellen Veranstaltungen statt: Zehn österreichische KünstlerInnen nahmen am 
8. Internationalen Kunstsymposium der Nine Dragon Heads-Foundation Anfang Mai am Dae­
chong Lake teil; der österreichische Bildhauer Alois Schild wurde dabei mit einem .. International 
Culture Exchange Prize" ausgezeichnet; die Werke mehrerer dieser Künstler wurden unter dem 
Titel .. Shooting Star 2003" im Mai und Juni in Seoul gezeigt. Aufführungen der Wiener Philhar­
moniker wurden von über 38.000 Zuhörern besucht; außerdem fanden Konzerte der Joseph 
Haydn- und der Schubert-Gesellschaft. von Roger Salander. der Tiroler Musikgruppe .. Comin· 
and Goin ' "  ( 12th Annual World SamulNori Gyeorugi) und des Hugo Wolf-Quartetts (Tongyeong 
International Music Festival) sowie von Andreas Weixler und Se-Lien Chuang (Seoul lntematio­
nal Computer Music Festival) statt. Sehr guten Anklang fanden auch die Auftritte von Klaus 
Obermaier. Chris Haring. Tom Hanslmaier. Konstantin Mischin und Olaf Reinicke mit VlVI­
SECfOR beim .. International Modern Dance Festival" in Seoul. eine Tournee der Wiener Sänger­
knaben. eine VorU:!lgsreise von Univ.-Prof. Wendelin Scprrudt-Dengler ( .. Die literarische Szene 
der Gegenwart in Osterreich - Literatur und Politik in Österreich: Einfach kompliziert") sowie 
eine Dokumentl!tionsausstellung .. Haydn auf Reisen". die in Seoul und Busan gezeigt wurde. Die 
Bibliothek mit Österreich-Schwerpunlct an der Hankuk Universität in Seoul erhielt eine umfang­
reiche Buchspende. Anlässlich des ersten EU-Film festivals in Seoul wurde der österreichische 
Film .. Die Fremde" präsentiert. Das Stück .. Magic Aftemoon" von W9.1fgang Bauer wurde im Ok­
tober im Theater .. Egg and Nuc1eus" in Seoul in einer koreanischen Ubersetzung aufgeführt und 
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mit sehr viel Interesse aufgenommen. An der Sommeruniversiade 2003 (insgesamt über 
6.500 Teilnehmer aus 1 74 Staaten) nahmen 30 österreichische AthleUnnen teil; Christoph Marik 
(Degen) gewann dabei eine Bronzemedaille. Im November wurde eine Zusammenarbeitsverein­
barung zwischen der TU-Graz und dem Korea Institute of Construction Technology (KlCT) unter­
zeichnet. 
Am 8. November fand im Pararuse Hotel in Busan zum dritten Mal ein gut besuchter Wien-Ball 
statt. 

Kroatien 
(Republik Kroatien), Agram 

Staatsoberhaupt 
Stjepan Mesit 

Regierungschef Außenminister 
lvica Ra1:an Touino Sicula 
!vo Sanader Miomir Zuzul 
(seit 23. Dezember) (seit 23. Dezember) 

Agram - ÖB, KF, AHSt, AUA; Rijeka, Split, Dubrovnik - HK 
Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner. Arbeitsbesuch bei Außenmi­
nister Tonino Picula, Gespräche mit Präsident Stjepan Mesit und dem Präsidenten der Kroati­
schen Demokratischen Gemeinschaft/HDZ Ivo Sanader (Zagreb, 30. April); Bundesminister Dieter 
Böhmdorfer. offizieller Gegenbesuch auf Einladung der Ministerin für justiz, Verwaltung und lo­
kale Selbs�verwaltung Ingrid Antocevit-Marinovit. Unterzeichnung des Vertrages zwischen der 
Republik Ost erreich und der Republik Kroatien über die Ergänzung des Europäischen Uberein­
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen und die Erleichterung seiner Anwendung (Zagreb, 
20. November); Teilnahme von Staatssekretär Franz Morak an der KuJturministerkonferenz des 
Europarates (Opatija, 19. - 21.  Oktober); Volksanwalt Peter Kostelka, Gegenbesuch auf Einladung 
des kroatischen Ombudsmans Ante Klarit, Gespräche mit dem Stellvertretenden Ministerpräsi­
denten Goran Granit. dem Präsidenten des Kroatischen Verfassungsgerichtshofes Smiljko Sokol. 
den Präsidenten der Parlarnentsausschüsse für justiz sowie für Menschenrechte und Minderhei­
ten Luka Trconit und Furio Radio (Zagreb, 9.- 1 1 .  juli); Generalstabschef GeneraJ Roland Ertl. Ge­
genbesuch auf Einladung des kroatischen Generalstabschefs Josip Luk:it (Zagreb. 23.-24. Septem­
ber); 
Vizepräsident der Wirtschaftskammer Österreich Richard Schenz zu Gesprächen u.a. mit dem 
stellvertretenden Ministerpräsidenten Slavko Linit (Zagreb, 27. - 28. Februar); Generalsekre­
tär f!ir auswärtige Angelegenheiten Johannes KyrIe zu Arbeitsbesuch bei Vize-Außenminister 
lvo Simonovit. zu Gesprächen mit Außenminister Tonino Picula. Beigeordnetem Minister im 
Außenministerium Mario Nobilo und dem Minister für Europäische Integration Neven Mimica 
(Zagreb, 1 1 . - 12. juni); Stellvertretender Präsident der Steirischen Wirtsch�karnmer Gilbert 
Frizberger beim Minister für Seefahrt, Verkehr und Nachrichtenwesen Roland Zuvanic (Zagreb, 
10. Jänner); Leiter der Diplomatischen Akademie Wien Botschafter Ernst Sucharipa, Besuch auf 
Einladung des Leiters der Kroatischen Diplomatischen Akademie Pelar Twtinovit. Vorträge an 
der Kroatischen Diplomatischen Akad�mie, der Universität un.� im Europahaus (Zagreb. 
20. Mai); Präsentation der kroatischen Uberselzung des Buchs "Osterreich und der Balkan" 
durch den Autor Vizekanzler a. D. Erhard Busek (Zagreb. 10. juni); Teilnahme von Außen­
minister a. D. Alois Mock an der Eröffnung der Ausstellung "Die kroatische Diplomatie auf dem 
Weg in die euro-aUantische Integration" durch Außenminister Tonino Picula (Zagreb, 10. juni); 
Teilnahme von Vizekanzler a. D. Josef Riegler und Vertretern des Landes Steiermark am 
VTII. Kroatischen Forum (Zagreb. 17.-18.  Oktober); Teilnahme von KardinaJ Ghristopb Schön­
born an der Konferenz der Leiter der Mitteleuropäischen Bischofskonferenzen (Zagreb, 
28. - 29. April). 
Besuche in Österreich: Präsident Stjepan Mesit zur Teilnahme am Treffen der Staatschefs der län­
der Zentra!- und Südosteuropas auf Einladung von Bundespräsident Thomas Klestil (Salzbu.rg; 
22.-23. Mai); Ministerpräsident Ivica Ratan, Arbeitsbesuch im Rahmen seiner "tour des capita­
les" durch die EU-Hauptstädte. Gespräche mit Bundespräsident Thomas Klestil, Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel, Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner und dem 2. Präsidenten des Na­
tionalrates Heinz Fischer (Wien, 14. Februar); Teilnahme von Ministerpräsident lvka Ratan am 
Treffen der Regierungschefs von Süd- und Südosteuropa auf Einladung von Bundeskanzler Wolf­
gang Schüssel und Koordinator des Stabilitätspaktes Vizekanzler a. D. Erhard Busek (Salzburg, 
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30.-31 .  Juli); Arbeitsgespräch des kroatischen Parlamentspräsidenten Zlatko Tomtit mit Natio­
nalratspräsident Andreas Khol im Beisein von Landeshauptmann Herwig van Staa, Vizepräsident 
des Tiroler Landtages Anton Steixner und Bürgermeisterin von lnnsbruck HUde Zach (lnnsbruck, 
12. Juli); Treffen von Landeshauptmann Herwig van Staa u.a. mit Ministerpräsident Ivo Sanader 
im Beisein von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner und Kommissar Franz Fischler (See­
feld, 26. Dezember); Vortrag des kroatischen Ministers für Europäische Integration Neven Mimica 
an der Diplomatischen Akademie Wien (Wien, 28. April); Teilnahme des kroatischen Ministers 
für Land- und Forstwirtschaft Bofidar Panlcretit an der 4. Ministerkonferenz zum Schutz der Wäl­
der in Europa (Wien, 28.- 30. April); Teilnahme von Wirtsch�sminister Ljubo Jwtit, des Minis­
ters für Seefahrt, Verkehr und NachrichtenweselJ Roland Zuvanic, des Präsidenten der Wirt­
schaftskammer Kroatiens Nadan Vidollevit, des Zu pans der Region Küstengebiet-Gorski Kotar 
Zlatko KO!)'ladina und des Bürgermeisters von Rijeka Vojko Obeclnel an dem von der Wirtschafts­
kammer Osterreich und der Volksbanken AG organisierten Wirtschaftstag Kroatien (Wien, 
17.  Juni); Teilnahme von Außenminister Tonino Picula am Europaforum Wachau auf Einladung 
von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (Göttweig, 28.-29. Juni) sowie an der erBT-Kon­
ferenz für den Atomteststoppvertrag (Comprehensive Nuclear Test Ban Treaty) bei den Vereinten 
Nationen, um Fortschritte für das lnkrafttreten des Atomteststopp-Vertrages zu erreichen (Wien, 
3. September); Minister für Umweltschutz und Raumplanung Univ.-Prof. [vo Banac, Arbeitsbe­
such bei Bundesminister Josef Pl'Öll (Wien, 8. September); Teilnahme u. a. zweier Vizepräsidenten 
des kroatischen Parlaments, Univ.-Prof. [vica Kostovic und Baltazar JalAov�, der Generalsekretä­
rin des Parlaments Danica Ortit so�e des Bischofs von Dubrovnik Msgr. Zelimir Puljit an den 
Gedenkfeiern in Bleiburg ( 1 1 .  Mai); Ubergabe einer Zagreber Jumbo-Grußkarte an Graz 2003 durch 
die Präsidentin des Zagreber Stadtparlaments Morana Gruden-PaJikovit (Graz, 5. Februar); Teil­
nahme der Beigeordneten Kulturministerin Naima Balit an der Konferenz "Creative Europe -
Challenges of Enlargement" auf Einladung von Staatssekretär Franz Morak (Linz, 21 .-23. Novem­
ber); Teilnahme des stellvertretenden Finanzministers Darnir Kustruk und des stellvertretenden 
Gouverneurs der Kroatischen Nationalbank Boris Vujtit an der von euromoney I conferences ver­
anstalteten Konferenz "The Central & Eastern European Issuers & Investors Forum: Strategies for a 
�ew Europe" (Wien, 14.- 15. Jänner); Delegation der Gespanschaft Lika-Senj unter der Leitung des 
Zupans Milan Jurkovit und dem Vorsitzenden des Gespanschaftsparlaments Prof. Ivica Mataija, 
Besuch auf Einladung der Steiermärkischen Landesregierung (Graz, 10.- 11 . Juli); Delegation der 
Stadt Zagreb unter der Leitung des Zagreber Vizehürgermeisters Milan Bandit zu der von Vertre­
tern des Bundeslandes Steiermark veranstalteten Präsentation eines Projekts zum Ausbau eines 
Geschäftszentrums in Zagreb (Graz, 7. März); Teilnahme des Leiters der Kriminaldirektion Wien 
Roland Horngacher und Hauptmann Wolfgang PreiszIer am 25. Treffen der Polizeichefs Europäi­
scher Hauptstädte (Zagreb, 26.-30. Mai). 
[m Rahmen der OU erfolgte die Umsetzung eines mit österreichischen Mitteln (500.000 Euro) ge­
forderten Flüchtlingsruckkehrprojekts in Vukovar/Ostslawonien durch das Hilfswerk Austria. Der 
Schwerpunkt der OU wurde im Jahr 2003 in Kroatien vor allem auf den Bereich Menschen­
rechtsausbildung an den Universitäten gelegt. Insgesamt wurden dafür vom Bundesministerium 
für auswärtige Angelegenheiten 145.000 Euro zur Verfügung gestellt. Das Projekt wird vom kroati­
schen Wissenschaftsministerium durch ein parallel laufendes Forschungsprojekt mit 33.600 Euro 
unterstützt. Fortsetzung des im Jahr 2001 vom Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsver­
gleiche (WUW) begonnenen Projekts "Wirtschaftspolitische Beratung des kroatischen Präsidenten 
Stjepan Mesit und seines Kabinetts" im Jahr 2003 mit einem Förderungsbeitrag des BMaA von 
30.000 Euro. Zusätzlich profitierte Kroatien von zahlreichen regionalen Bq�ungsprojekten, wel­
che im Rahmen des Stabilitätspakts (Task Force Education & Youth) von Osterreich unterstützt 
wurden. Für die Herausgabe des "Jahrbuches der Volksdeutschen Gemeinschaft - Landsmann­
schaft der Donauschwaben 2003" gewährte das BMaA einen Druckkostenbeitrag von 1 .100 Euro. 
Das Österreichische Rote Kreuz unterstützte das Kroatische Rote Kreuz mit einer Spende von 
200.000 Euro für die Reparatur von 67 Häusern für Rückkehrer in .. den Gemeinden Topusko und 
Dvor, welc4.e den Bewohnern im Mai übergeben werden konnten. Ubergabe eines Feuerwehrautos 
durch den Osterreichischen Städtebund im Beisein u.a. der amtführenden Wiener Stadträtin Re­
nate Brauner und des 2. Präsidenten des Österreichischen Nationalrats Heinz Fischer an den Vize­
präsidenten des kroatischen Parlaments Baltazar Jal!ovec für die Gemeinde Strukovec in der Ge­
spanschaft Medjumurje am 14.  August in Wien. Beteiligung des Rotary Clubs Wien-Nord an einem 
Entminungsprojekt im Gebiet von Karlovac mit einer Spende von 215.000 Euro, welche vom inter­
national Trust Fund (ITF) und der Republik Kroatien jeweils auf 430.000 Euro hzw. 860.000 Euro 
verdoppelt wurde. 
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Unterzeicbnw:.��es CEEPUS li-Abkommens (Central European Exchange Program for University 
Studies) im R . en der 9. Tagung des Gemeinsamen Kornite.fils der CEEPUS-Minister (Zagreb. 
9. März) sowie Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Osterreichischen Bundesregierung 
und der Regierung der Republik Kroatien über wissenschaftlich-technische .Zusammenarbeit (Za­
greb. 12.  März). das am 1 .  August in Kraft trat. Abhaltung der 1 .  Tagung der Osterreichisch-Kroati­
schen Gemischten Kommission für Wissenschaftlich-Technische Zusammenarbeit (Wien. 
24.-25. November). 
Abhaltung der 6. Tagung der Gemischt!ln Österreichisch-Kroatischen Wirtschaftskomrnission 
(Osijek. 4.-5. Juni) und der Gemischten Osterreichisch-Kroatischen Ko�ssion für den Interna­
tionalen Straßengüterverkehr (Zagreb. 24. -25. Juli). Arbeitstreffen des .. Osterreichischen Wirt­
schaftstisches" mit dem Minister für europäische Integration Neven Mimica (Zagreb. 1 1 .  Juni) und 
dem Vorsitzenden der HDZ [vo Sanader (Zagreb. 10. September). 
Im Jahr 2003 konnte die positive Entwicklung der bilateralen Handelsbeziehungen mit Zuwäch­
sen in beide Richtungen fortgesetzt werden. Die österreich ischen Exporte betrugen 1 Milliarde 
Euro (+3.9%). die Importe 402.09 Millionen Euro (+10.4%). Von 1993 bis Mitte 2003 wurde� von 
ausländischen Unternehmen rund 8.4 Milliarden US-Dollar in Kroatien investiert. Dabei ist Oster­
reich - lt. bereinigter Zahlen der Kroatischen Nationalbank. Stand: Oktober 2003 - mit einem In­
vestitionsvolumen von 2.07 Millionen US-Dollar (24,68%) vor Deutschland mit 1 .84 Millionen 
US-Dollar (21 ,95%) und den USA mit 1 ,42 Mi!.lionen US-Dollar (16.87%) größter Auslandsin­
vestor in Kroatien. Laut kroatischer Statistik lag Osterreich im ersten Halbjahr 2003 mit 30.23% an 
erster Stelle der ausländischen Direktinvestitionen. 
Im Rahmen der traditionellen kulturellen Zusammenarbeit Österreichs mit Kroatien führte das 
Österreichisehe Kulturforum Zagreb im Jahr 2003 insgesamt 271 Veranstaltungen mit 153 Part­
nern in 44 Orten Kroatiens durch. wobei 25 der Sprache und Kultur der Burgenländer KroaUnnen 
gewidmet waren. 
Besondere mediale Aufmerksamkeit erfuhren die .. Thomas �.ernhard - Tage" in Zagreb. an lässlich 
derer die Uraufführung des .. Heldenplatzes" in kroatischer Ubersetzung stattfand sowie ein zwei­
tägiges Symposium abgehalten wurde. das Kammermusikfestival der Wiene.r Virtuosen .. Julian 
Rachlin & Friends" in Dubrovnik, das Konzert "Wiener Klassiker & Miroslav Miletic" des Consi­
lium musicum Wien in Zadar. Ludwig van Beethovens .. Sonatenzyklus" mit Felicitas Keil in Va­
ra�din, die Ausstellung .. Das Schöpfungsprogramm" von Norbert H. Hinterberger in der Galerie 
für zeitgenössische Kunst in Zagreb. die .. Filmretrospektive Michael Haneke" in der KinQteka in 
Zagreb. die Buchpräsentation von .. Die Klavierspielerin" (Elfriede Jelinek) in kroatischer Uberset­
zung im Kroatischen Nationaltheater in Zagreb sowie die Autorenlesung und Buchpräsentation 
von Manfred Matzka "lslrien - Ein Reisebegleiter für Leser". 
In Kroatien sind vier österreichische LektorInnen und eine österreichische Beauftragte für Bil-
dungskooperation tätig. .. 
Mit zwölf Kroatisch-Osterreichischen Gesellschaften und der Gemeinschaft der Osterreicher in 
Kroatien wurde die intensive Zusammenarbeit fortgesetzt. 
Abhaltung bilateraler Konsularkonsultationen (Zagreb. 2 1 .  Oktober). 
Auf Grund des Erkenntnisses des kroatischen Verfassungsgerichtshofs. dass Ausländer bei der Ent­
schädigung für Enteignungen nicht diskriminiert werden dürfen. wurde das .. Entschädigungsge­
selz" vom 1 1 .  Oktober 1996 am 5. Juli 2002 novelliert. Ausländer sind nunmehr grundSätzlich an­
spruchsberechtigt; die Antragsfrisl betrug sechs Monate und lief am 4. Jänn.filr 2003 aus. Aus kroati­
scher Sicht isl jedoch der Ab.schluss eines bilateralen Vertrages zwischen Oslerreich und Kroatien 
Voraussetzung dafür, dass Osterreicher in den Genuss der in der Novelle vorgesehenen Rechte 
kommen können. Bilaterale Expertengespräche. welche zur Klärung der noch offenen Fragen füh­
ren sollen. wurden am 18. Juni in Zagreb begonnen und am 22. Oktober in Wien fortgesetzt. 

Kuba 
(Republik Kuba), Havanna 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Fidel Castro Ruz 
Havanna - ÖB; ARSt: siehe Mexiko 

Außenminister 
Felipe Perez Roque 

Eine Delegation der Österreichisch-Kubanischen Gesellschaft stattete Ende Jänner anlässlich einer 
Konferenz einen Besuch in Havanna ab. 
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Bundesminister Dieter Böhmdorfer absolvierte von 14.-17.  Juni in Havanna eine offizielle Visite. 
Die kubanische Ministerin für Auslandskooperation und Auslandsinvestition. Marta Lomas. un­
terzE!ichnete am 26. Juni in Wien das bilaterale Doppelbesteuerungsabkommen. Die 10. Tagung 
der Osterreichisch-Kubanischen Gemischten Kommission fand vom 22.-25. September in Wien 
statt. Eine österreichische Wirtschaftsdelegation hielt sich von 22.-23. Oktober in Havanna auf. 
Ende November führte eine Wiener Magistratsdelegation Gespräche über die Zusammenarbeit auf 
dem Energie- und Abfallsektor. 
Die österreichischen Exporte betrugen im Berichtsjahr 2.73 Millionen Euro (+29.6%). die Importe 
2.72 Millionen Euro (+26.4%). 
Von 1 1 .  Februar-6. März wurde die Fotoausstellung . .. EI otro lado dei alma" von Dr. Moritz Neu­
müller in der Fototeca von Havanna präsentiert. Ein Poem über Kuba von julian Schutting wurde 
anlässlich des Poesie festivals im März in Havanna vorgestellt. Die Wanderaustelltung über Otto 
Wagner �de von 6. März-7. April in der Galerie Wifredo Lam in Havanna gezeigt. Am 4. April 
fand die Ubergabe einer Mozart-Büste im Rahmen eines Konzertes des Linzer Bachl-Chors in der 
Basilika San Francisco statt. Das Karin Schäfer-Figurentheater gab von 27. September-3.  Oktober 
Gastspiele in Havanna und Provinzstädten. Eine Delegation der Wiener Filmakadernie vereinbarte 
mit dem kubanischen Filminstitut im September in Havanna die künftige Zusammenarbeit. Das 
Grazer jazztrio Miklin gastierte von 21 .-28. Oktober in Havanna. Eine Studentendelegation der 
Universität Wien unter der Leitung von Prof. Dr. Drekonja unternahm von 26. November- l .  De­
zember eine Studienreise nach Kuba. 

Kuwait 
(Staat Kuwait). Kuwait 

Staatsoberhaupt 

Emir Sheikh Jaber 
Al-Ahmed Al-Jaber 
AI-Sabab 

Regierungschef 

Sheikh Sabab 
Al-Ahmed Al-jaber 
Al-Sabab 

Kuwail - ÖB; ARSt: siehe Saudi-Arabien 

Außenminister 

Sheikh Mohammed 
Al-Sabab Al-Salem 
Al-Sabah 

Besuche aus Österreich: Bundesministerin Beoita Ferrero-Waldner. Arbeitsgespräche mit dem ers­
ten stellvertretenden Ministerpräsidenten und Außenminister Sheikh Sabah Al-Ahmed Al-S!!bah. 
Parlamentspräsidenten jassem AI-Khoraffi. Informationsminister und geschäftsführenden Olmi­
nister Sheikh Ahmed Al-Fahad Al-Sabah sowie dem Leiter des in Kuwait angesiedelten und für 
die Koordination der humanitären Hilfe im lrak zuständigen Humanitarian Operations Center 
(12 .-13.  Mai). Am 15.  Mai begleitete Bundesm.inisterin Beoita Ferrero-Waldner einen Ambulanz­
flug mit irakisehen Kindern von Kuwait nach Osterreich. 
Die österreichischen Exporte betrugen 66.1 1  Millionen Euro (+56.4%). die Importe 258.000 Euro 
(- 1 7.8%). 

Laos 
(Demokratische Volksrepublik Laos), Vientiane 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Khamtay Siphandone Bounnhang Vorachith 

ÖB, ARSt: siehe Thailand 

Außenminister 

Somsavat Lengsavad 

Die österreichischen Exporte betrugen 26.000 Euro (-25.8%). die Importe 3 Millionen Euro 
(+85%). 

Lesotho 
(Königreich Lesotho), Maseru 

Staatsoberhaupt 

König Letsie m 
ÖB, ARST: siehe Südafrika 
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Regierungschef 

Pakaditha B. Mosisili 

Außenminister 

MohIabi Kenneth Tsekoa 
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Der Minister für Handel und Industrie, Kooperativen und Marketing, Hon. Mpho Melie Malie, 
nahm im Dezember an der 10. GeneralkonIerenz der UNIDO in Wien teil. 
Über das Welternährungsprograrnm wurden Lesotho 90.000 Euro Nahrungs.millelhilfe zur Verfü­
gung gestellt. 
Da der bilaterale Handel fast ausschließlich über Südafrika abgewickelt wird, ist keine verlässli­
che Statistik verfügbar. Die österreichischen Exporte betrugen 61 .000 Euro (-22,5%), die Importe 
6.000 Euro (-90,6%). 

Lettland 
( Republik Lettland), Riga 

Staatsoberhau pt Regierungschef Außenminister 
Vaira Vike-Freiberga Einars Repse Sandra Kaln.iete 

Riga - ÖB, HK, Büro der AHSt Helsinki, AUA, AHSt: siehe Finnland 
Besuche aus Österreich: Landeshauptmann &win Pröll in Begleitung einer Wirtschaftsdelegation 
des Landes Niederästerreich, Gespräche mit Staatspräsidentin Vaira Vike-Freiberga und Außen­
ministerin Sandra Kalniete (Riga, 1 .-2. Oktober); Besuch einer Delegation des Oberösterrei­
chischen Landtages unter Leitung von Landtagspräsidentin Angela Ortner (12 .- 14. März); Gene­
ralsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes KyrIe, Arbeitsgespräche im lettischen Au­
ßenministerium (9. - 10. Juli) 
Besuche in Österreich: Staatspräsidentin Vaira Vike-Freiberga, Arbeitsgespräch mit Bundespräsi­
dent Thomas Klestil sowie Gespräche mit Frau Landeshauplmann Waltraud Klasnic [Wien, Stei­
ermark, 9. - 12. Juli), Premierminister Einars Repse, Arbeitsgespräch mit Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel [Wien, 1 .  Dezember). 
Wirtschaft: Die österreichischen Exporte betrugen 76,9 Millionen Euro (-3,6%1. die Importe 
19,2 Millionen Euro (-4,9%). 
Kultur: Zahlreiche Ausstellungen (Fotoausstellung "Das jüdische Wien"; Ausstellung der wesent­
lichen Arten der freien und angewandten Kunst der art-bv Salzburg, Malerei, Plastik, Textilkunst, 
Schmuckgestaltung und Design - loes Höllwarth, Martin Lerch, Leo Gans, Michaela Weihs, Peter 
RiedeI), Vorträge (Botschafter Wolfgang Jilly in sämtlichen Städten Lettlands, Imbi Sooman, Erwin 
Urrmann), Seminare und Workshops (Univ.-Prof. Dr. 0110 Stoik, Katharina Pongracz), Fortbil­
dungsseminare für Deutschlehrer in Zusammenarbeit mit dem lettiscben und österreichischen 
Bildungsministerien und verschiedenen Hochschulen, Konzerte (Orgelkgnzert von Prälat Dr. jo­
hannes Trummer im Dom zu Riga) , ständige Zusammenarbeit mit der Osterreich Bibliothek in 
Riga bei kulturellen Ereignissen auf allen Gebieten. Im Februar 2003 wurde von der Botschaft in 
Zusammenarbeit mit dem Hotel Radisson, welches unter der Leit);lllg des österreichischen Gene­
raldirektors Karlheinz Mingler stand, ein äußerst erfolgreicher Osterreich-Ball organisiert. Der 
Reinerlös wurde dem notleidenden IGnderspital in Riga für die Anschaffung neuer medizinische 
Geräte übergeben. 
Konsularisches: Aufgrund des mit 1. Februar 1999 in Kraft getretenen Abkommens über die Auf­
hebung der Visapllicht im bilateralen Reiseve�kehr für Staatsbürger, benötigen lediglich soge­
nannte Nicht-Bürger Visa für die Einreise nach Osterreich. Im jahre 2003 wurden rund 600 Sicht­
vermerke ausgestellt. 

Libanon 
(Libanesische Republik), Beirut 

S taatsoherhaupt Regierungschefln 
Ernile Laboud Rafic Hariri 
Beirut - ÖB; AHSt: siehe Syrien; Saida - HK 

Außenministerln 
Jean Obeid 

Besuche aus Österreich: B undesminister Ernst Strasser; Unterzeichnung eines Abkommens über 
polizeiliche Zusammenarbeit im Juli. 
Besuche in Österreich: lndustrieminister Elle Skaff aus Anlass der UNIDO-GeneralkonIerenz im 
Dezember. 
Die österreichischen Exporte betrugen 26,8 Millionen Euro (-0,5%), die Importe 969.000 Euro 
(-35,9%). 
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Im Jänner gastierten die Musiker Marwan Abado, Peter Rosmanith und Franz Hautzinger in Beirut 
und Balamand. Klaus Leutgeb gab im Februar Klavierkonzerte in Saida und anIässlich des Natio­
nalfeiertags in Beirut. Im Juni fand eine Gruppenausstellung moderner österreichischer Photogra­
phInnen in Beirut statt. Karin Kneissl referierte bei wissenschaftlichen Veranstaltungen im Sep­
tember und November in Byblos und Beirut. Im Rahmen des Europäischen Filmfestivals Ende 0-
vember/Anfang Dezember wurde in Anwesenheit des Regisseurs Houchang Allahyari, der auch 
Workshops an zwei Universitäten abhielt, der Film "Geboren in Absurdistan" gezeigt. 

Liberia 
(Republik Liberia), Monrovia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Charter Gyude Bryant 
ÖB: siehe Cöte d'Ivoire; ARSt: siehe Nigeria 

Außenmiruster 
Thomas Yaya Nimely 

Die österreichiscben Exporte betrugen 352.000 Euro (+32,2%), die Importe 66.000 Euro. 

Libyen 
(Große Sozialistische Libysch-Arabische Volks-Dschamahirija), Tripolis 

Staatsoberhaupt 
Oberst Muammar 
AL Gaddafi 
Tripolis - ÖB, ARSt, AUA 

Regierungschef 
Shukri Ghanem 

Außenminister 
Abderrahman Mohamed 
Chalgham 

Besuche aus Österreich: 28-köpfige Wirtschaftsdelegation der Wirtschaftskarnmer Österreich in 
Tripolis (22.-25. September). 
Am 2. Oktober erfolgte in Tripolis der Austausch der Ratifikationsurkunden des von Bundesmi­
nisterin Benita Ferrero-Waldner und dem libyschen Wirtschafts- und Handelsminister und nun­
mehrigen Premierminister Shukri Ghanem im Vorjahr unterzeichneten Investitionsschutzabkom­
mens. 
Die österreichisc�en Exporte betrugen 4 1 ,97 Millionen Euro (- 1 7,7%), die Importe 1 70,8 Millio­
nen Euro (+3%). Osterreich war an der Internationalen Messe Tripolis im April mit einem eigenen 
Pavillon vertreten. 
Der österreicbiscbe Pianist Georg Wachtel trat im Juli in Tripolis auf. Im September gelang\.en 
zwoi vom Herbert von Karajan Zentrum zur Verfügung gestellte Opernfilme zur Aufführung. Os­
terreich beteiligte sich zudem am ersten EU Filmfestival in Tripolis. 

Liechtenstein 
(Fürstentum Liechtenstein), Vaduz 

Staatsoberhaupt 
Fürst Hans-Adam II. 

Regierungschef 
Olmar Hasler 

Wien - ÖB; ARSt: siehe Schweiz; Schaan - HK 

Außenminister 
Ernst Walch 

Besuche aus Österreich: Nationalratspräsident Andreas Khol, Zusammentreffen mit Fürst Hans­
Adam II, Landtagspräsident Klaus Wanger, Gespräche mit Vertretern des liechtensteinischen 
Landtags, Vortrag an der Fachhochscbule Liechtenstein (Vaduz, 1 1 .- 1 2. September); Bundesmi­
njsterin Benita Ferrero-Waldner, Zusammentreffen mit Fü.rst Hans-Adam 11,  Regierungschef Ot­
mar Hasler und Außenminister Ernst Walch (Vaduz, 2. Oktober); Bundesminister Karl-Heinz Gras­
ser, Zusammentreffen mit Fürst Hans-Adam 11 und Regierungschef Otmar Hasler (Vaduz, 26. Juni). 
Besuche in Österreich: Fürst Hans-Adam 11, Zusammentreffen mit Bundesministerin Benita Ferre­
ro-Waldner (Graz, 8. Maj); Leiter des Amtes für auswärtige Angelegenheiten Roland Marxer, Zu­
sammentreffen mit dem Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes KyrIe (Wien, 
28. Mai). 
Die österreichischen Exporte betrugen 299,8 Millionen Euro (+1%), die Importe 102,5 Millionen 
Euro (+5,4%). 
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Litauen 
(Republik Litauen), Wilna 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Rolandas Paksas Algirdas Brazauskas Antanas Valionis 
Wilna - ÖBö ARSt: siehe Finnland; ÖW: siehe Schweden; AUA: siehe Lettland 
Besuche aus Österreich: Vizekanzler Herbert Haupt, Arbeitsbesuch bei Sozialministerin Vilija 
Blinkeviciute (Wilna, 26. Juni); Landtagspräsident Georg Griessner mit Delegation des Salzburger 
Landtages (Rundreise, 30. Apri l - 4. Mai); Generalsekretär des Versöhnungs fonds Richard Wotava 
(Wilna, 25. S!lptember). 
Besuche in Osterreich: Außenminister Antanas VaHonis, Arbeitsbesuch bei Bundesministerin 
Benita Ferrero-Waldner (Wien, 1 .  Juli); Landwirtschaftsminister Jeronimas Kraujelis, Landwirt­
schaftsminister-Konferenz (Ried, 3. September); Gesunclheitsminister Juozas Oleckas, 6. Europäi­
sches Gesundheitsforum (Gastein, 30. September - 3. Oktober); Sozialministerin Vilija Blinkevi­
ciute, Arbeitsbesuch bei den Bundesministern Herbert Haupt und Martin Bartenstein (Wien, 
27.-28. November); Vize-Wirtschaftsminister Gediminas Miskinis, Arbeitsbesuch im Bundesmi­
nisterium für Wirtscbaft und Arbeit (Wien, 27. November). 
Die österreich ischen Exporte betrugen 1 1 3,5 Millionen Euro (+58,8%). die Importe 31 ,9 Millionen 
Euro (+15,7%). Es fanden zwei österreichische Wirtschaftsmissionen nach Litauen statt (April 
und Oktober). Die österreichisch-litauische Gemischte Kommission für den internationalen Stra­
ßengüterverkehr tagte in Wilna (12 .- 1 3. Juni). 
Fotoausstellungen: .. Das jüdische Wien" (Stuart-Eizenstadt-Toleranz-Zentrum Wilna, 
16.-31.  Mai), "Wien" von Gerald Klec (Deutschsprachige Kulturtage des Simon-Dach-Hauses 
Klaipeda, 1 . - 8. Juni) und .. Die unbekannten Europäer" von Kurt Kaindl (Wilna, 9. -31 .  Oktober). 
Rainer Ganal beteiligte sich mit Beiträgen an der Ausstellung des Zentrums für zeitgenössische 
Kunst ,,24/7 Wilno-Nueva York" (Wilna, 7 . - 1 1 .  November). Lesungen von !,usanne Kubelka an 
der Wilnaer Buchmesse (20. Februar) und von Karl-Markus Gauss in der Österreich-Bibliothek 
Wilna (17 .  Oktober). Konzerte von Dieter Pätzold und Emanuel Amtmann (Altsaxophon und Or­
gel) im Rahmen des Christophorus Sommerfestivals (Wilna, 16. Juli), Orgelkonzerte von Heribert 
Metzger (Domkirche SiauJiai, 1 1 .  Juni, außerdem Meisterklasse für Orgel an der Litauischen Mu­
sikakademie vom 9.- 14. Juni) und Johann Trummer (Wilna, 20. Juli). Violinkonzerte in der Wil­
na er Philharmonie von Lidia Baich (4. Oktober) und von Julian Rachlin ( 1 1 .  Oktober) sowie von 
Kerstin Neubauer im Festival "Sugrizimai" (28. April); Konzerte von Peter Rehberg und Peter Vo­
tova ( .. Pita und Pure") im Festival der modernen Musik (Wilna, 12. April) und von Natela Nicoli 
(Mezzosopran, Wilna, 31.  Dezember). Die Laroque Dance Company trat beim Tanzfestival in Kau­
nas auf (2. Oktober). Im NovemberlDezember erarbeiteten die Regisseurin Monika Wiesler an der 
Oper von Wilna eine Inszenierung von Franz Lehars .. Die lustige Witwe" sowie Markus Kupfer­
blum in Zusammenarbeit mit c:lem Bühnenbildner Frieder Klein am Musiktheater Klaipeda eine 
Produktion der Operette .. Das Annchen von Tharau" von Heinrich Strecker (Premiere jeweils am 
31.  Dezember). Workshop .. Vision of Sound in Film" mit Jobannes Kretz (Neringa, 28 . Juni -
1 1 .  Juli). 1 .  Museumsseminar mit Christine Lixl (Techni��hes Museum Wien), Wolfgang Drechsler 
(Museum Moderner Kunst Wien) und Alfred Schrnidt (Osterreichische Nationalbibliothek) im li­
tauischen Kulturministerium (Wilna, 21 .-23.  Mai), 2. Museumsseminar mit Magda Krön im Li­
tauische� Nationalmuseum (Wilna, 19. September). Vorträge: von Georg Schrom im Rahmen des 
von der Osterreichischen Botschaft Wilna mitveranstaIteten Seminars "Restoring tbe Lost Memory 
of tbe Jerusalem of tbe ortb" (Wilna, 8. Februar), von Angela Biedermann über Psychagogik 
(Wilna, 19. Mai) und von Hellrnut Loreoz über Barockarchitektur (Wilna, 17.  November). 

Luxemburg 
(Großherzogtum Luxemburg), Luxemburg 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Großherzog Henri Jean-Claude Juncker 
Luxemburg - ÖB; AUA, ARSt, ÖW: siehe Belgien 

Außenminister 
Lydie Polfer 

Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Schüssel ( 1 .  Februar) im Rahmen eines Treffens mehrerer 
EU-MS zwecks Koordination im Hinblick auf die EU-Regierungskonferenz, Landeshauptmann 
Pröll (19.-20. Februar), Abg. zum Nationalrat Peter Pilz im Rahmen einer Buchpräsentalion. 
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Besuche in Österreich: Großherzog Henri und Großherzogin Maria Teresa in Begleitung von Vize­
premier und Außenminister Lydie Polfer (Salzburg, 26.-28. Juli), Premierminister Juncker (Linz, 
1 2. September), Kultur- und Unterrichtsministerin Erna Hennicot-Schoepges (Wien und Graz, 
23.-25. April; Graz, 3.-5. Juli und 28. -29. November). 
Die österreichischen Exporte betrugen 128,42 Millionen Euro (-7,8%), die Importe 101,17 Millio­
nen Euro (-6,2%). 
Von der Botschaft konnten Konzerte in den Bereichen Klassik, Alte Musik und Jazz veranstaltet 
bzw. unterstützt werden. Weit�rs wurden Lesungen, modeme Tanzaufführungen sowie Vorträge 
veranstaltet und unterstützt. Osterreichische Jugend- und Kinderbuchverlage sowie österrei­
chische Firmen, die Produkte für Kinder und Jug�pdJjche erzeugen, wurden beim internationalen 
Salon de l'enfant präsentiert. Im Rahmen einer Osterreich-Woche wurden an der Europäischen 
Schule Videos mit österreich ischen Filmen bzw. Dokumentationen gezeigt. 

Madagaskar 
(Republik Madagaskar), Atananarivo 

Staatsoberbaupt Regierungschef 
Marc Ravalomanana ]aques SyUa 

ÖB, ARSI: siehe Südafri.ka; Atananarivo - HK 

Außenminister 
Marcel Ranjeva 

Präsident Marc Ravalomanana und der Minister für Industrialisierung, Handel und Entwicklung 
des privaten Sektors, Mejamirado Razafimihary, nahmen im Dezember an der 10. Generalkonfe­
renz der UNlDO in Wien teil. Im Zuge dieses Besuchs wurde Präsident Ravalomanana von Natio­
nalratspräsident Andreas !<hol empfangen. 
Der bilaterale Handelsaustausch mit Madagaskar ist gering. Die österreichischen Exporte betrugen 
3,36 Millionen Euro (+307,5%), die Importe 3 Millionen Euro (-9,2%). 

Malawi 
(Republik Malawi), Lilongwe 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Bakili MuJuzi Lilian Palel 

ÖB: siehe Simbabwe; ARSI: siehe Südafrika; B lantyre - HK 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft wurden im Berichtszeitraum zur Fortbildung von Fach­
kräften und Akademikerlnnen aus Malawi zwei Stipendien vergeben. 
Die österreichischen Exporte betrugen 649.000 Euro (-12,8%). die Importe 6,8 Millionen Euro 
(+283%). 

Malaysia 
(Malaysia), Kuala Lumpur 

Staatsoberhaupt 
Yang di-Pertuan Agong 
Tuanku Syed Sirajuddin 
Ibni Almarhum Tuanku 
Syad Putra ]amalullail 

Regierungschef 
Dato' Seri Abdullah 
bin Haji Ahmad Badawi 

Kuala Lumpur - ÖB, ARSI, AUA 

Außenminister 
Datuk Seri Syed Harnid 
bin Syed ]aafar Albar 

Besuche aus Österreich: Bundesminister Karl-Heinz Grasser (2.-4. Juli), u. a. Gespräche mit Fi­
nanzminister 11 Jamaluddin Jarjis, Gouverneurin der Nationalbank Zeti Aziz, der Nationalen Erd­
ölgesellschaft Petronas sowie mit Vertretern österreichischer Firmen. 
Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner führte Gespräche mit Vizeaußenminister Leo Michael 
Toyad (im Jänner beim EU-ASEAN-Außenministerlnnentreffen in Brüssel) und mit Außenminis­
ter Hamid Albar (im September am Rande der 58. VN-Generalversammlung ). 
Beim Gipfeltreffen der Organisation der Islamischen Konferenz in Putrajaya im Oktober hielt der 
Generalsekretär des Europarats Walter Schwimmer eine Rede. 
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Die österreichischen Exporte betrugen 82,6 Millionen Euro (-10,8%), die Importe 236,4 Millionen 
Euro (-50,2%). 
Beim Wellfilmfestival anlässlieh des Blockfreiengipfels in Kuala Lumpur im Februar errang der 
österreichische Streifen "Geboren in Absurdistan" unter 48 Filmen aus 39 Staaten den zweiten 
Preis. 
Aufgrund einer österreichischen Initiative war von Ende April bis Anfang ovember auf der 
Schaliaburg die große Ausstellung "Reichtümer aus dem goldenen Malaysia" zu sehen. 
Am Expertensymposium anlässHch des 10-jährigen Jubiläums der Wiener Menschenrechtskonfe­
renz am 24. November in Wien nahm aus Malaysia der ehemalige Sonderberichterstatter dor Ver­
einten Nationen für die Unabhängigkeit von Richtern und Rechtsanwälten, Param Cum.araswamy, 
teil. 

Malediven 
(Republik Malediven), Male 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Maumoon Abdul Gayoom 
ÖS, ARSt: siehe Indien, Mal� - HK 

Außenminister 
Failiulla Jameel 

Das bilaterale Handelsvolumen ist äußerst gering. Die österreicpischen Exporte betrugen 2,76 Mil­
lionen Euro (+510,7%), die Importe 271 .000 Euro (+16,0%). Osterreich ist eines der wichtigsten 
Herlcunftsländer von Touristen. Eine Reihe österreichischer Staatsbürger arbeitet in fremdenver­
kehrsverbundenen Sektoren. Austrian Airlines fliegt Mal6 direkt an. 
Österreich unterstützt die Malediven durch die Vergabe von Stipendien, insb für den Lehrgang 
Hotel- und Tourismusmanagement in Schloss Kleßheim. 

Mali 
(Republik Malij, Bamako 

Staatsoberhaupt 
Amadou Toumani Tour� 

Regierungschef 
Ahmed Mohamed 
Ag Hamadi 

ÖS: siehe Senegal, Bamalco - HK; ARSt: siehe Maro\c\co 

Außen minister 
Lassana Traor� 

Mali übernahm im Mai 2003 von Österreich den Vorsitz des " etzwerkes Menschlicher Sicher­
heit"; aus diesem Anlass hielt sich Außenminister Traor6, Leiter der mal ischen Delegation, in Ös­
terreich (Grazer Ministertagung) auf. Ebenfalls im Rahmen des genannten Netzwerkes fand in Ba­
mako ein Treffen hoher Beamter sowie eine internationale Tagung zu Fragen der Menschenrechts­
ausbildung mit starker österreichischer Beteiligung statt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 6,09 Millionen Euro (+59,6%), die Importe 609.000 Euro 
(-65.7%). 

Malta 
(Republik Malta), VaUetta 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Guido de Marco Edward Fenech Adami Joseph Borg 
ÖS: siehe ÖB Rom; Valetta - HGK, Amtsbereich !CA Rom; KF: siehe KF Rom; ARSt: siehe 
AHSt Mailand 
Besuche in Österreich: Der Generalsekretär des maltesischen Außenministeriums, Gaetan Naudi, 
traf am 16. April in Wien den Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie zu 
einem Arbeitsgespräch. 
Verträge : Am 10. Dezember wurden die Ratifikationsurkunden über das österreichisch-maltesi­
sehe Abkommen über den Schutz und die Förderungen von Investitionen ausgetauscht, das somit 
am 1 . März 2004 in Kraft treten wird. 
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Ein Rahmenvertrag über die Vertretung Maltas durch österreichische Konsularbehörden bei der 
Ausstellung von bestimmten Kategorien von Visa ist unterschriftsfertig und wird voraussichtlich 
2004 unterzeichnet werden. 
Wirtschaft: Die österreichischen Exporte betrugen 20.04 Millionen Euro (-4,4%). die Importe 
8,3 Millionen Euro (-10,4%). 
Unter Österreichs Exporten nehmen (neben Getränken, Holz und Stahl bzw. Eisen) Maschinen 
und elektrotechnische Waren eine besonders bedeutende Position ein, unter Maltas Ausfuhren 
sind vor allem Textilien, optische Geräte und Spielzeug hervorzuheben. 
Auch 2003 bestätigte sich das zunehmende Interesse öste.rreichischer Banken an der Entfaltung 
von Aktivitäten in Malta: als insgesamt sechste österreichische Bank etablierte die BAWAG im 
Sommer 2003 eine Niederlassung in Malta, welche die an Kapitalausstattung größte Bank Maltas 
sein wird. Ebenso wurde die BankJizenz der "Erste Bank Malta" auf zusätzliche Operationen (u.a. 
Portfolio-Managementl ausgedehnt. 
Der bereits 2002 erworbene Anteil von 40% der Anteile am "Malta International Airport" durch 
ein von der "Vienna International Airport" AG geführtes Konsortium verdient in diesem Zusam­
menhang ebenso Beachtung. 
Kultur: Das Österreichische Kulturforum Rom begann mit den Vorarbeiten für eine angemessene 
österreichische Beteiligung an einem großen Kulturfestival, das im Mai 2004 aus Anlass des mal­
tesischen EU Beitritts stattfinden wird und das allen 24 EU Partnern Maltas die Gelegenheit bieten 
soll, ihr Land und ihre Kultur der Bevölkerung Maltas zu präsentieren. 

Souveräner Malteser Ritterorden 

Staatsoberhaupt 
Fra' Andrew Bertie 

ÖB: siehe Heiliger Stuhl 

Marokko 

Regierungschef 
Jacques Liedekerke 

(Königreich Marokko), Rabat 

Staatsoberhaupt Premierminister 
König Mohammed VI. Driss Jettou 
Rabat - ÖB; Casablanca - AHSt 

Außenminister 
Alessandro Quaroni 

Außenminister 
Mohamed Benaissa 

Bundesministerin Benita Ferrero - Waldner besuchte im Auftrag der griechischen EU - Präsident­
schaft im Rahmen einer Maghreb Reise im Februar Marokko, um mit König Mohammed VI. und 
Außenminister Benaissa Gespräche zur Frage einer Lösung der lrak1crise zu führen. 
Eine Wirtschaftsmission der Wirtschaftskammer Österreich reiste im Oktober zur Vertiefung der 
wirtschaftlichen Beziehungen nach Casablanca und Rabat. Die ästerreichischen Exporte nach Ma­
rokko betrugen 40,7 Millionen Euro (+18,2%), die Importe 70,2 Millionen Euro (+18,4%). 
Auf dem Gebiet der Veterinärmedizin wurde die langjährige Kooperation zwischen den Universi­
täten Wien und Rabat durch Vorträge und Workshops österreichischer Professoren und durch Stu­
dienaufenthalte marokkanischer Assistenten fortgesetzt. 
Die Universität Graz ist an einem von der EU im Rahmen von TEMPUS finanzierten Kooperations­
p'rojekt über zweijährige Master-Studien (Frauen- und Geschlechterrecht) beteiligt. 
Osterreichische Musiker nahmen am EU-}azzfestival, am Festival der Gezupften Saiten in Rabat 
und am 25. Festival von Asilah teil. 

Marshall Inseln 
(Republik der Marshall Inseln), Majuro 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Kessai Note 
ÖB, AHSt: siehe Australien 
Der bi laterale Handelsverkehr blieb gering. 
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Mauretanien 
(Islamische Republik Mauretanien), Nouakchott 

Staatsoberhaupt 
Maaouya Duld Sid'Ahmed 
Taya 
ÖB, ARSt: siehe Marokko 

PremiermiItister 
Sghair Duld M'Barek 

Außenminister 
Mohamed Vall Duld Belial 

Die österreichischen Exporte belrugen 2,2 Millionen Euro (+19,9%), die Importe 16.000 Euro 
(-42,5% ). 

Mauritius 
(Republik Mauritius), Port Louis 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Sir Anerood Jugnauth Paul Raymond B�renger 
ÖB, ARSt: siehe Südafrika; Port Louis - HK 

Außenminister 
Anil Kumarsingh Gayan 

Der Handelsaustausch zwischen Österreich und Mauritius ist gering. 
Die österreichischen Exporte belrugen 3,82 Millionen Euro (+17,8%), die Importe 7,54 Millionen 
Euro (+6,7%). 

Mazedonien 
(Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien), Skopje 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Boris Trajkovski Branko Crvenkovski llinka Mitreva 
Skopje - ÖB, HGK, ÖBTZ (Leiter in Tirana) .  AUA, ARS!: siehe Serbien und Montenegro 
Besuche aus Österreich: Bundesminister Günther Platter (14. August). Bundesministerin Benita 
Ferrero-Waldner führte während der Tagung des European Atlantic Partnership Councils (Madrid, 
4. Juni) und während der Generalversammlung der Vereinten ationen (New York, 23. Septem­
ber) Gespräcpe mit Außenministerin IIinka Mitreva. 
Besuche in Osterreich: Präsident Boris Trajkovski zur Teilnahme am Treffen der Staatschefs der 
Länder Zentral- und Südeuropas auf Einladung von B.J11ldespräsident Thomas Klestil (Salzhurg, 
22. Mai); Stellvertretende Premierministerin Radmila Sekerinska, Arbeitsgespräche mit Bundes­
kanzler Wolfgang Schüssel und Bundesministerin Benila Ferrero-Waldner ( 1 1 .  Juni); WirtschaIts­
minister Prof. Ilija Filipovski, Gespräche mit Bundesminister Martin Bartenstein anlässlich eines 
Symposions über lnvestitionsförderung in den südosteuropäischen Staaten (10.11 1 .  Juli), Minister 
für Erziehung und Wissenschaft Azis Polozhani, Arbeitsgespräch mit Bundesministerin Elisabeth 
Gehrer (16. September). 
Im Rahmen der technischen Zusammenarbeit wurden lnIrastrukturprojekte (Wasserleitungen und 
Kanäle) sowie der Wiederaufbau von zehn Häusern finanziert, die während des bewaffneten Kon­
fliktes 2001 zerstört worden waren. Die österreich ischen Exporte betrugen 57,1 Millionen Euro 
(-:- 16,5%), die Importe 8,8 Millionen Euro (-6,1 %). 
Osterreich beteiligte sich im Jahr 2003 mit zwölf Angehörigen des Bundesheeres an de.r EU-Mis­
sion Concordia. An der am 15.  Dezember angelaufenen EU-Polizeimission Proxima ist Osterreich 
mit zwei Polizisten beteiligt. 
Vom 4. bis 12. Dozember fand in Skopje eine österreich ische Filmwoche statt. Am 3. und 4. April 
traten der östorreichische Dirigent Manfred Huss sowie der Solist Wolfgang David Sengstschmid 
in Konzerten in Skopje und Bitola auf. 

Mexiko 
[Vereinigte Mexikanische Staaten), Mexiko-Stadt 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Vicente Fox Quesada Luis Ernesto Derbez Bautista 
Mexiko-Stadt - ÖB, KF, ARSt; Acapulco, CancUn, Guadalajara, M6rida, Monterrey, Ti­
juana - HK 
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Besuche aus Österreich: Bundesminister Martin Bartenstein und Bundesminister josef Pröll aus 
Anlass der Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation (CancUn, 10.- 14. September 2003); 
bilaterales Arbeitsgespräch von Bundesminister Martin Bartenstein mit WirtschaItsminister Fer­
nando Canales Clariond ( 1 1 .  September 2003). 
Besuche in Österreich: der stv. Wirtschaftsminister Angel Villalobos Rodrfguez führte mit Sekti­
onschef josef Mayer, BMW A, ein Arbeitsgespräch (Wien, 24. Juni). 
Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner führte am Rande des Außenministertreffens der EU mit 
der Rio-Gruppe ein bilaterales Arbeitsgespräch mit Außenminister Luis Ernesto Derbez Bautista 
(Athen, 27. März). 
In Wien wurde eine Straße nach dem mexikanischen Diplomaten Gilberto Bosques bena�!, der 
während des Zweiten Weltkrieges tausenden Verfolgten des NS-Regimes, darunter vielen Oster­
reichem, das Leben gerettet hatte. 
Die Verhandlungen über ein Doppelbesteuerungsabkommen konnten erfolgreich abgeschlossen 
werden. 
Die österreichischen Exporte betrugen 169,48 Millionen Euro (+10,6%), die Importe 102,69 Mil­
lionen Euro (-27,8%). 
In Mexiko-Stadt und in zwölf verschiedenen mexikanischen Bundesstaaten wurde eine große An­
zahl österreich bezogener kultureller Veranstaltungen durchgeführt: 29 musikalische Auftritte, 
zwölf Ausstellungen, acht Vorträge, elf literarische und dramarurgische Veranstaltungen sowie 
zwei FiImvorführungen. Hervorzuheben sind die Großausstellung des Konzeptkünstlers Erwin 
Wurm im Museo Carillo Gil, die Teilnahme des Hugo Wolf-Quartetts am Internationalen Festival 
Cervantino in Guanajuato, Konzerte der Wiener Sängerknabe� sowie des Altenberg-Trios. Die 
Ausstellungen .. Harry Weber: Leben in Wien" und "Innovative Osterreichische Architektur" wur­
den an mehreren Orten gezeigt. Der Schriftsteller Franzobel hielt in Mexiko-Stadt zwei zweispra­
chige Lesungen und nahm am Internationalen Literaturfestival "Letras en el Golfo" in Tampico 
teil. Die Schriftstellerin Sabine Scholl trug an mehreren Universitäten und an der Nationalbiblio­
thek in Mexiko-Stadt aus ihrem Roman .. Die geheimen Aufzeichnungen Marinas" vor. Die philo­
sophische Fakultät der staatlichel!. Universität von Mexiko (UNAMl erhielt eine Bücherspende in 
Form österreichischer Literatur. Osterreichische lektorInnen lehren an der UNAM und an der 
Universität in Monterrey. Österreich nahm an den gemeinsamen Kwturprojelcten der EU-Mitglied­
staaten und der Kandidatenländer in Mexiko teil: am Festival Eurojazz wirlcte das Sabi.ne Hank­
Trio mit, welches auch in San Luis Potos! auftrat. Beim Europäischen Filmfestival war Österreich 
mit dem Film .. Blue Monn" von Andrea Dusl vertreten. Im Olctober war das Kammerorchester der 
EU zu Gast in Mexiko. Das Ausstellungsprojekt .. Die Donau" , an dem alle Donauanrainerstaaten 
teilnahmen, wurde an mehreren Orten in und außerhalb von Mexiko-Stadt gezeigt. Mehrere mexi­
kanische Stipendiatlnnen studieren in Österreich. Eine auf dem Gelände der Botschaft eingerich­
tete Künstlerwohnung wird laufend von österreichischen KünstlerInnen benutzt. 

Mikronesien 
(Föderierte Staaten von Mikronesienl, Palildr 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Leo A. Falcam bzw. 
]oseph Urusemal 
ÖB, AHSt: siehe Australien 
Der bilaterale Handelsverkehr blieb gering. 

Moldau 
(Republik Moldaul, C�inäu 

Außenminister 
Leske Lehsi bzw. 
Sebastian L. Anefal 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Vladimir Voronin Vasile Tarlev Nicolae Dudau 
ÖB, AHSt: siehe Rumänien; Chi�inäu - Österreich-Bibliothek, Bildungsbeauftragter, Tyro­
lean Airways 

Besuche aus Österreich: Teilnahme an der 1 13.  Sitzung des Ministerkomitees des Europarates von 
Gene.ralsekretär für auswärtige Angelegenheiten jobannes KyrIe und von Landesbauptmann Her-
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wig Van Staa in dessen Eigenschaft als Präsident des Kongresses der Gemeinden und Regionen Eu­
ropas (Chi�inllu, 4. -6. ovember). 
Besuche in Österreich: Teilnahme von Staatspräsident Vladimir Voronin am Treffen der zenlral­
und osteuropäischen Präsidenten (Salzhurg, 22.-24. Mai); Teilnahme des stellvertretenden Mi­
nisters für Wirtschaft und Reformen Veceslav Afanasiev am 2. Treffen der Wirtschaftsminister der 
Staaten Südosteuropas im Rahmen des Investment Compact des Stabilitätspakts (Wien, t l . Juli). 
Die österreicbischen Exporte betrugen bis Juni 2003 19,1 Millionen Euro (+4,9%), die Importe 
1 2 ,6 Millionen Euro (+72,2%). 
Ein Projekt zur Verbesserung der Heizversorgung in der staatlichen Hautklinik in Ch�inllu in der 
Höhe von 82.000 Euro wurde lanciert. 
Die Österreich-Bibliothek in Cbi�inllu und die neubesetzte Stelle eines Beauftragten für Bil­
dungskooperation trugen zur Verstärkung der kulturellen Beziehungen mit der Republik Moldau 
bei. 

Monaco 
(Fürstentum Monaco), Monaco-Ville 

Staatsoberhaupt 
Fürst Rainier III. Grimaldi 

Monte Carlo - HGK 

Regierungschef und Außenminister 
Palrick LecJercq 

Besuche aus Österreich: Bundesminister für Inneres Ernst Slrasser, Treffen mit Regierungschef 
Leclercq und den Verantwortlichen für die innere Sicherheit (Monaco, 1 1 .-13 .  April 2003) 
Botschafter Prohaska, Besuch bei Regierungschef Leclercq (Monaco, 16.- 18. Juni 2003) 
Zwischen Österreich und dem Fürstentum Monaco bestehen konsularische Beziehungen. Die in 
Aussicht genommene Aufnahme diplomatischer Beziehungen (ohne Botschafteraustausch) kann 
erst nach dem Inkrafttreten des in Verhandlung befindlichen neuen bilateralen Abkommens zwi­
schen Monaco und Frankreich erfolgen. 

Mongolei 
(Republik Mongolei), Ulan Bator 

Staatsoberhaupt 
NatsagÜD Bagabandi 

ÖB, ARSt: siehe China 

Regierungschef 
Nambariin Enkhbayar 

Außenminister 
Luvsangiin Erdenechuluun 

Besuche aus Österreich: Bundesministerin Elisabeth Gehrer und Bundesministerin Maria Rauch­
Kallat (7. bis 16. August). Im Rahmen des Besuchs wurde ein Memorandum zur Zusammenarbeit 
in Kultur, Bildung und Wissenscbaft unterzeichnet, der Mongolischen Nationaluniversität eine 
umfangreiche Bücber.�pende und mongoliscben Krankenhäusern medizinische Geräte übergeben. 
Ein österreichisches Arztetearn führte zwei Wochen lang Ausbildungskurse für mongolische Me­
diziner durch. 
Besuche in Österreich: Staatspräsident Natsagiin Bagabandi in Begleitung von Außenminister 
Luvsangiin Erdenechuluun (2. -4. Juli), Cesundheitsminister Pagvajav yamdawa (23. Mai). Im 
Rahmen des Besuchs von Staatspräsident Bagabandi wurde das 40-jährige Jubiläum der Auf­
nahme diplomatischer Beziehungen gefeiert und die Botschaft der Mongolei in Wien offiziell er­
öffnet. 
Die österreichisch-mongolischen Wirtschaftsbeziehungen entwickelten sich zwar weiter positiv, 
allerdings noch auf sehr niedrigem Niveau. Der bilaterale Handelsaustausch war gering: die öster­
reichischen Exporte betrugen 3,3 Millionen Euro (+32,5%), die österreichischen Importe 
441 .000 Euro (+32,5%). 
Vom 12. bis 14. Mai fand in Ulan Bator die 1. Tagung der durch das bilaterale Abkommen über Au­
ßenwirtschaftsbeziehungen vom 15. Dezember 1992 eingerichteten Gemischten Wirtschafts kom­
mission staU. 
Im Laufe des Jahres wurden vier mongolische akademische Einrichtungen in das Universitätsnelz­
werk Eurasia-Pacific Uninet eingebunden, in dessen Rahmen die bilaterale wissenschaftliche und 
universitäre Kooperation intensiviert werden soll. 
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Mosambik 
(Republik Mosambik), Maputo 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Joaquim Alberto Chissano Pascoal Manuel Mocumbi Leonardo San tos Sim1io 
ÖB: siebe Simbabwe; Al!;St: siehe Südafrika; Maputo - HK, Liaisonsbüro der ÖEZA; Beira ­
Koordinationsbüro der OEZA 
Im Jahre 2003 kam es zu keinem offiziellen Besuchsaustausch. Österreich war beim Consultative 
Group Meeting zu Mosambik Anfang Oktober in Paris vertreten. EU-Kommissionspräsident Prodi 
nahm sm 2. Gipfeltreffen der AfrikanJschen Union Anfang Juli 2003 in Maputo teil. 
Mosambik ist SchwerpunktlllJld der OEZA. Das aJctuelle Dreijahresprogramm 2002-2004 stellt in 
Konformität mit dem neuen OEZA-Gesetz Armutsbekämpfung in den Vordergrund und wurde im 
Jahr 2003 einer Gesamtevaluierung unterzogen. Demnach stellen die Sektorprogramme Dezentra­
lisierung und Ländlicbe Entwicklung einen sichtbaren Beitrag zur Verbesserung der Lebensbedin­
gungen der Bevölkerung in der Provinz Sofala dar. Die Förderung von Distriktentwicklungsplänen 
mit Einbeziehung der lokalen Interessensgruppen, landwirtschaftliche Produktion, Vermarktung 
und Weiterverarbeitung zur lokalen Bedarfsdeckung stehen dabei im Vordergrund der Projekte. 
TrinJcwasserversorgung und Siedlungshygiene sowie fortgesetzte EntminungsaJctiviläten ergänzen 
das Programm in den ländlichen Gemeinden der Provinz Sofala. 
Horizont 3000 (sieben ExpertInnen) mit Entwicklungshilfeeinsätzen, Hilfswerk Austria, Caritas, 
das österreichische Rote Kreuz und, seil diesem Jahr, die Christoffel-Blindenmission ergänzen die 
bilaterale Zusammenarbeit. Zwei Teilnehmer aus Mosambik erhielten Stipendien für die Studien­
lehrgänge an der internationalen Hotel- und Tourismusfachschule in Klessheim. 
Die österreichischen Exporte betrugen 583.000 Euro (-50,1%),  die Importe 5,2 Millionen Euro 
(-80,5%). 

Myanmar 
(Union Myanmar), Yangon 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Senior General Than Shwe General Khin Nyunt 
ÖB, ARSt, AUA!LA: siehe Thailand 

Außenminister 
Win Aung 

Die österreichischen Exporte betrugen 4,9 Millionen Euro (+43,9%), die Importe 7,5 Millionen 
Euro (+1 ,6%). 

Namibia 
(Republik Namibia), Windhoek 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Samuel Nujoma Theo-Ben Gurirab 
ÖB, ARST: siehe Süd afrika; Windhoek - HGK 

Außenminister 
Hidipo Hamutenya 

Am 28. und 29. Mai war Bundesminister Ernst Strasser zu einem offiziellen Besuch in Windhoek, 
in dessen Rahmen er ein Arbeitsgespräch mit Innenminister Jerry Ekandjo führte und diesem den 
Entwurf für ein polizeiliches Kooperationsabkommen übergab. Bundesminister Strasser wurde 
auch von Ministerpräsident Theo-Ben Gurirab empfangen. Am 29. Mai unterzeichneten Bundes­
minister Strasser und Finanzministerin Saara Kuugongelwa-Amadhila ein Investitionsschutzab­
kommen. Am 1 7. November stattete Ministerpräsident Ben Gurirab Österreich einen Arbeitsbe­
such ab und wurde von Bundeskanzler Schüssel, NationaLratspräsident Prof. Andreas Khol und 
Bundesminister Martin Bartenstein empfangen. Der Ministerpräsident Ben Gurirab begleitende 
stellvertretende Außenminister Kaire M. Mbuende führte am selben Tage ein Arbeitsgespräch mit 
Generalsekretär Johannes Kyrie. Die namibische Ministerin für Handel und Industrie, Jesaya 
Nyamu, nahm im Dezember an der }o. GeneraJJconferenz der UNIDO in Wien teiL 
Namibia ist Kooperationsland der OEZA. Schwerpunkte der Zusammenarbeit sind ein neu es Ju­
gendstrafrecht sowie Rechtsreformen zur Abschaffung jeglicher Diskriminierung von Frauen auf 
Grund ihres Geschlechts, die Ausbildung Jugendlicher sowie die Entwicklung eines ökologisch 
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nachhaltigen Tourismus un�er direkter Einbeziehung der lokalen Bevölkerung in der unterentwi­
ckelten Nord-West Region. Osterreichische Projektträger sind das "Nord-Süd-Institut für Entwick­
lungszusammenarbeit" , das "Internationale Institut für Zusammenarbeit" (nZ) sowie HORlZONT 
3000. Namibische Partner sind neben staatlichen Stellen Uustiz-, Tourismusministerium) das Le­
gal Assistance Contra (UC) sowie die Tourismus NGO Namibian Community Based Tourism As­
sociation (NACOBTA). 
Im Rahmen der 21 .  Germanistentagung des Südlichen Afrika zum Thema "Deutsch als Fremdspra­
che" von 14.- 16. April in Windhoek hielt der in Österreich und im Senegal lebende österrei­
chische Autor Hans Trummer eine Lesung aus seinen Werken. 
Der bilaterale Handel blieb gering und wird hauptsächlich über Südafrika abgewickelt. Die öster­
reichischen Exporte betrugen 3,9 Millionen Euro (+476,7%), die Importe 1 ,9 Millionen Euro 
(+109,0%). 

Nauru 
(Republik Nauru), Yaren Dislriet 

Staatsoberhaupt, Regierungschef und Außenminister 
Hon Rene Harris, MP 

öa, ARS!: siehe Australien 

Nepal 
( Königreich Nepal), Kathmandu 

Staatsoberhaupt 
König Gyanendra 
Bir Bikram Shah Dev 

Regierungschef und Außenminister 
Surya Bahadur Thapa 

ÖB, ARSt: siehe Indien; Katbmandu - HK 

Nepal ist Kooperationsland der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit (ÖEZA). Im Mit­
telpunkt stehen dabei Projekte in den Bereichen ländliche und regionale Entwicklung (Schaffung 
zusät?;licher oder alternativer Einkommensmöglichkeiten für die ländliche Bevölkerung in Ostne­
pal), Okologie, Energie durch Wasserkraft, umweltfreundlicher und sozial verträglicher Tourismus 
(Aufbau, Infrastruktur, Aus- und Fortbildungslcurse für Beschäftigte im Hotel- und Gastgeworbe, 
Bergführer, etc.) und Erhaltung des kulturellen Erbes. Das Projekt Patan-Museum konnte mit der 
Herausgabe eines Museumsführers in Englisch und Nepali und der Publikation einer Monogra­
phie "Patan Museum: the Transformation of a Royal Palace in Nepal" abgeschlossen werden. 
Die Restaurierung der historischen GartenanJage Keshar Mahal Garden of Dreams (Garden of the 
Six Seasons) in Kathmandu wurde fortgesetzt. Durch ein multifunktionales NUlzungskonzept soll 
sich der Gartenkomplex in Zukunft selbst erhalten können. 
Darüber hinaus führt die ÖEZA über die Nichtregierungsorganisation ÖKO-Himal zahlreiche Pro­
jekte zur Armutsbekämpfung und zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Subsistenzbauern 
durch (Gesundheitsstation in Simigaon, mobiles Gesundheitszentrum, Errichtung von Schulen, 
Sli pendienprograrnm für Schülerinnen, Muktinath Tibetan Traditional Medical Centre). Die Be­
wahrung und Sicherung der traditionellen Musik und die Erhaltung kultureller Artefakte für kom­
mende Generationen bilden einen weiteren Schwerpunkt. Mit der Unterstützung von Radio Sagar­
matha, dem ersten regierungs unabhängigen und nicht kommerziellen Radiosender, soll ein Bei­
trag zur Demokratisierung des Landes geleistet werden. 
Fast alle Entwicklungsprojekte waren auch im vergangenen Jahr mehr oder weniger stark von den 
gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen nepalesischer Armee und .maoistischer Guerilla 
betroffen. Im Einklang mit der internationalen Gebergemeinschaft möchte Österreich die» rojekte 
und Programme aber so gut und lange wie möglich weiterführen. Die in Nepal von der OEZA fi­
nanzierten Projekte werden in erster Linie von NROs durchgeführt. 
Auf regionaler Ebene arbeitet die ÖEZA mit dem in Kathmandu ansässigen International Centre 
for Integrated Mountain Development (IClMOD) zusammen. Im Dezember fand das IClMOD Board 
Meeting in Kathmandu statt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,13  Millionen Euro (-61,6%), die Importe 1 ,4 1  Millionen 
Euro (-29,0%). Austrian Airlines fliegt Kathmandu direkt an. 
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Eine wertvolle Dipankara-Buddha ?rozessionsmaske, die Anfang des Jahres in ?atan gestohlen 
wurde und dem Wiener Völkerkundemuseum zum Kauf angeboten wurde, konnte am 24. Oktober 
�!l einer feierlichen Zeremonie den nepalesischen Stellen zurückgegeben werden. 
Osterreich unterstützt im Rahmen der. Nord-Süd-?artnerschaft die berufliche Fortbildung von 
Fachkräften und Akademikerlnnen in Osterreich wie auch an regionalen Ausbildungsstätten. Im 
Berjchtszeitraum wurden an insgesamt 1 3  KandidaUnnen Stipendien zu Aus- und Weiterbildung 
in Osterreich vergeben, davon sechs Nord-Süd-Stipendien. 

Neuseeland 
(Neuseeland), Wellington 

Staatsoberhaupt 
Königin E lizabetb II. 
vertreten d urcb: 
Generalgouverneur 
Dame Silvia Cartwright 

Regierungscbef 
Helen Clark 

Außenminister 
Pbil Goff 

ÖD, AHSt und ÖW: siehe Australien; Wellington - HGK; Auckland - HK 
Oie österreichischen Exporte betrugen 62,3 Millionen Euro (-9,4%), die Importe 30,4 Millionen 
Euro (+4,5%). 

Nicaragua 
(Republik Nicaragua), Managua 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Enrique Bolaftos Geyer Norman Caldera Cardenal 
ÖD: siehe Guatemala; Managua - RegionaJbüro der ÖEZA; ARSt: siebe Mexiko 
Nicaragua hat im Rahmen der Österreich.ischen Entwicklungszusammenarbeit den Status eines 
Schwerpunktlandes. Das seit 1986 bestehende KoordinationsbÜTo für EZA finanziert derzeit 
80 ?rojekte in drei Sektoren (Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Mikro-, Klein- und Mit­
telbetriebe sowie Sozial projekte). Ziel der EZA ist es. ein.kommens- und arbeitsplätzeschaffende 
Maßnahmen zu fOrdern, um die wirtschaftliche Integration und nachhaltige Armutsbekämpfung 
voran zu treiben. Zudem kommt der Förderung von Frauen sowie ökologischen ?rojekten große 
�edeutung zu. 
Osterreich unterstützt im Rahme�. der Nord-Süd ?artnerschaft die akademische Aushildung von 
nicaraguanischen Fachkräften in Osterreich. 
Die österreichischen Exporte betrugen 6,7 Millionen Euro (+460%). die lmporte 2,9 Millionen 
Euro (-45%). 

Niederlande 
(Königreich der Niederlande, Amslerdam) 

Staatsoberhaupt 
Königin Beatrix 

Regierungschef 
Jan ?eter Balkenende 

Außenminister 
Jaap de Hoop Scheffer 
Bernard Bot 
(seit 3. Dezember) 

Den Haag - ÖB, AHSt; Amsterdam - HGK, ÖW, AUA; Rotterdam - HK 
Besuche aus Österreich: Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie, OSZE­
Ministertreffen (Maastricht, 1.-2.  Dezember), Treffen der EU-Staatsse.kretäre und Generalsekre­
täre (Amste��am, Den Haag, 5.-7. Dezember). 
Besuche in Osterreich: Außenminister Jaap de Hoop Scheffer (Wien, 13 .-14. Jänner). 
Der bilaterale Handelsaustausch ist erstmals seit einigen Jahren rückläufig. Die österreichischen 
Exporte betrugen 1 ,6 Milliarden Euro (- 12,3%), die Importe 2,4 Milliarden Euro (-5,0%). 
Von Februar bis Juni war im Joods Historisch Museum in Amsterdam die Ausstellung "Horn too?" 
von Oz Almog zu sehen. Zur Eröffnung kamen viele prominente Niederländer wie Leon de Winter 
und Raoul Heertje, der die Eröffnungsrede hielt. 
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Auf dem diesjährigen Internationalen Film��stival in Rotterdam und auf dem lFDA (lnternationa­
len Festival für Dokumentationsfilme) war Osterreich mit Filmen von Peter Kubelka, Ulrlch Seidl 
und Susanne Brandstätter vertreten, die auch bei den jeweiligen Premieren anwesend waren. 
Im Februar fand in Lunteren wieder ein Nationaler Deutschlehrerkongress statt, bei dem Öster­
reich mit Manfred Mittermayer und seinen Vorträgen und Workshops über Ernst Jandl prominent 
vertreten war. 
Von Anfang Mai bis Ende A!!gust fand in Rotterdam die 1 .  Internationale Architektur Biennale zu 
dem Thema Mobilität statt. Osterreich war mit dem Projekt FileKit des Architektur-Büros Feld 72 
hieran beteiligt. Die Architektur Biennale zählte fast 200.000 Besucher. 
Im Laufe des Jahres fanden Lesungen mit den österreich ischen Autoren Josef Winkler, Margit 
Sch.reiner, Gustav Ernst, Karin Fleischanderl, Lilian Faschinger und Norbert Gstrein statt, die alle 
außerordentlich gut !;lesucht waren. 
Auf Einladung des Osterreicher-Vereins hielt Fritz Muliar in den Niederlanden zwei Lesungen. 

Niger 
(Republik Niger), Niamey 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Mamadou Tandja Harna Amadou 
ÖB: siehe elite d'Ivoire; ARSt: siehe Marrokko 

Außenministerin 
Alcbatou Mindaoudou 

Anfang November hielt Dr. Karl Stöger, Univ.-Ass. am institut für Verwaltungs- und Verfassungs­
recht an der Universität Wien, ein Seminar über die Praxis der Rechtsauslegung an der Universität 
in Niamey vor Mitgliedern des Höchstgerichts ab. 
Der Dekan der Rechts- und Wirtschaftsuniversität von Niamey hielt sich im Juni zu Forschungstä­
tigkeiten am Hans-Kelsen-Institut in Wien auf. 
Die österreichlschen Exporte betrugen 177.000 Euro (-43,0%), die Importe 21 7.000 Euro (-37,7%). 

Nigeria 
(Bundesrepublik Nigeria); Abuja 

Staatsnberhaupt und Regierungschef 
General Olusegun Obasanjo 

Lagos - ÖB, ARSt 

Außenminister 
A1haji Sule Lamido 
(seit Mal 2003) 
Botschafter Oluyemi Adeniji 
(seit August 2003) 

Ende Oktober 2003 fanden zwischen einer nigerianischen und einer österreichischen Expertende­
legation in Wien Verhandlungen über ein Wanderungsabkommen statl. 
Eine vom Nigerian Institute for Political �d Strategie Studies (NlPSS) koordinierte Gruppe von 
Führungskräften hielt sich im Mal/Juni. in Osterreich auf und führte diverse Orientierungsgesprä­
ehe mit Vertretern des BMaA, der WKÖ und der DA durch. 
Die österreichlschen Exporte erreichten 84,2 Millionen Euro (-4,0%), die Importe 251 Millionen 
Euro (- 18,3%). 
Als stabile Exportprodukte erwiesen sich einmal mehr Stickereien. Der Absatz dieser Produkt­
gruppe stieg - wie in den Vorjahren - weiter an. 
Rückgänge waren im Export von Maschinen und Fahrzeugen zu verzeichnen. Die Importe aus Ni­
geria bestanden nahezu zur Gänze aus Rohöl. 

Niue 
(Niue), Alofi 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabetb n. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
Dame Silvia Cartwright 
ÖB, ARSt: siehe Australien 

Regierungschef und Außenminister 
Young M .  Vivian 
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Norwegen 
(Königreich Norwegen), Oslo 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
König Harald V. Kjell Magne Bondevik Jan Petersen 

Oslo ;- ÖB, HGK, AHSt; Bergen, Stavanger, Nesund. Kristiansand. Trondheim. Tromse -
HK; ÖW: siehe Kopeuhagen 

Besuche aus Österreich: Staatssekretär Reinhart Waneck zur Teilnahme an der europäischen Ge­
sundheitsministerkonferenz (Oslo. 1 1 .- 1 3. Juni); Generalstabschef Roland Ertl (Oslo. 1 7.-20. No­
vember). 
Besuche in Österreich: Königin Sonja zur Eröffnung der Albertina in Wien (13.- 15. März); Außen­
minister J. Petersen zur Teilnahme am HSN-Ministertreffen (Graz, 8.-10. Mai); Generalsekretär im 
norwegischen Außenministerium, Botscha.fter Bjame Lindstrem. zu Gesprächen mit dem General­
sekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie (Wien. 26. Februar); Sozialministerin lng­
jerd Schou zu Gesprächen mit Vizekanzler Herbert Haupt (Wien. 16. April); Staatssekretär im Au­
ßenministerium. Kim Traavik (Wien. 3. September); Klubobfrau Trine Skei Grande (Wien 
23.-24. April) .  
Die österreicruschen Exporte betrugen 257.7 Millionen Euro (-9.7%). die Importe 242,6 Millionen 
Euro (+17.5%). 
Aus dem reichhaltigen Osloer Kulturkalender 2003 sei erwähnt; 
Fortsetzung der Osloer Literarischen Salons mit Abenden zu lngeborg Bachmann und Robert Me­
nasse sowie Abende mit Franzobel und Peter Waterhouse. Lesereise von Franzobel nach Bergen 
und Trondheim. Performance der Ziertextphonofaktur Onophon mit dem Sprechkünstlerduo Rai­
ner Deutner und Werner Nowacek im Rahmen des Poesiefestivals .. audiatur" in Bergen. Gastspiel 
der Tanz- und Performancecompagnie Superamas mit .. Game Boys" im Rahmen des Bergen Art 
Festivals. 
Wanderausstellung .. Bauen in Europa" im Kunstverein Haugesund, Ausstellung "Frische Fische 
aus dem Architektenpool - Graz 03" in Zusammenarbeit mit "norsk form" und der Osloer Archi­
tektenvereinigung sowie Ausstellung .. Emerging architecture 3" vom Architekturzentrum Wien in 
der Osloer Architektenhochschule. 
Konzert von New Austrian Sound of Music - Trio-Rock Band Radian im Osloer Jazzklub Bill -. 
Konzerte der Camerata Salzburg unter Sir Roger Norrington im Rahmen der Bergenser Festspiele. 
Teilnahme am 2. EU-Dokumentarfilmfestival in Oslo mit der Produktion .. Mein Boss bin ich" von 
Niki Liszt. 
Vorlesungen von Univ.-Prof. Dr. Dietmar Goltschnigg (Universität Graz) in Oslo und Bergen über 
.. Kalkas Parabeln". Vortrag von Prof. Eberhard Scheiffele über den Wiener Arzt und Psychiater 
Dr. Jacob Moreno am Psychodramainstitut in Oslo und Vorlesung des Architekten Armin Kathan 
vOn der .. Holz Box Tirol" an der Osloer Architektenhochschule. 

Oman 
(Sultanat Oman), Maskat 

Staatsoberhaupt: 
S. M. Sultan Qaboos 
bin Said Al Said 
(nominell auch 
Regierungscbef. Außen-. 
Verteidigungs- u. 
Finanzminister) 

Regierungschef: 
S. H .  Sayyid Fahd 
hin Mahmoud bin 
Mohamed Al Said 
(stv. Ministerpräsident 
für Kahinetts­
angelegenheiten) 

Maskat - ÖB; AHSt: siehe Vereinigte Arabiscbe Emirate 

Außenminister: 
S. E. Youssuf bin Alawi 
bin Abdullah. Minister 
zuständig für auswärtige 
Angelegenheiten 

Über Einladung von Bürgermeister und Landeshauptmann Dr. Michael Häupl stattete der Präsi­
dent der Stadt Maskat (Bürgermeister). Abdullab bin Abbas bin Ahmed. der Stadt Wien vom 
18.-22. Mai 2003 einen offiziellen Besuch ab. Dabei standen insb die Abfallwirtschaft und Was-
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serentsorgung im Vordergrund, um die Qualität der Wien er Technologie zu demonstrieren und 
auf diesem Sektor zusammenzuarbeiten. 
Vom 1 3 . - 15.  Oktober 2003 stattete Klubobmann Herbert Scheibner über Einladung seines ehema­
Ugen Amtskollegen, Verteidigungsminister Sayyid Badr bin Saud bin Hareb Al Busaidi, in Beglei­
tung einer größeren WirtschaItsdelegation einen offiziellen Besuch ab. 
Über Einladung des Bundesministeriums für Justiz wurde eine Gruppe junger omanischer Staats­
anwälte zum Studium der Arbeitsweise der österreich ischen Generalstaatsanwaltschaft nach 
Wien eingeladen. Es war dies der erste direkte Erfahrungsaustausch mit der österreichischen Bun­
desverwaltung. 
Die kulturellen Aktivitäten wurden auch im Jahre 2003 fortgesetzt: Fotoausstellung lnge MoraLb 
"Die Donau" im Jänner 2003, Konzerte des "Trio Viennarte" im April 2003 in Maskat und erstmals 
in Salalah, Provinz Dhofar, begleitet von einer Ausstellung von vier österreichischen Künstlerin­
nen "Landscapes" , die von der Präsidentin der österreichisch-omanischen Gesellschaft, Bundes­
ministerin a. D. Hilde HawUcek, eröffnet wurde. 
Die österreichischen Exporte betrugen 25,7 Millionen Euro (+62,4%), die lmporte beliefen sich auf 
1 ,6 Millionen Euro(+919,O%). 

Pakistan 
(Islamische Republik Pakistan), Islamabad 

Staatsoberhaupt Regierungscbef Außenminister 
Pervez Musharraf Mir ZafaruJlab Khan Jamali Mian Kurshid Mehrnud Kasuri 

lslamabad - ÖB; Labore, Karachi - HK; AHS!; siehe Vereinigte Arabische Emirate 

Besuche in Österreich: Besuch von Industrieminister Liaqat Ali }atoi, Gespräch mit Bundesminis­
ter Martin Bartenstein (Februar). 
Unter dem Titel "Ph.D. Scholarships for Studies of Science and Technology and Engineering" und 
auf Grund eines zwischen Bundesministerin Elisabeth Gehrer und dem pakistanischen Wissen­
schaftsminister Atta-ur-Rahman geschlossenen Memorandums of Understanding studieren der­
zeit 36 pakistanische post-graduate Studenten ein Jahr lang an verschiedenen österreichischen 
Unversitäten. Diese Zahl soll im kommenden Jahr auf 100 Studenten ausgeweitet werden. Ende 
Oktober kam es zur Eröffnung des Erdgasfeldes Sawan durch ein von der OMV geführtes interna­
tionale Konsortium. Dieses Feld sichert die Versorgung von mehreren Millionen Haushalten auf 
mindestens 30 Jahre. lm Sommer wurde eines der größten Wasserkraftwerke der Welt, Ghazi Ba­
roLba, mit Hilfe österreichischer Technologie und österreicbischer Techniker fertig gestellt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 53,2 Millionen Euro (+3,3%). Die lmporte beliefen sich auf 
49,6 Millionen Euro (-0.4%). 

Palau 
(Republik Palau), Koror 

Staatsoberhaupt und Regierungscbef 
Tommy Remengesau, Jr. 
ÖB, AHS!: siehe Australien 

Panama 
(Republik Panama), Ciudad de PanamA 

Außenminister 
Temmy L. Shrnull 

Staatsoberhaupt und Regierungscbefin Außenminister 
Mireya Moscoso Rodrfguez Harmodio Arias Cerjack 

ÖB: siebe Kolumbien; Ciudad de Panama - HGK; AHS!: siebe Mexiko 

Die österreich ischen Exporte betrugen 5,7 Millionen Euro (-0,8%), die lmporte 1 1 ,4 Millionen 
Euro (-3,6%). 
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Papua-Neuguinea 
(Unabhängiger Staat Papua-Neuguineal, Port Moresby 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabeth II. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
Sir Silas Atopare 

Regierungschef 
Sir Michael T. Somare 

ÖB, ARSt: siehe Australien; Port Moresby - HK 

Außenrninister 
Sir Rabbie amaliu 

Oie österreichischen Exporte betrugen 234.000 Euro (+532,9%), die Importe 436.000 Euro (-6,0%). 
Oie größte österreichische Entwicklungshilfeorganisation Horizont 3000 mit ihrer Koordinations­
stelle in Mount Hagen hat üher ein Dutzend Entwicklungshelfer im Einsatz. Schwerpunkte sind 
Handwerk und Kleingewerbe sowie soziale Dienste. Im Rahmen der EU wurde u.a. Hilfe für den 
Wiederaufbau auf BougainviUe geleiste\. Auch dort sind zwei österreichische Experten im Ein­
satz. 
Zahlreiche Priester und geistliche Schwestern des Päpstlichen Missionswerkes in Wien sind seel­
sorgerisch in Papua Neu Guinea tätig. 

Paraguay 
(Republik Paraguayl, Asunci6n 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Luis Angel GonzaIez Macchi Ruffinelli 
(bis 14. August 2003) 
Nicanor Duarle Frutos 
(ab 15 .  August 2003) 

OB, ARSt: siehe Argentinien; Asunci6n - HGK 

Außenminister 
Jose Antonio Moreno 
(bis 14. August 2003) 
Leila Rachid de Gowles 
(ab 15 .  August 2003) 

Am 24.125. März absolvierte Außenminister jos� Antonio Moreno Ruffinelli einen Arbeitsbesuch 
in Wien. Am Rande der 58. VN-GV traf Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner mit Außenmi­
nisterin Leila Rachid de Cowles zu einem bilateralen Gespräch zusammen. 
Der Außenhandel zwischen beiden Ländern verzeichnete im Vorjahr einen neuerlichen Rückgang: 
Die österreichischen Exporte betrugen 2,3 �llionen Euro (- 10,7%) ,  die Importe betrugen 
318.000 Euro (+32,7). Der Handel zwischen Osterreich und Paraguay wird stark von Einzelge­
schäften beeinfI uss\. 

Peru 
(Republik Peru), Lima 

Staatsoberhaupt 
Alejandro Toledo 
Manrique 

Regierungschef 
Luis Solari de la Fuente 
(bis 28. Juni 2003) 
Beatriz Merino Lucero 
(29. Juni - 15. Dezember 
2003) 
Garlos Ferrero Gosta 
(seit 16. Dezember 2003) 

A ußenrninister 
AlIan Wagner Tiz6n 
(bis 15. Dezember 2003) 
Manuel Rodrfguez Guadros 
(seit 16. Dezember 2003) 

Uma - OB, ARSt: siehe Chile; Arequipa (vorübergehend geschlossen), Gusco, lquitos, Tru­
jiUo - HK 

Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner traf am Rande des XI. Außenministertreffens der EU 
mit der Rio Gruppe in Athen am 28. März 2003 mit dem Außenminister Perus Allan Wagner zu ei­
nem bilateralen Gespräch zusammen. 2003 führte Peru den Vorsitz der Rio Gruppe. Bundesminis­
ter Dieter Böhmdorfer empfing in Wien am 24. jänner den peruanischen justizminister Fausto Al­
varado Dodero. 
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Das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten widmete 100.000 Euro dem vom VN-Dro­
genkontrollbüro in Peru durchgeführtem alternativen Entwicklungsprogramm zur Bekämpfung 
des illegalen Drogenhandels in der Region Pichis, Palcazu und Aguaytia. Aus Mitteln der österrei­
chisehen Entwicklungszusammenarbeit wurden im Rahmen von Kofinanzierungen Projekte von 
österreichlschen Nichtregierungsorganisationen u .a. im Bereich der Gesundheitsvorsorge sowie 
bei der Errichtung eines lokalen privaten Radiosenders in Puno gefördert. In der Alttiroler Kolonie 
Pozuzo wurden die vom Land Tirol und vom BMaA unterstützten Vorhaben weiter vorangetrie­
ben. 
Die Zusammenarbeit zwischen der Universität für Bodenkultur Wien mit der Universität La Mo­
lina (Lirna), der Johannes-Keppler Universität Linz mit der Universität Trujillo sowie der Leopold­
Franzens-Universität lnnsbruck mit der Universidad deI Pac1fico (Lima) wurde 2003 fortgeführt. 
Für Forschungsarbeiten im Bereich der Wasserwirtschaft wurde einer Peruanerin ein dreimonati­
ges Stipendium für die Universität für Bodenkultur in Wien zuerkannt. Mit einern weiteren Sti­
pendium konnte die Teilnahme eines Peruaners am Universitätslehrgang des Joanneum Research 
in Graz über Grundwasserforschung ermöglicht werden. 
Im Rahmen des Europäischen Filmfestivals in Lima wurde der Streifen "Mein Stern" von Valeska 
Grisebach gezeigt. Gemeinsam mit dem Fotografiezentrum Uma präsentierte die ÖB Lima im No­
vember 2003 die Fotografieausstellung "Gerhard Trumler- Hommage" im Rahmen des Monats für 
Fotografie in Lima, Mirafoto. Der österreichlsche Violonist Lukas David trat im Julil August im 
Rahmen des nach ihm benannten Kammermusikfestes in Lima auf. Paul Badura-Skoda trat im 
September in Uma als Pianist und Dirigent auf. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 19,06 Millionen Euro (-6,5%), die Importe 6,67 Millionen 
Euro (- 1 3 ,6%). 

Philippinen 
(Republik der Philippinen), Manila 

Staatsoberhaupt und Regierungschefin 
Gloria Macapagal Arroyo 
(bis 1 4 .  Dezember 2003) 
Delia D. Albert 
(seit 22. Dezember 2003) 

Manila - ÖB, HGK, AHSt.; Cebu - HGK 

Außenministerin 
Blas Ople 

Am 26. September fand in Wien das zweite Treffen der österreichisch-philippinischen Gemisch­
ten Arbeitsgruppe für Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit statt. Das 2002 unterzeichnete 
hilaterale Investitionsschutzabkommen trat am 1 .  Dezember in Kraft. 
Die österreichischen Exporte betrugen 163,46 Millionen Euro (+132,3%), die Importe 62,02 Mil­
lionen Euro (-6,0%). 
An österreichischen kulturellen Aktivitäten sind zu nennen: Vienna Opera Ball der Johann 
Strauss Society, Erstaufführung von Mahlers 3. Symphonie in den Philippinen durch das Philip­
pi ne Philharmonie Orchestra, Teilnahme des Chorus Sine Nomine aus Wien am Internationalen 
Chorfestival in Manila, Beteiligung am 6. EU-Filmfestival in Manila und 3. EU-Filmfestival in 
Cebu mit dem Film ,.Die Gottesanbeterin" von Paul Harather, Konzerte der philippinisch-österrei­
chisehen Pianistin Aima Maria Labra-Makk in Manila und Cebu. 
Im Rahmen des ASEA-Uninet nahmen im Februar 16 öste.rreichische Studenten an dem von der 
Universität Innsbruck organisierten Asian Studies Program an der University of the Philippines in 
Manila und der University San Carlos in Cebu teil. 

Polen 
(Republik Polen), Warschau 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Aleksander Kwa�niewski Leszek Miller Wlodzimierz Cimoszewicz 
Warschau - ÖB, KF, AHSt, ÖW, Öl, AUA; Krakau - GK, KF, Öl; Breslau, Danzig, Lodz - HK 
Besuche aus Österreich: B!IDdeskanzler Wolfgang Schüssel, Treffen mit Premierminister Leszek 
Miller und Eröffnung der Osterreichlschen Europa-Tage (Krakau, 16. Mai), Teilnahme am Treffen 
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der Regierungschefs der Zentraleuropäischen Initiative (CEI) sowie bilaterale Gespräche mit Pre­
mierminister Leszek Miller (Warschau, 21.  November); Bundesminister Dieter Böhmdorfer, u.a. 
Treffen mit Justizminister Grzegorz Kurczuk (Warschau und Krakau, 2.13. Juni); Bundesminister 
Martin Bartenstein, Teilnahme am CEI-Wirtschaftsforum sowie hilaterale Gespräche mit Vizepre­
mierminister und Minister fiir Wirtschaft, Arbeit und Soziales Jerzy Hausner (Warschau, 20. No­
vember); Landeshauptmann Michael Häupl, Teilnahme am Europäischen Gemeindetag (posen, 
3. Juni); Landeshauptmann Herwig van Staa, Teilnahme am Europäischen Gemeindetag (Posen, 
3. Juni); Vizepräsidentin des Bundesrates Anna Elisabeth Haselbach, Nationalratsabgeordneter 
Werner Mied!, Nationalratsabgeordneter Alfred Schöls, Bundesrat Engelbert Weilharter, Teil­
nahme an CEI-Parlamentarierkonferenz (Warschau, 2.-4. Oktober); Landtagspräsidentin Angela 
Ortner mit einer Delegation des Oberösterreichischen Landtages (Warschau und Krakau, 
10.-12.  März); Landtagspräsident Griessner mit einer Delegation des Salzburger Landtages (War­
schau und Krakau, 22.-25. O!ctober); Wiener Vizebfugermeister Sepp Rieder, Teilnahme am .. Eu­
ropa-Dialog" im Rahmen der Osterreichlschen Europa-Tage (Krakau, 16./17. Mai); Wiener Stadtrat 
Andreas Mailath-Pokorny, Teilnahme an den vom Krakau-Biiro der Stadt Wien und dem General­
konsulat Krakau organisierten .. Wien-Tagen" (Krakau, 3.-7. Juni); Abgeordnete zum EU-Parlament 
Ursula Stenzei, Abgeordnete zum EU-Parlament Christa Prets und Abg!!ordneter zum EU-Parla­
ment Hannes Swoboda, Teilnahme am .. Europa-Dialog" im Rahmen der Osterreichischen Europa­
Tage (Krakau, 16./17. Mai); generalsekretär fiir auswärtige Angelegenheiten Botschafter }ohannes 
Kyrie, Eröffnung der vom Osterreichlschen Kulturforum Warschau ko-organisierten Konferenz 
.. More Europe - Foreign Cultural Policies in and beyond Europe" , bilaterale Gespräche mit Euro­
paministerin Danuta Hübner, Europastaatssekretär }aroslaw Pietras, Staatssekretär im Außenmi­
nisterium Adam Rotfeld und dem Leiter der Premierministerkanzlei Marek Wagner (Warschau, 
8./9. Oktober); Delegation des Österreichlschen Versöhnungsfonds (Generalsekretär Botschafter Ri­
chard Wotava und Komiteevorsitzender Botschafter Ludwig Steiner). lI.a. Teilnahme an einer Ge­
denkveranstaltung anlässlich des 59. }ahrtages des Warschauer Aufstands (Warschau, 3. Oktober). 
Besuche in Österreich: Staatspräsident A1eksander Kw�niewski, Teilnahme am X. Treffen der 
Präsidenten der zentraleuropäischen Länder (Salzburg, 22.123. Mai); Premierminister Leszek Mil­
ler, Arbeitsbesuch bei Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (Wien, 3 1 .  Oktober); Vize-Premierminis­
ter und Finanzminister Grzegorz Kolodko, u. a. Treffen mit Bundesminister Karl-Heinz Grasser 
(Wien, 26. Mai): Senatsmarschall Longin Pastusiak mit einer Delegation des Senats, lI.a. Treffen 
mit Bundesratspräsident Hans Ager, Nationalratspräsident Andreas Kbol und Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel (Wien, Salzburg und Tirol, 13.- 16. Oktober); Staatssekretär im Ministerium 
J}ir Inneres und Verwaltung Pawel Dakowski, Teilnahme am "Forum Salzburg" der Innenminister 
Osterreichs, Polens, der Slowakei, Sloweniens, Tschechiens und Ungarns (Fuschl am See, 
1 7.- 19. Juli); Delegation des Europaauschusses des Sejm und des Ausschusses fiir auswärtige An­
gelegenheiten des Senats, u. a. Treffen mit Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, A�geordne­
ten des Nationalrats und des Bundesrats bzw. Vertretern der Wirtschaftskammer Osterreich 
(Wien, 7./6. April). 
Folgender Vertrag wurde unterzeichnet: Vertrag über die Ergänzung des Europäischen Überein­
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen und die Erleichterung seiner Anwendung durch 
Bundesminister Dieter Böhmdorfer und Justizminister Grzegorz Kurczuk (Warschau, 2. Juni) 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,3 Milliarden Euro (+2,5%). die Importe 979,0 Millionen 
Euro (+5,7%). 
Die Kultur- und Wissenschaftsbeziehungen standen sowohl im Zeichen der Erweiterung der Euro­
päischen Union als auch der österreichlschen Bemühungen um eine intemationale Positionierung 
mitteleuropäischer Vemetzungen im Rahmen der Plattform Kultur der Regionalen Partnerschaft. 
I,!nter anderem wurde mit dem Adam Mickiewicz -Institut als follow-up des Polnischen Jahres in 
Osterreich eine europäische Konferenz zum Thema "More Europe - Foreign Cultural Policies in 
and beyond Europe" mit Teilnehmerlnnen aus 16 weiteren Ländern durchgeführt. 
Mit dem Land Salzburg und der Stadt Warschau wurde das drei wöchige Festival "Salzburg Mo­
dern" veranstaltet. 
In der österreichischen galerie am Österreichischen Kulturforum Warschau (ökfw) wurden zahl­
reiche Ausstellungen gezeigt. Darüber hinaus fanden mehrere kleinere Ausstellungsprojekte in 
Zusammenarbeit mit Museen bzw. Galerien in Warscbau, Koszalin, Radom, Skierniewice und Su­
walki statt. 
Zu Lesungen wurden unter anderem Elisabeth Hauer und Norbe.rt Gstrein eingeladen; Arrnin Eid­
herr gab ein zweiwöchiges Jiddisch-Seminar. Im Bereich Theater unterstützte das ökfw u.a. die 
polnische Uraufführung des Stückes .. Kommunikation der Schweine" des jungen österreichischen 
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Autors Robert WoelO in Sopot. Darüber hinaus veranstaltete das Kulturforum Warschau u.a. neun 
Filmabende mit zeitgenössischen Spielfilm.!ln. Im Bereich der Musik lagen die Schwerpunkte auf 
elektronischer Musik, ein Gebiet, auf dem Osterreich zur Zeit führend ist. 
[n Bydgoscz, Radom und Lodz wurden Österreich-Tage u.a. durch die Ausstellung .. Tirol Trans­
fer" und verschiedene Konzerte inhaltlich und organisatorisch unterstützt. 
Herausragendstes Ereignis in der Arbeit des Generalkonsulates Krakau waren die in Krakau in Zu­
sammenarbeit !:ßit dem Wojewodschaftsamt Kleinpolen und der Stadt Krakau vom 16.-18. Mai 
veranstalteten Osterreichlschen Europa-Tage. Hauptereignis war dabei der "Europa-Dialog" an der 
jagiellonen-Universität Krakau, bei dem neben Bundeskanzle�. Wolfgang Schüssel auch der polni­
sche Premierminister Leszek Miller vertreten war. Mit diesen Osterreichischen Europa-Tagen. kurz 
vor dem entscheidenden Referendum zum EU-Beitritt Polens kam klar zum Ausdruck, dass Oster­
reich nicht nur positiv zur Erweiterung der EU eingestellt ist, sondern auch gerne seine Erfahrun­
gen in und mit der EU an die Beilrittsländer weitergibt. 
Die Zusammenarbeit der österreichiscben Bundesländer mit den Wojewodschaften Süd polens in­
tensivierte sich weiter. So veranstaltete U.a. die Stadt Wien, die in Krakau über ein eigenes Wien­
Büro verfügt, gemeinsam mit dem Generalkonsulat Krakau im Rahmen der "Wien-Tage in Krakau" 
von 3 . - 7. juni zahlreiche kulturelle Veranstaltungen sowie Wirtschaftsveranstaltungen bzw. Ex­
pertengespräche über die Bereiche Technologiezentren, Umwelttechnologien und Verkehrstech­
nologien. 
Zahlreichen Lesungen junger österreichischer Autoren wurden nicht nur in Krakau, sondern auch 
in Przemysl, Oppeln, Breslau und Tamow abgehalten. Das Generalkonsulat/Kulturforum Krakau 
beteiligte sich an zahlreichen Kultur- und Musikfestivals im südpolnischen Raum mit der finan­
ziellen Unterstützung österreichischer Künstler. 
Im Rahmen des Partnerschaftsabkommens der Universität Wien mit der jagiellonen-Universität 
Krakau konnte im Studienjahr 2003/04 der erste Lehrgang für österreichisches Recht in Krakau an­
geboten werden, an dem 30 Studenten teilnahmen. Am 20. Dezember wurde zwischen den Rekto­
ren Univ.-Prof. Georg Winckler und Professor Franciszek Ziejka ein Double-Degree-Abkommen 
unterzeichnet. 

Portugal 
(portugiesische Republik), Lissabon 

Staatsoberhaupt 
Jorge Femando 
Branco de Sampaio 

Regierungscbef 
Jos� Manuel 
Duräo Barrnso 
(seit Oktober 2003) 
Ant6nio Martins da Cruz 
(bis Oktober 2003) 

Außenministerin 
Maria Teresa Pinto Basto 
Patrfcin Gouveia 

Lissabon - ÖD, ARS!; Porto - HK, Albufeira - HK, Funcbal - HK 
Besuche aus Österreich: HStS Reinhart Waneck, Besuch der Drogenbeobachtungsstelle EMCDDA 
(Lissabon, 9. Oktober) 
Besuche in Österreich: Präsident der Regionalregierung von Madeira, joao Jardim, (Wien, 4.  Sep­
tember); Premierminister Durao Barroso (Wien, 5. Februar) 
Aussenminister Ant6nio Martins da Cruz (Wien, 13 .  jänner) 
Das Handelsvolumen mit Österreich erreichte im Vergleich mit anq.eren EU-Mitgliedstaaten eine 
entsprechende Größe und ist in den 8 Jahren seit dem EU-Beitritt Osterreichs kontinuierlich ge­
stiegen. Die österreichischen Ausfuhren nach Portugal hatten einen Anteil von .<:a. 0,5% an den ge­
samten österreichischen Ausfuhren, die portugiesischen Ausfuhren nach Osterreich nahmen 
ca. 0,6% an den österreichlschen Importen ein. Die österreichischen Exporte betrugen 358 Millio­
nen Euro (+1 1 ,7%). die Importe 435 Millionen Euro (+8,0%). 
Zwar ist bis zum Jahr 2006 für Portugal die Finanzbilfe aus den EU-Struktur- und Kobäsionsfonds 
in praktisch demselben Umfang wie bisher fortgeschrieben, Irotzdem schrumpfte die Wirtschaft 
um ca. 1 % .  Das Defizit konnte knapp unter 3% gebalten werden. 
Der Autor Doron Rabinovici hielt von 7.-9. März Lesungen aus seinem Werk "Suche nach M" in 
Lissabon. Coimbra und Viseu. 
Das Klaus Paier jazztrio gastierte im Rahmen einer Portugaltournee in Lissabon, Tondela, Sever de 
Vouga und Cascais (22.-26. April). 
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Mit großem Medienecho erschien im Juli eine portugiesische Ausgabe von Karl Kraus "Die letzten 
Tage der Menschheit". 
Von 1 2. September bis 26. Oktober lief in Lissabon das Tbeaterspektakel von Paulus Manker 
"Alma in Lissabon", das Leben der Alma Mahler-Werfel. 
lm Bereich zeitgenössischer Tanz traten Willi Dorner in Torres Vedras (26.127. September) und 
Paul Wenninger (23.124. September, IX. Almada Tanzfestival) auf. 

Ruanda 
(Republik Ruanda), Kigali 

Staatsoberhaupt 
Paul Kagame 

Regierungschef 
Bernard Makusa 

Außenminister 
Charles Murigande 

ÖB: siehe Kenia; Kigali - HK (seit Mai 2000 vorübergehend geschlossen); ARSt.: siehe Süd­
afrika 
Ruanda ist Schwerpunktland der ÖEZA mit Fokus auf Wassermanagement, Demokratie/Men­
schenrechte und Abrüstung. Ein Projekt zur Unterstützung der Genozidgerichtsbarkeit (traditio­
nelle Gacaca-Gerichtshöfe) wurde 2002 begonnen. 
lm Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft wurde. im Berichtszeitraum die berufliche Fortbildung 
von vier Fachkräften und Akademikerlnnen in Osterreich gefordert. 
An der EU-Wahlbeobachtungsmission für die Präsidenten wahlen im August 2003 nahm ein Mit­
arbeiter des EZA-Koordinationsbüros Kampala teil. 
Die österreichischen Exporte betrugen 50.000 Euro (-89,0%). die lmporte 406.000 Euro (-48,8%). 

Rumänien 
( Rumänien), Bukarest 

Staatsoberhaupt Regierungschef A ußenrninister 
Ion lliescu Adrian Nastase Mitcea Geoana 
Bukarest - ÖB, KF, ARS!, ÖBTZ, AUA; Temeswar - HK, AUA 
Besuche aus Österreich: Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, Eröffnung der mit österrei­
chisehen Mitteln errichteten Unfallklinik "Casa Austria" (Temeswar, 22. Mai); Landeshauptmann 
Herwig Van Staa, offizieller Besuch als Präsident des Kongresses der Gemeinden und Regionen 
Europas (Bukarest, 2.-4. Dezember); Stellvertretender Generalsekretär für auswärtige Angelegen­
heiten Peter Niesner, Teilnahme an der Donauraumkonferenz (Bukarest, 8. Oktober); General­
stabschef General Roland Ertl. offizieller Besuch (Bukarest, 8 .-10. Dezember). 
Besuche in Österreicb: Staatspräsident Ion lliescu, Teilnahme am Treffen der zentral- und osteu­
ropäischen Präsidenten (Salzburg, 22.-24. Mai); Ministerpräsident Adrian Nastase, Teilnahme 
am iruormellen Gipfeltreffen der Regierungschefs der Staaten Südosteuropas (Sa!zburg, 
30. - 3 1 . /uli); Außenminister Mircea Geoana, Teilnahme am 2. Treffen der Wirtschafts.minister der 
Staaten Südosteuropas im Rahmen des Investment Compact des Stabilitätspakts (Wien, 1 1 .  Juli); 
Tourismusminister Dan Matei Agathon, Teilnahme an der Tourismusmesse (Linz, 29. Jänner -
2. Februar), Arbeitsbesuch (Wien, 20. April); Minister für öffentliebe lnformation Vasile Däncu, 
Präsentation des Buches "Zentra!europa Alm.anach - Rumänien" (Wien, 20. März); Minister für 
Industrie und Ressourcen Dan Ioan Popescu, Arbei.tsgespräch mit Bundesminister Martin Barten­
stein (Wien, 8. April), gemeinsam mit Minister für Offentliehe Arbeiten, Transport-, und Wohnwe­
sen Miran Mitrea und lnformationsminister Vasile Däncu, Teilnahme an einer rumänischen Ex­
portförderungsveranstaltung (Wien, 7.-8. April); Finanzminister Mihai Tanasescu, Gespräche mit 
Bundesminister Karl-Heinz Grasser, Bundesminister Martin Bartenstein und dem Vizepräsiden­
ten der Wirtschaftskammer Richard Schem (Wien, 2 .-4. September); Minister für Landwirtsch�, 
Ernährung und Wälder llie Särbu, Teilnahme an einer Veranstaltung der Wirtschaftskammer Os­
terreich, Teilnahme an mehreren Veranstaltungen im Rahmen der Rieder Messe (Ried, 14.  Sep­
tember); Delegierter Minister für Europäische Integration Vasile Puscas, Gespräch mit dem Gene­
raldirektor für öffentliche Sicherheit, Erik Buxbaum (Wien, 24.-25. Februar); Staatssekretär im 
Außenministerium Cristian Diaconescu, Gespräch mit Generalsekretär /ohannes Kyrie, Teilnahme 
am 2. Treffen der Wirtschaftsminister der Staaten Südosteuropas im Rahmen des Investment Com­
pact des Stabilitätspakts (Wien, 9. - 1 1 .  Juli); Staatsekretär im lnnenministerium Alexandru Far-
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cas, Gespräch mit dem Generaldirektor für öffentliche Sicherheit, Erik Buxbaum (Wien, 16. Okto­
ber). 
Die bilaterale Zusammenarbeit zwischen Rumänien und Österreich im polizeilichen Bereich 
wurde deutlich intensiviert. Das zeigte sich sowohl in zahlreichen Kontakten auf Beamtenebene 
sowie in der Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklärung über die Zusammenarbeit in der poli­
zeilichen Ausbildung (Unterzeichnung in Bukarest im Mai durch den Leiter der Sicherheitsakade­
mie des Bundesministeriums für Inneres, Major Norbert Leitner und durch den Leiter der rumäill­
scben Polizeiakademie, Rektor Costica Voicu). Darüber hinaus nahm eine 55-köpfige Task Force­
Einheit des BMl an der internationalen Katastrophenschutzübung "Daeia 2003" des Euro-Atlantic 
Disaster Response Coordination Centre der NATO im Rahmen der Partnerschaft für den Frieden 
(Pitesti, 7 .- 10. Oktober) teil. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,02 Milliarden Euro (+24,8%). die Importe 558 Millionen 
Euro (+10,3%). Die Anzahl der Firmen mit österreichischer Kapitalbeteiligung betrug über 2.700. 
Das Volumen der bilateralen Rumänien-Projekte im Rahmen der Ostzusammenarbeit (OZA) des 
Außenministeriums für 2003 betrug rund 500.000 Euro. Das größte österreichische OZA-Projekt in 
Rumänien in den letzten Jahren - das neue Unfalls pi tal in Terneswar - wurde im Mai von Bundes­
ministerin Benita Ferrero-Waldner feierlich eröffnet. Die vorbildliche Initiative zur Errichtung 
dieses neuen Spitals mit 60 Betten ging vom österreichischen Unfallchirurgen Univ.-Prof. Johan­
nes Poigenfürst aus. Einer der OZA-Schwerpunkte war auch 2003 der Bereich Umwelt. Im Okto­
ber wurde ein neues Trinkwasserprojekt in Campulung am Südrand der Karpaten begonnen. In 
Baia Borsa in der nordrumänischen Provinz Maram ures wird gemeinsam mi t der lokalen Berg­
werksgeseUschaft ein großes Absetzbecken für Minenabwässer saniert. Das Projekt ist Teil eines 
von der Bergwerksgesellschaft gemeinsam mit der Umweltschutzorganisation Greenpeace erstell­
ten Maßnahmenpakets und wird auch positive grenzüberschreitende Effekte für das Einzugsgebiet 
des Flusses Theiß haben. 
Im Bildungsbereich wurde"im Rahmen der rumäillsch-österreichischen Kooperation ein innovati­
ver Ansatz eingeführt : ln "Ubungsfirmen" an berufsbildenden Gymnasien bereiten sich Scbülerin­
nen und Schüler auf das Wirtschaftsleben vor. Sie "spielen" sämtliche Rollen von der Geschäfts­
führerin bis zum Sekretär, z. B. in einem virtuellen Reisebüro, und simulieren Handelsbeziehun­
gen zu Übungsfirmen an anderefl Schulen. Dieser praxisnabe neue Ausbildungsaosatz setzt sich 
in Rumäillen rasch durch, eine Ubungsfirrnenzentrale wurde in Temeswar gegTÜndet. 
Im Kulturbereich ist die Eröffnung einer Österreich-Bibliothek in Klausenburg besonders hervor­
zuheben. Darüber hinaus wurde im Banater Bergland, einem altösterreichischen Siedlungsgebiet 
in Westrumänien, ein Konzert der "Wiener lnstrumentalsolisten" veranstaltet. Im Herbst wurde 
mit der österreichisch-rumäillschen Theaterwoche, bei der österreichische Dramatiker auf rumä­
nisch gespielt wurden, ein starker kultureller Akzent gesetzt. Österreichische TheaterautorInnen 
werden in Rumänien sehr geschätzt. Einige konnten auf diese Weise einem breiteren Publikum nä­
hergebracht werden. Im November spielte das Jazz-Trio .. Alte Meister" (KogImann, Aichioger, Rei­
singer) im barocken Brukenthalmuseum in Herrnannsladt zur Eröffnung einer Ausstellung mit 
Originalgraphiken aus dem 18. Jahrhundert. 

Russland 
(Russische Föderation), Moskau 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außeruninister 
Wladimir Putin Michail Kasjanow Igor Iwanow 

Moskau - ÖB, ARSt, ÖW, AUA; Sl. Petersburg - HGK, AUA 
Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Teilnahme am EU-Russland-Gipfel in 
St. Petersburg (30./31. Mai); 
Bürgermeister Michael Häupl, Zusammentreffen mit Moskauer Bürgermeister Jurij Luschkow, 
Teilnahme sm Moskauer Bierfest (Moskau, 5./6. Juni); 
Landeshauptmann Erwin Pröll, Zusammentreffen mit Moskauer Bürgermeister Jurij Luschkow, 
Spatenstich zum Baubeginn des Moskauer Wasserwerkes Süd-West durch eine Tochterfirma der 
EVN (Moskau, 1 7./18. Oktober). 
Besuche in Österreich: Außenminister Igor Iwanow, Arbeitsbesuch. Treffen mit Bundespräsident 
Thomas KlestiJ, Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, Parlamentspräsident Andreas Kbol 
(Wien, 14.115 .  Oktober). 
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Duma-Vize vorsitzender Artur Tschilingarow, Besuch auf Einladung österreichischer Interessen­
ten im Zuge der Vorbereitung einer geplanten Expedition auf die Insel Franz-Josef-Land (Wien 
und Klagenfurt, 20. - 23. Februar). 
Wladimir jakowlew, Gouverneur (Bürgermeister) von St. Petersburg. Treffen mit Grazer Bürger­
meister Siegfried Nag! (Graz, 1 1 .  jänner). 
Wirtschaft: Von 29. September bis 1 .  Oktober fand in St. Petersburg die 8. Tagung der bilateralen 
Gemischten Kommission für Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit statt. Die Delegationen 
standen unter dem Vorsitz von Bundesminister Martin Bartenstein und Arbeitsminister A!exan­
der Potschinok. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,13  MiWarden Euro (+18,2%), die Importe 1 ,32 Milliarden 
Euro (+28,0%). 
Große österreicrusche Investitionsprojekte waren die Übernahme der Papierfabrik Syktyvkar 
durch die Neusiedler Gruppe sowie der Bau �iner Spanplatten- und Parkettfabrik durch Krono­
span (jeweils mehr als E 100 Millionen). Die Osterreichlschen Bundesforste werden ein Waldge­
biet bei Kostroma pachten und :wirtschaftlich nutzen. Weiterhin sehr dynamisch entwickelte sich 
der russische Tourismus nach Osterreich mit einer Zuwachsrate von 6,6% bei den Ankünften und 
16.8% bei den Nächtigungen. 
Kulturelle Zusammenarbeit: Die bilateralen Kulturbeziehungen zwischen Österreich und Russ­
land bewegen sich auf einem hohen Niveau. Sie waren von zwei Großereignissen geprägt: Graz als 
Europäische Kulturhauptstadt und das 300 Jahr-jubiläum St. Petersburgs. 
St. Petersburg präsentierte sich in Graz mit einem künstlerischen Programm. Die Wien er Philhar­
moniker gaben im Juni in St. Petersburg und Moskau zwei Konzerte. 
Das BMaA veranstaltete im Oktober in St. Petersburg österreicrusche Kulturwochen. 
Eine positive Entwicklung ist die Ausweitung der kulturellen Arbeit über Moskau und St. Peters­
burg hinaus nach Nischnij Nowgorod, Jekaterinburg, Perm, Smolensk. Woronesch, Wladikawkas, 
Orenburg und Petrosawodsk. 
Humanitäre Zusammenarbeit! Know bow Transfer: Die seit mehreren jahren in Russland tätigen 
österreichischen NGOs setzten ihre Arbeit weiter fort, insb Care Osterreich: psychosoziale Betreu­
ung von tschetschenischen Flüchtlingen, insbesondere Kindern, in Inguschetien; 
Caritas: humanitäre Projekte in 1 3  russischen Regionen; 
Hilfswerk Austria: bumanitäre Hilfe für tscbetschenische Flüchtlinge in Inguschetien. 

Salomonen 
(Salomonen), Honiara 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabeth TI  
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
H. E. Sir John Ini Lapli 

ÖB, ARS!: siehe Australien 

Sambia 
(Republik Sambia), Lusaka 

Regierungschef 
Sir Alian Kemakeza 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Levi Mwanawasa 

ÖB: siehe Simbabwe; ARSt: siehe Südafrika; Lusaka - HK 

Aussenrninister 
NoHen Leni bzw. 
Laurie Chan 

Außenminister 
Dr. Kalombo Mwansa 

Ein Projekt mit Jugendlichen im Bereich der Aids-Bekäropfung und Prävention wurde von Hori­
zont 3000 und Caritas finanziert. 
Im Rahmen der Nord-Süd Partnerschaft wurden im Berichtszeitrau.m zur Fortbildung von Fach­
kräften und Akademikerlnnen aus Sambia zwei Sti pendien vergeben. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 1 .9 MilUonen Euro (+20,8%), die Importe 878.000 Euro 
(- 15,8%). 
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Samoa 
(Unabhängiger Staat Samoa), Apia 

Staatsoberbaupt 
Malietoa Tanumafili I I  

ÖB, ARSt: siehe Australien 

Regierungschef und Aussenminister 
Tuilaepa Sailele Malielegaoi 

Österreich ist an Entwicklungsprojekten der EU beteiligt, wobei Samoa durcb ein Großprojekt in 
der Wasserversorgung faktisch zu einem Schwerpunktland im Südpazifik geworden ist. 

San Marino 
(Republik San Marino), San Marino 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Zwei Kapitäruegenten mit 6-monatiger Amtszeit 
(seit 1. Oktober) 
Giovanni LonIemini Valeria Ciavatta 

ÖB: siehe Heiliger Stuhl; ARSt: siehe Italien (Padua) 

Außenminister 

Fabio Berardi 

Die österreich ischen Exporte betrugeo 7,15 Millionen Euro (+49,3%), die Importe 751 .000 Euro 
(- 1 2,8%). 

Säo Tom� und Prfncipe 
(Demokratische Republik Säo Tom� und Prfncipe); Säo Tom� 

Staatsoberhaupt 
Fradique Melo Bandeira 
de Menezes 

ÖB, ARSt: siehe Nigeria 

Saudi-Arabien 

Regierungschef 
Maria das Neves 
Batista de Sousa 

( Königreich Saudi-Arabien), Riyadh 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
König Fabd Bin Abdul Aziz Al Saud 

Riyadh - ÖB, ARSt; jeddab - ARSt (Konsularabteilung) 

Außenminister 
Mateus Meira Rita 

Außenminister 
Prinz Saud Al Faisal 

Am 1 3.114. Mai 2003 staUete Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner Saudi Arabien einen Be­
such ab und traf mit Kronprinz Abdullab, Außenminister Prinz Saud Al Faisal und dem Gover­
neur von Ri yadh , Prinz Salman zusammeo. Am 8. August 2003 traf Bundeskanzler Wollgang 
Schüssel in Salzburg den saudisehen Großinvestor Prinz Alwaleed Bin Talal, der davor auch Bun­
despräsident Thomas Klestil einen Besuch abgestaUet hatte. Vom 19.-2 1 .  Oktober 2003 besuchte 
Nationalratspräsident Andreas Khol Riyadb und traf mit dem Präsidenten der Madschlis Al 
Schura, Saleh Bin Abdullab Bin Humaid, sowie mH dem Govemeur von Riyadb, Prinz Salman 
und dem Generalsekretär des Golf-Kooperationsrates, Abdulrabman Bin Hamad Al Attiyab, zu­
sammen. 
Saudi-Arabien ratifizierte am 26. Mai 2003 ein bilaterales Investitionsschulzabkommeo mH Öster­
reich, welches am 25. Juli 2003 in Kraft trat. 
Im März 2003 fand in Riyadb eine Kunststoff-Fachmesse unter Beteiligung einiger österrei­
chiseher Firmen staU. Im September beteiligten sich österreichische Getränkehersteller an einer 
Lebensmittel·Messe in Riyadb. Im Oktober 2003 fand in Riyadb die Baustoff·Fachmesse "Saudi 
Build" unter österreichischer Firmenbeteiligung statt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 220 MiUionen Euro (+14,8%), die Importe 300 Millionen 
Euro (+80,4%). 
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Schweden 
(Königreich Schweden), Stockholm 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenministerin 
König Garl XVI. GustaI Göran Persson Laila Freivalds 
Stockholm - ÖB, HGK, ARSt, ÖW, AUA; Göteborg - HGK; Malmö - HK; LuleA - HK. 
Besuche aus Österreich: General Roland Ertl, Chef des Generalstabs, besuchte den Oberbefehlsha­
ber der schwedischen Streitkräfte, Johan Hederstedt (Stockholm 18.-19. Februar 2003). 
Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner vertrat Österreich bei den Trauerfeierlichkeiten für die 
ermordete schwedische Außenministerin Anna Lindh (Stockholm 18.-19. September 2003). 
Parlamentsdirektor Georg Posch besuchte den schwedischen Reichstag anIässlich des Treffens der 
Athens Group (Stockholm 17.  Oktober 2003). 
Staatssekretär Reinhart Wanek traf Ewa Persson-Göransson, Staatssekretärin im Sozialministe­
rium (Stockholm, 29. Oktober 2003). 
ÖGB-Präsident Fritz Verzetnisch besuchte die Vorsitzende der schwedischen Gewerkschaft der 
Arbeiter, Wanja Lundby-Wedin (Stockholm 21 .  November 2003). 
Der Außenhandel zwischen Österreich und Schweden ist insgesamt steigend, wobei Österreich 
ein rückläufiges Handelsbilanzdefizit ausweist. Die österreichischen Exporte betrugen 869,3 Mil-
lionen Euro (+3,9%). die Importe 1 ,03 Milliarden Euro (+4,0). .. 
Im Kulturbereich wurde neben dem Schwerpunkt "innovative und zeitgenössische Kunst aus Os· 
terreich" auch der Erwartungshaltung im traditionellen Spektrum Rechnung getragen: nur beispiel­
weise seien hier einerseits Auftritte des Eurythrrlle-Theator Fundevogel und des Tanztheaters Com­
pagnie Jus de la Vie (Franz Stögner) und Aufführungen von The New Austrian Sound of Music (Ra­
dian) einerseits und das Begegnungskonzert des Wiener Hornensembles mit der Horngruppe der 
Königlichen Philharmonie im Stockholmer Konzerthaus, dem Schlosskonzert des Kammermusik­
duos Con fuoco in Ulriksdal bei Stockholm und einem Orgelkonzert von Dr. Rupert Frieberger im 
FWunen der FestivaJreibe "Musik pA Siottet" (Musik im Königlichen Schloss) genannt. 
Osterreich war auf der Internationalen Göteborger Buchmesse mit Christine Nöstlinger und Josef 
Haslinger prominent vertreten. 

Schweiz 
(Schweizerische Eidgenossenschaft), Bern 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Der Bundesrat (siebenköpfiges Kollegialorgan) ,  vertreten 
durch seinen Vorsitzenden mit Titel "Bundespräsident" 
2003: Pascal Couchepin 
(Vorsteher des Departments des Innem) 

Außenminister 
Micheline Calmy-Rey 

Bem - ÖB, KF; Zürich - GK, ARSt, ÖW, AUA; Basel, Genf - HGK; Chur, Lausanne, Lugano, 
St. Gallen - HK 
Besuche aus Österreich: Vizekanzlerin Susanne Riess-Passer, Ski-WM (St. Moritz, 7.- 1 1 .  Februar) 
und UNO-Konferenz "Sport und Entwicklung" (Magglingen, 16.- 18. Februar); Vizekanzler Hu· 
bert Gorbach bei Bundesrat Moritz Leuenberger, Vorsteher des Departments für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (Bern, 27. Oktober); Bundesminister Matruas Reichold, Ski-WM 
(SI. Moritz, 5.- 10. Februar); Bundesminister Martin Bartenstein, "International Students' Com­
mittee"-Symposium (St. Gallen, 22. Mai); Bundesminister Günther Platter bei Bundesrat Samuel 
Schmid, Vorsteher des Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (Bern, 
12. Juni); Landtagspräsident Reinhold Purr, Eröffnung einer Ausstellung der "Grazer Sezession" 
(Luzern, 26. O�ober); Landeshauptrnann Herwig van Staa, Vortrag beim Europa Forum Luzern 
mit Gastland Österreich (Luzern, 27. Oktober); Staatssekretär Karl Schweitzer, Parlamentarier­
Fußballturnier (Basel, 29. Mai - l .  Juni); Staatssekretär Reinhart Waneck, Tagung "Spitäler und 
Kliniken im Wandel" (Pfaffikon, 23. Oktober); österreichische Parlamentarierdelegation, Zusam­
mentreffen mit schweizerischen Parlamentariern, Ski-WM (SI. Moritz, 4. -6. Februar); Bundesrat 
Engelbert Weilharter, Teilnahme an der 3. Subregionalen Konferenz (Teilnahme der Kleinen und 
MittIeren Unternehmen) der Parlamentarischen Versammlung der OSZE (Bern, 14. un� 15. Mai); 
WKO-Präsident Christoph Leit!, Generalversammlung der Handelskammer Schweiz-Österreich! 
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Fürstentum Liechtenstein (Zürich, 13.  Mai); Stabilitätspakt-Koordinator Erhard Busek, Festvortrag 
an der Universität Freiburg (Freiburg, 8. Mai); Generalsekretär Wemer Wutscher, BMLFUW, Vie­
rertreffen der deutschsprachigen Umweltminister (Sils-MarialEngadin, 1 .  Oktober); Generalsekre­
tär für auswärtige Angelegenheiten jobannes Kyrie bei Staatssekretär Franz von Däniken, Departe­
ment für auswärtige Angelegenheiten (Bern, 4. November); Generalstabschef R9land Ertl bei Gene­
ralstabschef Christophe Keckeis, trilaterales Treffen der Generalstabchefs aus Osterreich, Schweiz 
und Deutschland (lnterlaken, 27. und 28. November). 
Besuche in Österreich: Bundesrätin Ruth Metzler, Vorsteherin des justiz- und Polizeideparte­
ments, bei Bundesminister Ernst Strasser (Wien, 17 .  Februar) und Bundesminister Dieter Böhm­
dorfer (Wien, 8. juli); Bundesrätin Micheline Calmy-Rey, Vorsteherin des Departements für aus­
wärtige Angelegenheiten, 5. Ministerkonferenz des Netzwerks "Menschliebe Sicherheit" (Graz, 
5. Mai) und bei Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (Wien, 4. September); Bundesrat 
Samuel Schrnid, Vorsteher des Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport, bei 
Bundesminister Günther Platter (Wien, 10. und 1 1 .  September); Generalstabschef Christophe Ke­
ckeis bei Generalstabschef Roland ErtJ (Wien, 12.-14.  März). 
Am 27. Oktober unterzeichneten Vizekanzler Hubert Gorbacb und Bundesrat Moritz Leuenberger 
eine bilaterale Ressgrtvereinbarung zur Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen in Bern. Das Ab­
kommen zwischen Osterreich und der Schweiz über die Nutzbarmachung des lnn und seiner Zu­
flüsse im Grenzgebiet (Jnn-Abkommen) wurde am 29. Oktober auf Botschafterebene in Bern unter­
zeichnet. Im Rabmen des österreichisch-schweizerischen Nuklearinformationsabkommens fand 
am 28. November in Wien das 3. bilaterale Nuklearexpertentreffen statt. 
Die österreichiscben Exporte betrugen 4,06 Milliarden Euro (-0,3%), die Importe 2,6 Milliarden 
Euro (+3,3%). 
Im Bereich Kunst und Kultur ist eine hohe Beteiligung österreichischer Künstler und Kulturschaf­
fender festzustellen. Namhafte Ensembles (Wiener Philharmoniker, Alban Berg Quartett) und So­
listen (Alfred Brendel, Cbristian Zimmermann) sind regelmäßig Gäste bei den großen Festivals in 
Luzern und Zürich. Große Beachtung finden auch zeitgenössische Komponisten wie Olga Neu­
wirth oder Rudolf Haas, sowie junge Nachwuchskünstler wie die Geiger Benni Schrnid und Vahid 
Khadem-Missagh. Zwei Stipendien der Stadt Meyrin (bei Genf) gingen an junge österreichische 
Nachwuchskünstler. Im Bereich der bildenden Kunst sind insb eine große Ausstellung über Egon 
Schiele in Lugano, über "josef Hofmann und 100 jahre Wiener Werkstätte" in Zug oder Arbeiten 
von Maria Lassnig in Zürich besonders zu erwähnen. Aus Anlass des UNO-jahres der Behinderten 
wurden im Muse6 d' Art Brut in Lausanne die Arbeiten des oberösterreichischen Künstlers josef 
Hofer präsentiert. Oie Aktion "Graz, Europäische Kulturhauptstadt 2003", war für das Österrei­
chische Kulturforum Bem Aplass vieWiltiger Veranstaltungen in der Schweiz, u.a. anlässlich des 
Europa Forums Luzem mit Osterreich als Gastland eine Ausstellung der "Grazer Sezession" und 
ein großes österreichisches Konzert am 26. Oktober. Im Bereich der Literatur war eine hohe Betei­
ligung österreichischer Autoren bei den Internationalen Poesietagen in Leukerbad festzustellen. 
Zahlreiche Autorenlesungen (z. B. Friederike Mayröcker, Robert Schindel, Bodo Hell) fanden in 
L,iteraturhäusern und an Universitäten mit Hilfe logistischer und finanzieller Unterstützung des 
Osterreichischen Kulturforums Bern statt. Letzteres versucht abseits des kommerziellen 
(Hocb-)Kulturbelriebes Nischenbereiche mit weniger bekannten Phänomenen oder Künstlern zu 
fördern. 

Senegal 
(Republik Senegal), Dakar 

Staatsoberhaupt 
Abdoulaye Wade 

Regierungschef 
ldrissa Seck 

Da!car - ÖB; ARS!: siehe Marokko 

Außenminister 
Cheikh Tidiane Gadio 

Senegal ist Kooperationsland der ÖEZA. Oie Kooperation betrifft die Sektoren ländliche Entwick­
lung im umfassenden Sinn (Ressourcenbewirtschaftung, Wasserversorgung), Handwerksausbil­
dung und Gesundheit. Sie erfolgt ausschließlich über NGOs. 
Oie tschechisch-jüdische deutschsprachige Schriftstellerin Lenka Rainerova sowie der österrei­
chische Schriftsteller Franzobel kamen zu Lesungen nach Dakar. Oie Malerin und Musikerin Edith 
Lettner veranstaltete gemeinsam mit der senegalesischen Künstlerin Rackie Diankha eine Ausstel­
lung, hielt Workshops ab und gab ein Konzert. Die Editta Braun Company hielt sich im Rahmen ei-
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nes Tanzfestivals im Senegal auf. jazz-Saxophonist Sigi Finkel kam zu Workshops und zwei Kon­
zerten nach Dakar. 
Besuche in Österreich: Induslrieminister Landing Savan6 hielt sich anlässlieh der UNIDO-Gene­
ralkonferenz in Wien auf. 
Die österreichischen Exporte betrugen 7.03 Millionen Euro (-10.1%). die Importe 406.000 Euro 
(+65.7%). 

Serbien und Montenegro 
(Serbien und Montenegro), Belgrad 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Svetozar Marovit Svetozar Marovit Goran Svilanovit 
Belgrad - ÖB. KF, AHSt, Koordinationsbüro der OZA, Beauftragter für Bildungskoopera­
lion, AUA; Pristina - AußensteIle der ÖB; Budva - HK 
Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Wolfgang Schüssel anlässlieh des Begrähnisses von Pre­
mierminister Dindil: (Belgrad. 15.  März), Bundesminister Ernst Strasser (Belgrad und Pristina. 
25. Juni), Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (Belgrad. 12.  September). Landeshauptmann 
PröU und Bürgermeister Häupl anlässlieh des Gipfels der ARGE Donauländer (17.  Oktober). Bun­
desminister Plaller (pristinaJSuva Reka, 19. Dezember). 
Besuche in Österreich: Serbische Parlaments präsidentin Nata!!a Mil:il: (Wien. 30. April). serbische 
Umweltministerin Mihajlov (Wien. 28.-30. April), serbischer Minister für internationale Wirt­
schaftsbeziehungen Coran Pitil: (Wien. 1 5. Mai). Präsident SvetoZB.r Marovil: (Salzburg. 
2 1 . - 23. Mai). serbischer Minister für internationale Wirtschaftsbeziehungen Goran Pitil: und 
montenegrinische Ministerin für EU·lntegration Slavica Milatil: (Wi!ln. 1 1 .  juli). Außenminister 
Goran Svilanovil: (Wien. 23. juli). serbischer Premierminister Zoran Zivkovil: und montenegrini­
scher Premierminister Milo Dukanovil: (SaJzburg. 30.-31 .  Juli). montenegrinischer Parlaments­
präsident Ranko Krivokapil: (Wien. 15.  September). Verteidigungsminister Boris Tadil: (Wien. 
15.  Oktober). 
Am 25. juni wurde in Belgrad das Rückübernahmeabkommen zwischen Österreich und Serbien 
und Montenegro unterzeichnet. 
Die intensive bilaterale Zusammenarbeit auf allen Ebenen wurde im Jahr 2003 weiter ausgebaut. 
Das Interesse österreichischer Firmen an einem wirtschaftJichen Engagement in Serbien und Mon­
tenegro ist nach wie vor groß; Österreich zählt zu den größten Investoren. 
Die österreichischen Exporte betrugen 382,02 Millionen Euro (+13.0%). die Importe 78.37 Millio­
nen Euro ( 1 1 .9%). 
Die kulturellen Beziehungen zwischen Österreich und Serbien und Montenegro waren auch 2003 
durch eine Vielzahl an gemeinsamen kulturellen und wissenschaftJichen Veranstaltungen ge­
kennzeichnet. Als herausragende Beispiele für die Tätigkeit des österreich ischen Kulturforums in 
Belgrad können ein groß angelegte� humanitäres Konzert junger aufstrebender KünstlerInnen aus 
Serbien und Montenegro und aus Österreich anlässlich des österreichischen Nationalfeiertags so­
wie die kulturellen Veranstaltungen im Rahmen der ,,2. Int�rnationalen Donaukonferenz über 
Kunst und Kultur mit dem Schwerpunkt Bildende Kunst aus Osterreich" in Belgrad genannt wer­
den. Durch die Europäische Kulturhauptsstadt Graz erfuhren die bilateralen Kulturbeziehungen 
zusätzliche Impulse. 
Die österreichische Präsenz im Kosovo im militärischen. zivilen und humanitären Bereich wurde 
fortgesetzt. Am 14. Oktober fand in Wien die Eröffnung der Direktgespräche zwischen Belgrad und 
Pristina stall. 

Seychellen 
(Republik Seychellen), Victoria 

Staatsoberhaupt und Regierungscbef 
France Albert Rent! 

ÖB: siehe Kenia; Victoria - HK; AHSt: siehe Südafri ka 

Außenminister 
j6r6mie Bonnelame 

Die österreichischen Exporte betrugen 821 .000 Euro (- 1 3 ,9%), die Importe 1 ,04 Millionen Euro 
(-35.3%). 
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Sierra Leone 
(Republik Sierra Leonel, Freelown 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Alhaji Ahmed Tejan Kabbah 

Außenminister 
Momodu Koroma 

ÖB: siehe Cöte d'Ivoire; Freetown - HK; AHSt: siehe N igeria 
Ein Projekt für 20 kriegsbetroffene Kinder wurde mit 2.300 Euro unterstützt. 
Oie österreichischen Exporte betrugen 5 .8 Millionen Euro (-22.9%]. die Importe 834.000 Euro 
(+49,5%). 

Simbabwe 
(Republik Simbabwel, Harare 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Robert Gabriel Mugabe 
Harare - ÖB, AHSt: siehe Südafrika 

Außenminister 
Stanislaus Mudenge 

Simbabwe ist Kooperationsland der ÖEZA. Schwerpunkt war die Fortführung der Projekte zur Be­
rufsausbildung, Förderung von Mikro-, Klein- und Mittelbetrieben zur Verringerung der Arbeits­
losigkeit und Arrnutsbekämpfung (Hauptträger Horizont 3000 mit sechs ExpertInnen). Ziel ist die 
Stärkung von Basisorganisationen in der Administration und die Umsetzung ihrer Strategien zur 
Unterstützung in den Bereichen Jugend-. Behindertenbetreuung sowie UnfailrehabilitaUon. Klein­
kreditvergabe an Frauen, Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte und Aufbau eines Internet­
Zentrums an der High School in Binga. Das Personalprogramm wird im bestehenden Umfang bei­
behalten und unte�!'tützt zunehmend Dezentralisierungsmaßnahmen durch Stärkung der Kommu­
nalverwaltungen. Osterreich stellte Nahrungsmittelhilfe in Höhe vOn 300.000 Euro zur Verfügung, 
die durch WFP verteilt wurde. 
Zur Aus- und Fortbildung von Fachkräften und Akademikern wurden zwei österreichische Sti­
pendien vergeben. 
Das sm 10. November 2000 in Harare unterzeichnete bilaterale lnvesUtionsschutzabkommen 
wurde von der Botschaft erneut in mehreren Enteignungsverfahren gegen österreichische Farmer 
erfolgreich eingesetzt. 
Die österreichischen Exporte betrugen 2,6 Millionen Euro (-43.4%). die Importe 14,3 Millionen 
Euro (+8,4%). 
Kulturelle Ereignisse waren der Workshop .. ICT und Ngoma Buntibe Music - Tonga Future Cultu­
ral Heritage" in Binga sowie die Vorführung der bei den DVD-Leihfilme .. [karus" und .. Oie Gottes­
anbeterin" in der deutsch-simbabwischen Gesellscbaft in Harare. 

Singapur 
(Republik Singapurl, Singapur 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Sellapan Ramanathan Goh Chok Tong Shanmugam Jayakumar 
Singapur - ÖB (Büro des Handelsrates; Botschafter residiert i n  Jakartal, AHSt 
Besuche aus Österreich: Delegation des Bundesrates mit Präsident Hans Ager, Vizepräsidentin 
Anna Elisabeth Haselbach. Bundesrat Ludwig Bieringer, Bundesrat Engelbert Weilharter 
(29.-30. November). 
Oie österreicbiscben Exporte betrugen 153,59 Millionen Euro (-23.9%]. die Importe 191,14 Mil­
lionen Euro (- 1 ,8%). Das Wirtscbaftswachstum hat sich gegenüber 2002 (2,2%) wieder verlang­
samt. für 2003 wird eine bescheidene Steigerung von 0,8% erwartet. 
Trotz eines deuUichen Rückganges der österreichischen Exporte im ersten Halbjahr (minus 30% 
gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres) bleibt Singapur für die rund 60 im Land ansäs­
sigen österreicbiscben Firmen wegen seiner hervorragenden Infrastruktur. der Korruptionsfreiheit 
seiner Behörden und der guten Englischkenntnisse des lokalen Personals eine wichtige Dreh­
scheibe im südostasiatischen Raum. Das zu Jahresbeginn in Kraft getretene bilaterale Doppelbe­
steuerungsabkommen schafft für die österreicbischen Unternehmen steuerl.iche Sicherheit und 
damit einen zusätzlichen lnvestiUonsanreiz. 
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Slowakei 
(Slowakische Republik), Pressburg 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Rudolf Schuster Mikul� Dzurinda 
Pressburg - ÖB,  AHSt, ÖW, Öl, 051, AUA 

Außenminister 
Eduard Kukao 

Besuche aus Österreich: Nationalratspräsident Andreas Khol, Treffen mit Staatspräsident Rudolf 
Schuster, Nationalratspräsident Pavol HrwovsIey und Premiermiruster MikulllA Dzurinda (Press­
burg, 1 5 . - 16. Mai); Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Treffen mit Premierminister Mikul� Dzu­
rinda (Euro pa veranstaltung in Keäice, 13 .  Mai); Bundesminister Ernst Strasser, Treffen mit Innen­
minister V1adimir Palko (Pressburg, 22. April); Staatssekretär A1fred Finz, Treffen mit Landes­
hauptmann Lubomir Roman (Pressburg, 5. Mai); Staatssekretärin Ursula Haubner, Arbeitsbesuch 
bei Staatssekretär Michal Horvath (Pressburg, 30. Oktober); Landeshauptmann Erwin ProlI, Tref­
fen mit Staatspräsident Rudolf Schuster, Premiermiruster Mikul� Dzurinda und Landeshaupt­
mann Lubomir Roman, (Pressburg, 10. Februar); Landeshauptmann Hans NiessI, Treffen mit Ver­
kehrsstaatssekretär Jan Kotula und Landeshauptmann Lubomir Roman (Pressburg, 3. September); 
Landeshauptmann Erwin PröU, Treffen mit Außenminister Eduard Kakao und Landeshauptmann 
Lubomir ROf!1an (Pressburg, 1 2. September). 
Besuche in Österreich: Staatspräsident Rudolf Schuster, Teilnahme am 10. Mitteleuropäischen 
Präsidententreffen (Salzburg, 22.-23. Mai), Besuch im Burgenland (Bad TatzmannsdorffEisen­
stadt, 27. September); Nationalratspräsident Pavol HrwovsIey, Treffen mit Nationalratspräsident 
Andreas Khol (Wien, 18. Dezember); Premierminister MikulaS Dzurinda, Treffen mit Landes­
hauptmann Erwin Proll und Teilnahme am "EU-Bürgerforum" (St. Pölten, 9. Oktober); Verkehrs­
minister Pavol Prokopovi�, Spatenstich Marchbrücke mit Landeshauptmann Erwin Pröll (Mar­
chegg, 1 7 .  März); Umweltminister Laszlo MikJeä, Arbeitsbesuch bei Bundesminister Josef Pröll 
(Wien, 14. Juli); Innenminister Vladimir Palko, Teilnahme am Innenpünister-Treffen der Regiona­
len Partnerschaft (Fuschl, 1 7. - 19. Juli); Verteidigungsminister Ivan Simko, Treffen mit Bundesmi­
nister Günther Platter (NeusiedJ am See, 2 1 .  August); Staatssekretär Jan Kotula, Treffen mit Staats­
sekretär Helmut Kukacka (Wien, 1 5. Dezember); Landeshauptmann Lubomir Roman, Treffen mit 
Landeshauptmann Hans Niessl (Eisenstadt, 10. Dezember). 
Am 22. September wurde in Kittsee/Burgenland von den Landeshauptleuten von BUfSenland, 
Niederösterreich, Wien, Pressburg, Tyrnau (Tmava), Brünn (Bmo), Raab (Györ) und Ödenburg 
(Sopron) die Gründungsakte für die Schaffung einer Europaregion unterzeichnet. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 , 1 9  Milliarden Euro (+1 1 ,4%). die Importe 1 ,42 Milliarden 
Euro (+18,5%). 
Die Kultur- und Wissenschafts beziehungen standen vor allem im Zeichen der EU- Osterweiterung, 
was in zahlreichen Informationsreihen, Seminaren und Symposien zum Them,!.EU-Osterweiterung 
und hier speziell zum EU-Beitritt der Slowakei seinen Niederschlag fand. Das Osterreichische Kul­
turforum realisierte an die 1 50 Projekte mit 180 Veranstaltungen in der Slowakischen Republik, da­
runter eine Reihe ambitionierter, grenzüberschreitender Initiativen. Ausstellungsschwerpunkte -
unter anderem gemeinsam mit der Stadt Wien - bildeten Architektur- und Fotografieprojekte sowie 
eine großangelegte Ausstellung "Plakate aus Wien" in der Slowakischen Nationalgalerie. Den mu­
sikalischen Höhepunkt bildete das Festkonzert "Musikerlebnis Mitteleuropa" , das gemeinsam mit 
der Plattform-Kultur Mitteleuropa, der österreich ischen Wirtschaft und der Internationalen Som­
merakademie Prag-Wien -Budapest in der Slowakischen Philharmonie in Pressburg abgehalten 
wurde. 1m November wurde mit "Borders" ein slowakischlösterreichisches Tanz- und Theaterpro­
jekt mit dem Tanzquartier Wien begonnen, das sich mit vielfaItigen Veranstaltungen über das EU­
Beitrittsj!!hr 2004 erstrecken wird. Besond.eres Augenmerk wurde neben gemeinsamen Projekten 
mit den Osterreich-Bibliothe.1cen und dem Ö terreich-lnstitut in Pressburg der Zusammenarbeit auf 
universitärem Bereich gewidmet, wobei sich - zusätzlich zu anderen intensiv gepflegten Kontak­
ten - die Zusammenarbeit mit der Comenius Uruversität Pressburg als besonders fruchtbar erwies. 

Slowenien 
(Republik Slowenien), Laibach 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außeominister 
Janez Dmoväelc Anton Rnp Dimitrij Rupel 
Laibach - ÖB, KF, AHSt, ÖW, 051, AUA, Öl; Marburg - HK 
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Besuche aus Österreich: Nationalratspräsident Heinz Fischer (Velenje, 29. juni); Bundesminister 
josef Pröll (Laibach, 2 1 .  März); Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (Laibach, 6. Mai); Bun­
desminister Herbert Scheibner (Bled, 20. - 2 1 .  Juni); Bundesminister Hubert Gorbach (Laibach, 
26. August); Bundesminister Ernst Strasser (Brdo, 28.-29. Oktober); Staatssekretär Franz Morak 
(CillilLaibach, 4. -5. Oktober); Landeshauptmann Franz Schausberger (LaibachlKoper, 2.-4. Sep­
tember); Landeshauptmann ]örg Haider (Laibach, 3. September und 8. Dezember); Landeshaupt­
mann Waltraud Klasnic (Laibach, 23. Oktober); Präsident des Steirischen Landtags Reinhold Purr 
(Laibach, 2 1 .  November); Präsident des Kärntner Landtags ]örg Freunschlag (Laibach, 19. Novem­
ber); Generalsekretär im Außenministerium ]ohannes Kyrie [Laibach, 24. November); Bundesmi­
nister a. D. Hannes Farnleitner (Laibach, 4. Februar). 
Besuche in Österreich: Staatspräsident Janez Drnov§ek (Salzburg, 22.- 23. Mai); Ministerpräsi­
dent Anton Rop (Europaforum Lech, Lecb, 2 1 .-22. Februar); Neueröffnung des "Knafl"-Hauses 
(Wien,16. Mai), Eröffnung der Klagenfurter Messe (Klagenfurt, 1 3 .  September); Präsident der 
Staatsversarnmlung Borut Pahor (Wien, 6. - 7. November); Staatsrats präsident ]anez SU§nik 
(Wien/Graz, 26. - 28. Juni); Staatsrats präsident Janez Su§nik und Vizepräsident der Staatsver­
sammlung Valentin Pohorec (Wien, 18. Dezember); Kulturministerin Andreja Rihter (Graz, 
1 2. Jänner; Wien/Graz, 7.-8. November; Linz, 2 1 .  November); innenminister Rado Bohinc (Spiel­
feld, 2 1 .  März); Außenminister Dimitrij Rupel (Wien, 3. April; Bad Tatzmannsdorf, 29. April; 
Bad Ra dkersburg , 2. Juli; Wien, 1 9. November); Landwirtschaftsminister Franc But (Wien, 
28. April; Salzburg, 1 2. - 14.  November); Juslizminister Ivo Bizjak (Eisenstadt, 12. 14 .  Juni; Salz­
burg, 2.-4.  August); Wirtschaftsministerin Tea Petrin (Salzburg, 18.- 20. August); Verteidigungs­
minister Anton Grizold (Graz, 23.-24. Oktober; Wien, 1 1 . - 12. November); Finanzminister Du­
�an Meamor (Graz, 5. November); Regionalministerin Zdenka Kovae (Graz, 7. November; Klagen­
furt, 3. Dezember); Europaminister Janez Potocnik (Wien, 1 .  Dezember); Staatssekretär Crtomir 
Spacapan (Laafeldl Bad Radkersburg, 7. April und Klagenfurt, 26. Mai); Staatssekretärin Renata 
Vitez (Linz, 7. April); Laibacher Bürgermeisterin Danica S�ie (Graz, 1 2 .  Jänner und Wien, 
3 .-4.  juli). 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,5 Milliarden Euro (+10,8%). die importe 858 Millionen 
Euro (+9,5%).Die Slowenen sind mit einer Pro-Kopf-Quote von 700 Euro (2002) - mit großem 
Abstand vor der . . schweiz, Deutschland und Ungarn - die wichtigsten Abnehmer österreichi­
scher Produkte. Osterreich ist weiterhin der mit Abstand wichtigste Auslandsinvestor in Slowe­
nien. 
Die Kultur- und Wissenschaftsbeziehungen standen im Jahr 2003 einerseits im Zeichen der 
"Plattform - Kultur Mitteleuropa" , des kulturpolitischen Teils der im Jahre 2001 ins Leben geru­
fenen Regionalen Partnerschaft. Andererseits erfolgte auf der Grundlage des bilateralen Kulturab­
ko=ens am 10. und 1 1 . Juni 2003 die Abhaltung der ersten Tagung der Gemischten Kulturkom­
mission, deren Protokoll in 40 Artikeln die bilaterale Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kul­
tur, Bildung und Erziehung regelt. Besondere Erwähnung fand die Errichtung eines Österreich­
Instituts in Laibacb. Am 1 5. und 16.  Dezember 2003 fand in Ljubljana die dritte Tagung des Ge­
meinsamen Ausscbusses für wissenschaftlich-techniscbe Zusammenarbeit in Durchführung des 
entsprechenden bilateralen Abkommens statt. Der gemeinsame Ausschuss verabschiedete 24 bi­
laterale Projekte für die Realisierung im Zeitraum von Jänner 2004 bis Dezember 2005. Weiters ist 
die intensivierte Zusammenarbeit mit den Landesregierungen Kärntens und der Steiermark so­
wie den Kulturabteilungen der Städte Klagenfurt und Graz zu erwähnen (insb im Rahmen von 
.. Gra� - Kulturhauptstadt Europas 2003"; u.a. Ausstellungen über den großen slowenischen Ar­
chitekten u:pd Designer Joze Pletnik, eines Schülers von Olto Wagner, sowie von [uge Moratb 
"GRENZ. RAUME I OBMEfNl PROSTORl", die in Slovenj Gradec und Laibach gezeigt wurde.) 
Die traditionell gute Zusammenarbeit auf konsularischem Gebiet wurde weiter ausgebaut. Am 
28. Oktober wurde das Abkommen über die polizeiliche Zusammenarbeit von Bundesminister 
Ernst Strasser und illnenminister Rado Bobinc unterzeichnet. 

Somalia 
(Republik Somalia), Mogadischu 

ÖB: siehe Äthiopieo; AHSI: siehe Ägypten; Mogadischu - HK (vorübergehend geschlossen) 
Seit der Abreise des damaligen Botschafters in Nairobi im April 1991 ist kein Missionschef in So­
malia akkreditiert. 
Die öslerreichiscben Exporte betrugen 877.000 Euro [-2 1 .2%).  die österreich ischen Importe 
67.000 Euro. 
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Spanien 
(Königreich Spanien), Madrid 

Staatsoberhaupt 
König Juan Carlos l. 

Regierungschef 
König Juan Carlos l .  
Ana Palacio Vallelersundi 

Außenrninister 
Jos6 Marfa Aznar Lopez 

Madrid - ÖB, ARSt, ÖW, AUA, öm; Barcelona - HGK, ARSt (zuständig auch für A ndorra); 
Bilbao, Malaga, Las Palmas de Gran Canaria, Palma d e  Mallorca, Santa Cruz de Teneri fe, Se­
villa, Valencia - HK 
Besuche aus Österreich: Bundesratspräsident Herwig Hösele, Teilnahme am 4. Treffen der Verei­
nigung der europäischen Senate (27.128. Februar, Madrid), Präsident der Finanzprokuratur Mi­
chael Sawerthal, Arbeitsbesuch bei Generalanwalt Arturo Garda-Tiz6n L6pez (Madrid und To­
ledo, 24.125. April), Bundesrninisterin Benita Ferrero-Waldner, Teilnahme am EU-NATO Minis­
tertreffen (Madrid, 3. Juni), Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie, Teil­
nahme an der Irak-GeberkonJerenz (Madrid, 23.124. Oktober), Stadträtin Renate Brauner, Teil­
nahme an der 43. Generalversammlung der Union der Hauptstädte der EU (Madrid, 8. November). 
Besuche in Österreich: offizieller Besuch einer Delegation des außenpolitischen Ausschusses des 
Senats beim Bundesrat (Wien, 3. bis 6. September), Sta.atssekretär für Europaangelegenheiten Ra­
m6n de Miguel, Arbeitsbesuch bei Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (Wien, 6. Oktober), 
Juan Carlos ROdrfJ:z !barra und Juan Jose fbarretxe, Präsidenten von Extremadura und des Bas­
kenIandes, Teiln e am jährlichen Gipfel der Präsidenten der Regionen mit Legislativbefugnis­
sen - REGLEGlEuroparat (Salzburg, 1 1 .  November), SKH Prinz von Asturien, Eröffnung der O. Eu­
ropäischen Konferenz über ländliche Entwicklung (Salzburg, 13.  November). 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 ,99 Milliarden Euro (-6,3%), die Importe 1 ,37 Milliarden 
Euro (+14,8%). 
Das Kulturforum setzte zwei Schwerpunkte. Im Mai fand eine Serie von Thomas Bernhard-Veran­
staltungen statt. Neben der Ausstellung "Die Poetik der Scbauplätze" , wurden Vorführungen der 
Filme "Thomas Bernbard � Drei Tage" von Ferry Radax sowie "Monologe aus Mallorca" und "Die 
Ursache bin ich selbst" von Krisla Fleischmann sowie ein mit internationalen Fachleuten besetztes 
Symposium über Thomas Bernbard abgehalten. Diese Veranstaltungsserie wurde im September in 
Barcelona - ergänzt durch die Aufführung des Stückes "Die alten Meister" auf Katalanisch - wie­
derholt. Der zweite Schwerpunkt galt dem Schaffen von Amold Schönberg, dem das Aaron Quar­
tett insgesamt vier KODZerte widmete. Im Museum Tyssen-Bornemisza wurde die Ausstellung 
"Kandinsky und seine Zeitgenossen" und in der "Residencia de Estudiantes" in Madrid eine Doku­
mentatioosausstellung mit Originalexponaten zu Amold Schönberg gezeigt, die von einer Vortrags­
reihe über Leben und Werk des Komponisten begleitet wurde. Andere kulturelle Ereignisse waren 
Lesungen von Erich Hack!, Ludwig Laber und Ulrike Hutter, eine Fotoausstellung von Erich Les­
sing im Museo Municipal von OIceres, eine Ausstellung von Herbert Schügerl in der Galerie 
Anagma in Valencia und eine von der Galerie de SurfWien im Centra Cultural Pablo Ruiz Picassof 
Malaga organisierte KoLlektivaussteLlung. In Barcelona wurde das Stück "BegriißlJUg des Aufsichts­
rates" von Peter Handke in katal.anischer Version aufgeführt. "onophon" vertrat Osterreich auf dem 
Poesiefestival "proposta" in Barcelona. Die Tanz-Produktion "Cie" vOn Willi Dorner gastierte auf 
Festivals in Santiago de Compostela, Bilbao und Madrid. Mathias Soucek trat anlässlich des Cho­
pin Festivals in ValldemossaIMallorca auf. Florian Kitt und Rita Medjimorec absolvierten eine 
Tournee in Andalusien. Mit dem Start des Films "Die Klavierspielerin" von Michael Haneke setzte 
wieder eine erhöhte Aufmerksamkeit für den österreichischen Film ein. Gegen Jahresende wurde 
Ulrich Seidl anlässlich des Internationalen FilmJestivals von Gij6n eine Retrospektive gewidmet, 
die anschließend von der Andalusischen Filmothek in Cordoba übernommen wurde. 

Sri Lanka 
(Demokratische Sozialistische Republik Sri Lanka), Colombo 

Staatsoberhaupt 
Chandrika Bandaranaike 
K umaratunga 

Regierungschef 
Ranil Wickremesinghe 

ÖB, AHSt: siehe Indien; Colombo - HK 
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Besuche aus Sri Lanka: Außenminister Tyronne Fernando (Gespräche mit Bundesministerin Be­
nita Ferrero-Waldner, 1 1 .  Juli in Wien). 
Die österreichischen Exporte betrugen 14,11  Millionen Euro (-26,5%), die Importe 17 ,18 Millio­
nen Euro (+1 ,1 %). 
In Sri Lanka sind rund 30 österreichische Firmen vertreten. Ausman Airlines fliegt Golombo 
direkt an. 
Österreich unterstützt den Friedensprozess in Sri Lanka mit Aktivitäten im Bereich des Konflikt­
managements. Auf Initiative von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner hatte im Februar 2002 
ein erstes "Seminar on Conflict Resolution for Sri Lankans" in Stadt Schlaining stattgefunden. Auf 
Grund des positiv�.n Ergebnisses und des Interesses von Sri Lanka wurde vom 15. bis 23. Februar 
ein weiteres vom Osterreichischen Studienzentrum für Frieden und Konfliktlösung organisiertes 
und vom BMaA finanziertes Konflikt-Management Seminar in Stadtschlaining veranstaltet. Im 
August folgten zwei Workshops zum Thema "Training on the Art of ConOict Transformation" in 
Trincomalee (Nordosten des Landes) und in Golombo. 
Eine österreichische Unterstützung der Opfer der Hochwasserkataslrophe im Süden des Landes, der 
schlimmsten sei 50 Jahren, erfolgte über ECHO. Von srilankischer Seite wurde der Wunsch nach 
Beistellung ästerreichischer Experten zur Untersuchung erdrutschgefahrdeter Gebiete sowie ein Pr0-
jekt zur Sanierung einer Kirche in Mannar im Nordosten des Landes an Österreich h���etragen. 
Ende Juni gaben die Wiener Sängerknaben in Golombo mehrere Konzerte, die großen ang fan­
c:len. Ende AugustJ Anfang September trat der Pianist Albert Sassmann in Golombo und in Kandy auf. 
Osterreich unterstützt im Rahmen der Nord-Süd-Pa.r!!Jerschaft die berufliche Fortbildung von 
Fachkräften und Akademikerinnen aus Sri Lanka in Osterreich wie auch an regionalen Ausbil­
dungsstätten. Im Berichtszeitraum erhielt ein Kandidat ein Stipendium für den Lehrgang Hotel­
und Tourismusmanagement in Schloss Kleßheim. 

St. Kitts und Nevis 
(St. Kitts und Nevisl, Basselerre 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Königin Elizabeth D. Dr. Denzit L1ewllyn 
Vertreten durch: Douglas 
Generalgou verneur 
Sir Cuthbert MontraviUe Sebastian 
ÖB, AHSt siehe Venezuela; Basseterre - HK 

Außenminister 
Tirnothy Sylvester Harris 

Die ästerreichischen Exporte betrugen 5.000 Euro (-72,1 %), die Importe 53.000 Euro (+100,0%). 

St. Lucia 
(St. Lucial, Castries 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabelh D. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 
Dr. Calliopa Pearlette Louisy 
ÖB, ARSt: siehe Venezuela 

Regierungschef 
Kenny D. Anthony 

Außenminister 
Julian Robert Hunte 

Die ästerreichischen Exporte betrugen 30.000 Euro (+63,3%). die Importe 4.000 Euro (-64,8). 

St. Vincent und die Grenadinen 
(SI. Vincenl und die Grenadinenl, Kingstown 

Staatsoberhaupt 
Königin Elizabeth U. 
vertreten durch: 
Generalgouverneur 

Regierungschef 
Ralph Gonsalves 

Dr. Frederiek Nathaniel Bal lantyne 
ÖB, AHSt: siehe Venezuela 

Außenminister 
Louis Straker 
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Die österreichischen Exporte betrugen 59.000 Euro (-70,9%), die Importe 3.000 Euro (+122,4%). 
Im Februar gab der österreichische Piaoist Albert Sassmaon Klavierabende in St. Vincent. 

Süd afrika 
(Republik Südafrika), Pretoria 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Tbabo Mbeki Dr. Nkosazana Dlamini-Zuma 
Pretoria - ÖB; Kapstadt - GK; Johannesburg - HGK, ARSt; Durban - HK 
Bundesminister Ernst Strasser stattete von 25.-28. Mai Südafrika einen offiziellen Besuch ab und 
fiihrte Arbeitsgespräche mit Sicherheitsminister Charles Nqakula und Innenminister Maogosuthu 
Buthelezi. Am 26. Mai unterzeichneten Bundesminister Strasser und SicherheitsrniItister Charles 
Nqakula in Kapstadt das Polizeikooperationsabkommen. Alt-Präsident Nelson Maodela besuchte 
Wien von 22.-24. Oktober, wo er mit Bundespräsident Thomas Klestil, Bundeskanzler Wollgang 
Schüssel und Bundesministerin Benita Ferrern-Waldner zusammenlraf. 
Die Repuhlik Südafrika ist Kooperationslaod der ÖEZA. Das österreich ische Programm konzen­
triert sich auf die Sektoren Demokratisierung, Lokalverwaltung sowie dezentralisierte integrierte 
ländliche Entwicklung. Im Zentrum stehen die Stärkung der zivilen Gesellschaft, der Zugaog der 
schwarzen Bevölkerung (vor allem der Frauen) zum Recht sowie der Aufbau der Gemeindeverwal­
tungen. Im weiteren Sinn ist auch die ökonomische Demokratisierung und Arrnutsbekärnpfung 
einbezogen, also der Zugaog der schwarzen Bevölkerung zu Ressourcen und die Errnöglichung 
von Eigeninitiativen. Im Jahr 2003 wurden 301 .155 Euro Projektgelder ausbezahlt. Die Koopera­
tion wird über multilaterale Orgaoisationen (UNDP und UN Office on Drugs aod Crime) , über 
staatliche Stellen (Comntission on Gender Equality) und über südafrikanische NGOs abgewickelt. 
Auf österreichischer Seite fungieren vor allem das "Nord-Süd-Institut fü.r Entwicklungszusam­
menarbeit" und das "Institut fü.r Internationale Zusammenarbeit" als Projektträger. 
Die Wanderausstellung "Die Zeit gibt die Bilder" wurde von 4.-10. August in Kapstadt gezeigt. Im 
Mai wurden gemeinsam mit den aoderen EU-Botschaften und der Vertretung der EU-Kommission 
EU-Filmwochen in Pretoria, Johaonesburg, Kapstadt und Durbao veraostaltet. bei denen der Film 
des österreichisehen Regisseurs Michael Haoeke "Die Klavierspielerin" gezeigt wurde. Das "Duo 
Medici" gastierte von 19. Februar- 2. März mit Konzerten in der Kapregioo. Von 2.-8. August tra­
ten die "Wiener Instrurnentalsolisten" mit Konzerten in Johaonesburg. Kapstadt und Pretoria auf. 
wo sie auch Workshops fü.r Bläser abhielten und den musikalischen Rahmen bei der Eröffnung der 
Wanderausstellung "Die Zeit gibt die Bilder" gestalteten. Das International Classical Music Festi­
val, im Rahmen dessen eine Reihe hervorragender Konzerte in Pretoria. Johannesburg. Kapstadt, 
Durban und Port Elizabeth gegeben \'VUl'de, fand heuer von 3 .-17 .  ovember zum dritten Mal 
statt. Der Initiator und Leiter des Festivals. der österreich ische Staatsbürger südafrikanischer Her­
kunft Rohert Brooks. selbst Bariton-Sänger. strebt im Rahmen dieses Festivals insb die Zusammen­
arbeit von Musikern aus verschiedenen Kulturkreisen sowie die Amalgantierung verschiedener 
Musikrichtungen an. Univ.-Prof. Ruth Schneidewind von der Universität fü.r Musik und Darstel­
lende Kunst Wien hielt im Mai mehrere Workshops zur Musikerziehung an verschiedenen Musik­
akademien. Am 15.  Mai wurde drei Deutschstudenten der Witwatersrand University in Johaones­
burg als Gewinnern eines Aufsatzwettbewerbes der jährliche "Buch preis der Österreichischen 
Botschaft". bestehend aus Werken der neueren österreichische Literatur. überreicht. 
Der bilaterale Haodelsaustausch hat neuerlich deutlich zugenommen. Die österreichischen Ex­
porte betrugen 336.29 Millionen Euro (+10.4%). die Importe 234,77 Millionen Euro (-4.9%). 

Sudan 
(Republik Sudan), Kbartoum 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Ornar Hassan Ahmed el-Beshir 
ÖB, ARSt: siehe Ägypten; Khartoum - HK 

Außenminister 
MustaIa Osman Ismail 

Im Zusammenhang mit der zunehmenden Öffnung des Landes wurden die traditionell guten Kon­
takte mit dem Sudan vor allem im wirtschaftlichen Bereich durch Förderung von Firmenkontak­
ten - insh in Zusammenhang mit Infrastrukturprojekten - wieder aufgenommen und verstärkt. Im 
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Jänner 2003 fand eine WirtschaItsmission österreichischer Firmen nach Khartum statt, um der ver­
stärkten Nachfrage gerecht zu werden. 
Die österreichischen Exporte betrugen 15,4 Millionen Euro (+55,8%), die Importe 415.000 Euro 
(+514,0%). 
Im Rahmen der.Nord-Süd-Partnerschaft unterstützt Österreich die berufliche Fortbildung von Su­
daneslnnen in Osterreich, wobei im Berichtszeitraum drei Personen gefördert werden konnten. 

Suriname 
(Republik Suriname), Paramaribo 

Staatsoberhaupt 

Runaldo Roland Venetiaan 

Regierungschef 
und Vizepräsident 
Jules Rattankoemar 
Ajodhia 

ÖB. ARSt: siehe Venezuela; Paramaribo - HK 

Außenminister 

Maria E. Levens 

Oie österreichisehen Exporte betrugen 491.000 Euro (+40,4%), die Importe 1 22.000 Euro (+20,0%). 

Swasiland 
(Königreich Swasiland), Mbabane 

Staatsoberhaupt 
König Mswati rn. 

ÖB, ARSt: siehe Südafrika 

Regierungschef 
Dr. Barnabas Sibusiso 
Dlamini 

Außenminister 
Roy Douglas Fanourakis 

Da der bilaterale Handel fast ausschließlich über Südafrika abgewickelt wird, ist keine verlässli­
che Statistik verfügbar. Die statistisch erfassten österreichischen Exporte betrugen 377.000 Euro 
(+100%), die Importe 108.000 Euro (+258,2%). 

Syrien 
(Syrisch Arabische Republik), Damaskus 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Bashar Al Assad Mohammad Naji ütri 
Damaskus - ÖB, ARSt, AVA; Aleppo - HK 

Außenminister 
Farouk A l  Shara'a 

Besuche aus Österreich: Parlamentspräsident Or. Andreas Khol (Damaskus, 29. Dezember 
2003 -5. Jänner 2004), Gespräch mit Präsident Bashar Al Assad, Parlamentspräsident Mahmoud 
Al Abrash, Premierminister Mohammad Naji Otri, Außenminister Farouk Al Shara'a, Handels­
minister, Ghassan A.l Rifa'i, Großmufti Ahmed Kaftaro, griechisch-orthodoxen Patriarchen Hazirn 
Ignatius IV und Besuch des österreichischen VN-Bataillons am Galan; Bundesminister Günther 
Platter (Damaskus, 17 .- 18. Dezember, Gespräch mit Verteidigungsrninister Mustafa Tlass, Besuch 
des österreichischen VN-Batallions am Go lan); 
Besuch in Österreich: lndustrieminister Mohammad Safi Abo Dan (Wien, 2. Dezember), Gespräch 
mit WirtschaItskarnmerpräsident Leitl; andere Besuche wurden wegen der lrakkrise abgesagt oder 
verschoben. 
Österreich war mit einem eigenem Stand auf der Baumesse Buildex im Mai sowie beim EU­
Mashrek Partenariat im Oktober vertreten. 
Die österreichischen Exporte betrugen 30,90 Millionen Euro (-10,9%) und die Importe 
1 19,46 Millionen Euro (-35,9%). 
Trotz des Krieges im Nachbarland Irak konnten eine Reihe vOn Kulturveranstaltungen durchge­
führt werden: Konzert und Workshop des Pianisten Klaus Leutgeb; Teilnahme von Heinz Cibulka 
sowie Fotoausstellung von Brigitte Nikolavcic beim Internationalen Fotofestival Aleppo; Einzel­
ausstellung der Malerin Andrea Tierney; Teilnahme der Fotografin Heidi Czipin sm Internationa­
len Frauenkunst-Festival in Aleppo. Der Dirigent WolIgang Gröhs arbeitete zwei Wochen mit dem 
Syrischen Symphonieorchester und gab zwei erfolgreiche Konzerte (Strauß, Mozart, Haydn) in der 
Nationaloper von Damaskus. 
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Im Rahmen des Projekts Transfer Damaskus Urban Orientation hielten sich 30 Studierende und 
Lehrende der Universität für Angewandte Kunst Wien in Damaskus auf und arbeiteten in enger 
Kooperation mit syrischen Partnerinnen Kunstprojekte aus. Im März wurden die Ergebnisse in der 
Kunsthalle Wien und im Juni in Damaskus präsentiert. 

Tadschikistan 
(Republik Tadschikistan), Duschanbe 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenrninister 
Emomali Rachmonow Jacbje Asimow Talbak Nasarow 

Wien - ÖB; ARSt: siehe Russland; GK Moskau zuständig für Konsularangelegenheiten 
Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (17.  Mai) 
Besuche in Österreich: Industrieminister Said Saidow (1 .-5.  Dezember) 
An der UNDP-Vertretung in Duschanbe ist ein Österr.':licher tätig. WES (International Foundation 
for Election Systems) Tadschikistan wird von einem Osterreicher geleitet. 
Die österreichischen Exporte betrugen 1 .2  Millionen (+486.6%). die Importe 1.2 Millionen Euro 
(-81 .2%). Vom 8.-9. Dezember wurde eine Wirtschaftsmission der Wirtschaftskammer unter Lei­
tung der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. 
Das Bundesministerium für Inneres leitet das auf mehrere Jahre angelegte BOMCA (Border Ma­
nagement in Central Asia) - Projekt der EU in Zentralasien. an dem auch Tadschikistan teilnimmt. 
Der Präsident der tadschikischen Akademie der Wissenschaften. UImas Mirsaidow. hielt sich zur 
Vorbereitung eines bilateralen Zusammenarbeilsabkommens im Oktober an der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften auf. Eine Zusammenarbeit mit dem Institut zur Erforschung und 
Förderung österreichischer und internationaler Literaturprozesse wurde begonnen. Beim interna­
tionalen Seminar .. Unifying Aspects of Culture" dieses Instituts am 8.19. November in Wien über­
nahm Tadschikistan die Leitung des Zentralasienteils. Die Vorbereitungen zur ersten europäi­
schen Aufführung der bekanntesten tadschikischen Oper .. Komde Madan" wurden fortgesetzt. 
llya Marnmadschanow war für drei Monate .. Artist in Residence" in Wien. Im Juli fand in Wien 
eine Ausstellung zentralasiatischer Künstlerinnen unter tadschikischer Beteiligung statt. 
Aus Mitteln der PZA (Osthilfe) wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 20. März bis 
14. April fand in Osterreich ein Fortbildungsseminar für DeutschlehrerInnen aus Südkaukasien 
und Zentralasien mit tadschikischer Beteiligung statt. Vom 7.- 18. Juli fand in Wien ein gemein­
sam mit den USA durchgeführtes Seminar zu Fragen der lokalen Selbstverwaltung für zentralasia­
tische TeilnehmerInnen unter tadschikischer Beteiligung statt. Eine österreichische Delegation be­
suchte vom 7. bis 12. Dezember Tadschikistan. um Zusammenarbeitsmöglichkeiten auf dem Was­
sermanagemenl!iektor auszuloten. 
Das Hilfswerk Osterreich führt für ECHO (European Communities' Humanitarian Office) ein Pro­
jekt zur Armulsbekärnpfung durch. 

Tansania 
(Vereinigte Republik Tansania), Dodoma 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Benjamin W . Mkapa Frederick Sumaye Jakaya M .  Kikwete 

ÖB: siehe Kenia; Dar es Salaam - HGKö ARS.: siehe Südafrika 
Eine tansanische WirtschaItsdelegaUon unter der Leitung von Industrie- Handels�inister 
Dr. Juma Allea Ngasongwa besuchte Ende Februar Wien und nahm auf Einladung der WKO an ei­
nem Busine�sforum teil. Der tansanische Minister traf auch mit Generalsekretär Kyrie zusammen. 
Besuche in Osterreich: Premierminister Frederick Sumaye (30. November - 6. Dezember) zur X. 
UNIDO Generalkonferenz. 
Tansania ist Kooperationsland der ÖEZA mit den Schwerpunklsektoren Dezentralisierung und 
DistrlktentwickJung sowie Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte. 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft wurde..im Berichtszeitraum die berufliche Fortbildung 
von acht Fachkräften und AkademikerInnen in Osterreich gefördert. 
Die österreichischen Exporte betrugen 3 Millionen Euro (-7.4%). die Importe 1 .04 Millionen Euro 
(-44.1%).  
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Thailand 
(Königreich Thailand), Bangkok 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
König Bhumibol Adulyadej Thaksin Shinawatra 
Bangkok - ÖB, AHSt, AUAILA; Chiang Mai, Phuket - HK 

Außenminister 
Surakiart Sathirathai 

Besuche aus Österreich: Staatssekretär Prof. Reinhart Waneck (17 .-20. November). 
Besuche in Österreich: Außenminister Surakiart Sathirathai (im Mai beim Ministerlreffen des 
Netzwerks Menschliche Sicherheit in Graz und im Juli zum bilateralen Besuch); Transportminis­
ter Suriya Jungrungreangkit (im Juli im Zusammenhang mit der Lieferung von U-Bahn-Garnituren 
für die Bangkoker U-Bahn); Wissenschafts- und Technologieminister Phinij Jarusombat (Im Som­
mer). 
Am 15.  Dezember fand in Bangkok ein von Thailand organisiertes "Forum über internationale Un­
\!lrstützung für die nationale Versöhnung in Myanmar" statt, an dem zwölf Länder, darunter auch 
Osterreich, teilnahmen. 
Die österreichischen Exporte betrugen 139 Millionen Euro (+54,9%), die Importe 202 Millionen 
Euro (+1 ,1  %).  Bei den österreichischen Exporten dominieren GroßauIträge für Investitionsgüter. 
Der Austausch von Wissenschaftern und Stipeodiaten (vor allem Nord-Süd-DiaJogstipendien und 
Technologiestipendien im Rahmen des ASEA-UNINET-Programmes) wurde fortgesetzt. An der 
Bangkoker ChulalonJVcorn-Universität besteht seit 1990 das Austrian-Thai Centre for Computer­
Assisted Chemical Eaucation and Research (A TC). 
Das Asian Institute of Technology (AlT) in Bangkok wird von Österreich seit 1990 durch die Fi­
nanzierung von Stipendien unterstützt; diese Zusammenarbeit wurde durch den Abschluss eines 
Folgeabkommens für die Jabre 2002 bis 2004 fortgesetzt. 
1m Kulturbereich nahm Österreich am traditionellen EU-Filmfestival (in Bangkok, Chiang Mai 
und erstmalig Hat Yai), am EU-Festival zeitgenössischen T.heaters sowie am EU-Festival für Stra­
ßen- und Tanztheater in Bangkok teil. Zudem organisierte Osterreich ein Benefizkonzert des Wie­
ner Opemballorchesters. 

Timor-Leste 
(Democratic Republik Timor-Leste), Dill 

Staatsoberhaupt 
Jos6 Alexandre (Xanana) 
Gusmäo 
ÖB, AHSt: siehe Indonesien 

Premierminister 
Mari bin Amude Alkatiri 

Außenminister 
Jos� Ramos-Horta 

Besuche aus Timor-Leste: Präsident Xanana Gusmao (anlässlich der X. UNIDO-Generalkonferenz, 
2 .-5 .  Dezember; inoffizielle Gespräche mit Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner und 2. Prä­
sidenten des Nationalrats Heinz Fischer). 
Seit der Übergabe der politischen Verantwortung durch die Übergangsverwaltung der VN (UN­
TAET) an die demokratisch gewählte Regierung am 20. Mai 2002, mit der Timor-Leste formell die 
Unabhängigkeit erlangte, bemüht sich die United Nations Mission of Support in East Timor (UN­
MISET) um Unterstützung und Stabilisierung der jungen demokratischen Institutionen. Das Man­
dat von UNMlSET ist mit 20. Mai 2004 befristet. 
Die österreich ischen Exporte betrugen 168.000 Euro, die Importe 3.000 Euro (+41,6%). Österreich 
unterstützt Timor-Leste mittelbar über seine Beiträge zu den internationalen Finanzinstitutionen 
und über Beiträge an die Europäische Kommission. 

Togo 
(Togolesiscbe Republik), Lom� 

Staatsoberhaupt 
Gnassingb6 Eyad6ma 

Regierungschef 
Koffi Sama 

ÖB: siehe COte d 'lvoire; AHSt: siehe Nigeria 

Außenminister 
Kokou Tozoun 
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Ein Kindergartenprojekt bei Lom6 wurde mit 2.038 Euro unterstützt. 
Prof. Roland Horvath, Hornist bei den Wien er Philharmonikern und Prof. DI Friedrich Brucker, 
Chorleiter des Schuberthundes Wien, brachten in einem Konzert Musik über drei Jahrhunderte in 
Lernt! erklärend dar. Ebenso lieferten sie musikalische Beiträge im Rahmen von Messen in der Ka­
thedrale von Lom6. 
Die österreicbischen Exporte betrugen 1 ,98 Millionen Euro (-9,0%), die lmporte 1 ,55 Millionen 
Euro (-20,2%). 

Tonga 
(Königreich Tonga), Nuku'aJofa 

Staatsoberhaupt 
König Taufa'ahau Tupou IV 

Regierungschef und Aussenminister 
Prinz 'Ulukalala Lavaka Ata 

ÖB, ARSt: siehe Australien 

Trinidad und Tobago 
(Repuhlik Trinidad und Tobago), Port of Spain 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
George Maxwell Richards Patrick Manning 

ÖB, ARSt: siehe Venezuela; Port of Spain - HK 

Außenminister 
Knowlson Gift 

Trinidad ist für Österreich der wichtigste Wirtschaftspartn r in der Karibik. 
Die österreichischen Exporte betrugen 7,74 Millionen Euro (+62,9%), die Importe 75.000 Euro 
(-87,7% ). 

Tschad 
(Republik Tschad); Ndjam�na 

Staatsoberhaupt 
Idriss Deby 

ÖB, ARS!: siehe Nigeria 

Regierungschef 
Dr. HaroUn Kabadi 
(bis Juni 2003) 
Moussa Faki 
(seit Juni 2003) 

Außenminister 
Mahamat Saleh Annadif 

Die österreichischen Exporte betrugen 2,5 Millionen Euro, die lmporte 192.000 Euro (+325,2%). 

Tschechische Republik 
(Tschechische Repuhlik), Prag 

Staatsoberhaupt 
V6clav Klaus 
(seit 7. März 2003) 

Regierungschef 
Vladimlr Spidla 

Außenminister 
Cyril Svoboda 

Prag - ÖB, KF, ARS!, ÖW, AUA; Briinn - HK, OSI, Öl; Budweis - HK 
Besuche aus Österreich: Bundespräsident Thomas K1estil, Abschiedsbesuch bei Präsident V6c1av 
Havel (prag , 28. jänner), Arbeitsbesuch bei Präsident V6c1av Klaus (Prag, 17.  juli); ationalratsprä­
sident Andreas Khol mit einer Parlamentarierdelegation, Gespräche mit Präsident '{6clav Klaus, 
Abgeordnetenkamrnerpräsident Lubomfr ZaomJek und Ministerpräsident Vladimfr Spidla (Prag, 
3 1 .  März - 1 . April); Zweiter Nationalratspräsident Heinz Fischer, Teilnahme am Parteitag der So­
zialdemokratischen Partei Tschechiens (Prag, 2,!1.-29. März); Bundeskanzler Wolfgang Schüssel. 
Arbeitsbesuch bei Ministerpräsident Vladirnfr Spidla (Prag, 2. April), Teilnahme an der Tagung 
des Internationalen Olympischen Komitees über die BewerblJtlg Salzburgs für die Olympischen 
Winterspiele 2010, Gespräche mit Ministerpräsident Vladimfr Spidla (prag, 1 .- 2. juli); Vizekanz-
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ler Herbert Haupt, Gespräche mit Arbeits- und Sozialminister Zdenök Skromach und Vizeminis­
terpräsident Petr Maroo (Prag, 18.-19. Juli); Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, Außenmi­
nistertreffen der Länder der Regionalen Partnerschaft und bilaterale Gespräche mit Außenminister 
Cyril Svoboda (Buchlovice, 4. Juli); Bundesminister Hubert Gorbach, Ge�präche mit Verkehrsmi­
nister Milan Simol!ovsky (prag, 12.  Juni); Treffen der Verkehrsminister Osterreichs, Tschechiens 
und der Slowakei (Zidlochovice bei Brünn, 2.-3. Oktober); Bundesministerin Maria Rauch-Kallat, 
Teilnahme an Gesundheitsministerkonferenz (Prag, 20.-21.  September); Bundesminister Josef 
Pröll, Gespräcbe mit Landwirtschaftsminister Jaroslav Palas und Außenminister Cyril Svoboda 
(prag, 28. - 29. Oktober); Präsident des Bundesrats Herwig Hösele als Leiter einer Bundesratsdele­
gation, Gespräche mit Senats präsident Petr Pithart (Nov6 Hrady/Südböhmen, 28. Mai); Präsident 
des Bundesrates Hans Ager, Jahrestagung der europäischen Senate (Prag, 6.-8. Oktober); Abgeord­
nete des Europäischen Parlaments Ursula Stenzei, Teilnahme an der Konferenz der Freiheits­
union - Demokratische Union "Schritt für Schritt in Richtung föderales Europa" (Prag, 
19. -20. Mai); Landeshauptmann Josef Pühringer, Teilnahme an der 4 .  Regionalkonferenz der Lan­
des- bzw. Kreishauptleute von Oberösterreich und Südböhmen (Budweis, 13.  März); Landes­
hauptmann Franz Schausberger, Gespräche mit dem Kreishauptmann für Südböhmen Jan Zahrad­
nfk, Wirtschaftsgespräche mit Industrie- und Handelsminister Milan Urban, Teilnahme an der Ta­
gung des Internationalen Olympischen Komitees (Budweis, Prag, 30. Juni - 3. Juli); S�!latsekretär 
Reinhart Waneck, Teilnahme am Kongress der Europäischen Vereinigung ange§tellter Arzte (prag, 
15. Mai); Generalstabschef Roland Ertl, Gespräche mit Generalstabschef Pavel Stefka (Olmütz und 
Vy�kov, 9. �pril). 
Besuche in Osterreich: Präsident Vilc\av Klaus, Antrittsbesuch bei Bundespräsident Klestil (Wien, 
23. April), Teilnahme - mit Ex-Präsident Vilclav Havel - am)O. Zentraleuropäischen Präsidenten­
treffen (Salzburg, 23. Mai); Ministerpräsident Vlaclimir Spidla, Teilnahme am Europaforum 
Wachau und Gespräche mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (Göttweig, 29. Juni); Präsident der 
Abgeordnetenkammer Lubomir Zaori!lek, Gespräch mit Zweitem Nalionalratspräsidenten Heinz 
Fischer (Wien, 1 7. Oktober), gemeinsam mit dem stellvertretenden Präsidenten des Senats Jan 
Ruml, Teilnahme an der Sitzung des Bundesrats zum EU-Erweiterungsvertrag und Gespräche mit 
Nationalratspräsident Andreas Khol sowie mit dem Präsidenten des Bundesrats Hans Ager (Wien, 
18. Dezember); Außenmirüster Cyril Svoboda, Gespräche mit Bundesministerin Benita Ferrero­
Waldner (Freistadt, 29. Oktober); Innenminister Stanislav Gross, Teiln.ahme am Treffen der Innen­
minister der Regionalen Partnerschaft "Forum Salzburg" (Salzburg, 18.-20. Juli); Vizeindustrie­
und Handelsminister Miroslav Somol, Teilnahme am Treffen der Wirtschaftsminister der Regio­
nalen Partnerschaft (Salzburg, 18.-20. August); Minister für regionale Entwicklung Miroslav Nö­
mec, Unterzeichnung des Abkommens über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Tourismus 
(Salzburg, 19. August); Arbeits- und Sozialminister Zdenök Skromach, Gespräche mit Bundesmi­
nister Herbert Haupt und Bundesminister Martin Bartenstein (Wien, 16.- 17.  Dezember); Vizeau­
ßenmirüster Jan Kohout, Gespräche mit Bundesministerin Ferrero-Waldner und dem österrei­
chiscben Vertreter im EU-Konvent Bundesminister a. D. Hannes Farnleitner (Wien, 20.-21 .  Feb­
ruar), Gespräche mit dem Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Johannes Kyrie (Wien, 
7. November). 
Zu den Fragen der Vergangenheit wurden von der tschechischen Regierung wichlige Schritte ge­
setzt: In einer Erklärung nach dem tschechischen EU-Beitrittsreferendum im Juni bezeichnete sie, 
ähnlich wie dies Präsident Vilclav Klaus bereits am 14. März getan hatte, die Ereignisse aus der un­
mittelbaren Nachkriegszeit aus heuli&!lr Sicht als unannehmbar, aber als nicht mehr rückgängig zu 
machen. Ministerpräsident Vladimir Spidla erklärte in seiner Rede beim Europaforum Wachau in 
Göttweig End.!, Juni 2003, dass sich die deutsch-tschechische Erklärung von 1997 auch auf die Ver­
triebenen in Osterreich beziehe. 
Zum Thema der Vergangenheitsbewältigung zwischen Nachbarschaftsgesellschaften wurde am 
21 .  März von den Vorsitzenden der österreichischen und tschechischen Bischofskonferenzen, 
dem Wiener Erzbischof Kardinal Christoph Schönborn und dem Olmützer Erzbischof Jan Graub­
ner, eine gemeinsame Erklärung mit dem Titel "Versöhnte Nachbarschaft im Herzen Europas" un­
terzeichnet. 
Die im Brüsseler Abkommen 2001 (Melker Prozess) vorgesehenen Treffen bilateraler Expertenar­
beitsgruppen - das KKW TemeHn und den diesbezüglichen Zeitplan ("Road Map") betreffend ­
wurden planmäßig fortgeführt. 
Besonderer Ausdruck der ausgezeichneten bilateralen Beziehungen war die mit Flugzeugen der 
tschechische!) Armee durchgeführte Rückkehr einer Gruppe irakischer Kinder, deren Kriegsver­
letzungen in Österreich behandelt worden waren, in ihre Heimat. 
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ger bilaterale Handel zwischen Österreich und Tschechien gewann 2003 deutlich an Dynanlik: 
Osterreichischen Exporten von 2,41 Milliarden Euro (+7,1 %) stehen n.lfn Importe von 2,63 Milli­
arden Euro (+17,4% )  gegenüber. Damit verfügt Tschechien gege�jiber Osterreich erstmals seit der 
Wende 1989 über eine aktive Handelsbilanz. Tschechien ist für Osterreich unter den Reforrnstaa­
ten der bedeutendste Investitionsstandort. Österreich bleibt drittwichtigster ausländiscber Direkt­
investor in Tschechien. Immer mehr österreichische Klein- und Mitteluntemehmen entdecken die 
südlichen Landesregionen Tschechi�ns als günstige Produktions- und Vertriebsstandorte in un­
mittelbarer geographischer Nähe zu Osterreich. 
Die traditionell guten Kultur- und Wissenschaftsbeziehungen intensivierten sich weiter und sind 
von einer gut funktionierenden bilateralen Zusammenarbeit auf allen Ebenen geprägt, wobei der 
kulturellen Zusammenarbeit im Rahmen der .. Plattform - Kultur Mitteleuropa" der Regionalen 
Partnerschaft von tsch!,chischer Seite großes Interesse entgegengebracht wird. 
Von den ca. 200 vom ÖKF Prag in ganz Tschechien organisierten Veranstaltungen sind auf Grund 
ihres großen Erfolgs insb die Ingeborg Bachmann-Woche (Prag, Oktober), das Symposium Adolf 
Loos (Pilsen, Oktober) und die öste.rreichische Teilnahme.!IID 8. Prager Theaterfestival deutscher 
Sprache (November) hervorzuheben. Ein im Herbst vom OKF initiierter Zyklus des zeitgenössi­
schen österreichischen FiIms erfreute sich regen Zuspruchs. Im Dezember wurde erstmals in Prag 
das Programm der Salzburger Festspiele durch deren Präsidentin Helga Rabl-Stadler präsentiert. 

Tunesien 
(Tunesische Republik), Tunis 

Staatsoberhaupt 
Zine EI Abidine Ben Ali  
Tunis - ÖB 

Regierungschef 
Mohamed Ghannouchi 

Außenminister 
Habib Ben Yahla 

Außenpolitische Prioritäten Tunesiens blieben die Beziehungen zu westlichen Staaten, insb zur 
EU, und zu Nachbarstaaten wie den arabischen Ländern; weiters der Kampf gegen den internatio­
nalen Terrorismus und die Entwicklungen im Irak und im NahostkonfliJct. Für die im Herbst 2004 
anstehenden Wahlen haben Präsident Ben All und einzelne Oppositions politiker bereits ihre Kan­
didatur bekannt gegeben, an der Wiederwahl Ben Alis besteht kein Zweifel. Nach einem Wachs­
tumseinbruch 2002 in Folge einer Tourismusflaute und jahrelanger Dürre nahm die Wirtschaft 
2003 wieder ihre grundSätzlich dynamische Entwicklung auf. 
Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner traf am 8. Februar auf Ersuchen der griechischen EU­
Präsidentschaft im Zus8lIlfllenhang mit der Irakkrise in Tunis mit Außenminister Ben Yahia zu­
sammen. Dieser besuchte Osterreich vom 25.-27. März. 
Das Ad-hoc-Komitee Österreich-Tunesien tagte am 18. November zur Weiterentwicklung von 
N,laßnahmen zur Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen in Wien. 
Osterreichische KünstlerInnen nahmen an Festivalen für europäischen Film, Jazz, klassische Or­
chestermusik und westliche Kammermusik in Tunis, Tabarka und EI Jem teil. WissenschafterIn­
nen hielten Vorträge an Hochschulen und Akademien in Tunis und bei der Germanistentagung in 
Sousse. 
Die österreichischen Exporte betrugen 42,3 Millionen Euro (-6,O%l. die Importe 1 1 5,4 Millionen 
Euro (+206,3%). Rund 80.000 ÖsterreicherInnen waren als Touristlnnen im Lande. 

Türkei 
(Republik Türkei), Ankara 

Staatsoberhaupt Regierungschef Aussenminister 
Ahmet Necdet Sezer Recep Tayyip Erdogan Abdullah Gül 

Ankara - ÖB, AHSt, AUA; Istanbul - GK, KF, ARSt ,  AUA; Adana. Antalya. Bursa. Bodrum. 
Izmir. Trabzon ,  Mersin - HK 
Besucbe aus Österreich: Bundesministerin Elisabeth Gehrer, gemeinsam mit den .. Freunden VOn 
Ephesus" (Ephesus, 27. September). Bundesminister Martin Bartenstein (Ankara, Jstanhul 
9.- 10. Oktober). Vorsitzender der Gemischten Wirtschaftskommission, Arbeitsgespräche mit In­
nenminister Abdulkadir Aksu, mit Staatsminister Ali Babacan und Unterstaatssekretär für Energie 
Sami Demirbilek. 
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Besuche in Österreich: Premierminister Recep Tayyip Erdogan, (Wien, 1 1 .-12 .  Juli). Außenmi­
nister Abdullah Gül, (Wien, 1 .-3. September) 
Verträge: Abkommen über soziale Sicherheit, 1999. Infrastrukturelles Kooperationsabkommen im 
Gesundheitsbereich, 2000. Verkehrsabkommen, Entwurf März 2001 wurde bisher nicht finalisiert. 
Doppelbesteuerungsabkommen, 1973, 1 .  Verhandlungsrunde über eine Neufassung fand 2001 
statt, neue Runde für Beginn 2004. geplant. Luftverkehrsabkommen, 1974, abgeändert durch No­
tenwechsel am 1. 7. 1988, seitens Osterreichs wird eine Neufassung angestrebt. 
Wirtschaft: Nach einem starken Rückgang der türkischen Wirtschaftsleistung als Auswirkung der 
beiden nur wenige Monate aufeinander folgenden Wirtschaftskrisen in den Jahren 2000 und 2001 
ist seither wieder ein Erstarken der türkischen Wirtschaft spürbar, das sich auch 2003 weiter fort­
setzte. Das österreichische Handelsbilanzdefizit verringerte sich in der Folge um mehr als die 
Hälfte. 
Die österreichischen Exporte betrugen 704,81 Millionen Euro (27,2%1. die lmporte 697,05 Millio­
nen Euro (13,6%). 
Die Türkei belegt sowohl bei den Exporten als auch bei den importen Österreichs den 21 .  Welt­
rang. 
Osterreich exportierte hauptsächlich Maschinen, Papier und Papierwaren, Eisen, Stahl und Me­
tallwaren, Textilien und Spinnstoffe, medizinische und pharmazeutische Produkte sowie voll­
ständige Fabrikationsanlagen. Fast 40% der gesamten österreichischen lmporte aus der Türkei 
entfielen auf die Sektoren Bekleidung, Bekleidungszubehör und Textilien. Weiters wurden Nah­
rungsmittel (vor allem Obst und Gemüse), Straßenfahrzeuge und KFZ-Teile, mineralische Roh­
stoffe, Motoren, Möbe\. Metallwaren und TV-Geräte aus der Türkei importiert. Eine große türki­
sche Busfabrik lieferte im Frühsommer 60 Autobusse an die österreichische Post-AG. 
Wichtige Delegationen und Ko�Inissionen im Wirtschaftsbereich 2003: 
1. Tagung der Gemeinsamen Oste.rreichisch-Türkischen AIbeitsgruppe für lnfrastrukturelle Zu­
sammenarbeit im Bereich GesundheitsE!!nrichtungen in Ankera (4. März). 3. Tag�g des Turkish­
Austrian Business Council in der WKO (11 .  Juni). 2 .  Tagung der Gemeinsamen Osterreichisch­
Türkischen AIbeitsgruppe für Infrastrukturelle Zusammenarbeit im Bereich Gesundheitseiruich­
tungen in Wien (12. September). 4. Tagung der Gemischten Kommissiol). Österreich-Türkei in An­
kara (9. Oktober). Die 4. Tagung der Gemischten Energiekommission Osterreich-Türkei, welche 
diesmal in Ankara stattfinden sollte, musste neuerlich verschoben werden. 
Kultur: Die kulturelle Präsenz äußerte sich auch durch die Teilnahme österreichischer Künstler und 
Wissenschaftler an zahlreichen nationalen und internationalen Veranstaltungen mit unterschied­
lichsten Schwerpunkten. Geprägt von mehreren Konzerten, Auss.\ellungen und Begleitveranstaltun­
gen fand heuer zum ersten Mal das Esk4ehir-Festival mit ein.em Osterreich-Schwerpunkt statt. Wei­
t!lre musikalische Höhepunkte bildeten Konzerte von Ernst Kovacic und den Wiener Salonikern. 
Österreichische Ensembles und Künstler nahmen an den lnternationalen Mozarttagen in lstanbu\. 
an den Jazzfestivals An.kara und lzmiI, am Musikfestival in Mersin und an einem erstmals durch die 
EU-Kultureinrichtungen getragenen Straßenmusikfestival in lstanbul teil. Großen Zuspruch fand 
das Internationale Symposium zum Thema "Orff-Schulwerk" (in Zusammenarbeit mit dem Mozar­
teum Salzburg) sowie das von einer vielbeachteten Dokumentationsausstellung begleitete Sympo­
sium "Clemens Holzmeister - Architekt an Wendepunkten der Geschichte". Vielbeachtet war die 
Teilnahme österreichischer Wissenschafterlnnen am lnternationalen Komparatisten-Kongress in Es­
ki�ehir und am Kongress für Sportmedizin in Kayseri. Osterreichische Fachexpertlnnen hielten 
zahlreiche Einzelvorträge zu Themen unterschiodlichster Fachrichtungen (Archäologie, Osmani­
sche Geschichte, Wissenschaftsgeschichte, Medizin, Vergleichende Literaturgeschichte, Boden· 
kultur etc.). Zusätzlich zu vielen Ausstellungen, die neben Ankara und Istanbul auch in anderen 
Städten der Türkei präsentiert wurden, konnte in Istanbul eine Markus-Prachensky-Retrospektive 
gezeigt werden. Der österreichische Film konnte bei diversen Filmfeslivals und insb durch eine 
österreichische Filmwoche an der Bilgi Uniyersität vorgestellt werden. 10 Esk4ehir wird mit Hilfe 
lokaler und österreichischer Sponsoren ein Osterreich-1oformationszentrum eingerichtet. 
Konsularisches: Die türkische Gemeinschaft in Österreich zählt etwa 220.000 Personen (ca. 50% 
bereits österreichische SIA), rund 360.000 österreichische Touristen besuchen jährlich die Türkei. 
Durch die Terroranschläge im ovember wurde jedoch ein gewisser Buchungsrückgang verzeich­
net. 10 der Türkei leben rund 600 Auslandsösterreicherinnen, die von den Vertretungsbehörden 
erfasst werden. Das türkische innenministerium nennt eine Zahl von 2000, wobei es sich hiebei 
größtenteils um aus der Türkei stammende eingebürgerte Österreicher handelt, die wieder in der 
Türkei leben. Letztere nehmen nur in den seltensten Fällen Kontakt zu den Vertretungsbehörden 
auf. 
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Turkmenistan 
(Turkmenistan), Aschgabat 

Anhang 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Saparmurat Nijasow Raschid Meredow 
Wien - ÖB; AlISt: siehe Russland; GK Moskau zuständig für Konsularangelegenheiten 
Die österreichischen Exporte betrugen 25.9 Millionen Euro (+281.2%). die Importe 21 7.000 Euro 
(-97.4%). 
Das Bundesministerium für Inneres leitet das auf mehrere Jahre angelegte BOMCA (Border Ma­
nagement in Central Asia) - Projekt der EU in Zentralasien. an dem zeitweise auch Turkmenistan 
teilnimmt. 
Im Juli fand in Wien eine Ausstellung zentralasiatiscber Künstlerinnen unter turkmenischer Betei­
ligung statt. 
Aus Mitteln der OZA (Osthilfe) wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 7.- 18. Juli fand in 
Wien ein gemeinsam mit den USA durchgeführtes Seminar zu Fragen der lokalen Selbstverwal­
tung für zentralasiatische TeilnehmerInnen unter turkmenischer Beteiligung statt. 

Tuvalu 
(Tuvalu), Funafuti 

Staatsoberhaupt und Generalgouverneur 
(in Vertretung von Königin Efizabeth 11.) 
Tomasi Puapua 
Faimalaga Luka 
(seit 8.  September) 
ÖB und AlISt: siehe Australien 

Uganda 
(Republik Uganda), Kampala 

Regierungschef und 
Außenminister 
Saufatu Sopoanga 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 
Yoweri K. Museveni James Wapakhabulo 
ÖB: siehe Kenia; Kampala - HK; Regionalbüro der ÖEZA. AlISt: siehe Südafrika 
Besuche in Österreich: Präsident Yoweri Museveni zur X. UNIDO Generalkonferenz (3.-5. De­
zember). Treffen mit Nationalratspräsident Andreas Khol am 3. Dezember. 
Uganda ist Scbwerpunktland der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. Im EZA-Regio­
nalbüro in Kampala erfolgt die Projektkoordination für die Länder Uganda. Kenia. Tansania. Bu­
rundi und Ruanda. Schwerpunktsektoren der ÖEZA sind Wasserversorgung, Dezentralisierung 
und Distrilctentwicklung. Rechtswesen sowie Entwicklung des privaten Sektors. 
Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft wurde im Bericbtszeitraum die berufliche Fortbildung 
von 45 Fachkräften und AkademikerInnen in Österreich gefördert. 
Die österreichischen Exporte betrugen 876.000 Euro (-47.6%), die Importe 1 .4 Millionen Euro 
(+85,5%). 
Im Juni besuchte ein .. 3 sat" Filmteam Uganda und drebte die Serie "Ferne Nachbarn". Im Oktober 
wurde die erfolgreicbe musikalische Kooperation der bekannten ugandischen Band "Big 5" und 
der Grazer Alternativmusiker .. Deisbovida" mit einer Reihe von gemeinsamen Konzerten in Öster­
reich fortgesetzt. 

Ukraine 
(Ukraine), Kiew 

Staatsoberhaupt 
Leonid Kutschma 

Regierungschef 
Viktor Janukowytsch 

Außenminister 
Anatolij Slenko Kostjantyn 
Hryschtschenko 
(seit September) 

Kiew - ÖB, KF, AlISt, AUA, ÖW; Lemberg - HK, Kooperationsbüro für Wissenschaft. Bil­
dung und Kultur; Odessa. Dnipropetrowsk. Charkiw - AUA 
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Besuche aus Österreich: Bundesminister josef PröU, Teilnahme an der 5. lnternationalen Minister­
konferenz .. Umwelt für Europa" in IGew, Treffen mit Umweltminister Wasyl Schewtschuk 
(20.-23. Mai); Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner, Treffen mjt Präsident Leonid Kut­
schma, Premierminister Viktor janukowytsch, Außenminister Anatolij Slenko und Parlaments prä­
sident Wolodymyr Lytvin (Lemberg und IGew, 4.-6. juni); Staatssekretär Reinbart Waneck, Tref­
fen mit Gesundheitsminister Andrij Pidajew (6.-7 . juni und 24.-25. Oktober); Bundesminister 
Ernst Strasser, Treffen mit Innenminister Mykola Bilokon, Premierminister Viktor janukowytsch 
und Außenminister Kostjantin Hryschtschenko (IGew, 1 2. - 14. ovember). 
Besuche in Österreich: Präsident Leonid Kutschma, Teilnahme am Weltwirtschaftsforurn Salz­
burg, Treffen mit Bundespräsident Thomas Kleslil (Salzburg, 22.-23. Mai); justizminister Olek­
sander Lawrynowitsch, Treffen mit Bundesminister Dieter Böhmdorfer [Wien, 14.- 17. Septem­
ber); Wirtschaftsminister Walerij Choroschkowskij, Teilnahme an UNlDO-Generalkonferenz, Tref­
fen mit Bundesminister Martin Bartenstein (Wien,l .  Dezember). 
Oie Gemischte Kommission für die bilateralen Handels- und Wirtschafts beziehungen hielt ihre 
fünfte Tagung vom 4. -7. August in jalta ab. Oie österreichischen Exporte betrugen 366,67 Millio­
nen Euro (+33,9%), die importe 271,61 Millionen Euro (+7,7%). 
Am 6. Juni wurde in IGew anlässlich des Besuchs von Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner 
ein Regierungsabkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wissenschaft und Tech­
nik unterzeichnet. 
Anlässlich des ersten in de�.Ukraine abgehaltenen Europatages am 17 .  Mai wurde am Kreschtscha­
tik-Boulevard in IGew ein Osterreich-Pavillon mit einem original Wiener Kaffeehaus und Musik­
programm ("Mozartquartett" in OriginalkostÜffien) eingerichtet. im Österreich-Pavillon wurden 
außerdem die FotoaussteUungen .. Graz - Kulturhauptstadt 2003" und "Imperiales Wien" gezeigt. 
Am Filmfestival in Lernberg vom 16.-18. juni nahm Österreich mit dem Beitrag .. Geboren in Ab­
surdistan" teil. Beim Filmfestival in IGew vom 25. Oktober bis 2. November wurde der österrei­
chische Film .. Slruggle" mehrfach ausgezeichnet. 
Am 24. Oktoher fand im Säulensaal des IGewer Rathauses der von der Österreichischen Botschaft 
IGew organisierte zweite Wien er Ball in der Ukraine statt. Das Programm enthielt u.a. eine Polo­
naise- und Walzershow mit ukrainischen Gesellschaftstanzensembles sowie Volksmusik des .. Al­
pentrios" aus Oberösterreich. 
Vom 12 .- 16. November wurden in IGew österreichische Kulturtage mit Konzerten, Meisterklas­
sen, Lesungen, Buchpräsentationen und Ausstellungen durchgeführt. 
In Kooperation mit der Außenhandelsstelle Kiew fand im Zeitraum April bis November in Alt­
schewsk, Lugansk, Charkiw, Donezk, Mykolajiw, Cherson und Dnipropelrowsk eine Konzertserie 
mit klassischer Musik stall [Wiener Dirigent Kurt Schmid mit dem Lugansker Symphonieorches­
ter). 
Bis Ende 2003 wurden die im Juni 2001 begonnenen Geldüberweisungen des Österreichischen 
Versöhnungs fonds an die Ukrainische Nationale Stiftung .. Verständigung und Aussöhnung" bis 
auf einige wenige Fälle vollständig abgewickelt. 

Ungarn 
(Republik Ungarn); Budapest 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 
Ferenc MAdl Peter Medgyessy Usz16 Kovlics 

Budapest - ÖB, KF, Öl, OSI, ARSt, ÖW, AUA; Fünfkirchen (Pecsl. Raab (Györl . Steinaman­
ger (Szornbathely), Szeged, Stuhlweißenburg (Szekesfehervar), Nyiregyhäza - HK 
Besuche aus Österreich: Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, Treffen mit Ministerpräsident Peter 
Medgyessy (Steinamanger, 26. September); Bundesrninisterin Benita Ferraro-Waldner, bilateraler 
Arbeitsbesuch bei Außenminister Uszl6 Kovlics (l!).ldapest, 24. April); Bundesminister josef PröU, 
Teilnahme an der Landwirtschaftskonferenz des Osterreichisch-Französischen Zentrums (Buda­
pest, 3. April), Eröffnung und Besuch der österreich ischen Lebensmittelpräsentation (Budapest, 
30. September); Finanzminister Karl-Heinz Grasser, Teilnahme am mitteleuropäischen Finanzmi­
nistertreffen (Budapest, 23. Mai), Treffen mit Finanzminister Uszl6 Csaba sm Rande der Unter­
zeichnung des Kaufvertrags Posta Bank - Erste Bank (Budapest, 20. Oktober); Bundesministerin 
Maria Rauch-Kallat, Treffen mit Gesundheitsministerin judit CseMk (Steinamanger, 18. juli), 
Teilnahme am Symposium des Ungarischen Frauenforurns (Budapest, 30. Oktober); Bundesminis-
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ter Martin Bartenstein, Treffen mit Wirtschaftsminister IstVMl CsiUag anlässlich der Eröffnung der 
österreichischen Lebensmittelwoche in der Markthalle und Teilnahme an der Europa-Matin6e der 
Außenhandelsstelle (Budapest, 22. November); GeneraJsekretär für auswärtige Angelegenheiten 
johannes Kyrie, Treffen mit Staatssekretär im Außenministerium Andrns Hajdu [Budapest, 16. De­
zember); Landeshauptmann Herwig van Staa, Teilnahme an der Europaratskonferenz "Lokale und 
RegionaJe Dllmokratie" (Budapest, 28. Fehruar). 
Besuche in Osterreich: Staatspräsident Ferenc Madl, Teilnahme am 10. Mitteleuropäischen Präsi­
dententreffen (SaJzburg, 21 .-23. Mai); Parlamentspräsidentin Katalin Stili, Treffen mit National­
ratspräsident Andreas Khol (Wien, 18. Dezember); Wirtschaftsminister [stvan Csillag, Treffen im 
Klub der internationaJen Wirtschaft mit Bundesminister Martin Bartenstein (Wien, 22. juni), Mit­
teleuropäisches WirtschaftsministertrefIen (SaJzburg, 18. August), Landwirtschaftsminister Imre 
N6meth, Teilnahme an der bilateralen DialogkonIerenz [Ried im Innkreis, 3. September); Innenmi­
nisterin M6nika Lamperth, Treffen mit Bundesminister Ernst Strasser (Wien, 18. September); 
Staatssekretär für EU-Fragen im Außenministerium P6ter Gottfried, Treffen mit Bundesministerin 
Benita Ferrero-WaJdner (Eisenstadt, 3. Oktober); Europaminister Endre JuMsz, Treffen mit Bun­
desministerin Benita Ferrero-WaJdner [Wien, 1 7. juli). 
Die österreichis.chen Exporte betrugen 3,2 Milliarden Euro (-4 ,9%), die Importe 2,6 Milliarden 
Euro (+1 ,5%). Osterreich hat am ungarischen Markt einen Anteil von ca. 7% und stellt damit 
Ungarns zweitgrößten Handelspartner hinter Deutschland dar. Die österreichischen investitio­
nen in Ungarn wachsen weiter, wobei die österreichische Präsenz in der ungarischen Wirt­
schaft fast alle Sektoren umfasst. Neben einer Reihe von Modernisierungsmaßnahmen in be­
stehenden Fabriken und Anlagen, insb auf dem Baustoffsektor, wurden zahlreiche Nieder­
lassungen von österreichischen Einzelhandelsketten, Banken und Baumärkten sowie neue 
Produktionsstätten bedeutender österreichischer Verpackungsmaterialhersteller als Greenfield­
Investitionen errichtet. Mit einem Investitionsvolumen von insgesamt über 2,4 Milliarden Euro 
stellen österreich ische Firmen etwa 12% der ausländischen Direktinvestitionen dar, wobei 
alleine 400 Millionen Euro von der Übernahme der ungarischen Postabank durch die Erste 
Bank stammen. 
Im Kulturbereich dynamisierte sich die traditionell gute und intensive Zusammenarbeit mit den 
ungarischen Partnern, Kunstinstitutionen sowie Ministerien weiter. Ein Höhepunkt der unga­
risch-österreichischen kulturellen Beziehungen war die Präsentation der Großausstellung "Zeit 
des Aufbruchs, Wien - Budapest zwischen Historismus und Avantgarde" im PaJais Harrach in 
Zusammenarbeit des Kunsthistorischen Museums Wien mit einer Reihe ungarischer Museen un­
ter der Federführung des Historischen Museums Budapest. Die Ausstellung präsentierte die Be­
ziehungen zwischen Wien und Budapest um die Jahrhundertwende in Kultur und Gesellschaft, 
Architektur und bildender Kunst, Literatur und Musik. Die Ausstellung wird in einer neuen Ver­
sion mit stärkerem Akzent auf österreichischer Kunst von März-juni 2004 im Historischen Mu­
seum Budapest, der Ungarischen NationaJgaJerie und der SzecMnyi NationaJbibliothek gezeigt 
werden. Die Präsentation in Wien wurde in Budapest von der Präsentation der Ausstellung "FelI­
ner und HeImer, Theaterarchitekten Mitteleuropas" im Historischen Museum Budapest und von 
Vorträgen zu Urbanismus und Kulturbauten in Wien und Budapest um die jahrhundertwende 
und heute begleitet. Als einer der Höhepunkte des Budapester HerbstIestivaJs 2003 fand die un­
garische Erstaufführung des Oratoriums "Das Buch mit sieben Siegeln" von Franz Schmidt stall. 
Die ö�terreichisch-ungarische Pannonische Philharmonie sowie Chöre und Solisten aus Ungarn 
und Osterreich brachten das Oratorium unter der Leitung von Prof. Alois Hochstrasser (Graz) zur 
Aufführung. Im Rahmen des Themenschwerpunkts zeitgenössische österreichische Architektur 
wurden während des Monats der Architektur im Oktober 2003 Ausstellungen des Wiener Archi­
tekten Georg Driendl und die Ausstellung "metariss" der Architekturvereinigung Burgenland ge­
zeigt. 
Konferenzen befassten sich mit dem Themengebiet Stadt und Urbanismus im interkulturellen 
Netzwerk ( "Transfer Damaskus"),  mit Visueller Kultur und mit der Erstellung und Funktion von 
Netzwerken (',Netz-Kultur-Wissenschaft"). Die Symposien "Visuelle Kultur" und "Netz-Kultur­
Wissenschaft" fanden noch in Zusammenarbeit mit dem OSI (Austrian Science and Research Liai­
son Office Budapest), das seine Tätigkeit mit Ende 2003 einstellte, statt. Auch die Tätigkeit der Be­
auftragten des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur für Bildungskoopera­
tion mit Ungarn wurde mit Ende 2003 eingestellt. 
Die Gyula Andrnssy Deutschsprachige Universität bezog im September 2003 ihre definitiven 
Räumlichkeiten an der Adresse MiMly Pollack ter 3, dem ehemaligen PaJais Festetics, nach des­
sen abgeschlossener Renovierung, um die Lehr- und Studientätigkeit dort aufzunehmen. Die An-
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dmssy Universität wird von Österreich (BMßWK) bis 2006 mit einem jährUchen Betrag von 
250 000 Euro unterstützt. 

Uruguay 
(Republik Uruguay), Montevideo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Jorge Batlle 
ÖB, AHSt: siehe Argentinien; Montevideo - HGK 

Außenminister 
Didier Opertti 

Gegenüber dem Vorjahreszeitraum nahmen, bedingt durch die schwere Rezession, die Exporte 
deutlich ab und betrugen 3,1 Millionen Euro (-52,3%). Die Importe sanken ebenso und betrugen 
1 ,1  Millionen Euro (-62,3%). 

Usbekistan 
(Republik Usbekistan), Taschkent 

Staatsoberhaupt 
Islam Karimov 
Shavkat Mirziyaev 
(seit 1 4 .  März) 

Regierungschef 
Utkur Sultanov 
Sodiq Safaev 
(seit 1 1 .  Dezember) 

Außenminister 
Abdulasis Kamilov 

Wien - ÖB: AHSt: siehe Russland; GK M oskau zuständig für Konsularangelegenheiten 
Besuche aus Österreich: Bundesminister Ernst Strasser (17. Mai) 
Die österreichischen Exporte betrugen 14,4 Millionen Euro (+51 ,7%), die Importe 23,2 Millionen 
Euro (+175.1 %). Am 1 1 . - 12. Dezember wurde eine Wirtschaftsmission der Wirtschaftskammer 
unter Leitung der Außenhandelsstelle Moskau durchgeführt. 
Das Bundesministerium für Inneres leitet das auf mehrere Jabre angelegte BOMCA (Border Ma­
nagement in Gentral Asia) - Projekt der EU in Zentralasien, an dem auch Usbekistan teilnimmt. 
Im Kultur- und Wissenschaftsbereich wurde die schwerpunktmäßige Zusammenarbeit auf dem 
Germanistiksektor durch Entsendung eines Deutschpraktikanten fortgesetzt. 
Aus Mitteln der .9ZA (Osthilfe) wurden folgende Projekte durchgeführt: Vom 20. März bis 
14. April fand in Osterreich ein Fortbildungsseminar für DeutschlehrerInnen aus Südkaukasien 
und Zentralasien mit usbekischer Beteiligung statt. Das Projekt der Vernetzung österreichischer 
mit usbekischen Universitäten wurde vom BIT (Bundesinstitut für Internationalen Bildungstrans­
fer) fortgeführt. Dabei wurden insb über das lHS (Institut für Höhere Studien) neue Kontakte ent­
wickelt. Eine Gruppe usbekischer UniversitätslehrerInnen hielt sich vom 24.-30. November zum 
Studium neuer elektronischer Lehrmethoden in Wien auf. Vom 7.- 18. Juli fand in Wien ein ge­
meinsam mit den USA durchgeführtes Seminar zu Fragen der lokalen Selbstverwaltung für zen­
tralasiatische TeilnehmerInnen unter usbekischer Beteiligung statt. Die Zusammenarbeit auf dem 
Solarenergiesektor zwischen Arsenal Research und dem Technologietransferzentrum des Staat­
lichen Komitees für Wissenschaft und Technologie wurde mit einer internationalen Konferenz 
in Taschkent am 23.-24. September sowie weiteren Studienaufenthalten fortgesetzt. Projekte in 
KarakaJpakistan (Medikamentenspende. Saatgut. Brunnenbohrung. Ausstattung eines Berufs­
College) wurden fertiggestellt. Ein österreichischer Ethnologieexperte aus dem Volkskunde­
museum. Matthias Beitl. und ein Musikexperte der Gemeinde Wien. Heydar Sari, besuchten Usbe­
kistan. um bei der Entwicklung zeitgemäJler Strukturen auf den jeweiligen Sachgebieten behilflich 
zu sein und weitere Kooperationen mit Osterreich aufzubauen. 

Vanuatu 
(Republik Vanuatu), Port Vila 

Staatsoberhaupt 
Reverend Father 
John Bani 
ÖB, AHSI: siehe Australien 

Regierungschef 
Edward Natapei 

A ußenminister 
Rialuth Serge Vohor 
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Venezuela 
(Bolivariscbe Republik Venezuela), Caracas 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Hugo RaIael Chavez Frfas 

Caracas - ÖB, AHSt; Porlamar - HK 

Außenminister 
Roy Chaderton Matos 

Besuche in Österreich: Anlässlich seiner Teilnahme am Ministersegment der 46. Suchtgiftkom­
mission der Vereinten Nationen in Wien besuchte der venezolanische Vizeaußenminister General 
Ar6valo M6ndez Romero am 15. April den Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten 
zwecks Ausbaus der bilateralen Handelsbeziehungen. 
Die Außenwirtschaft Österreich (AWÖ) veranstaltete am 5. Dezember das Venezuela Forum 
"Erdöl- und Erdgaswirtschaft" , an dem eine venezolanische Delegation unter der Leitung des Vi­
zeministers für Erdöl- und Erdgaswirtschaft Luis Vielma teilnahm. 
Die österreichischen Exporte betrugen 47,73 Millionen Euro (+9,4%), die Importe 2,93 Millionen 
Euro (+102,6%). 
Im März wurde die Ausstellung "Fabelwesen" der österreichischen Malerin Moje Menhardt und 
im Oktober die Wanderausstellung "Wie weit ist Wien" gezeigt. Im Juni wurde ein Konzert in der 
Residenz mit dem Trio Vi llas Lobos aufgeführt. 

Vereinigte Arabische Emirate 
(Vereinigte Arabiscbe Emirate), Abu Dhabi 

Staatsoberhaupt 
Sheikh Zayed bin 
Sultan Al Nahyan 

Abu Dhabi - ÖB, AHSt 

Regierungschef 
Sheikh Maktoum bin 
Rashid Al Maktoum 

A ussenminister 
Rashid Abdullah Al Nuaimi 

Im August wurde erstmals ein residenter Botschafter in die Emirate entsandt, der arn 10. Novem­
ber sein Beglaubigungsschreiben überreichen konnte. Die bisherige Zuständigkeit Riyadhs ist da­
mit auf Abu Dhabi übergegangen. 
Besuche aus Österreich: 15 .- 18. März: Besuch der MiUtärmesse .. IDEX 2003" durch eine Militär­
delegation unter dem Leiter des Rüstungsstabes. Bundesminister Karl Heinz Grasser (20.-22. Sep­
tember, IMF-Weltbanktreffen in Dubai, Unterzeichnung eines bilateralen Abkommens auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen, Austausch der Ratifikationsurkunden des Abkommens über 
die Förderung und den Schutz von Investitionen); Altbundespräsident Kurt Waldheim (4.-8. Ok­
tober, Vortrag in Dubai); Klubobmann Herbert Scheibner (10.-13. Oktober). 
Eine für Mai geplante Wirtschaftsmission musste auf Grund der Entwicklung im Irak verschoben 
werden und wird voraussichtlich im Februar 2004 zustande kommen. 
Besuche in Österreich: Der Kommandant der V AE-Landstreitkräfle, Generalmajor Saaed Moham­
med Al Rumaithy, besuchte Verteidigungsminister Günther Platter sowie diverse Unternehmen 
(14.-17.  Dezember). 
Österreichische Finnen beteiligten sich an acht Fachmessen mit Gruppenausstellungen. 
Die österreichischen Exporte betrugen 188 Millionen Euro (+3,2%), die Importe 8,6 Millionen 
Euro (+32,2%). 

Vereinigte Staaten von Amerika, 
(Vereinigte Staaten von Amerika), Washington D.C 

Staatsoberhaupt/Regierungschef 
George Walker Bush 

Außenminister 
Co lin L. Powell 

Washington - Ö�, AHSt (his ovember 2001) ,  AUA; Chicago - GK, AHSt, AUA, ew York ­
GK, KF, AHSt. OW, A A, Nalionalbank. Austrian Business Agency; Los Angeles - GK. 
AHSt, ÖW; Anchoragc - HK; Atlanta - HGK, A A; Boston - HK; Buffalo - HK; Charlotte ­
HK; Columhus - HK; Denver - HGK; DeLroit - HGK; Henolulu - HGK; Heusten - HGK; 
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Kansas City - HGK; Miarni - HGK; Milwaukee - HK; Nassau - HK; New Orleans - HK; Phi­
ladelphia - HGK; Pittsburgb - HK; Portland - HK; Richmond - HK; Saint Louis - HK; Salt 
Lake City - HK; San Francisco - HGK; San Juan - HK; Seattle (LaConnor) - HK; St. Paul ­
HGK; St. Thomas - HK; Warwick - HGK 
Besuche aus Österreich: Vizebürgermeisterin Grete Laska (New York, 30.-31.  jänner); Bundesmi­
nister Karlheinz Grasser (Washington, 1 2.113. April, Weltbank-Konferenz und 2. Dezember, Tref­
fen mit dem Vorsitzenden der Zentralbank, Alan Greenspan; New York, 30. November, l .,3.und 
4. Dezember); Staatssekretär Franz Morak (New York, 5. Mai u. 4 .-7.  November); Generalsekretä­
rin des Österreichischen NationaJfonds, Hannah Lessing (Washington, 7.- 1 5. Mai u. 1 . - 5. De­
zember; New York, 7 .-10. Oktober, Los Angeles 10.- 16. Oktober); Beauftragter des Bundeskanz­
lers Wolfgang Schüssel im Europäischen Konvent, Hannes FarnJeitner (Wasbington, 12.113.  Mai); 
Vorsitzende der Task Force gegen Menschenhandel in SO-Europa, Helga Konrad (Washington, 
31 .  Julil1. August); .. First Lady" Margot Klestil-Löffler (Washington, 3 .-7. September); Bundesmi­
nister Ernst Strasser (Washington, 4.-9. September); Koordinator für den Stabilitatspakt Erhard 
Busek (Washington, 10.- 14. September); Bundesministerin Benita Ferrero-Waldner (New York, 
21 .-27. September UN-GV); Bundesministerin Elisabeth Gehrer (New York, 15.- 1 9. Oktober); Ge­
neralsekretär des österreichischen Versöhnungsfonds, Richard Wotava (New York 1 2.-15.  Okto­
ber, Chicago, 16.-19. Oktober, Los Angeles 23.-26. Oktober) Bundeskanzler a.O. Franz Vra!:litzky 
(Chicago, 3.14. November 2003: Vortrag vor dem Chicago Council on Foreign Relations); SPO-Vor­
sitzender Alfred Gusenbauer (Washington, 24.-27. November); Staatssekretär Reinhart Waneck 
(Chicago, 1 . - 3 .  Dezember, Vortrag 89. jahrestagung der Radiological Society of North Arnerica; 
Washington, 4.15. Dezember). 
Besuche aus den USA in Österreich: US Department of State (DoS): Bureau of European & Eurasian 
Affairs (EUR) PrincipaJ Assistant Deputy Secretary (PDAS) Charles Ries Oänner); DoS, EURIPress 
and Public Diplomacy Office (PPD) Deputy Assistant Secretary (DAS) Adrienne O'Neal [Mai); DoS 
EUR DAS Robert Bradtke Ouni); Kongressabg. Christopher Smith and Alcee Hastings Ouni); DoS 
EUR Assistant Secretary (AS) ELizabeth Iones Ouli); DoS Consular Affairs (CA) AS Maura Harty 
Ouli); Supreme Court justice Anthony Kennedy Ouli); Commission on the Preservation of Ameri­
ca's Heritage Abroad Chair Warren Miller (September); Office of Natl. Drug Control Policy Deputy 
Director Barry Crane (September); DoS EUR PDAS Charles Ries, (October); EURIOHl Oirector, 
Amb.-designate Ed O'OonnelI (November). 
Beziehungen USA-Österreich: Die nunmehr bereits seit über f\!nf jahren bestehende Zusammen­
arbeit zwischen den Schulbehörden der Stadt New York und Osterreichs wurde anJässlich eines 
Besuchs von Bundesministerin G�hrer offiziell verlängert. Derzeit unterrichten rund 90 Lehrerin­
nen - davon etwa die Hälfte aus Osterreich - an New Yorker Haupt-, Real- und Mittelschulen. Die 
journalistik- und Medizin-Ausbildungsprogramme der American Austrian Foundation wurden 
ebenfalls erfolgreich weitergeführt. 
jüdische OrganisationenlGedenkdienerlMedienarbeit: Von Seiten der jüdischen Organisationen 
wurde im Berichtsjahr die österreichische Unterstützung der Antisemitismus-Konferenz der 
OS;;,;E in Wien und das weitgehende Fehlen anti-semitischer ZwischenUille und Ausschreitungen 
in Osterreich positiv gewertet. Beim mehrtägigen, prominent bese��n Anti-Semitismus-Sympo­
sium des YIVO Instituts für Jüdische Forschung im Mai 2003 fand Osterreich kaum Erwähnung. 
Bei den nun schon zur Regel gewordenen Begegnungen von Bundesministerin Ferrero-Waldner 
mit Vertretern namhafter jüdischer Organisationen der USA am Rande der UN-Generalversamm­
lung kam es erstmals im September 2003 zu einem Zusammentreffen mit Vertretern ehemals sow­
jetischer Juden. 
Als weiteres positives Signal und wichtiges Element im Dialog mit der jüdischen Gemeinschaft 
kann die seit elf Jahren laufende Tätigkeit der österreichischen Gedenkdienslleistenden in den 
USA erwähnt werden (v.a. in Washington/D.C., New York, Los Angeles, Chicago, RichmondlVir­
ginia, West Bloomfield/Michigan und St.Petersburg/Florida). Die bewährte Zusammenarbeit mit 
dem Simon WiesenthaJ Center, Museum of Tolerance in Los Angeles, soll nach einer kurzen Un­
terhrechung im lahre 2004 wieder aufgenommen werden. 
Lm Rahmen der Förderung des Dialogs mit den jüdischen Gemeinden veranstaltete der Presse- und 
Informationsdienst am 5. Mai einen Diskussionsabend mit Vertretern der jüdischen Gemeinde 
Washingtons (DC jewish Community Cenler). Nach Vorführung des Dokumentarfilmes .. jewish 
Life in Vienna" fand ein Vortrag mil anschließender Diskussion statt. 
Um auf clen Ablauf bzw. die Verlängerung der Anmeldefristen für Reslilul ionsansprüche und 
Versöhnungsleistungen aufmerksam zu macben, wlII'de auf der Webseite des Osterreichischen 
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Presse- und Informationsdienstes ein eigener link unter "restitution & compensation" ange­
bracht. 
Ende Juni führte der Presse- und Informationsdienst Washington gemeinsam mit den drei Gene­
ralkonsulaten auf Initiative des österreichischen Versöhnungsfonds eine USA-weite Plakataktion 
durch, mit der zusätzlich Antragsteller erreicht werden konnten. Dazu wurden sowohl die in Wa­
shington akkreditierten Vertretungsbehörden von Polen, Ukraine, Russland sowie Serhien und 
Montenegro einbezogen als auch die 28 österreichischen Honorarkonsulate in den USA. Der Ver­
teiler des vom Presse- und Informationsdienst seit Ende letzten jahres herausgegebenen englisch­
sprachigen Newsletters "jewish News from Austria" wurde weiter ausgebaut. Dieser umfasst der­
zeit ca. 310 jüdische Organisationen in den USA, ca. 130 jüdische Zeitungen und Zeitschriften so­
wie ca. 100 individuelle Empfanger. Neben den österreichischen Konsulaten in den USA und der 
österreichischen Botschaft in Kanada erhalten inzwischen auch die österreichischen Vertretungs­
behörden in Israel und Australien den Newsletter zur Weiterverteilung. Die Reaktionen auf den 
Newsletter waren bisher durchwegs positiv. 
Mitte Oktober fand am Generalkonsulat Chkago eine Veranstaltung des Versöhnungsfonds statt, 
bei der sechs ehemaligen jüdisch-österreichischen Zwangsarbeitern Schecks in Höhe von je knapp 
USO 3.000 überreicht wurden und die in den hiesigen Medien ein sehr positives Echo fand. 
Wirtschaft: Österreich konnte zum ersten Mal seit 1986 mit einem Üherschuss von 44,54 Millio­
nen US-Dollar eine positive Handelsbilanz mit den USA verzeichnen, wobei die Exporte 
908.47 Millionen US-Dollar und die importe 863,93 Millionen US-Dollar betrugel!: Die USA sind 
somit nach Deutschland und Italien weltweit der drittwichtigste Handelspartner Osterreichs. Die 
wichtigsten Exportgüter sind Maschinen und Apparate. Etwa 13% der Exporte entfallen auf Kraft­
fahrzeuge und Zulieferungen für die KFZ-Industrie. Pharmazeutika im Gegenwert von etwa 
340 Millionen Euro werden ebenfalls in die USA exportiert. In den USA bestenen etwa 380 Nie­
derlassll;Ilgen österreichischer Unternehmen. Demgegenüber haben sich etwa 400 US-Unterneh­
men in Österreich angesiedelt. 
Wissenschaftsbereich: Das Institut für Geschichte der University of Chicago lud im Frühjahrs­
emester Univ.-Prof. DDr. Oliver Rathkolb, Universität Wien, zu einer Gastprofessur ein. 
Kultur: Das KF Washington D.C. betreute insgesamt 74 Veranstaltungen, davon 47 Eigenveranstal­
tungen im Atrium der Botschaft, das 430 Sitzplätze und eine Ausstellungsfläche bietet. Darüber 
hin.aus wurde das Atrium ausgewählten Institutionen und Organisationen zur Verfügung gestellt. 
Durch die Vielfalt und Qualität des Dargebotenen genießt die Botschaft als Zentrum der Präsenta­
tion österreichischer Kultur einen hervorragenden Ruf. Die Veranstaltungen zogen über 
17.500 Personen an. Zahlreiche Veranstaltungen fanden großes Medienecho. Das KF Washington 
bemühte sich um ein ausgewogenes Programm, das sowohl die traditionell sehr geschätzten klas­
sischen Konzerte, zeitgenössische Musik und jazz, bildende Kunst, Film, szenische Darbietungen 
sowie Lesungen und wissenschaftliche Vorträge umfasste. 
Unter der Devise "Memory and Progress" absolvierte das Österreich ische Kulturforum New York 
seine erste volle jahressaison im neuen Gebäude. Vier große, jeweils mehrere Monate laufende 
thematisch konzipierte Ausstellungen prägten das Geschehen in der Galerie des Kulturforums. im 
Hinblick auf die bevorstehende EU-Erweiterung wurde knapp vor jahresende die Ausstellung "Pa­
rallel Actions: Conceptual Tendencies in Central Europe from 1965 to 1980" eröffnet. Zusätzlich 
zu seinen hauseigenen Veranstaltungen wirkte das Kulturforum auch an zahlreichen Ausstellun­
gen in US-Museen und -Galerien mit. 
im Veranstaltungssaal des neuen Kulturforumgebäudes wurden mit einer Vorstellung österrei­
chischer Quartette und Trios, mit Lied-Interpretationen und mit einer Kooperation mit dem Music 
Information Center Austria/MlCA musikalische Schwerpunkte gesetzt. Zudem wurden musikali­
sche Auftritte in verschiedenen Orten der USA vom Kulturforum mitfinanziert. Zu einer erstmali­
gen engen Zusammenarbeit zwischen den Opernhäusern von New York und Wien kam es bei der 
New Yorker Produktion von "La juive", die die Metropolitan Opera von der Wiener Staatsoper 
übernahm. Staatssekretär Franz Morak und Staatsoperndirektor loan Holender kamen zur Pre­
miere nach New York. 
im Literaturbereich fanden Autorenlesungen im Kulturforum sowie an Universitäten oder bei 
Konferenzen statt. Lm Filmbereich wurden in Kooperation mit der Medienwerkstatt Wien sechs 
Kunstvideofilmprogramme und österreichische Spielfilme präsentiert. Eine österreichische Film­
serie wurde in der Brooklyn Academy of Music [BAM) gezeigt. 
Darüber hinaus wirkte das Kulturforum maßgeblich an wissenschaftlichen Symposien mit. Das 
Kulturforum war an den jahrestagungen der American Association of Teachers of German, der 
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German Studies Associalion und der Associalion for jewish Studies durch die Übernahme von 
Reisekosten österreichischer Referenten beteiligt. Unter Mitwirkung des Kulturforums konnten 
weiters zahlreiche Vortragsreisen absolviert werden. Am 17 .  September 2003 wurde die im Jahr 
zuvor im Salzburger Carolino Augusteum gezeigte Ausstellung "Auf dünnem Eis: juden in Salz­
burg" am Leo Baeck Inslitut in New York eröffnet. 
In Chicago führen die EU-Staaten seit einigen jahren mit finanzieller Unterstützung durch die EU­
Kommission gemeinsam zwei große Kulturveranstaltungen dur.ch: Beim 6. EU-Filmfestival wur­
den zwei österreich ische Filme gezeigt. Norbert Gstrein vertrat Osterreich beim 5. EU Literaturfes­
lival, gemeinsam mit Autoren aus Deutschland, Irland, Italien, Niederlande, Spanien und erstmals 
Litauen. 
Das Musikland Österreich war 2003 in Chicago und dem Mittelwesten stark präsent. Konzerte der 
Wiener Philharmoniker, Wiener Symphoniker und Wiener Sängerknaben fanden j!!weils vor aus­
verkauften Sälen statt. Aber auch zeitgenössische und experimentelle Musik aus Osterreich kam 
zur Aufführung. 
Die österreichischen Studienzentren an der University of Minnesota und der University of New 
Orleans sowie das Schumpeter-Programm an der Harvard University selzten ihre bewährten Tälig­
keiten fort , desgleichen die Ulhlreichen joint-Study-Programs österreichischer Universitäten mit 
Partner-Universitäten in den USA, das Austrian Fulbrigbt Program und die Stipendienaktionen 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur, ebenso die Modem Austrian Lite­
rature and Culture Associalion (MALCA) und der American Council for lhe Study of Ausman Li­
terature (ACSAL). 
In Kalifornien verstärkte sich das Interesse der Medien und der Öffentlichkeit an Österreich seit 
der Wahl Arno.!d Schwarzeneggers zum Gouverneur Kaliforniens deutlich. Seinem Ruf als Kultur­
nalion wurde Osterreich an der Westküste auch im Berichtsjahr durch eine wachsende Zahl von 
Veranstaltungen in den Bereichen Architektur, Musik und Malerei gerecht. 
Zu den kulturellen Highlights 2003 gehörten neben einem Architektursymposium mit Hans Hol­
lein und Helmut Richter Konzerte des Amber Trio jerusalems, des Hugo Wolf-Streichquartetts, 
des Oberösterreichischen jugendstreichorchesters und der Harfenislin Mo� Stadler sowie die 
bereits tradilionelle Tournee der Wiener Sängerknaben an der US-Westküste. Österreich ist es fer­
ner gelungen, seine Präsenz in Hollywood als Filmland zu stärken. 

Vietnam 
(Sozialistische Republik Vietnam), Hanoi 

Staatsoberhaupt Regierungschef 
Tran Duc Luong Phan Van Khai 
Hanoi - ÖB, Büro des Handelsrates; AHSt: siehe Thailand 

Außenminister 
Nguyen Oy Nien 

Besuche aus Österreich: Staatssekretär Reinhart Waneck (16.117. November). 
Besuche in Österreich: Studiendelegalion aus dem Amt des Premierministers unter Leitung von 
Vizeminister Tran Quoc Toan (4.-9. September). 
Durch Fluktualionen bei der Projektabwicklung verringerten sich die österreichischen Exporte auf 
34,73 Millionen Euro (-35,6%). die Importe beliefen sich auf 92,18 Millionen Euro (+3,6%). 
Die Kultur und Wissenschaftszusammenarbeit zwischen dem österreichischen Dirigenten Wolf­
gang Gröhs und dem Hanoi Philharmonic Orcheslra wurde fortgesetzt (Gastdirigate im März und 
November). 
Fortgesetzte Kooperation mit der University for Foreign Studies (Österreichraum für Vorträge und 
Diskussionen und Entsendung einer SprachassistenLin). Herausgabe einer Ubersetzung von Mär­
chen und Sagen aus Tiro!. Abschluss eines Memorandum of Understanding zwischen dem Bun­
desinslitut für internalionalen Bildungslransfer (Bill) und dem vietnamesischen Ministerium für 
Erziehung und Ausbildung über eine Kooperalion im Bereich Transfer von Bildung und Know­
how. 
Entwicklungszusammenarbeit: Im Rahmen der Nord-Süd-Partnerschaft unterstülztJ)sterreich die 
berufliche Fortbildung von Fachkräften und Akademikerlnnen aus Vietnam in Oslerreich wie 
auch die Weiterbildung an regionalen Ausbildungsstätten. Im Landwirtschaftsbereich wurden die 
Arbeiten an einem österreichischen Projekt zur Nachernteaufbereitung von Reis im Mekongdelta 
fortgeführt. 
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Zentral afrikanische Republik 
(Zentralafrikanische Republik); Bangui 

Staatsoberhaupt 
General Fran,.ois Boziz6 
(seit März 2003) 

Regierungschef 
Abel Goumba 
(seit April 2003) 
C6lestin Gaombale 
(seit 12 .  12 .  2003) 

Außenminister 
Agba Otikpo Mezöde 
(bis März 2003) 
Abdul Karirn Meckassoua 
(seit April 2003) 

Seit der Abreise des damaligen Botschafters in Lagos im Juli 1995 ist kein Missionschef in 
der Zentralafrikanischen Republik beglaubigt. 

ÖB, AHSt: siehe Nigeria; Bangui - HK 

Zypern 
(Republik Zypern), Nikosia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Tassos Papadopoulos 

ÖB, AHSt: siehe Griechenland; Nikosia - HGK 

Außenminister 
George Iacovou 

Die österreichischen Exporte betrugen 48,12 Millionen Euro (-54,2%), die Importe 4,37 Millionen 
Euro (-16,4%). 
Kulturelle Veranstaltungen: österreichische Teilnahme (Mezzosopran Daniela Lehner) am Dritten 
Pharos Kammermusik Festival vom 16. Mai - 1 1 .  Juni in Nikosia; Wi\li Domer Tanzcompanie -
Teilnahme am Sechsten Europäischen Tanzfestival vorn 3. Mai - 6. Juni in Lirnassol; Auftritt des 
Wiener Klavier Trios (Stefan Mendl, Mattbias GredJer, Wolfgang Redik) am 8. Oktober in Nikosia; 
Wiener Melange String Quartett vorn 20.-23. Oktober in Nikosia; Ensemble Wien unter der Lei­
tung von Rainer Honeck Konzerte vom 28.- 29. November in Pafos und Nikosia. 
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Österreich und die Staaten welt 

II. Österreich und die Staatenwelt 
Stalld: JÜllller 2004 

Österreich unterhält zu 1 83 Staaten diplomatische Beziehungen (D). Mit einem Staat 
bestehen keine diplomatischen, aber konsularische Beziehungen (K), mit neun Staa-
ten auch keine konsularischen, aber sonstige zwischenstaatliche Beziehungen (S). 

UNO- Beziehun- Österr. Botschaft Außen-
Staaten Beitritt .. gen zu Botschaft in Wien handels-

Osterreich stelle 

�fghanistan 1 9. 1 1 . 1 946 D • 
Agypten 24. 10.  1 945 D • • 0 
Albanien 14 . 1 2 .  1 955 D • • 
Algerien 8. 1 0. 1 962 D • • 0 
Andorra 28. 7. 1 993 D 
Angola 1 .  1 2. 1 976 D • 
Antigua und Barbuda 1 1 . 1 1 . 1981  D 
Äquatorialguinea 1 2 . 1 1 .  1 968 D 
Argentinien 24. 1 0. 1 945 D • • 0 
Armenien 2 .  3 . 1 992 D • 
Aserbaidschan 2. 3 .  1 992 D • 
Äthiopien 1 3 . 1 1 . 1 945 D • • 
Australien 1 .  1 1 . 1 945 D • • 0 
Bahamas 18 .  9. 1973 D 
Bahrain 2 1 .  9 .  1 9 7 1  D 
Bangladesch 1 7. 9. 1 974 D 
Barbados 9. 1 2 .  1 966 D 
Belarus 24. 1 0. 1 945 D • 
Belgien 27 . 1 2 . 1 945 D • • 0 
Belize 25 .  9. 1981 D • 
Benin 20. 9. 1 960 D 
Bhutan 2 1 .  9 .  1971  D 
Bolivien 14. 1 1 . 1 945 D • 
Bosnien-Herzegowina 22 .  5 .  1 992 D • • 0 
Botsuana 1 7. 10.  1 966 D 
Brasil ien 24. 10 .  1 945 D • • 0 
Brunei 2 1 .  9 .  1 984 D 
Bulgarien 14.  1 2 .  1 955 D • • 0 
Burkina Faso 20. 9. 1 960 D • 
Burundi 18 .  9. 1 962 D 
Chile 24. 10 .  1 945 D • • 0 
China 24. 10 .  1 945 D • • 0 
Costa Rica 2 . 1 1 . 1 945 D • 
Cllte d'Ivoire 20. 9. 1 960 D • 
Dänemark 24. 10 .  1 945 D • • 0 
Deutschland 18 .  9 .  1973  D • • 0 
Dominica 18 .  12 .  1 978 D 
Dominikanische Republik 24. 1 0. 1 945 D 
Dschibuti 20. 9. 1 97 7  D 
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UNO- Beziehun- Österr. Botschaft Außen-
Staaten Beitritt .. gen zu Botschaft in Wien handels-

Osterreich stelle 

Ecuador 21 .  12 .  1945 D • 
EI Salvador 24. 10 .  1 94 5  D 
Eritrea 28. 5 .  1993 D 
Estland 17 .  9. 1991 D • • 
Fidschi 1 3 .  10.  1970 D 
Finnland 14 . 12 .  1955 D • • 0 
Frankreich 24. 10 . 1945 D • • 0 
Gabun 20. 9. 1960 D 
Gambia 2 1 .  9. 1965 D 
Georgien 3 1 .  7. 1992 D • 
Ghana 8. 3 . 1957 D 
Grenada 17 .  9. 1 974 D 
Griechenland 25.  10. 1 945 D • • 0 
Großbritannien und Nord-

irland. Vereinigtes 
Königreich 24. 10.  1 945 D • • 0 

Guatemala 2 1 .  1 1 .  1945 D • • 
Guinea 12 .  12 .  1 958 D 
Guinea-Bissau 17 .  9 .  1974 D 
Guyana 20. 9. 1966 D 
Haiti 24. 10. 1945 D 
Heiliger Stuhl D • • 
Honduras 1 7. 12 . 1945 D 
Indien 30. 10.  1 945 D • • 0 
Indonesien 28. 9. 1 950 D • • 0 
lrak 2 1 .  12 .  1 945 D .' ) • 0') 
lran 24. 10.  1 945 D • • 0 
lrland 14 . 12 .  1 955 D • • 0 
Island 19 . 1 1 . 1 946 D • 
Israel 1 1 .  5 .  1 949 D • • 0 
Italien 14 . 12 . 1955 D • • 0 
Jamaika 18 .  9. 1962 D 
Japan 18 .  12 .  1 956 D • • 0 
Jemen 30. 9. 194 7  D • 
Jordaruen 14 . 12 .  1955 D • • 
Kambodscha 14 . 12 .  1955 D 
Kamerun 20. 9. 1 960 D 
Kanada 9. 1 1 . 1 945 D • • 0 
Kap Verde 16 .  9 .  1975 D • 
Kasachstan 2 .  3 .  1 992 D • 
Katar 2 1 .  9. 1971  D 
Kenia 16 .  12 .  1 963 D • • 
Kirgisistan 2 .  3 .  1 992 D • 

') vorübergehend geschlossen 
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UNO- Beziehun- Österr. Botschaft Außen-
Staaten Beitritt .. gen zu Botschaft in Wien handels-

Osterreich stelle 

Kiribati 14.  9. 1999 S 
Kolumbien 5. 1 1 . 1945 D • • 
Komoren 12 . 1 1 . 1975 S 
Kongo. Dem. Republik 20. 9. 1960 D 
Kongo. Republik 20. 9. 1 960 D 
Korea. Dem. Volksrep. 1 7 .  9. 1991 D • 
Korea. Republik 17 .  9 .  1991 D • • 0 
Kroatien 22 .  5 .  1992 D • • 0 
Kuba 24. 10.  1 945 D • • 
Kuwait 14.  5 .  1963 D • • 
Laos 14 . 12 . 1 955 D 
Lesotho 1 7 . 10 . 1 966 D 
Lettland 17 .  9. 1 991 D • • 
Libanon 24. 10.  1 945 D • • 
Liberia 2 .  1 1 .  1 945 D 
Libysch-Arabische 

Dschamahirija 14.  12 .  1 955 D • • 0 
Liechtenstein 18.  9. 1990 D .2) • 
Litauen 17 .  9. 1991  D • • 
Luxemburg 24. 10.  1945 D • • 
Madagaskar 20. 9. 1960 D 
Malawi 1 .  1 2 . 1964 D 
Malaysia 17 .  9. 1957 D • • 0 
Malediven 2 1 .  9 .  1965 D 
Mali 28.  9. 1960 D 
Malta 1 .  1 2 .  1964 D • 
Ma I teser Ri tterorden 

(Souveräner) D • • 
Marokko 12 . 1 1 .  1956 D • • 0 
Marshallinseln 1 7. 9. 1 991 D 
Mauretanien 27.  10 .  1961  D 
Mauritius 24. 4. 1968 D 
Mazedonien. Ehern. 

Jug. Rep. 8. 4. 1993 D • • 
Mexiko 7. 1 1 .  1 945 D • • 0 
Mikronesien 1 7 .  9 .  1991 D 
Moldau 2 .  3 .  1992 D • 
Monaco 28. 5 .  1993 K 
Mongolei 27 . 10.  1 961  D • 
Mosambik 16.  9. 1975 D 
Myanmar 19.  4 .  1948 D 
Namibia 23 .  4. 1990 D • 
Nauru 14 .  9. 1999 S 

') mit Sitz in Wien 
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UNO- Beziehun- Österr. Botschaft Außen-
Staaten Beitritt .. gen zu Botschaft in Wien handels-

Osterreich stelle 

Nepal 14 .  1 2 .  1 955 0 
Neuseeland 24. 10 .  1 945 0 
Nicaragua 24. 10 .  1 945 0 • 
Niederlande 10 .  1 2 .  1 945 0 • • 0 
Niger 20. 9. 1 960 0 
Nigeria 7. 10 .  1 960 0 • • 0 
Norwegen 27 . 1 1 . 1 945 0 • • 0 
Oman 7 . 10. 1 9 7 1  0 • • 
Pakistan 30. 9. 1 94 7  0 • • 
Palau 1 5 .  12 .  1 994 S 
Panama 1 3 . 1 1 .  1 945 0 • 
Papua-Neuguinea 10. 1 0. 1 975 0 
Paraguay 24. 1 0. 1 945 0 • 
Peru 3 1 .  1 0. 1 945 0 • • 
Philippinen 24. 1 0. 1 945 0 • • 0 
Polen 24. 1 0. 1 945 0 • • 0 
Portugal 14 . 12 . 1 955 0 • • 0 
Ruanda 18 .  9. 1 962 0 
Rumänien 14.  12 .  1 955 0 • • 0 
Russische Föderation 24. 10. 1 945') 0 • • 0 
Salomonen 19 .  9. 1 978 S 
Sambia 1 .  12 .  1 964 0 
Samoa 1 5 . 1 2 .  1 976 0 
San Marino 2. 3. 1 992 0 • 
St. Kitts und Nevis 23 .  9. 1 983 0 
St. Lucia 18 .  9. 1 979 0 
St. Vincent und die 

Grenadinen 16 .  9 .  1 980 0 
Sao Tom� und Principe 16 .  9. 1975  0 
Saudi-Arabien 24. 1 0. 1 945 0 • • 0 
Schweden 19 . 1 1 .  1 946 0 • • 0 
Schweiz 1 0. 9. 2002 0 • • 0 
Senegal 28.  9. 1 960 0 • 
Serbien und Montenegro 1 .  1 1 .  2000 0 • • 0 
Seychellen 2 1 .  9 .  1 976 0 
Sierra Leone 27.  9. 1 96 1  0 
Simbabwe 25. 8 .  1 980 0 • • 
Singapur 2 1 .  9 .  1 965 0 .. ) 0 
Slowakei 1 9. 1 .  1 993 0 • • 0 
Slowenien 22 .  5 .  1 992 0 • • 0 
Somalia 20. 9. 1 960 S 
Spanien 14 .  1 2 .  1 955 0 • • 0 

') VN-Mitgliedschaftsfortführung der früheren UdSSR 
') untersteht der Botschaft Jakarta 

362 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 377 von 422

www.parlament.gv.at



Österreich und die Staaten welt 

UNO- Beziehun- Österr. Botschaft Außen-
Staaten Beitritt .. gen zu Botschaft in Wien handeIs-

Osterreich stelle 

Sri Lanka 14 .  1 2. 1 955 D • 
Südafrika 7 . 1 1 . 1945 D • • 0 
Sudan 1 2 . 1 1 .  1956 D • 
Suriname 4. 1 2 .  1975 D 
Swasiland 24. 9. 1968 D 
Syrien 24. 10 .  1945 D • • 0 
Tadschikistan 2. 3. 1992 D • 
Tansania 14.  1 2 .  1961 D 
Thailand 16. 1 2 .  1 946 D • • 0 
Togo 20. 9. 1 960 D 
Tonga 14. 9. 1 999 S 
Trinidad und Tobago 18 .  9. 1 962 D 
Tschad 20. 9. 1 960 D 
Tschechische Republik 19.  1 .  1 993 D • • 0 
Tunesien 1 2 . 1 1 . 1 956 D • • 
Türkei 24. 1 0. 1 945 D • • 0 
Turkmenistan 2 .  3 .  1 992 D • 
Tuvalu 5. 9. 2000 S 
Uganda 25 .  10 .  1 962 D 
Ukraine 24. 10 .  1 945 D • • 0 
Ungarn 14 .  1 2 .  1 955 D • • 0 
Uruguay 18 .  1 2 .  1 945 D • 
Usbekistan 2 .  3 .  1 992 D • 
Vanuatu 1 5 .  9 .  1981 D 
Venezuela 1 5 . 1 1 .  1 945 D • • 0 
Vereinigte 

Arabische Emirate 9. 1 2 .  1971  D • • 0 
Vereinigte Staaten 

von Amerika 24. 10 .  1 945 D • • 0 
Vietnam 20. 9. 1977  D • • 
Zen tralafrikanische 

Republik 20. 9. 1 960 D 
Zypern 20. 9. 1 960 D • 
PLO S 

363 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)378 von 422

www.parlament.gv.at



m. Diplomatisches und konsularisches Korps in Österreich 
1 .  In Österreich akkreditierte ausländische Vertretungsbehörden 

Anzahl ausländischer Missionen 

Sitz in Österreich 
Sitz im Ausland 
Gesamt 

Diplo­
matische 

Missionen 

1 16') 
51 

167 

1) einschließlich sonstiger Vertretungen 

Berufs­
konsula­

rische Ver­
tretungen 

7') 

7 

Ständige Vertretungen. 
Beobachtermissionen 

und Verbindungsbüros 
bei den Internationalen 
Organisationen in Wien 

1 1 7') 
42 

159 

') Berufskonsulate, daneben bestehen noch 212 Honorarämter 
3) ohne die Ständige Vertretung Österreichs 

Ständige 
Vertretungen 

bzw. 
Delegationen 
bei der OSZE 

52') 
3 

55 

Mit Stand Dezember 2003 waren in Österreich 161  Staaten vertreten. 1 10 hatten den 
Sitz ihrer Vertretungsbehärde in Wien, die übrigen in anderen Staaten. 

In Wien befinden sich auch 1 1 7  Ständige Vertretungen sowie Beobachter- und Ver­
bindungsbüros bei den Internationalen Organisationen, die meist mit den Botschaf­
ten der betreffenden Staaten identisch sind. 

2. Konsularische Vertretungen in Österreich -
ohne Berücksichtigung von Konsularabteilungen von Botschaften 

Bundesland Berufskonsulate Honorarämter 

Burgenland - 3 
Kärnten 1 14  
Niederästerreich - 7 
Oberästerreich - 24 
Salzburg 3 38 
Steiermark 1 23  
Tirol 1 29 
Vorarlberg 1 14  
Wien - 60 

Gesamt 7 212  
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Wien als Sitz Internationaler Organisationen 

IV. Wien als Sitz Internationaler Organisationen 
Budget und Ausgaben der Internationalen Organisationen 2003 

Budget für Österreich in Mio. EUR 
darunter 

d urchschn i ttl. 
Anteil der Ausgaben der 

Budget Löhne 
in Österreich ge- Organisationen 

Organisation insgesamt insgesamt und Gehälter tätigten Ausgaben in Österreich 
in Mio. EUR vom Gesamtbezug (ohne Löhne und 

der Beschäftigten Gehälter) 
in % 

CfBTO 77,581 23,209 1 8,497 79,7 4 ,712 

EPO 983,1 1 5  22,166 8,766 39,5 13 ,400 

EUMC 6,575 6,575 2,820 42,9 3,755 

lAEA 246,244 246,244 167,606 68,1 78,638 

ICMPD 1 ,032 1 ,029 0,735 7 1 ,4 0,294 

ICPDR 0,814 0,650 0 ,170 26,2 0,480 

nASA 9,100 8,600 6,400 74,4 2,200 

llP 0,300 0,200 0,1 10 55,0 0,090 

10M 476,498 3,082 1 ,324 43,0 1 ,757 

!PI 0,710 0,618 0,422 68,4 0 , 195 

JVI 4,800 4 ,800 1 ,400 29,2 3,400 

OFID 2 1 ,529 20,299 1 6,453 8 1 , 1  3,846 

OPEC 17 ,600 14,983 14,203 94,8 0,779 

OSCE 1 85,716 24,583 1 5 ,439 62,8 9,144 

UNIDO 0,146 0,068 0,058 85,0 0,ül0 

UNOV 1 3 1 ,744 96,31 7  55,322 57,4 40,995 

VIDC 1 ,553 1 ,306 1 ,306 1 00,0 0,000 

WA 1 ,375 1 ,375 1 ,043 75,9 0,332 

Zusammen 2.166,430 476,103 3 12,075 65,5 1 64,028 
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Anhang 

Anzahl der Beschäftigten am 31. 12. 2003 

Beschäftigte Gehobene 
Organisa- Fachkräfte 

tion insge- Auslän- lnlän- Auslän- lnlän-
samt derlnnen derinnen derlnnen derlnnen 

CTBTO 272 222  50 1 74 3 

EPO 1 1 3  64 49 2 7  6 

EUMC 26 1 7  9 1 7  9 

lAEA 2 _ 1 94 1 .631  563 990 29 

ICMPD 34 1 8  16 13  1 1  
ICPDR 7 5 2 5 -

IIASA 1 70 1 04 66 79 3 1  
IIP 5 1 4 - 1 
10M 29 1 7  1 2  1 5  1 2  
IPI 1 0  7 3 6 2 

JVI 1 9  1 8  1 8 -

OFID 1 2 1  73 48 54 9 

OPEC 1 3 1  75 56 3 2  -

OSCE 3 1 0  234 76 92 1 1  
UNIDO 645 461 1 84 249 6 
UNOV 827 635 192 250 1 3  
VIDC 1 6  - 1 6  - 1 4  
WA 1 2  8 4 7 -

Summe 4.941 3.590 1 .351 2.016 157 

366 

Bürokräfte Sonstige 

Auslän- lnlän- Auslän- lnlän-
derlnnen derlnnen derlnnen derlnnen 

48 47 - -

3 7  4 2  - 1 
- - - -

641 534 - -

5 5 - -

- 2 - -

25 35 - -

- 1 1 2 
2 - - -

1 1 - -

1 0  1 - -

1 9  39 - -

43 56 - -

107 65 35 -

207 1 78 5 -

320 1 78 65 1 
- 2 - -

1 4 - -

1 .466 1.190 106 4 
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Wien als Sitz Internationaler Organisationen 

Anzahl der Konferenztage und TeilnehmerInnen 2003 

Teilnerunerlonen 
Organisation Konferenztage Idarunter aus Österreich Gesamt 

CTBTO 87 1 . 583 963 

EPO - - -

EUMC 34 504 1 9 7  

lAEA 2 .585 19 .333 694 

ICMPD 9 361 141  
ICPDR 4 120 20 

IlASA 68 850 35 

IIP 6 665 5 1 5  

10M 2 2  693 425 

!PI 39 1 . 323 65 

JVl 5 1 5  1 .450 -

OFID 1 2  1 85 3 2  

OPEC 42 1 .861 -

OSCE 720 3 . 1 10 1 .472 

UNlDO 29 1 .6 1 2  465 

UNOV 250 6. 708 3.085 

VIDC 46 600 530 

WA 64 1 . 855 -

Summe 4.532 42.813 8.639 

Erklärung der Abkürzungen: 

CfBTO Preparatory Commission for the Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty 
Organization 

EPO 
EUMC 
lAEA 
ICMPD 
ICPDR 
UASA 
IlP 
10M 
!PI 
JVl 
OFID 
OPEC 
OSCE 
UNIDO 
UNOV 
VIDC 
WA 

European Patent Office 
European Monitoring Centre on Rac.ism and Xenophobia 
International Atomic Energy Agency 
International Centre for Migration Policy Development 
International Commission for the Protection of the Danube River 
International lnstitute for Applied Systems Analysis 
International lnstitute for Peace 
International Organisation for Migration (Regional Office) 
International Press Institute 
Joint Vienna Institute 
OPEC Fund for International Development 
Organization of Petroleum Exporting Countries 
Organisation for Security and Cooperation in Europe 
United Nations Industrial Development Organization 
United Nations Office at Vieona 
Vienna Institute for Development and Cooperation 
Wassenaar Arrangement 

367 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)382 von 422

www.parlament.gv.at



V. Diplomatische Akademie Wien (DA) 

Die DA ist seit 1 .  Juli 1 996 aus der Bundesverwaltung organisatorisch und finanziell 
ausgegliedert und als Anstalt öffentlichen Rechts konstituiert. 

Anfang Oktober schlossen 24 TeilnehmerInnen, darunter 1 6  ÖsterreicherInnen, den 
39. DiplomJehrgang erfolgreich ab. Damit haben seit Einrichtung der DA 1 964 ins­
gesamt 8 1 6  AkademikerInnen (darunter 392 AusländerInnen aus 84 Staaten) das 
postgraduale Diplom der DA erworben. In den 40. Diplomlehrgang wurden 29 Kan­
didaUnnen aufgenommen, davon 1 7  mit österreichischer Staatsbürgerschaft. Der 
1 997 in Zusammenarbeit mit der Universität Wien eingerichtete 2-semestrige 
"Höhere Lehrgang für Internationale Studien" zur Erlangung eines "Master of Ad­
vanced International Studies" (M. A.  I. S.) wurde von 25  TeilnehmerInnen abge­
schlossen. Die Graduierungsfeier fand Anfang Juli in der Universität Wien statt. 
2 7  KandidaUnnen konnten sich für die Aufnahme in den 7. M. A. I. S.-Lehrgang qua­
lifizieren. 

Das 3 .  "Special Programme in International Studies" (SPIS), das v. a. als Vorberei­
tung auf den M. A. 1 .  S.-Lehrgang gedacht ist, wurde von 1 7  TeilnehmerInnen abge­
schlossen, in das 4.  SPIS wurden 24 KandidaUnnen aufgenommen. 

Im Rahmen des Programms zur Aus- und Weiterbildung jüngerer DiplomatInnen 
aus Zentral- und Osteuropa sowie aus der GUS und der Mongolei fanden zwei wei­
tere Spezialkurse statt. Damit wurden bisher insgesamt 600 DiplomatInnen aus 
3 1  Reformstaaten ausgebildet. 

Am Sommerkurs für deutsche Sprache und österreichische Landeskunde nahmen 
50 TeilnehmerInnen aus 28 Staaten tei l .  

Die  von der Diplomatischen Akademie jährlich organisierte Konferenz des "interna­
tional Forum on Diplomatic Training" fand Ende September in Dubrovnik statt. 

Im Rahmen des Angebots zur berufsbegleitenden Fortbildung für in- und ausländi­
sche Institutionen wurden u. a. mehrere Seminare für das BMaA, zwei international 
besuchte EU-Verhandlungstechnikseminare und ein "Train the Trainers"-Seminar 
für Teilnehmerlnnen aus Mitgliedstaaten der CEI durchgeführt. 

Die Rolle der DA als Informations- und Tagungszentrum wurde weiter ausgebaut. 
Es fanden mehr als 250 Vorträge, Konferenzen und Seminare zu internationalen Fra­
gen statt, darunter das 33.  Wiener Seminar der International Peace Academy zum 
Thema Zusammenarbeit zwischen den VN und der EU bei Friedensoperationen, 
und das dritte von der DA gemeinsam mit der Duke University und der American 
Austrian Foundation veranstaltete Millon Wolf Seminar on Journalism and Diplo­
macy. 

Zusätzlich zum Jahrbuch der Diplomatischen Akademie Wien, das eine vollstän­
dige Übersicht über den Studienbetrieb und alle anderen Aktivitäten der DA bietet, 
wurden in der Publikationsreihe der Diplomatische Akademie ("Favorita Papers") 
weitere Bände zu den Themen 1/2003 "ONE CULTURE OR TWO?" Problems and 
Prospects of Transatlantic Dialogue" ,  2/2003 "The CSFP/ESDPafter Enlargement", 
3/2003 "Cooperation in Peace Operations: The Uni ted Nations and Europe" publi­
ziert. 
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Österreich in Internationalen Organisationen 

VI. Österreich in Internationalen Organisationen 

Diese Tabelle enthält Informationen über Österreichs Mitgliedschaft, Teilnahme und 
Beobachter- bzw. Gaststatus in wichtigen Internationalen Organisationen sowie inter­
nationalen Foren, Fonds und Programmen im VN-, europäischen und außereuropäi­
schen Bereich, einschließlich internationaler Finanzinstitutionen. 

Stand: März 2004 

1 .  Mitgliedschaften 
A. Mitgliedschaft im Rahmen des VN-Systems 
A.l.  Vereinte Nationen 

Organ isation , 
Sitz, Leiter 

UNO (Organisation der Vereinten 
Nationen/VN). New York, Genf, Wien 
Kofi Annan (Ghana) seit Jänner 1 997, 
Wiederwahl 2001 für 2002 -2006 

Anteil am 
Sitz Gesamt-

im Rat budget der 
Organisation 

SR 1973/74 0,867% 
1 991/92 

ECOSOC 
1 963/65 1 976/78 
1982/84 1 991 /93 

2000/02 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

9,801 

A.2. Organe und Programme der Vereinten Nationen 

Organisation. 
Sitz. Leiter 

OCHA (VN-Biiro zur Koordinierung von 
humanitären Angelegenheiten), Genf und 

ew York 
Jan Egeland (Norwegen) seit Juni 2003 
OHCHR (Büro der Hochkommissarin der 
VN für Menschenrechte), Genf 
interimistischer Leiter: Betrand Ramcharan 
UNCDF (Kapitalentwicklungsfonds der 
VNJ, New York 
Exekutivsekretär Normand Lauzon 
(Kanada) seit 2000 
UNcrAD (Handels- und Entwicklungs­
konferenz der VN), Genf 
Rubens Ricupero (Brasilien) seit 1 995 

UNDP (Entwicklungsprograrnm der VN), 
New York 
Marc Malloch Brown (GB) seit 1999 

Sitz 
im Rat 

1968 - 70 
1972 - 74 
1997-99 

Anteil am 
Gesarnt-

budget der 
Organisation 

freiw. Beitr. 

freiw. Beitr. 

gemäß Anteil am 
Gesamtbudget 

der VN 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

0,035 

0,044 

freiw. Beitr. 3,63 
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Anhang 

Anteil am Beitrag 
Organisation, Sitz Gesamt- 2003 
Sitz, Leiter im Rat budget der in Mio. 

Organisation Euro 

UNEP (Umweltprogramm der VN), Nairobi 1 973-74 freiw. Beitr. 0,376 
Klaus Töpfer (Deutschland) seit 1 998 1 978-80 

1 984-86 
1 990- 93 
1 997-99 

1 998-2001 
Basler Übereinkommen 1 ,237% 0,037 
Biologische Vielfalt 1 ,269% 0,088 
Montrealer Protokoll Trust Fund 1 ,083% 1 ,985 
Multilateraler Fonds CITES 0,946% 0,042 
Wiener Übereinkommen (Ozon) und 0,934% 0,024 
Montreal Protokoll 
Kampf gegen Wüstenbildung 0,924% 0,070 
VN-Klirnaübereinkommen 0,947% 0,125 

UNFP A (Fonds der VN für 1 997-99 freiw. Beitr. 0,345 
Bevölkerungsfragen),  New York 
Thoraya Ahmed Obaid (Saudi Arabien) seit 
Jänner 2001 
UNHCR (Hochkommissär der VN für die seit 1959 freiw. Beitr. 0,536 
Flüchtlinge), Genf 
Ruud Lubbers (Niederlande) seit Okt. 2000 
UN-Habitat (VN-Programm für das 2000- 2004 freiw. Beitr. 0,070 
menschliche Siedlungswesen), Nairobi 
Exekutivd.irektorin Anna Tibaijuka 
(Tansania) 
UNICEF (Kinderhilfswerk der VN), 1 981 -84 freiw. Beitr. 1 ,000 

ew York 1997-99 
Carol Bellamy (USA) 1 995 - 2005 
UNIDO (Organisation der VN für seit 1 985 1 ,34% 0,881 
industrielle Entwicklung), Wien freiw. Beitr. IDF 1 ,250 
Carlos Alfredo Magariiios (Argentinien) 
seit 1 997, Wiederwahl 2001 - 2005 
UNIFEM (Entwicklungsfonds der VN für freiw. Beitr. 0,063 
Frauen),  New Y ork 
Exekutivd.irektorin Noeleen Heyzer 
(Singapur) 
UNODC (VN-Büro zur DrogenkontrolJe 
und Verbrechensverhütung), Wien 
Antonio Maria Costa (Italien) 2001 - 2005 

ODC freiw. Beitr. 0,470 
ODC/UNDCP-Fonds freiw. Beitr. 0,400 
ODC/CPGJ-Fonds frei w. Bei tr. 0,070 

370 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 385 von 422

www.parlament.gv.at
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Organisation, 
Sitz, Leiter 

UNRWA (Hilfswerk der VN für Palästina­
flüchtlinge im Nahen Osten). Gaza 
Peter Hansen (Dänemark) 1 996-2002 

UN Sonderprograrnm fiir benachteiligte 
Entwicklungsländer 

UNV (Freiwilligen programm der VN), Bonn 
Ad de Raad ( iederiande) seit Nov. 2003 

Sitz 
im Rat 

Anteil sm 
Gesamt­

budget der 
Organisation 

freiw. Beitr. 

freiw. Beitr. 

freiw. Beitr. 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

0,340 

0,145 

0,057 

A.3. Sonderorganisationen (Specialized Agencies) der Vereinten Nationen 

Anteil sm Beitrag 
Organisation, Sitz Gesamt- 2003 
Sitz, Leiter im Rat budget der in Mio. 

Organisation Euro 

FAO (Ernährungs- und Landwirtschafts- 1 961-64 0,952% 2,453 
organisation der VN), Rom 1 983 -86 
Jacques Diouf (Senegal) seit 1 994, 1 999-2001 
Wiederwahl 1 999 für 2000-2005 

lCAO (Internationale 0,76% 0,282 
Zivilluftfahrtorganisalion), Montreal 
Taieb Ch6rif (Algerien) 2003-2006 

ILO (Internationale Arbeitsorganisation), 1 975 -78 0,932% 2,241 
Genf 1 984-87 
Juan Somavfa (Chile) seit 1999 1996-99 

!MO (Internationale Seeschifffahrts- 0,1 1 2% 0,027 
Organisation). London 
Efthimios Mitropoulos (Griechenland) 
seit 2004 

ITSO (Internationale Fernmeldesatelliten- INTEL-
organisation - Regierungsorganisation zu SAT 
INTELSAT Ltd.), Washington Ltd. 
Ahmed Toumi (Marokko) 2001 -2005 

ITU (Internationale Fernmeldeunion), Genf 0,274% 0,202 
Yoshio Utsumi Oapan) 1 999-2006 

UNESCO (Organisation der VN für 1 972-76 1 ,245% 1 ,646 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur), Paris 1 995- 99 
Koichlro Matsuura Oapan) seit Nov. 1 999 
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Anhang 

Anteil am 
Organisation, Sitz Gesamt-
Sitz, Leiter im Rat budget der 

Organisation 

Welterbefonds 0,5% 
des UNESCO-

Beitr. 
Fonds zur Entwicklung des Unterrichts in freiw. Beitr. 
Menschenrechtsfragen 
IIEP-Institut (Ausbildung Bildungsplaner freiw. Beitr. 
aus Entwicklungsländern), Paris 
ICOMOS Dokumentationszentrum freiw. Beitr. 

UPU (Weltpostverein). Bern 1 964 - 74 0,546% 
Thomas E. Leavey (USA) bis 2005 
WHO (Weltgesundheitsorganisation), Genf 1 970-72 0,939% 
Jong Wook Lee (Korea) seit Juli 2003 1 989-91 
WlPO (Weltorganisation für geistiges ca. 0,20% 
Eigentum), Genf 
Kamil E. Idris (Sudan) seit 1 997 
WMO (Weltorganisation für 
Meteorologie), Genf 
G. O. P. Obasi (Nigeria) 1 984- 2003; 
Michael Jarraud (Frankreich) 
seit Jänner 2004 
wrOIOMT (Weltorganisation für 1987-91 2,234% 
Tourismus), Madrid 
Francesco Frangialli  (Frankreich) seit 1 997, 
Wiederwahl 200 1 - 2005 

A.4. Angeschlossene Organisationen, Fonds und Institutionen 

Organisation, 
Sitz, Leiter 

CfBTO-PREPCOM 
(Vorbereitungskommission der 
Nuklearteststopbehärde). Wien 
Wolfgang Hoffrnann (Deutschland) 
seit 1 997 
Freiwilliger Fonds der VN für Opfer von 
Folterungen; verwaltet von OHCHR 
IAEO (Internationale Atomenergie­
Organisation), Wien 
Mohamed EI Baradei (Ägypten) seit 1 997, 
Wiederwahl 2001 für 2002- 2005 

372 

Sitz 
im Rat 

1977-79 
1 983-85 
1 990-92 

1 999-2001 

Anteil am 
Gesamt-

budget der 
Organisation 

0,947% 

freiw. Beitr. 

0,933% 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

0,033 

0,012 

0,072 

0,008 
0,140 

3.121 

0,235 

0,382 

0,227 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

0,553 

0,037 

1 ,784 
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Organisation, 
Sitz, Leiter 

IAEO/Technical Cooperation Fund 
OPCW (Chemiewaffenkontrollbehörde), 
Den Haag 
Rogelio Pfirter (Argentinien) seit Aug. 2002 

PIC (Friedensimplementierungsrat fiiI 
Bosnien und Herzegowina). Sarajewo 
Paddy Ashdown (GB) seit 2002 

VFfC (Freiwilliger Fonds der VN für 
technische Hilfe auf dem Gebiet der 
Menschenrechte); verwaltet von OHCHR 

Sitz 
im Rat 

B.  Sonstige globale Institutionen und Entitäten 
B.l.  Intergouvernmentale Institutionen und Entitäten 

Anteil am 
Organisation, Gesamt-
Sitz, Leiter budget der 

Organisation 

Haager Konferenz für internationales 
Privatrecht, Den Haag 
Generalsekretär: Hans van Loon (Niederlande) 
IEA (Internationale Energieagentur), Paris 1 ,0% 
Claude Mandil (Frankreich) 2003-2008 
10M (Internationale Organisation fiiI Migration), Verw.-
Genf Budget 

Anteil am 
Gesamt-

budget der 
Organisation 

0,905% 
0,947% 

2 ,50% 

freiw. Beitr. 

Beitrag 2003 
in Mio. 

Euro 

0,039 

0,183 

0,247 

McKinley (USA) 1 998-2008 (zweite Periode) freiw. Beitr. 0,204 
NAM (Bewegung der Blockfreien) Gaststatus 
Vorsitz Südafrika seit 1 998 (seit 1 970) 

Ständiger Schiedshof, Den Haag 0,002 
Generalsekretär: Tjaco van den Hout 
(Niederlande) 
Unidroit (Internationales Institut für die 1 ,32% 0,024 
Vereinheitlichung des Privatrechts), Rom 
Präsident : Berardino Libonati (Italien) 
OECD (Organisation für wirtschaftl iche 1 ,0% 2,425 
Zusammenarbeit und Entwicklung), Paris 
Donald Johnston (Kanada) 2001 - 2006 
Wassenaar Arrangement, Wien 0,012 
Sune Danielsson (Schweden) 2002- 2006 

Beitrag 
2003 

in Mio. 
Euro 

0,686 
0,605 

0,332 

0,037 

Ressort 

BM], 
BMaA 

BKA 

BMl 

BMl 

BMaA 

BM], 
BMaA 

BMWA 

BMaA 
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Organisation, 
Sitz, Leiter 

Anhang 

wro (Welthandelsorganisation). Genf 
Panitchpakdi Supachai (Thailand) 2002- 2005 

Anteil am 
Gesamt­

budget der 
Organisation 

1 ,4% 

B.2. Internationale NGOs sowie Forschungs- und 
Ausbildungseinrichtungen 

Organisation, 
Sitz, Leiter 

nASA (Internationales Institut für Angewandte 
Systemanalyse). Laxenburg 
Prof. Leen Hordijk (Niederlande) seit 2002 

IKRK (Internationales Komitee vom Roten 
Kreuz), Genf 
Jakob Kellenberger (Schweiz) seit 1 999 
JPO (Junior Professional Officer Programme) 

C. Europa 

Organisation, 
Sitz, Leiter 

EU (Europäische Union). Brüssel 
Präsidentschaft: Griechenland (Jänner-Juni 2003), 
Italien (Juli-Dezember 2003) 

EG (Europäische Gemeinschaft) 
EAG (Europäische Atomgemeinschaft) 

Europarat, Strassburg 
Gen.Sekr. Walter Schwimmer (Österreich) 
1 999- 2004 

davon: 
Europäisches Fremdsprachenzentrum Graz 
Eurimages 
Europ. Kommission für Demokratie durch Recht 
(V enedig-Kommission) 
Drogenbekämpfung (pompidou-Gruppe) 
Arzneimitlelbuch (Pharmacopoeia) 
Soz. und Volksgesundheit 
Audiovisuelle Beobachtungsstelle 
Europäisches Jugendwerk 
Europäische Jugendkarte 

374 

Anteil am 
Gesamt-

budget der 
Organisation 

14,62% 
freiw. Beitr. 

freiw. Beitr. 

freiw. Beitr. 

Anteil am 
Gesamt­

budget der 
Organisation 

2 ,28% 

1 ,94% 

Beitrag 2003 
in Mio. 

Euro 

1,353 

Beitrag 2003 
in Mio. 

Euro 

0,581 
0,336 

0,344 

0,493 

Beitrag 2003 
in Mio. 

Euro 

2 . 177 

4,5 

0,053 
0,428 
0,054 

0,032 
0,092 
0,038 
0,032 
0,048 
0,008 

Ressort 

BMaA, 
BMWA 

Ressort 

BMBWK, 
Akademie 
d. Wissen-

schaften 
BMaA 

BMaA 

Ressort 

BMaA 

BMBWK 
BKA 
BMaA 

BMSG 
BMSG 
BKA 
BMaA 
BMBWK 
BMSG 
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Österreich in Internationalen Organisationen 

Anteil am Beitrag 2003 Organisation, Gesamt- in Mio. Ressort Sitz, Leiter budget der Euro Organisation 

OSZE (Organisation für Sicherheit und 2,30% bzw. 1 ,361 BMaA 
Zusammenarbeit in Europa), Wien 2 ,36% bei 2,99" 
Vorsitz Niederlande im Jahr 2003 großen Mis-
Jan Kubis (Slowakei) sionen und 

Projekten' 
OSZEIODIHR (Biiro für Menschenrechte und 2,30% 0,22 BMaA 
demokratische Institutionen), Warschau 
Christian Strohal (Österreich) 
NATOIPIP (NATO-Partnerschaft für den Teilnehmer keine BMaA, 
Frieden), Brüssel (seit 1 995) Beiträge BMLV, 
Lord George Robertson (GB) seit 1 999 BMI 
EAPC (Euro-Atlantischer Partnerschaftsrat), Briissel Mitglied keine BMaA 
Lord George Robertson (GB) seit 1 999 (1997) Beiträge 
WEU (Westeuropäische Union) , Brüssel Beobachter 
Javier Solana (Spanien) seit 1 999 
CERN (Europäisches Zentrum für 2 , 13% 1 3,88 BMBWK 
Kernforschung), Genf 
Luciano Maiani (italien) 1 999 - 2003 
Dr. Rohert Aymar (Frankreich) 2004 -2008 
Donaukommlssion, Budapest 9,09% 0,1 1 7  BMaA 
Danail Nedialkov (Bulgarien) 1 999-2005 
ECE (Wirtschaftskommission der VN für Europa), gemäß Anteil 
Genf am VN-Ge-
Exekutivsekretärin Brigita Schmögnerova samthudget 
(Slowakei) seit März 2002 
Grenzüherschr. Luftverschmutzungsprotokoll 2 ,22% 0,09 
ESA (Europäische Weltraumorganisation), Paris 1 ,25% 27,13 BMVIT 
Antonio Rodota (Italien) seit 1 997 
EUMETSAT (Europäische Organisation für die 2 ,44% 6,656 BMVIT, 
Nutzung Meteorologischer Satelliten), Darmstadt BMLV, 
Tillmann Mohr (Deutschland) his Juli 2004 BMBWK 
Nachfolger: Dr. Lars Prahm (Dänemark) 
EUREKA (European Research Coordination 2,07% 0,045 BMaA, 
Agency), Brüssel BWKÖ 
EUROPOL (Europäisches Polizeiamt), Den Haag 2,35% 1,217 BMI 
Direktor: Jiirgen Storbeck (Deutschland) 
seit Juli 1 999 
für das EUROPOL Computer System (TECS) 0,424 

') Von solchen spricht man, wenn die Kosten € 6 Mio. übersteigen. Sie müssen separat be­
schlossen werden. 

') + Gehälter für ÖsterreicherInnen bei OSZE-Missionen 0,48 
+ freiwillige Projektfinanzierungen 0,51 
+ Entsendungen von Wahlheohachterlnnen 0,12 
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Anteil am Beitrag 2003 Orgartisation, Gesamt- in Mio. Sitz, Leiter budget der Euro Organisation 

EUI'ELSAT (Europäische 
Fernme I desatell i tenorganisa ti on ; 
Regierungsorganisation zu EUTELSAT S. A.), Paris 
Eva Brigitta Näslund (Schweden) 2001-2005 
IKSD (Internationale Kommission zum Schutz 1 3,91 % 0,1 1 3  
der Donau), Wien 
Philip Weller (Großbritannien) August 2003- 2006 
IKSR (Internationale Kommission zum Schutz 
des Rheins), Koblenz 
Henk Sterk (Niederlande) 2003- 2005 
Beobachter seit Juli 2001 

D. Internationale Gerichtshöfe 

Orgartisation, Anteil am Beitrag 2003 
Gesamt-Sitz, Leiter budget 

ICfR (Internationales Strafgericht für Ruanda), 
Arusha 
Präsident: Erik Mßse (Norwegen) 
IcrY (Internationales Strafgericht für das 
ehemalige Jugoslawien), Den Haag 
Präsident: Theodor Meron (Vereinigte Staaten) 
ISA (Internationale Meeresbodenbehörde), Kingston 
Generalsekretär: Satya Nandan (Fidschi) 
IStGH (lCC, Internationaler Strafgerichtshof), 
Den Haag 
Präsident: Philipe Kirsch (Kanada) 
ITLOS (Internationaler Seegerichtshof), Hamburg 
Präsident: L. Dolliver M. Nelson (Grenada) 

E. Internationale Finanzinstitutionen 

Orgartisation, 
Sitz, Leiter 

österr. Anteil am 
Vertreter Gesamt-

in den Insti- kal?ital der 
tutionen Institutionen 

in Mio. 
Euro 

0,841 

1 ,013 

0,051 

0,359 

0,064 

Kapital­
anteil 
2003 

in Mio. 
Euro 

Ressort 

EtITEL-
SAT S. A. 

BMLFUW 

BMLFUW 

Ressort 

BMaA 
BMJ 

BMaA 
BMJ 

BMaA 
BMWA 
BMaA 

BMJ 

BMaA 
BMWA 

Ressort 

mRD (Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung ­
Weltbank), Washington 

ständig 0,704% 1 . 167,90 BMF 

James D. Wolfensohn (USA) seit 1 995 
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Organisation, 
Sitz, Leiter 

IFAD (Internationaler Fonds für 
landwirtschaftliche Entwicklung), Rom 
Lennart Bäge (Schweden) seit 2001 

IFC (Internationale Finanzkorporation), 
Washington 
James D. Wolfensohn (USA) seit 1 995 

IMF (Internationaler Währungsfonds). 
Washington 
Horst Köhler (Deutschland) seit 2000 
MlGA (Multilaterale Investitions-
Garantie-Agentur). Washington 
James D. Wolfensohn (USA) seit 1995 
ADB (Asiatische Entwicklungsbank). 
Manila 
Tadao Chino Oapan) seit 1 999 

AIDB (Afrikanische Entwicklungsbank), 
Abidjan 
Dmar Kabbaj (Marokko) seit 1 996 

AIDF (Afrikanischer 
Entwicklungsfonds). Abidjan 
Ornar Kabbaj (Marokko) seit 1 996 
CF (Gemeinsamer Rohstofffonds im 
Rahmen der UNCT AD). Amsterdam 
Rolf W. Boehnke (Deutschland) seit 1 996 
CGIAR (Konsultativgruppe für internat. 
landwirtschaft!. Forschung), Washington 
lan Johnson (Großbritannien) seit 2000 
EBRD (Europ. Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung), London 
Jean Lemiere (Frankreicb) seit 2000 
EDF (Europäischer Entwicklungsfonds), 
Brüssel 
Emmanuel Gabolde 
Ern (Europäische Investitionsbank), 
Luxemburg 
Phi l ippe Maysladl (Belgien) seit 2000 

österr. Anteil am 
Vertreter Gesamt-

in den Insti- kal?ital der 
tutionen Institutionen 

1 992 - 0,861% 
1996 
1 997-
1999 
2003-
2005 

ständig 0,836% 

ständig 0,880% 

0,834% 

200 1 - 0,345% 
2004 
2008-
2016 
2003- 0,445% 
2005 
2008-
201 1  
2003- 1 , 1 90% 
2008 

2004 - 1 ,209% 
2005 

0 ,396% 

ständig 2 ,280% 

2 ,650% 

ständig 2,445% 

Kapital-
anteil 
2003 Ressort 

in Mio. 
Euro 

31 ,60 BMF 

1 7,28 BMF 

1 .698,49 DeNB 

1 2,93 BMF 

155,52 BMF 

124,26 BMF 

170,45 BMF 

2,09 BMF 

22,22 BMF 

456,00 BMF 

705,96 BMF 

2.444,65 BMF 

377 

III-264-BR/2004 der Beilagen - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)392 von 422

www.parlament.gv.at



Organisation, 
Sitz, Leiter 

GEF (Globale Umweltfazilität), 
Washington 
Leonard Good (Kanada) seit 2003 

lOB ( Interamerikanische 
Entwicklungsbankl. Washington 
Enrique Iglesias (Uruguay) seit 1 988 

nc (Interamerikanische 
Investitionskorporationl. Washington 
Enrique Iglesias (Uruguay) seit 1 988 

Anhang 

österr. Anteil am 
Vertreter Gesamt-

in den lnsti- kaJilital der 
tutionen Institutionen 

ständig 1 ,494% 

1996 - 0,1 59% 
1 999 
2003 -
2010 
2004- 0,499% 
2006 

2.  Friedenserhaltende Missionen 

A. Finanzielle Beitragsleistungen 

KapitaJ­
anteil 
2003 

in Mio. 
Euro 

75,94 

153,13 

3,29 

Ressort 

BMF 

BMF 

BMF 

Mission: Anteil am Beitrag 2003 

MINURSO (Referendumsvorbereitungsmission der 
VN für die Westsahara) 
MONUC (Mission der VN in der Demokratischen 
Republik Kongo) 
UNOOF (Beobachtertruppe der VN für die 
Truppenentflechtung auf den Golanhöhen) 
UNFICYP (Friedenssicherungstruppe der VN auf 
Zypern) 
UNIFIL (Interimstruppe der VN im Libanon) 
UNIKOM (Beobachtermission der VN Irak-Kuwait) 
UNMEE (Mission der VN in Äthiopien und Eritrea) 

UNMIBH (Bosnien und Herzegowina) + IPTF 

UNMIK (Interimsverwaltung der VN im Kosovo) 

UNOMIG (Beobachtermission der VN in Georgien) 

UNMISET (Mission der VN in Ost Timor) 

UNOMSIL (Beobachtermission der VN in Sierra 
Leone) 

OSZE (Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa), Wien 
OSZE-Minsker Gruppe (Berg-Karabach) 

378 

Gesamtbudget in Mio. Euro 

0,867% 0,185 

0,867% 4,213 

0,867% 0,277 

0,867% 0,192 

0,867% 0,155 

0,867% 0,053 

0,867% 1,503 

0,867% 0,324 

0,867% 2,089 

0,867% 0,232 

0,867% 1,995 

0,867% 4,387 

2,30% 0,051 
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Mission: 

OSZE-Kleinmissionen (Albanien, Armenien, 
Aserbaidschan, Belarus, Kasachstan, Kirgisien, 
Moldau, Tadschikistan, Tschetschenien, 
Turkmenistan, Ukraine, Usbekistan) 
OSZE-Großrnissionen (Kosovo, Bosnien und 
Herzegowina, Georgien, Kroatien, Mazedonien, 
Serbien und Montenegro) 

B. Entsendung von Personal 

Anteil arn 
Gesamtbudget 

2,30% 

2 ,36% 

Beitrag 2003 
in Mio. Euro 

0,46 

2,99 

Seit 1 960 war Österreich an über 50 Missionen der VN, OSZE, EU und WEU beteiligt. 
Die Rekrutierung der TeilnehmerInnen erfolgt durch das BMLV (Truppenkontingente 
und MilitärbeobachterInnen), das BM! (zivile PolizeibeobachterInnen), das BMF 
(Sanktionerunonitore), das BMaA (zivile BeobachterInnen und WahlbeobachterInnen) 
sowie die zuständigen Fachressorts (Expertlnnen). Die folgende Aufstellung enthält 
die im Jahr 2003 effektiven Entsendungen: 

Mission 

UNfSO (Waffenstillstands­
überwachung im Nahen Osten) 
seit 1 94 8  
UNFlcyp3 (Friedenssicherungs­
truppe auf Zypern) seit 1 964 
UNDOF (AUSBA TT-Golanhöhen) 

UNIKOM (Beobachtermission Irak­
Kuwait) seit 1 99 1  
MlNURSO (Referendums­
vorbereitungsmission für die 
Westsahara) 
UNOMIG (Beobachtermission in 
Georgien) seit 1993 
EUMM (EU-Beobachtermission im 
ehemaligen Jugoslawien) seit 1 994 
SFOR (Bosnien und Herzegowina) 
OHR (Office of the High 
Representative, Bosnien und 
Herzegowina) 

Einsatz 

seit 1 967 

seit 1 972 

seit 1 974 

seit 1 991 

seit 1 991 

seit 1 994 

seit 1 995 

seit 1995 
seit 1 995 

Höchststärke 

3 Militärbeohachter 

7 Stabs angehörige 

lnfanterieeinheit mit 
367 Personen 

2 Militärbeobachter 

2 Militärbeohachter 

2 Militärbeohachter 

5 Monitore 
und Stahsmitglieder 
10  Stabsangehörige 
3 Militärexperten 

3) Österreichische Beteiligung erfolgte mit anderen Einheiten (Polizeibeobachter und Feldspital) 
schOll seit 1964. Die Entsendung des österreichischen Truppenkontingentes (AUSCON; bis zu 
240 Personen) wurde im luni 2001 beendet. 
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Mission Einsatz Höchststärke 

ICIT (VN-Gerichtshof für das seit 1 998 1 Exekutivbeamter 
ehemalige Jugoslawien) 
UNMIK (Übergangsverwaltung im seit Juni 1 999 40 Exekutivbeamte 
Kosovo) 1 0  Justizwachbeamte 
Exekutivbeamte (des BMl) 
Justizwachebeamte (des BM]) 
KFOR (Kosovo) seit 1999 Infanterieeinbeit 

mit 560 Personen 

UNMEE (Ätbiopien/Eritrea) seit seit 2000 1 Militärbeobachter' 
2000 

OSZE-K1einmissionen und 8 Experten 
Feldaktivitäten 
OSZE-Großmissionen 34 Experten 
Wahlbeobachtungen (Albanien, 1 05 Kurzzeitbeobachter 
Armenien, Aserbaidschan, 2 Langzeitbeobachter 
Georgien, Kroatien , Russische 
Föderation, Serbien und 
Montenegro) 

RACVIAC (Regional Arms Control seit 1 999 2 Stabsoffiziere 
Verification and Implementation 
Assistance Centre) 
ISAF (Afghanistan) Angehörige seit 2002 5 Infanteristen 
des BH 
CONCORDIA (EU-Mili täroperation seit 2003 15 Angehörige 
in Mazedonien) des BH 

Ausbildung irakischer Polizisten seit 2003 4 Exekutivbeamte 
in Jordanien 

EUPM (EU-Polizei mission in seit 2003 5 Exekutivbeamte 
Bosnien und Herzegowina) 
Operation "Arternis" (OR Kongo) seit 2003 5 Stabsmitglieder 

PROX1MA (EU-Polizeimission in seit 2003 5 Infanteristen 
Mazedonien) 
MlNUCI (Cate d' Ivoire) seit 2003 5 Infanteristen 

') Oie Entsendung von Stabsangehörigen wurde im November 2001 b endet. 
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6sterreichische Mitglieder in außenpolitischen Gremien 

Vll. Österreichische Mitglieder in außenpolitischen Gremien 

1 .  Außenpolitischer Ausschuss des Nationalrates (26 Mitglieder) 

Stand: 1 7. Juni 2003 

Obmann: Schieder Peter 

ObmannstellvertrelerIn: Spindelegger Michael. Dr. 
Lunacek Ulrike. Mag. 
Scheibner Herbert 

SchriftführerIn: 

Cap Josef. Dr. 

Donabauer Karl 
Pilz Peter. Dr. 
Bösch Reinhard Eugen. Dr. 

Mitglieder Ersatzmitglieder 

ÖVP Amon Werner. MBA Brinek Gertrude. Dr. 
( 1 2) Böhm Franz Xaver Ellrnauer Matthias 

Brader Alfred. Mag. Dr. Franz Anna 
Donabauer Karl Glaser Franz 
Felzmann Carina Grander Maria 
Großruck Wolfgang Grillitsch Fritz 
Hakl Karin. Mag. Khol Andreas. Dr. 
Leddler Johann Kößl Günter 
Missethon Hannes. Dipl.-Ing. Langreiter Hans. Mag. 
Murauer Walter Machne Helga 
Schultes Hermann. Ing. Pack Jochen 
Spindelegger Hermann. Dr. Steindl Konrad 

SPÖ Bauer Hannes. Dkfm. Dr. Bayr Petra 
( 10) Cap Josef. Or. Gai11 Anton 

Einem Caspar. Dr. Kummerer Werner. Dipl .-Ing. 
Gartlehner Kurt. Ing. Matzneller Christoph. Dr. 
Gusenbauer Alfred. Dr. Moser Hans. Mag. 
Hagenhofer Marianne Niederwieser Erwin. DDr. 
Heinzl Anlon Puswald Christian. Dr. 
Mullonen Christine. Mag. Scharer Erika 
Posch Walter. Mag. SladJbauer Bettina 
Schied er Peler Wurm Gisela. Mag. 

FPÖ Bösch Reinhard Eugen. Or. Mainoni Eduard. Mag. 
(2) Scheibner Herbert Wittauer Klaus 

GRÜNE Lunacek Ulrike. Mag. Lichlenberger Evelin. Or. 
(2) Pilz Peler. Dr. Sloisits Terezija. Mag. 
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2. Ständiger Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen 
Union (13 Mitglieder) 

Stand: 1 2 . November 2003 

Obmann :  

ObmannstellvertreterIn: 

Fasslabend Wemer. Dr. 

Einem Caspar, Dr. 
Donabauer Karl 
Hagenhofer Marianne 

Schri ftführerIn: Schieder Peter 

ÖVP 
(6) 

SPÖ 
(5) 

FPÖ 
( 1  ) 

GRÜNE 
(1 ) 

Mitglieder 

Kopf Karlheinz 
Walther Heidrun 

Arnon Wemer, MBA 
Donabauer Karl 
Fasslabend Wemer. Dr. 
Grillitsch Fritz 
Kopf Karlheinz 
Stummvoll Günter, Dkfm. Dr. 

Cap Joset Dr. 
Einem Caspar, Dr. 
Hagenhofer Marianne 
Schieder Pet er 
Walther Heidrun 

Bösch Reinhard Eugen, Dr. 

Lichtenberger Evelin, Dr. 

Ersatzmitglieder 

Langreiter Hans, Mag. 
Glaser Franz 
Spindelegger Michael, Dr. 
Keuschnigg Georg 
Böhm Franz Xaver 
Hakl Karin, Mag. 

Faul Christian 
Kaipel Erwin, Ing. 
Muttonen Christine, Mag. 
Stadlbauer Bettina 
Trunk Melitta, Mag. 

Mainoni Eduard, Mag. 

Pirklhuber Wolfgang, Dipl.-Ing. Dr. 

3.  Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des Bundesrates 
(18 Mitglieder) 

Stand: 1 .  März 2004 

Vorsitzender: 

Vorsitzender-Stellvertreter: 

Schriftführer: 

382 

Ager Hans 

Konecny Albrecht 
Roth-Halvax Sissy 

Todt Reinhard 
Schennach Stefan 
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ÖVP 
(9) 

SPÖ 
(6) 

FPÖ 
(3) 

GRÜNE 
( 1 )  

OSlerreichische Mitglieder in außenpolitischen Gremien 

Mitglieder 
Ager Hans 
Bader Karl 
Fasching Paul 
Himmer Harald, Mag. 
Hösele Herwig 
Knei fel Gottfried 
Kritzinger Helmut 
Roth-Halvax Sissy 

Boden Karl 
GumpLmaier Ericb, Or. 
Haselbacb Anna Elisabeth 
Kallenbacber Günther 
Konecny Albrecbt 
Todt Reinbard 

Gudenus John, Mag. 
Weilbarter Engelbert 

Scbennacb Stefan 

Ersatzmitglieder 
Fröhlieb Christine 
Giesinger Ilse 
Haller Hermann, lng. 
Kübnel Franz-Eduard, Or. 
Liecbtenstein Vincenz, Or. 
Saller Josef 
Scbnider Andreas, Or. 
Spiegelfeld-Schneeburg Georg, Or. 
Bachner Roswitha 
Binna Tbeodor 
Hlavac Elisabeth, Or. 
Lindinger Ewald 
Reisenberber Harald 
Scbimböck Wollgang 
Wiesenegg Helmut 
Böbm Peter, Or. 
Kanovsky-Wintermann Renate, Or. 
Klamt Gerd, lng. 
Konrad Eva 

4. EU-Ausschuss des Bundesrates (18  Mitglieder) 
Stand: 1. März 2004 

Vorsitzender: Kneifel Gottfried 
Vorsitzender-Stellvertreterln: Konecny A1brecbt 

Weiss Jillgen 

Scbriftfübrerln: Lindinger Ewald 
Hagen Cbristopb 

ÖVP 
(8) 

SPÖ 
(7) 

Mitglieder Ersatzmitglieder 
Ager Hans 
Fasching Paul 
HöflDger Jobann 
Kneifel Gottfried 
Kühnel Franz-Eduard, Or. 
Schnider Andreas, Or. 
Weiss Jillgen 
Zwazl Sonja 
Gruber Manfred 
Hlavac Elisabeth, Or. 
Kaltenbacher Günther 
Konecny Albrecht 
Lindinger Ewald 
Todt Reinbard 
Winter Ernst 

Bieringer Ludwig 
Gansterer Michaela 
Giesinger lIse 
Gruber Franz, lng. 
Hösele Herwig 
Roth-Halvax Sissy 
Spiegelfeld-Schneeburg Georg, Or. 
Tiefnig Ferdinand 
Bachner Roswitha 
Ebner Adelbeid 
Gumplmair Erich, Or. 
Haselbacb Anna Elisabeth 
Schicker Johanna 
Schlaffer Anna 
Stadler Werner 
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FPÖ 
(3) 

G RÜNE 
( 1 )  

Böhm Peter. Dr. 
Hagen Christoph 

Konrad Eva 

Kanovsky-Wintermann Renate. Dr. 
K1amt Gerd. Ing. 

Schennach Stefan 

5.  Österreichische Delegation zur Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates (6 Mitglieder) 

Stand: März 2004 

Ordentliche Mitglieder: 

Spindelegger Michael. Dr . .  Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP). Delegationsleiter 
Donabauer Karl. Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Himmer Harald. Mag . .  Bundesrat (ÖVP) 
Wurm Gisela. Mag . .  Abgeordnete zum Nationalrat (,SPÖ). stv. Delegationsleiterin 
Schieder Peter. Abgeordneter zum Nationalrat (SPü) 
Gusenbauer Alfred. Dr.. Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 

Ersatzmitglieder: 

Hakl Karin. Mag . •  Abgeordnete zum Nationalrat (ÖVP) 
Tusek Gerhard. Mag .. Bundesrat (ÖVP) 
Muttonen Christine. Mag . •  Abgeord.,I:lete zum Nationalrat (SPÖ) 
Schicker Johanna. Bundesrätin (SPü) 
Grissemann WiLheLm. Bundesrat (FPÖ) 
Stoisits Terezija. Mag . •  Abgeordnete zum Nationalrat (Grüne) 

6. Österreichische Mitglieder des Europäischen Parlaments 
(21 Mitglieder) 

Stand: März 2004 

ÖVP Schweiger-Stenzel Ursula (Delegationsleiterin) 
(7) Flemming Marilies. Dr. 

Karas üthmar. Mag. 
Pirker Hubert. Dr. 
Rack Reinhard. Univ.-Prof. Dr. 
Rübig Pau!. Dr. 
Scruerhuber Agnes 

SPÖ Swoboda Hannes. Dr. (Delegationsleiter) 
(7) Berger Maria. Dr. 
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Bösch Herber!. Mag. 
Etd Harald. Ing. 
Martin Hans-Peter. Dr. 
Prets Christa 
Scbeele Karin. Mag. 
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FPÖ 
(3)  

GRÜNE 
(2)  

Österreichische Mitglieder in außenpolitischen Gremien 

Raschhofer Daniela (Delegationsleiterin) 
llgenfritz Wolfgang, Mag. 
Kronberger Hans, Dr. 

Voggenhuber Johannes (Delegationsleiter) 
Echerer Mercedes 

Ohne Fraktionszugehörigkeit Hager Gerhard, Prof. Dr. 
(2)  Sichrovsky Peter, Ing. Mag. 

7. Rat für Fragen der österreichisehen Integrations- und 
Außenpolitik 
Stand: März 2004 

Der Rat für Fragen der österreichischen Integrations- und Außenpolitik wurde mit 
Bundesgesetz vom 2 1 .  November 2001 (BGBI 1 2S/200 1 )  eingerichtet. Der Rat dient der 
Beratung der Bundesregierung in Fragen der österreichischen Integrations- und Außen­
politik und tritt unter dem Vorsitz des Bundesministers für auswärtige Angelegenhei­
ten zusammen. Im Jahr 2003 fanden Sitzungen am 24. Juni und am 1 7. Dezember statt. 
Zuletzt gehörten dem Rat folgende Personen an: 

Mitglieder: 
Dr. Benita Ferrero-Waldner, Bundesministerin für auswärtige Angelegenheiten, 
Vorsitzende 
Dr. Hans Peter Manz, Vertreter des Bundeskanzlers 
Mag. Barbara Steiner, Vertreterin des Vizekanzlers 
Brigadier Wolfgang Wosolsobe, Vertreter des Bundesministers für Landesverteidigung 
Dr. Werner Fasslabend, Abgeordneter zum Nationalrat (Öv:!') 
Dr. Michael Spindelegger, Abgeordneter zum Nationalrat (OVP) 
Dr. Günter Stummvoll, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Gotlfried Kneifei, Mitglied des Bundesrates (ÖVP) .. 
Ing. Hermann Schultes, Abgeordneter zum Nationalra.� (OVP) 
Dr. Heinz Fischer, Abgeordneter zum Nationalrat (SPO) 
Dr. Alfred Gusenbauer, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Peter Schieder, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Dr. Caspar Einem, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) .. 
Mag. Reinhard Bösch, Abgeordneter zum Nationalrat (FPO) 
Mag. Ulrike Lunacek, Abgeordnete zum Nationalrat (Grüne) 
DDr. Herwig van Staa, Landeshauptmann von Tirol 
Dr. Sepp Rieder, Landeshauptmann-Stellvertreter von Wien 
Walter Prior, Präsident des Burgenländischen Landtages 
Angela Orthner, Präsidentin des Oberösterreichischen .Landtages 
Dr. Christoph Leitl, Präsident der Wirtschaftskarnmer Osterreich 
Mag. Herbert Tumpel, Präsident der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
ÖkR Rudolf Schwarzböck, Vorsitzender der Präsidentenkonferenz der landwirtschafts­
kammern Österreichs 
Fritz Verzetnitsch, Präsident des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
Dr. Peter Koits, Bürgermeister von Wels, Vertreter des Österreichischen Städtebundes 
Prof. Walter Zirnper, Vizepräsident des Österreichischen Gemeindebundes 
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Ersatzmitglieder: 
Wolfgang Großruck, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Werner Amon, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Karlheinz Kopf, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Mag. Harald Himmer, Mitglied des Bundesrates (ÖVP) 
Michael Praßl ,  Abgeordneter zum ationalrat (ÖVP) 
Dr. Josef Gap, Abgeordneter zum ationalrat (SPÖ) .. 
Anna Elisabeth Haselbach, Mitglied des Bundesrates (SPO) 
Mag. Barbara Prammer, Abgeordnete zum Nationalrat (SPO) 
Mag. Gisela Wurm, Abgeordnete zum ationalrat (SPÖ) 
Mag. Eduard Mainoni, Abgeordneter zum Nationalrat (FPÖ) 
Dr. Evelin Lichtenberger, Abgeordnete zum Nationalrat (Grüne) 

Beobachter: 
Dr. Markus Lutterotti, Vertreter der Präsidentschaftskanzlei 

8. Nationaler Sicherheitsrat 
Stand: 3. März 2004 

Stimmberechtigte Mitglieder: 
Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel, Vorsitzender 
Hubert Gorbach, Vizekanzler, Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
Dr. Benita Ferrero-Waldner, Bundesministerin für auswärtige Angelegenheiten 
Günther Platter, Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Ernst Strasser, Bundesminister für Inneres 
Dr. Dieter Böhmdorfer, Bundesminister für Justiz 
Dr. Andreas Khol, Präsident des Nationalrates (ÖVP) 
Dr. Michael Spindelegger, Abgeordneter zum ationalrat (ÖVP) 
Dr. Günter Stumm voll, Abgeordneter zum ationalrat (ÖVP) 
Walter Murauer, Abgeordneter zum ationalrat (ÖVP) 
Ludwig Bieringer, Bundesrat (ÖVP) 
Dr. Heinz Fischer, Zweiter Präsident des Nationalrates (SPÖ) 
Dr. Alfred Gusenbauer, KJubvorsitzender, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Dr. Josef Cap, Geschäftsf. KJubvorsitzender, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Mag. Barbara Prammer, Abgeordnete zum Nationalrat (SPÖ) 
Dr. Peter Pilz, Abgeordneter zum Nationalrat (Grüne) 
Dr. Reinhard Bösch, Abgeordneter zum ationalrat (FPÖ) 

Mitglieder mit beratender Stimme: 
Dr. Herbert Sausgruber, Landeshauptmann, Vertreter der LH-Konferenz 
Botschafter Dr. Helmut Türk, Kabioettsdirektor, Präsidentschaftskanzlei 
Botschafter Dr. Johannes KyrIe, Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten 
General Roland ErtJ, Generalstabschef 
Dr. Erik Buxbaum, Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit 
Botschafter Dr. Hubert Heiss, Bundeskanzleramt 
Dr. Helmut Günther, Sektionschef, Büro des VizekanzJers 
Botschafter Dr. Thomas Mayr-Harting, Bundesministerium für auswärtige Angelegen­
heiten 
DDr. Erich Reiter, Sektionschef, Bundesministerium für Landesverteidigung 
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Österreich in Zahlen 1950 bis 2003 

Gegenstand, Einheit 1950 1 970 1 990 2000 2002 2003 

Bevölkerungsstand, in 1 .000, 0 6.935 7.467 7.729 8.1 10 8.053 8.06716) 

darunter Ausländer, in 1 .000 3232) 183 456 758 708 70926) 

Lebenserwartung, in Jahren, männlich 61,9 66,5 72,3 75,4 75, 8  
weiblich 67,0 73,4 78,9 81,2 81, 7 

Unselbständig Beschäftigte, in 1 .000 1 .941 2.387 2.929 3.133 3 .155 3.184 

Wochenarbeitszeit, effektiv, Unselbständige 40,8 36, 7 35,5 40,9 40,9 
ArbeitslosenquoteJ) 6,0 2,4 5,4 5,8 6,9 7,0 
Bruttoinlandsprodukt, Ifd. Preise, in Mrd. S')8) 51,9 375,9 1 .813,5 207,0 218,3 224,3 

Wirtschaftswachstum, in % 12,4 7, 1 4,6 3,5 1,4 0, 7 
Offizielle Währungsreserven, in Mrd. S')8) 47 138 18,9 12,4 
Verbraucherpreisindex, 0 1966 = 1 00  47,9 1 15,0 298,6 375,4 392,3 397,7 

Tariflohnindex, 0 1966 = 100 32,4 1 3 1 , 1  507,6 7 1 6,9 753,6 770,5 

Index der Industrieproduktion, 0 1981 = 1 ()()6) 19,2 68,3 133,4 
Produktion je Beschäftigten, 0 1 981 = 1()()6) 25, 7 66,4 153,3 
Produktionsindex, 0 1995 = 100, 2000 = 100 132,6 103,0 106,7*) 

Beschäftigtenindex, 0 1995 = 100, 2000 = ! OO  96,8 97,3 97,3*) 

Energetischer Endverbrauch, in Petajoule 6 1 7  833 949, 7 
Brotgetreide, durchschnittlicher Ertrag pro ha, 100 kg 16,5 28,5 48,4 43,2 47,8 42,4 
PKW- und Kombi-Bestand, in 1 .000 48 1 . 197 2.991 4.097 3.987 4 .054 

Wohnfläche pro Einwohner, in m2 21,47) 32, f 1) 37,5 38, 1 
Leistungsbilanzsaldo, in Mrd. S8) - 1, 7  13,6 -5,4 0,4 -2,0*) 

--------

Quelle: Statistik Österreich, Oesterreichische Nationalbank, Österreicbisches Institut ftJr Wirtschaftsforschung, Hauptverband der Sozialver.;iche­
rungslräger, Arbeitsmarktservice Österreich . 
. = Keine Daten vorhanden. - ' )  Prognose bzw. Schätzung. - 2) Volkszählung 195 1 .  - »  Vorgemerkte Arbeitslose in Prozent des Arbeitskräfteange­
botes der Unselbständigen (unselbständig Erwerbstätige + vorgemerkte Arbeitslose). - ') Ab 1990 entsprechend dem Europäischen System Volks­
wirtschaftlicher Gesamlrechnungen (ESVG, 2. Aunage); davor SNA 1968; ab 1995 gemäß ESVG 95. - ') Seit 1997 neues Konzept gemäß TWF. -

w ') Bruch in der Zeilreihe, seit 1995 neue Indizes im SachgUterbereich. - 1) Häuser- und Wohnungszählung 1971, 1981 bzw. 1991,  Mikrozensus. _ I) ab 
� 2000 in Mrd. Euro. - 26) Stand 1 .  1 .  2003. - .) vorläufig. 
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w 
CI) 
CI) 

Wirtschafts- und Sozialstatistik - intemationaJer Vergleich 

Brullo- Anteil des 
inlands- Wirtscbafts- Leistungsbilanz- Einfuhr') Ausfuhr') Exportanteile') 5rodukt wachstum') saldos am BIP') am BIP 

Länder BIP�je 
Einwo ner 2002 I 2(036) 2002 I 2(036) 2001 I 2002 2001 I 2002 2001 I 2002 2002 
in EURI) in % in Mrd. US-$ in % 

Belgien 25.880 0, 7 0,8 4,7 5,1 1 78,7 195,9 1 89,3 2 13,5 85,4 83,9 
Dänemark 27.480 2,1 0,8 2,5 3, 7 43,4 47,7 50,7 55,8 45,2 44,3 
Deutschland 24.650 0,2 0,0 2, 7 2,1 486,0 491,9 571 ,4 612,6 35, 1 35,9 
Finnland 24.800 2,2 1,4 7,6 7,3 32,1 33,6 42,8 44,7 39,8 38, 7 
Frankreich 24.660 1,2 0,1 2,0 0,9 300,7 308,3 296,2 309,8 27,9 2 7,0 
Griechenland 15.840 3,8 4,1 -6,4 -6,5 29,9 3 1 ,2 9,5 10,3 22, 7 20,9 
Irland 30. 140 6, 9 1,6 -0,7 - 1, 7  5 1 ,3 5 1 ,S 83,0 87,4 98,2 93, 7 
Italien 24.570 0,4 0,4 -0,6 - 1,2 233,0 243,3 241 ,7 251 , 1  28,3 27,0 
Luxembur!. 45.290 1,3 1,2 1 1 ,2 1 1 ,6 8,2 8,6 152,5 145,8 
Niederlan e 27.050 0,2 -0,9 1,4 1,9 1 94,9 1 93,6 216,1  220,3 65,3 62,6 
l':Jorwegen 1,0 1,1 13,2 12,7 33,0 34,9 59,2 59,7 46,3 41,2 
Österreich 26. 930 1,4 0, 9 0,3 - 0,6 70,4 72,8 66,7 73,2 52,5 52,8 
Portugal 16.470 0,4 -0,8 - 7, 1  - 4, 9 39,4 38,3 24,4 25,S 31,0 30,3 
Schweden 24.520 2,0 2,3 4,1 3,7 63,S 66,1 75,8 8 1 , 1  45,3 44,0 
Schweiz 0,1 0,6 9,3 9,4 77,1 79,1 78,1 83,9 43,5 44,2 �anien 20.280 1,9 1,4 -2,4 -3,6 1 53,3 1 63,5 1 1 5,2 1 23,5 29,9 28,4 

ereinigtes Königreich 24.790 1, 7 2,0 - 1,8 -2,7 321 ,0 335,4 267,3 276,3 27,0 26,2 
EU 1 5  24.020 1,0 0, 7 1,0 0,2 2209,2 2306,6 2261 ,8 2395,5 35,9 35,1 
Japan 0,3 1,0 2,8 2,9 349,1 337,2 403,5 4 1 6,7 10,4 1 1,2 
Vereinigte Staaten 2,4 2,5 - 4,6 -5,0 1 179,0 1 200,0 731 ,0 694,0 10,3 9,6 
OECD insgesamt - 1, 1  - 1,2 --

I ) Zu laufenden Preisen und KKP. Q: Eurostat. - ') Veränderung des realen BIP zum Vorjahr. Q: OECD Economic Outlook, Eurostat. -
') Q: OECD, OeNb, WIFO. - ') Generalhandel (Waren- inkl. Lagerverkehr) ftlr Dänemark, Finnland, Irland, Norwegen, Schweden, Vereinigtes 
Königreich, Japan und USA; sonst Spezialhandel (Waren- exkl. Lage.rverkehr). Hochrechnung aus Monatsdurchschninswenen It. OECD. - !l Waren 
und Dienstleistungen zu laufenden Preisen nach ESVG 1995. Q: Eurostat, New Chronos; Schwe.iz und OECD gesamt, Q: Main Economic Indicators. -
6) Prognose. - *) vorläufig. 
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w 
co 
CJ:) 

Anteil der Umweltschutz-
Jugend- Langzeit- Steigerung des ausgaben am BIP, 
arbeits- arbeits-Arbeitslosenquote8) losen- losen- Verbrauchervreisesll) AnIang bis Mitte der 90er 

Länder quote') quotelO) gegenUber orjahr Jahre, öffentlicher und 
privater Sektor") 

1995 I 2002 I 2003 2002 2002 1995 I 2002 I 2003 I HVPI 2003 insgesamt I dar. öffentl. Sektor 

in % 

Belgien 9, 7 7,3 8, 1 15,7 49,6 1,4 1,6 1,6 1,5 1,5 ))) 0,4 
Dänemark 6,7 4,6 5,6 7 ,1  1 9, 7  2,0 2,4 2,1 2,0 
Deutschland 8,0 8,6 9,3 9,3 47,9 1 , 7  1,4 1,0 1,0 1,824� 0,6 
Finnland 15,4 9, 1 9,0 28,2 21,2 0,8 1,5 0,9 1,3 0, 7)) 0,5 
Frankreich 1 1,3 8,8 9,4 18,9 32, 7 1 , 7  1,9 2,1 2,2 1 , 7 '2 0, 9 
Griechenland 9,2 10,0 25, 7 52,4 8,9 3,6 3,6 3,4 
Irland 12,3 4,3 4,6 7,8 29,3 2,6 4,7 3,5 4,0 O,6 2'� 0,4 
Italien 1 1,5 9,0 8,6 27, 1  59,2 5,3 2,5 2,7 2,8 0,820 0, 7 
Luxemburl 2,9 2,8 3,7 8,1 27,4 1,9 2, 1 2,0 2,5 
Niederlan e 6,6 2,7 3,8 4,6 26, 7 1,9 3,3 2,2 2,2 2 024� 1 , 1  
!;,!,orwegen 5,4 3,9 4,5 13,0 12,6 2,5 1,3 2,5 2,0 1:2 1) 0,4 
Osterreicb 3,9 4,3 4,4 7,2 20,3 2,2 1,8 1,3 1,3 3, 0 lJ) 1,3 
Portugal 7,3 5,1 6,4 10,4 35,5 4,2 3,5 3,3 3,3 O,8 12� 0,5 
Schweden 8,8 4,9 5,6 12,9 20,1 2,9 2,3 2,1 2,3 0,8 )) 0,2 
Schweiz 3,3 3,2 4,1 5,7 21,6 1,8 0, 7 0,6 �anien 18,8 1 1,3 1 1,3 21,5 34,3 4,7 3, 1 3,0 3, 1 

ereinigtes Königreich 8,5 5, 1 5,0 10,9 23,1 3,4 1,6 2,9 1,4 0, 7 12) 0,4 
EU 15 10,1 7, 7 8,0 14,6 40,2 3,1 2,1 2,2 2,0 
Japan 3,1 5,4 5,3 -0,1 - 1,0 - 0,2 1,4))� 0,6 
Vereinigte Staaten 5,6 5,8 6,0 2,8 1,5 2,3 1,6 17 0, 7 
OECD insgesamt 

_. --------_.-

') In Prozent der Erwerbspersonen (ohne Militär); USA, Japan in Prozent aller Erwerbspersonen. Q: Eurostat, OECD, DGECFIN, EC economic data 
pocket book für EU 1 5, Japan und USA; OECD Econ��c Outlook 66 ftlr Norwegen und Schweiz. - ') 15-24-Jährige. - '0) 1 2  Monate und länger. -1 1 ) Q: OECD; Nationale Indizes 1995-2003 Q: Stat.Amter, Statistik Österreich, vorläufige Wene; HVPI 2002 Q: Eurostat, Harmonisiener Verbraucher­
preisindex. - ") 2000. - ") 1990. - ") 1994. - "') 1997. - " ) Q: OECO Environmental Oata 2002. - ") 1998. - )') 1999. _ .) vorläufig. 
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w 
(0 
o Effektive Erwerbs- bzw. Lebenserwartung Säutl�n�s- Lebendge- Sterbefälle 

Arbeits- ster hc - borene 
zeit 22) Erwerbstätigenquote23) in Jahren keit2» 

Länder auf 1 .000 Einwohner 
2002 1995 2002 1995 2002 

m. I w. z.") I m. I w. m. I 1995 2002 1995 2002 1 995 2002 
Std./Woche w. w. 

Belgien 37,6 73, 1  52,4 59, 7 51,1 73,4 80,2 75. 1 81,1 6,1 4,9 1 1,4 11.0 10,5 /0,3 
Dänemark 37,5 87,9 74,6 76,4 72,6 72,7 77,8 74,8 79,5 5,1 4,4 13,3 11,9 12,1 10,9 
Deutschland 40,9 78,4 60,4 65,4 58,8 73,3 79, 7 75.637) 81.337) 5,3 4.3 9,4 8.8 10,8 10.2 
Finnland 37,2 77,3 71,8 69, 1 67,3 72.8 80,2 74,9 81,5 3,9 3,0 12,3 10,7 9,6 9,5 
Frankreich 38,6 75,6 61,2 62,9 56,4 73,9 81,9 75.6 -)  82. 9-) 4,9 4.5 12,6 12.8 9,2 9. 1 
Griechenland 40,2 80,0 45,3 56,9 42, 7 75,0 80,3 75,4 -)  80. 7-) 8,1 5,9 9, 7 9.3 9,6 9.5 
Irland 39,0 78, 7 47,9 65,0 55,2 72,9 78,4 75.2 80.3 6,3 5.1 13,5 15.4 9,0 7.5 
Italien 35,0 73,5 43,0 55,4 41,9 74,9 81,3 76,8 -) 82,9 -) 6,2 4.7 9,2 9.4 9,7 9,9 
Luxemburg 39,9 99,8 57,8 63,6 51,5 73,0 80,2 74.9 81.5 5,5 5,1 13,2 12.0 9,3 8.4 
Niederlande 37,3 79,3 58,5 74,5 65,9 74,6 80,4 76.0 80. 7 5,5 5,1 12,3 12.6 8,8 8. 9 
Norwegen 37,5 77,3 73,8 74,8 80,8 76.4 81,5 4,0 3.9]7) 13,8 12.2 10,4 9.9 
Österreich 40,9 82, 7 64,5 68,2 61, 1 73, 6 80, 1 75,8 81,7 5,4 4, 1 1 1,0 9, 7 10, 1  9,5 
Portugal 38,9 80,3 61,4 68,6 61,2 71,2 78,6 73,8 80,5 7,5 5,0 10,8 11.0 10,5 10.2 
Schweden 37,2 80,8 78,0 74,0 72,5 76,2 81,4 77,7 82,1 4,1 2,8 11,7 10,7 10,6 10,6 
Schweiz 42,4 78,9 70.6 75,3 81,7 77,8 83,0 5,0 4,5 1 1, 7  9. 9 9,0 8.5 
Spanien 38, 9 75, 1  45,6 58,4 44,0 74,3 81,5 75,7-)  83. 1 -) 5,5 3.4 9,3 /0. 1 8,8 9.0 
Vereinigtes Königreich 41,0 85, 7 67,5 71,5 65,3 74,0 79,2 75, 737) 80.4]7) 6,2 5.3 12,5 11.3 1 1,0  10.3 
EU 15  39,1 78,3 57,3 64,2 55,5 73,9 80,4 75,8-) 81.6-) 5,6 4.637) 10,8 10.637) 10,0 9.537) 
Japan 62.4 13) 41.313) 75.9 13) 81.913) 77.637) 84.2 37) 4.613) 3,3 /0.013) 9.6 6.713) 8.4 
Vereinigte Staaten 57.5 13) 44.4 '3) 71.813) 78.8'3) 74.437) 80.037) 9.2 13) 6,9 16. 7 13) 14.2 8.6 '3) 8.5 
OECD insgesamt 

22) Q: Eurostat, New Cronos, 2002, Arbeitnehmer. Stunden auf Vollzeitbasis. - 11) Anteil der Erwerbspersonen bzw. der Erwerbstätigen an der 
Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter; Q: 1995 StatJahrbuch. ÖSTAT; 2002 Eurostat, Labour-Force-Survey. - ") Im 1 .  Lebensjahr Gestorbene auf 
1 .000 Lebendgeborene. - 3') männlich und weiblich zusammen. - Ol) 1990. - 37) 2001. - -) vorläufig. 
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Anteil Anteil der Anteil der Anteil der Antei.1 der Budgets 
Studenten im öffentlicher Gesundheitsausgaben Bruttoinlands· Verteidigunl\'P der Außenministerien 

Tertiärbereich") BildungsausAiben ausgaben rur F & E am Gesam��udget 
Länder am BLP am BIP") am BIP") ausgaben am B ") 2003"' 

1995 I 2001 1995 I 2001 1995 I 2001 1995 I 2001 1995 I 2001 insges. I operativ 

auf 100.000 Einw. in % 

Belgien 3.481 3.500 5,0 6, 1 8,7 9,0 1,72 2, 17 /,6 1,3 0,41 0, 12 
Dänemark 3.255 3.567 7, 7 8,5 8,2 8,6 1,84 2,39 1,7 /,6 3,00 0,40 
Deutschland 2.644 2.533 4,7 4,6 10,6 10, 7  2,26 2,51 1,7 1,5 0,90 0,43 
Estland 1,08 0,86 
Finnland 4.02/ 5.397 6,9 6,2 7,5 7, 0 2,29 3,42 1,5 1,2 2,00 0,46 
Frankreich 3.589 3.441 6,0 5,7 9,6 9,5 2,31 2,23 3,1 2,5 /,32 0, 49 
Griechenland 2.838 4.375 2,9 3,9 8,9 9,4 0,49 0,64 4,3 4,6 0,65 0,39 
Irland 3.374 4.354 5,5 4,3 7,2 6,5 1,34 / ,/7 1,0 0, 7 1,59 0,52 
ItaLien 3./29 3.133 4,9 5,0 7,4 8,4 1,00 1,0712) 1,8 2,0 0,23 0, 18 
Lettland 0, 72 0,50 
Litauen 1,17 
Luxemburg 577 4,3 3,8 6,4 5,6 12) 0,8 0,8 3,50 0,73 
Malta 1,58 
Niederlande 3.261 3.153 5,0 5,0 8,4 8,9 1,99 1,89 1,9 1,6 7,07 0,47 
�orwegen 3.978 4.218 7,5 7,0 8,0 8,0 1,71 1,60 2,4 1,8 2,04 0,24 
Osterreich 2.910 3.300 6,2 5,8 8,2 7,6 1,56 1,93 *) 0,9 0,8 0,50 0,32 
Polen 0,38 
Portugal 3.002 3.778 5,4 5,9 8,3 9,2 0,57 0,84 2,6 2,1 0,70 0,66 
Schweden 2.789 4.030 7,5 7,3 8,1 8,7 3,46 4,27 1,9 2,0 2,85 0,28 
Schweiz 2. ll1 2.082 5,7 5,4 10,0 10,9 2,66 ") 2,63 12) 1,4 1,1 3,80 0,80 
SLowakei 0,96 0,71 
Slowenien 0,95 0,61 
Spanien 3.896 4.541 4,7 4,4 7, 7 7,5 0,81 0,96 1,5 1,2 0,64 
Tschechische Republik 0,55 0,27 
Ungarn 0,98 0,85 
Vereinigtes Königreich 3.100 3.453 5,0 4, 7 7,0 7,6 1,98 1,89 3,0 2,5 0,35 0,2/ 
Zypern 0,57 0,40 

EU 15 3.174 3.440 5,2 4,9 (2) 8,1 8, 1 12� 1,81 /,93 *) 
Japan 3.120 3.130 3,5 3,6 7,0 7,6 "  2,69 3,06 0,9 1,0 0,63 0,45 
Vereinigte Staaten 5.456 4.688 4,9 5,2 13,3 13,9 2,51 2,74 3,8 3,1 1,27 0,34 

OECD insgesamt 4,8 7,9 8,0 (2) 2,11 2,29 *) 

� 12) 2000. - ") inel. internat. Organisationen. - ") 1992. - ") Q: OECD. - 21) Q: OECD, MST1 2002-3, USA ohne Investitionsausgaben, z. T. OECD bzw. 
.... nationale Schätzungen. - 29) Q: SIPR I 2003. - "') Q: BmaA. - ") Q: UNESCO, Eurostat. - ") incl. Ausgabenbereich Asyl und Migration. - *) vorläufig. 
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392 

Außenhandel 2003 mit der EU und 
wichtigen Ländergruppen 
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Quelle sowie Grafik: STATISTIK AUSTRIA; vo<IAuf'98 Werte 
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Konvergenzkriterien gemäß "Maastrichter Vertrag" 
2002 und 2003 

Belgien 
Dänemark 

Deutschland 
Eslland 

Finnland 
Frankreich 

Griechenland 
Irland 
Italien 

letttand 
litauen 

luxemburg 
Malta 

Niederlande 
Österreich 

Polen 
PO<tUgaI 

Schweden 
SIow. Republik 

SIowenten 
Spanien 

Tschech. Republik 
Ungam 

Ver. KOnlgrelch 
Zypem 

Belgien DAnemark 
Deutschland 

Esiland 
Finnland 

Frankreich 
Griechenland 

Irland 
Italien 

letttand 
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• Europäische Union : 
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A ußen bezieh u ngen 

• Die Europäische Verfassu ng 
• Nach ba rschaftspol i t ik ,  Regiona le  Pa rtnerschaft, 

Dona u ra u mkooperation 
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• Die Lage in Krisenregionen, aher Osten, I rak,  Afghan istan 
• G loba le Aspekte der österreichischen Außen pol i t ik  
• Österreichs Rol le  i n  I n ternationalen Organ i sationen 
• Entwick l ungsZLlsammenarbeit  
• Netzwerk Mensch l iche Sicherheit, Menschenrechte, Rechte der Frau 
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• Weltwirtschaftspol i t ik  und Öffentl ichkeitsarbeit 
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• Der österreichische a uswärt ige Dienst 
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• Zah len und Graphi ken:  I n ternationa ler Vergleich 

Jahrbuch der österreichischen Außenpolitik 2003 
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